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Beginn: 9:31 Uhr. 

 

 

Eröffnung 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hiermit  

eröffne ich die 21. Sitzung des Landtags von 

Sachsen-Anhalt der achten Wahlperiode. Dazu 

begrüße ich Sie, verehrte Anwesende, auf das 

Herzlichste. 

 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hohen  

Hauses fest.  

 

Wir setzen nunmehr die 11. Sitzungsperiode 

fort und beginnen mit den Themen aus dem  

Prioritätenblock, den Punkten 4 bis 8. 

 

(Unruhe) 

 

- Danke. 

 

Wir beginnen mit dem 

 

 

Tagesordnungspunkt 4 

 

Erste Beratung 

 

Armut konsequent bekämpfen - krisenbe-

dingte Mehrbedarfe von gestern, heute und 

morgen erkennen und einkommensschwache 

Haushalte und insbesondere Kinder und Ju-

gendliche in Sachsen-Anhalt endlich zielgenau 

unterstützen 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 8/1148 

 

Alternativantrag Fraktion AfD - Drs. 8/1187 

 

 

Einbringerin für die antragstellende Fraktion ist 

Frau von Angern. - Bitte sehr. Sie haben das 

Wort. 

Eva von Angern (DIE LINKE):  

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren  

Abgeordneten!  

 

„Man erkennt den Wert einer Gesellschaft 

daran, wie sie mit den Schwächsten ver-

fährt.“  

 

- Dieses Zitat wird Gustav Heinemann zuge-

schrieben. Nicht wenige Politikerinnen haben 

sich in den letzten Jahrzehnten dieses Zitates 

des dritten Bundespräsidenten der Bundes- 

republik bemüht, um politische Vorhaben vor 

allem sozial- oder bildungspolitischer Natur zu 

begründen oder eben auch zu kritisieren. 

 

Die Worte von Gustav Heinemann sind und blei-

ben richtig. Es ist uns als LINKE ein besonderes 

Begehr, uns gerade für die Menschen in unse-

rem Land einzusetzen, die keine Stimme im Par-

lament haben und die zum Teil auch keine Kraft 

dafür haben, eine eigene Lobby aufzubauen. 

Daher möchte ich mich an dieser Stelle auch bei 

all jenen bedanken, die sich im Besonderen  

diesem Thema widmen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Wir haben gestern hier im Hohen Haus den 

Haushalt für das aktuelle Jahr beschlossen. 
 

(Dietmar Krause, CDU: Ihr nicht! - Alexander 

Räuscher, CDU: Habt ihr nicht dagegen  

gestimmt?)  
 

Sie, liebe Kolleginnen der Koalition haben Prio-

ritäten gesetzt, die nicht die Unsrigen sind.  
 

(Dietmar Krause, CDU: Ihr habt doch dage-

gen gestimmt! - Alexander Räuscher, CDU: 

Sie haben doch dagegen gestimmt! Wieso 

„wir“?) 
 

Als LINKE wissen wir natürlich, dass die wesent-

lichen Weichen in der Armutsprävention im  
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Bund zu stellen sind. In Land und Kommune 

können lediglich die Folgen gemildert werden.  

 

Ich hatte kürzlich ein Gespräch mit dem Ober-

bürgermeister von Frankfurt (Oder) René Wilke. 

Ihm ist dieser Umstand sehr wohl bewusst. Als 

Stadtoberhaupt von Frankfurt (Oder) sagt er 

ganz klar, es muss gerade in einer Kommune  

alles dafür getan werden, dass die Folgen von 

Armut und von Kinderarmut im Besonderen  

gemildert werden, und das beginnt bei der  

inneren Haltung. 

 

Niemand ist gern arm und niemand möchte als 

arm bezeichnet werden; denn die Schere im 

Kopf haben alle Menschen. Deshalb ist es ge-

rade wichtig, in unserem reichen Land Deutsch-

land Armut anzuerkennen und bei allem politi-

schen Handeln respektvoll zu begegnen. Das 

heißt ganz konkret, niemanden aufgrund seiner 

Einkommenssituation abzustempeln und  

niemanden bei politischen Entscheidungen zu 

vergessen. Es geht bei dem Thema eben nicht 

um Schuld, sondern es geht um Verantwortung. 

 

Ich sage Ihnen ganz deutlich, Armutsbekämp-

fung muss nicht nur aus sozialen und aus huma-

nitären Gründen politisch ganz weit oben  

stehen, sondern auch aus rein ökonomischen 

Gründen; denn Armut schadet uns als Gesell-

schaft in Gänze.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Nach der aktuellen Mai-Steuerschätzung sind in 

diesem Jahr Einnahmen in Höhe von 889 Mil- 

liarden € zu erwarten. Das sind 56 Milliarden € 

mehr als im Vorjahr. Für Sachsen-Anhalt bedeu-

tet das in Zahlen ca. 724 Millionen €. Die Reak-

tionen auf diese Zahlen aus Berlin und Magde-

burg waren deutlich. Der Bundesfinanzminister 

will bei der Lohnsteuer ausgleichen. Finanz- 

minister Richter will das Geld für Schuldentil-

gung einsetzen. Beide Entscheidungen versteti-

gen, Arme bleiben arm, Reiche werden reicher.  

 

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Das ist die Grundlage, das ist der Nährboden für 

soziale Spaltung, für das Abschneiden von Kin-

derrechten, für schlechte Bildungs- und Einkom-

menschancen und, ganz zugespitzt: für eine  

kürzere Lebensdauer. Spätestens an dieser 

Stelle wäre ein Aufschrei erforderlich. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Das Robert-Koch-Institut hat es uns schwarz auf 

weiß ins Stammbuch geschrieben: Menschen, 

die in Armut aufwachsen, Menschen, die in  

Armut leben, sterben zehn Jahre früher als alle 

anderen Menschen. Die Gründe dafür sind viel-

fältig. Es liegt an schlechter Ernährung, an 

schlechten Wohnverhältnissen, an einer 

schlechteren Gesundheitsversorgung und, ja, 

auch an fehlendem Glück.  

 

Nun kennen wir alle den Satz, Geld allein macht 

nicht glücklich, aber es gilt eben auch, Einkom-

mensverhältnisse entscheiden in Deutschland 

wie kaum in einem anderen europäischen Land 

über die Bildungschancen von Kindern. Deshalb 

haben wir bewusst das Thema Armut und die 

Vorschläge gegen Armut und gegen ihre Folgen 

in einem größeren Kontext heute hier im  

Rahmen eines Antrags auf die Tagesordnung  

gesetzt.  

 

In Sachsen-Anhalt leben laut Aussage der Bun-

desregierung ca. 26,2 % der Kinder und Jugend-

lichen in Armut, sind armutsgefährdet. Das  

bedeutet, dass mehr als jedes vierte Kind in  

unserem Land die Folgen von Armut tagtäglich 

spürt. 

 

Heinz Hilgers, der Präsident des Deutschen  

Kinderschutzbundes, sagte einst:  

 

„Kinder sind in Deutschland oft ein Armuts- 
risiko für Familien. Das frei verfügbare Ein-
kommen einer Familie sinkt mit zunehmen-
der Kinderzahl deutlich ab.“ 
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Das ist keine neue Erkenntnis, aber das ist vor 

allem ein Skandal. Jedes geborene Menschen-

kind sollte ein Glücksfall sein dürfen und kein 

Armutsrisiko.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Ich habe kürzlich mit Viertklässlern über Armut 

geredet. Sie haben noch keine Denkverbote im 

Kopf und sprechen die Dinge noch sehr offen 

aus. Ein Mädchen sagte zu mir: „Arme Kinder 

werden gemobbt, weil sie arm sind.“ Ein ande-

rer sagte: „Arme Kinder haben kaum Freunde 

und kein Geld für die Klassenfahrt.“ Ich könnte 

noch weitere Beispiele nennen. Kinder in unse-

rem Land wissen ganz genau, was Armut bedeu-

tet. Sie können sie spüren und sie können sie 

eben auch ganz konkret in Worte fassen. Sie 

wissen und spüren, was Ausgrenzung bedeutet. 

Kinderarmut verletzt Kinderseelen. Das müssen 

wir im Auge behalten. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Natürlich wissen wir als LINKE, dass Kinder- 

armut immer auch die andere Seite der Me-

daille von Elternarmut ist. Besonders schmerz-

haft ist das Wissen, dass insbesondere Alleiner-

ziehende in unserem Land das höchste Risiko 

haben, von Armut befallen zu werden.  

 

Bereits seit vielen Jahren fordern wir daher die 

Einführung einer Kindergrundsicherung. Es darf 

gerade nicht darauf ankommen, ob die Eltern 

Steuern zahlen, weil das derzeit dazu führt, dass 

gerade bei den Kindern, die in Familien mit kei-

nem oder einem niedrigen Einkommen leben, 

aufgrund des momentanen Steuer- und Sozial-

systems das kindliche Existenzminimum eben 

nicht gedeckt ist.  

 

Gemeinsam mit Verbänden wie dem Kinder-

schutzbund, der AWO, dem Paritätischen Wohl-

fahrtsverband, der Diakonie oder Pro Familia, 

um nur einige zu nennen, fordern wir, dass das  

 

sogenannte kindliche Existenzminimum, zusam-

mengesetzt aus dem sächlichen Existenzmini-

mum und dem Freibetrag für Betreuung, Er- 

ziehung und Ausbildung, sichergestellt ist. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Es gibt nun verschiedene Modelle der Kinder-

grundsicherung. Ich hoffe, dass sich davon eines 

in der aktuellen Koalition auf Bundesebene 

durchsetzen wird.  

 

Es ist selten, dass in einem Antrag der Opposi-

tion ein Vorhaben der Koalition, wenn auch im 

Bund, gelobt und begrüßt wird. Doch ich sage 

ganz deutlich, wir haben uns sehr darüber  

gefreut, als im Koalitionsvertrag auf Bundes-

ebene die Kindergrundsicherung festgeschrie-

ben worden ist. Allein, meine Sorge ist, dass es 

mangels Finanzen nicht umsetzbar sein wird.  

 

Unsere Forderung, unser Modell der Kinder-

grundsicherung bezieht sich derzeit auf 699 €. 

Ja, wir sagen ganz deutlich, das muss direkt an 

die Familien ausgezahlt werden.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Für alle - das wird kommen -, denen jetzt das 

Vorurteil in den Kopf schießt, dass das Geld ja 

eh nicht bei den Kindern ankommt, dass es für 

Zigaretten, für das neue Handy, für den neuen 

Flatscreen ausgegeben wird, empfehle ich die 

Studie „Kommt das Geld bei den Kindern an?“ 

des Zentrums für Europäische Wirtschafts- 

forschung. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Diese Studie entstand im Auftrag der Bertels-

mann-Stiftung, keine linksnahe Stiftung, und hat 

nachgewiesen, dass direkte staatliche Transfers 

wie das Kindergeld sehr wohl bei Kindern an-

kommen und eben nicht von Eltern zweckent-

fremdet werden. Das Geld wird für bessere  
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Bildungsangebote genutzt und für ein besseres 

Wohnumfeld. Ich sage ganz deutlich, selbst 

wenn es für ein neues Auto, selbst wenn es für 

einen Urlaub genutzt wird,  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Aha!) 

 

dann ist das etwas, das der Familie in Gänze  

zugutekommt. 

 

- Aha. Genau das, Herr Kosmehl. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Also doch!) 

 

Wir müssen uns vor Augen halten - Sie sind 

gleich gefragt; warten Sie es ab -, dass es in un-

serem Land Kinder gibt, die noch nie einen  

Urlaub, die noch nie eine Ferienfreizeit erlebt 

haben.  

 

Die Tatsache, dass die schwarz-gelbe Landes- 

regierung mit einem FDP-geführten Sozialminis-

terium  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

die Ferienfreizeiten in Sachsen-Anhalt abge-

schafft hat, das spüren die Kinder auch 20 Jahre 

später noch. Das ist ein riesiges Problem, und 

das werden wir auch immer so deutlich sagen.  

 

(Starker Beifall bei der LINKEN - Guido  

Kosmehl, FDP: Das ist absoluter Quatsch!) 

 

- Das ist kein Quatsch, sondern traurige Realität. 

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Armut und Armutsfolgen betreffen allerdings 

nicht nur Kinder und Jugendliche. Der Paritä- 

tische Gesamtverband hat in dieser Woche  

Zahlen veröffentlicht, aus denen hervorgeht, 

dass jede dritte Studierende in Armut lebt. 

 

(Oh! bei der AfD - Konstantin Pott, FDP: Rela-

tive Armut! Das ist keine absolute Armut!)  

 

Es geht nicht darum, dass kein Geld für Partys 

und Urlaub - - Ich finde es übrigens beschä-

mend, an dieser Stelle „Oh!“ zu machen. 

Schauen Sie sich einmal die konkrete Situation 

von Studierenden an. Schauen Sie sie sich auch 

in Zeiten der Pandemie an, in der es nicht die 

Möglichkeit gab, einen Nebenjob auszuüben, 

weil er einfach nicht da war, was das für einige 

bedeutet hat und was dann eben auch dazu  

geführt hat, ein Studium abzubrechen. Das 

schadet uns wieder allen; denn wir suchen Fach-

kräfte. 

 

(Starker Beifall bei der LINKEN) 

 

Ich zitiere, weil es zum „Oh!“ passt, Uli Schnei-

der, den Geschäftsführer des Paritätischen  

Gesamtverbands: 

 

„Die altbackenen Klischees“ 
 

- denen hier auch einige andere frönen -  

 

„des fröhlichen Studentenlebens bei wenig 
Geld, aber viel Freizeit sind absolut überholt 
und haben mit der Lebenswirklichkeit und 
dem Studiendruck heutzutage nichts mehr 
zu tun.“ 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Ich sage ganz deutlich: Selbstverständlich  

brauchen wir eine BAföG-Reform. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

Die Situation der Tafeln hat meine Kollegin  

Kerstin Eisenreich gestern schon beschrieben. 

Ich kann Ihnen sagen, wir werden auch hierzu 

noch parlamentarisch aktiv werden.  

 

Tafeln sind inzwischen lebensnotwendig für 

nicht wenige Menschen in Sachsen-Anhalt ge-

worden. Traurige Wahrheit ist eben auch, dass 

immer mehr Seniorinnen und Senioren darauf 

angewiesen sind, zur Tafel zu gehen, weil das  
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Geld eben nicht ausreicht. Sie haben ein Leben 

in Arbeit hinter sich und schaffen es trotzdem 

nicht, ohne die Tafel über die Runden zu  

kommen. Das, meine Damen und Herren, ist 

entwürdigend für unser Land.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Deshalb ganz klar unsere Forderung nach einer 

sanktionsfreien Mindestrente. Das ist das  

Mindeste, was wir der ältesten Generation 

schulden.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Damit Menschen gar nicht erst in Altersarmut 

geraten, fordern wir nicht nur beim Vergabe- 

und Tariftreuegesetz in Sachsen-Anhalt, son-

dern auch beim gesetzlichen Mindestlohn im 

Bund einen Betrag in Höhe von 14 € pro Stunde.  

 

(Guido Kosmehl, FDP: 14 €!) 

 

Wir haben gestern viel von der dramatisch  

hohen Inflationsrate gesprochen. Diese frisst 

schon jetzt real ein Monatsgehalt bzw. eine  

Monatsrente auf.  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Daran seid ihr doch 

schuld!) 

 

Es muss gegengesteuert werden. Dazu gehört 

selbstverständlich auch die Reform der Grund-

sicherung. Das muss alles schnell geschehen. 

 

Ich möchte daran erinnern, die Landesregierung 

steht bei den Menschen in Sachsen-Anhalt im 

Wort. Sie steht im Wort dafür, sich für gleich-

wertige Lebensverhältnisse zu engagieren. Da-

bei geht es nicht nur um den Vergleich in unse-

rem Land, sondern es geht um das gesamte 

Bundesgebiet. Wir müssen eben immer wieder 

bittererweise feststellen, dass der Osten an  

vielen Stellen abgehängt ist. Ich erwarte von der 

Landesregierung, dass sie sich selbstbewusst im  

 

Bundesrat für die Interessen der Menschen in 

Ostdeutschland und für die Menschen in Sach-

sen-Anhalt einsetzt. Das geschieht noch viel zu 

wenig. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Klar ist für uns, dass die Interessen armer Men-

schen im politischen Raum wenig gehört und 

selten mitgedacht werden. Das muss ein Ende 

haben. 

 

Aufgrund anderer Ausgaben auf Bundesebene 

wird es finanziell schwierig werden, viele der 

von der Koalition im Bund vorgeschlagenen 

dringend notwendigen Reformen auch tatsäch-

lich umzusetzen. Als einen der größten Fehler 

sehe ich - wer dafür in der Koalition im Bund  

zuständig ist, kann ich nicht entscheiden; sie  

haben es aber gemeinsam entschieden -, dass 

sie sich gegen eine Steuerreform ausgespro-

chen haben und dass sie sich gegen die  

Vermögensabgabe und vor allem gegen die für 

die Länder so wichtige Vermögensteuer ausge- 

sprochen haben.  

 

Das gefährdet die Finanzierbarkeit der Kinder-

Grundsicherung, der BAföG-Reform, der  

Pflegereform und der SGB-II-Reform und 

schlussendlich auch der Rentenreform. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von Guido  

Kosmehl, FDP) 

 

Deshalb heute unser Antrag, damit es ein klares 

Signal aus Sachsen-Anhalt für diese Reformen 

gibt.  

 

Noch ein letztes Wort zur gestern geführten De-

batte im Zusammenhang mit dem Haushalt und 

der dortigen Schuldenbremse. Ich sage Ihnen 

ganz deutlich: Die Schuldenbremse ist eine Zu-

kunftsbremse. Sie nützt nicht nur den aktuellen 

und späteren Generationen nicht, nein, sie 

schadet ihnen sogar. 
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(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP: Aha! Wer 

muss denn das zurückzahlen?)  

 

Von Ausgaben, die der Staat heute tätigt, profi-

tieren auch die Menschen, die morgen leben.  

 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 

 

Daher: Umgekehrt sind die heute ausbleiben-

den Ausgaben bspw. im Bereich der Bildung, im 

Bereich der Umwelt, im Sozialen auch für die zu-

künftigen Generationen verheerend. Daher ist 

es eben nicht ungerecht, zukünftige Generatio-

nen finanziell am aktuellen Gemeinwesen zu 

beteiligen. Ungerecht wäre es, es nicht zu tun 

und sie dadurch durch Nichtstun zu belasten.  

 

Die aktuelle Situation zeigt es doch ganz drama-

tisch. Die Pandemie hat dafür gesorgt, dass sehr 

schnell sehr viel Geld da sein musste. Da meine 

ich nicht nur das Geld für Impfstoffe; das war 

nicht planbar. Aber schauen Sie sich doch ein-

mal die Situation in den Gesundheitsämtern an. 

Dass die personell nicht gut ausgestattet sind, 

wussten wir schon vor der Pandemie. Jetzt war 

aber klar: Wir kommen nicht mehr umhin. Wir 

mussten von jetzt auf gleich viel Personal ein-

stellen. Und wir mussten oder müssen es selbst-

verständlich bezahlen. 

 

Damals war immer die Monstranz der schwar-

zen Null, die vor uns hergetragen worden ist. 

Das heißt, der politische Wille fehlte, das Perso-

nal einzustellen. Was wir davon haben, haben 

wir jetzt hart zu spüren bekommen.  

 

Im Übrigen steht dieser Ansatz auch für eine 

transparente Politik. Denn ehrlicherweise muss 

man doch sagen: Ob Geld in die Schuldentilgung 

fließt - wie vom Finanzminister gewünscht -, das 

können Sie mit Ihrer Mehrheit entscheiden, das 

hängt nicht von einer Schuldenbremse ab. Viel-

mehr können Sie sich mit Ihrer Mehrheit trans-

parent dafür entscheiden, in einer Zeit des wirt-

schaftlichen Aufwuchses - wo es im Übrigen an- 

 

gebracht ist - Geld in die Schuldentilgung zu  

stecken. Allerdings ist es in der Zeit des wirt-

schaftlichen Abschwunges wichtig, dass eben 

investiert wird. Dann muss das Geld dafür da 

sein. Dann sind Sie gefragt und nicht irgendeine 

Monstranz namens „Schuldenbremse“. Das ist 

Ihre Verantwortung. 

 

(Beifall bei der LINKEN)  

 

Nun hoffe ich, dass der Antrag zumindest in die 

Ausschüsse, wenigstens in den zuständigen 

Ausschuss überwiesen wird, freue mich selbst-

verständlich auf die Debatten dazu und danke 

Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Wir haben zwei Fragen. Die erst Frage kommt 

von Frau Dr. Schneider, die bereits am Mikro 

steht. Wollen Sie diese beantworten? 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE):  

 

Na klar. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie können sie stellen. 

 

 

Dr. Anja Schneider (CDU):  

 

Sie haben gerade auf die Studie hingewiesen, 

die ich nicht kenne, die sicher sehr interessant 

ist und bei der es sich sicherlich lohnt, sie einmal 

zu lesen. Sie haben ferner auf ein, zwei Aspekte 

hingewiesen. Aber könnten Sie noch ein, zwei 

Sätze dazu sagen, warum Sie die direkte Auszah-

lung von Geldern an die Familien präferieren. 
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Eva von Angern (DIE LINKE):  
 

Das folgt der Logik, warum wir uns auch eine 

bessere Ausstattung der Kommunen wünschen: 

weil ich grundsätzlich davon ausgehe, dass  

Eltern am besten wissen, was für die eigenen 

Kinder gut ist, dass Eltern in der Lage dazu sind, 

das zu beurteilen. Diesbezüglich haben wir mög-

licherweise einen Dissens. Deswegen empfehle 

ich diese Studie ausdrücklich. Auch Herr Krull 

war dabei, als sie im Rathaus von Magdeburg 

vorgestellt worden ist. 
 

Ich empfehle wirklich ausdrücklich diese Studie, 

weil es wichtig ist, dass gerade wir, die wir hier 

diese Entscheidungen mit unseren eigenen Vor-

urteilen treffen, die übrigens in unser aller 

Köpfe sind - selbstverständlich; das mache ich 

gar keinem zum Vorwurf -, uns mit diesen  

Zahlen konfrontieren und auch auf diesem Weg 

Unwissenheit ausräumen. 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Es gibt eine weitere Frage. - Herr Kosmehl hat 

seine Frage offensichtlich zurückgezogen. Dann 

sind wir mit dem einführenden Beitrag zur  

Debatte fertig. - Danke.  
 

Bevor wir in die Fünfminutendebatte einstei-

gen, begrüßen wir als erste Gruppe auf unserer 

Zuschauertribüne Schülerinnen und Schüler der 

Sekundarschule „LebenLernen“ aus Magde-

burg. Herzlich willkommen bei uns! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Dann können wir in die Debatte einsteigen. Für 

die Landesregierung spricht Ministerin Frau 

Grimm-Benne. - Sie haben das Wort. 
 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung):  
 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr 

geehrten Damen und Herren Abgeordneten!  

Die Bekämpfung von Armut ist zentrale Aufgabe 

der gesamten Landesregierung. Ich will mit ei-

nem Dank beginnen. Ich bin dankbar dafür, dass 

wir ein überparteiliches Netzwerk gegen Kinder-

armut in Sachsen-Anhalt haben, wo nicht nur 

die LINKEN ihre Forderungen aufnehmen,  

sondern auch die Sozialdemokraten, die Christ-

demokraten und das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

ihre Punkte einbringen. Die Ergebnisse in die-

sem Netzwerk waren uns immer Aufgabe. Auch 

hat es die Zusammenarbeit mit unserem Haus 

gestärkt. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Wie sieht die Situation in Sachsen-Anhalt aktuell 

aus? - Ein Blick in die Landesstatistik zeigt, dass 

die Armutsgefährdungsquote in Sachsen-Anhalt 

im Jahr 2019 bei rund 15 % lag. Sie ist damit ge-

genüber den Vorjahren leicht angestiegen. 

Überdurchschnittlich stark armutsgefährdet 

sind allerdings weiterhin - das wissen wir - vor 

allem Kinder und Jugendliche unter 25 Jahren, 

Alleinerziehende, Haushalte mit mehr als zwei 

Kindern, aber auch Erwerbslose, Menschen mit 

geringem Qualifikationsniveau, Menschen mit 

Migrationshintergrund und Menschen mit  

Beeinträchtigungen. 

 

Während bspw. die Maßnahmen zur Unterstüt-

zung alleinerziehender Eltern inzwischen Er-

folge verbuchen lassen - deren Armutsgefähr-

dungsquote ist leicht rückläufig -, sind insbeson-

dere Kinder und Jugendliche weiterhin auf  

hohem bis sehr hohem Niveau armutsgefähr-

det. In der Gruppe der unter 18-Jährigen waren 

im Jahr 2019 rund 21 % armutsgefährdet, in der 

Gruppe der 18- bis 25-Jährigen sogar mehr als 

32 %.  

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Diese 

Zahlen sind uns Auftrag. Uns ist selbstverständ-

lich bewusst, dass die Eindämmung von Armut 

maßgeblich auf der Sicherung von Einkommen 

und der Stärkung der Haushalte beruht. Deshalb 

ergreifen wir eine Vielzahl von Maßnahmen und  
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Programmen zur Stärkung und Unterstützung 

von Familien, einige bereits seit Jahren, und dies 

erfolgreich. 

 

Sie alle kennen unsere Maßnahmen zum  

Kinderförderungsgesetz. Diese gewährleisten 

Kindern einen gleichberechtigten Zugang zur 

Bildung und entlasten Eltern sowohl strukturell 

als auch finanziell.  

 

Die Debatten, die wir sonst immer im Landtag 

geführt haben, gibt es seit fast fünf Jahren nicht 

mehr; denn all diejenigen, die knapp oberhalb 

der Hartz-IV-Grenze oder Armutsgrenze sind, 

genießen aufgrund des Starke-Familien-Geset-

zes Beitragsfreiheit. Das sollte man an der Stelle 

auch einmal sagen. Das ist eine große Errungen-

schaft gewesen. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Frau von Angern, Sie haben schon ange- 

sprochen, nicht alles liegt in der originären Zu-

ständigkeit des Landes. Sie haben auch selbst 

von vielen bundespolitischen Initiativen ge- 

sprochen.  

 

Ich möchte gern ein paar Punkte herausgreifen, 

wo schon der Bund als Reaktion auf die aktuel-

len Entwicklungen, nämlich die Energiekrise, 

den Ukrainekrieg, die Coronapandemie, Maß-

nahmen ergriffen hat, um der Armut in diesen 

Bereichen entgegenzuwirken. 

 

Sie kennen alle das Programm „Aufholen nach 

Corona für Kinder und Jugendliche“. Sie haben 

gerade angesprochen, dass wir die Ferienfrei-

zeiten gestrichen haben. Gerade aus diesem 

Programm können wir in diesem Jahr ganz  

vielen Kindern die Möglichkeit geben, wieder  

Ferienfreizeit in Sachsen-Anhalt wahrzu- 

nehmen, und zwar von Arendsee bis Zeitz.  

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Das, finde ich, ist ein ganz wichtiger Punkt, um 

nicht nur Lernrückstände nachzuholen, sondern 

auch hinsichtlich der seelischen Gesundheit, 

nämlich über Ausflüge, über außerschulische 

Angebote hier einiges zu packen.  

 

Dann gibt es Ihre Forderung nach einer An- 

hebung der Regelbedarfe. Dazu wissen Sie, dass 

die Anpassung der Regelbedarfe immer den 

Preisentwicklungen entsprechend rückwirkend 

erfolgt. 

 

(Unruhe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Frau Ministerin, warten Sie kurz. - Ich möchte 

die Kabinettskollegen darum bitten, ihrer Minis-

terkollegin die Gelegenheit zu geben, ihren Vor-

trag so zu halten, dass auch ich ihn verstehe. - 

Danke. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung):  

 

Ich hoffe, dass das „Verstehen“ nicht nur auf die 

Akustik zielt, sondern dass Sie mir auch inhalt-

lich folgen. 

 

(Beifall bei der SPD - Lachen und Unruhe) 

 

Ich wollte zumindest noch einmal darüber spre-

chen, dass die Anhebung der Regelbedarfe, die 

von Ihnen gefordert wird, immer nur rück- 

wirkend erfolgen kann entsprechend den jewei-

ligen Preisentwicklungen. Deswegen werden 

sich die hohen Preissteigerungen voraussicht-

lich erst im kommenden Jahr abbilden. 

 

Dann möchte ich die Sofortmaßnahmen  

wenigstens einmal ansprechen, weil sie nämlich 

in dem Tempo der einzelnen Pakete, die die 

Bundesregierung jetzt auf den Weg gebracht 

hat, oftmals untergehen.  
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Es gibt die einmalige Energiepreispauschale. Es 

wird einen Einmalbonus in Höhe von 100 € für 

Familien mit Kindern geben. Es gibt die befris-

tete Senkung der Kraftstoffsteuer. Es wird - wir 

haben darüber gestern lange geredet - das  

bundesweite 9-€-Monatsticket im ÖPNV geben. 

Es gibt den Heizkostenzuschuss für Haushalte 

im Wohngeldbezug. Und es gibt einen einmali-

gen pauschalen Zuschuss für Empfängerinnen 

und Empfänger von Bafög. Das gibt es auch in 

der Berufsausbildungshilfe und im Ausbildungs-

geld. Es gibt auch die Coronaeinmalzahlung für 

alle erwachsenen Leistungsberechtigten von 

Mindestsicherungsleistungen. Da hat sich die 

Bundesregierung aufgemacht, genau in den Be-

reichen, die Sie vorhin erwähnt haben, etwas zu 

tun.  
 

Mit Blick auf die im Antrag angesprochene Ziel-

gruppe der Kinder und Jugendlichen möchte ich 

insbesondere den Kindersofortzuschlag hervor-

heben. Diesen Sofortzuschlag in Höhe von 20 € 

pro Monat werden ab dem 1. Juli 2022 alle Kin-

der, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit 

einem Anspruch auf Mindestsicherungsleistun-

gen erhalten. Das soll nämlich die Zeit bis zur ge-

planten Einführung einer Kindergrundsicherung 

überbrücken. 
 

Ich bin mir ganz sicher, dass das mit der neuen 

Bundesfamilienministerin, die als Finanzpoli- 

tikerin genau dieses Modell der Kindergrund- 

sicherung sowohl geplant als auch durchgerech-

net hat, tatsächlich das erste große Vorhaben 

sein wird, das das Bundesfamilienministerium 

auf den Weg bringt. Ich denke, das sind schon 

Sachen, für die wir lange gekämpft haben. - 

Herzlichen Dank dafür, dass Sie mir zugehört  

haben. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 
 

Ich sehe keine Fragen an die Ministerin. - Dann 

können wir sofort in die Debatte der Fraktionen  

 

eintreten. Wir beginnen mit der CDU-Fraktion. 

Es ist bereits der angesprochene Herr Krull auf 

dem Weg. - Herr Krull, Sie haben das Wort. Bitte 

sehr. 

 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren des Hohen 

Hauses! Jeder und jede von uns spürt, dass das 

Leben deutlich teurer geworden ist. Statistische 

Zahlen der gestiegenen Inflation sind das eine. 

Aber wer zum Tanken fährt oder Einkaufen 

geht, wie ich es als Familienvater regelmäßig 

tue, schaut mit einer Mischung aus unterschied-

lichen Gefühlen auf die Preisschilder. Diejeni-

gen, die im Saal, in den Reihen der Abgeordne-

ten und auf der Regierungsbank, sitzen, werden 

sich über die Zahlen zwar wundern, werden sie 

sich aber leisten können. Bei vielen Menschen 

in diesem Land - diese vertreten wir schließlich 

in diesem Parlament - sieht es anders auch. Bei 

denen geht es darum, ob das tägliche Leben 

noch finanzierbar ist.  

 

Der Bund hat erste Schritte unternommen, um 

Entlastungen zu schaffen. Nicht zu Unrecht wird 

deutlich kritisiert, dass erhebliche Teile der Be-

völkerung davon nicht profitieren, z. B. diejeni-

gen, die als Rentnerinnen und Rentner nicht ein-

kommensteuerpflichtig sind. Auch andere Per-

sonengruppen trifft es leider. In diesem Sinne 

brauchen diejenigen Menschen Unterstützung, 

die diese tatsächlich benötigen. Damit kommen 

wir schon zu einem grundsätzlichen Unter-

schied zwischen den in diesem Hohen Hause 

vertretenen Fraktionen. Als Union setzen wir 

auf eine zielgerichtete Hilfe und nicht auf ein 

Füllhorn sozialer Wohltaten, deren dauerhafte 

Finanzierung nicht nur noch ungeklärt ist,  

sondern die auch nicht dauerhaft aus dem  

öffentlichen Haushalt zu finanzieren wären. 

 

(Beifall bei der CDU) 
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Wir sind uns als Fraktion in Gänze und ich mir 

persönlich sehr bewusst, welche Herausforde-

rungen sich bei Armut ergeben. Wir sprechen in 

Deutschland vor allem über Chancenarmut.  

Unser Ziel ist ganz klar: Jedes Kind in unserem 

Land soll die Rahmenbedingungen erhalten, 

dass es sich gemäß seinen Talenten und Fähig-

keiten entwickeln kann. Das verstehen wir unter 

einer echten Chancengesellschaft. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

In diesem Sinne engagieren wir als CDU uns 

auch im Netzwerk gegen Kinderarmut. Bei allen 

politischen Unterschieden und differenzierten 

Handlungsansätzen zu deren Bekämpfung eint 

uns doch ein gemeinsamer Wunsch, und zwar 

die Kinderarmut mit größtmöglichem Erfolg zu 

reduzieren.  

 

Dabei gehört zur Wahrheit, dass sich die Quote 

in Bezug auf Kinderarmut nicht nur in Deutsch-

land, sondern auch in Sachsen-Anhalt unter-

schiedlich verteilt. Wir haben auf der einen 

Seite eine Konzentration betroffener Kinder vor 

allem in den Großstädten. Auf der anderen Seite 

haben wir Landkreise wie den Landkreis Börde, 

dessen Kinderarmutsquote ungefähr auf bayeri-

schem Durchschnittsniveau liegt.  

 

Ich hoffe, dass wir uns darin einig sind, dass Kin-

derarmut nicht singulär zu betrachten ist, son-

dern dass es grundsätzlich um Familienarmut 

geht. Das heißt, unser Ziel muss es sein, dass  

Eltern durch eigene Erwerbstätigkeit ein Ein-

kommen erzielen können, welches ihnen und 

ihren Familien ein selbstbestimmtes Leben er-

möglicht. Eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik 

der CDU-geführten Landesregierung ist also ein 

wichtiger Baustein, um Kinderarmut in unserem 

Bundesland abzubauen. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Viele 

der im Antrag genannten Anliegen betreffen das 

Land Sachsen-Anhalt in seiner Zuständigkeit nur 

eingeschränkt bzw. gar nicht. 

Schauen wir uns einmal das Thema Kinder-

grundsicherung an. Ich bin gespannt darauf, wie 

der Vorschlag, der hierzu von der Ampelkoali-

tion im Bund angekündigt worden ist, tatsäch-

lich aussehen wird. Denn auch in diesem Fall 

wird ein Blick ins Detail vermutlich einiges an 

Fehlern und Unsicherheiten offenbaren. Sich 

hierzu als Land auf konkrete Höhen festzulegen, 

ist aus meiner Sicht falsch. Auch der avisierte 

Zeitplan, der eine Einführung bis zum 20. Sep-

tember dieses Jahres vorsieht, ist nicht mehr 

nur ambitioniert, sondern völlig unrealistisch. 

Aber ich denke, das wissen die Einbringerinnen 

und Einbringer selbst.  

 

Sehr geehrter Antragsteller, in Bezug auf die 

Forderung in Richtung Wohnungsunternehmen 

im kommunalen Eigentum möchte ich darauf 

hinweisen, dass es sich in erster Linie immer 

noch um Unternehmen handelt, auch wenn sie 

sich im Eigentum der Kommunen befinden. Das 

heißt, sie müssen auch wirtschaftlich handeln. 

Natürlich steht die Gewinnerzielungsabsicht 

nicht allein im Fokus. Aber würden wir den 

Menschen in den Kommunen nicht einen Bären-

dienst erweisen, wenn die Wohnungsunterneh-

men durch die Umsetzung der gestellten Forde-

rungen notleidend werden und damit die Kom-

munen vor neue Herausforderungen stellen?  

 

Unabhängig davon fordern Sie, dass der Landtag 

in die kommunale Selbstverwaltung eingreift. 

Diese ist nicht umsonst grundgesetzlich veran-

kert und verfassungsrechtlich auch im Land 

Sachsen-Anhalt geschützt.  

 

Eine weitere Forderung des Antrags ist die Er-

stellung eines Landesaktionsplans zur Armuts-

bekämpfung. Sicherlich ist es sinnvoll, eine Stra-

tegie zu haben, um die formulierten Ziele zu er-

reichen. Aber sollten wir uns im Hohen Haus 

nicht erst einmal grundsätzlich dazu verständi-

gen, was wir wollen, bevor wir darüber diskutie-

ren, wer wie in die Erarbeitung eingebunden 

werden soll? Auch der geforderte landeseigene 

Armuts- und Reichtumsbericht würde nicht  
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kostenlos erstellt werden können. Es fehlt eine 

Angabe darüber, wie das Ganze finanziert  

werden soll.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie 

nicht anders zu erwarten war, setzen die An-

tragsteller wieder auf die Abschaffung von 

Hartz IV und verweisen auf die im Koalitionsver-

trag auf der Bundesebene vereinbarte Reform 

der Grundsicherung. Hierzu sei mir die Bemer-

kung gestattet, dass es für mich mehr als Ironie 

ist, wenn der von Rot-Grün eingeforderte 

Grundsatz von Fördern und Fordern ad absur-

dum geführt wird. Wir als CDU stehen weiterhin 

zu diesem.  

 

Die Sanktionen bei Bezieherinnen und Be- 

ziehern von SGB II-Leistungen sollen ausgesetzt 

werden. Wir können und müssen darüber  

sprechen, ob jede Sanktionsmöglichkeit sinnvoll 

ist. Aber ohne jede Möglichkeit, Fehlverhalten 

zu sanktionieren, geht es nun einmal nicht. Das 

weiß jede und jeder aus dem täglichen Leben. 

 

(Zustimmung bei der CDU)  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Krull, Sie wissen, dass das auch für diesen 

Raum zutrifft. Derjenige, der seine Redezeit 

überschreitet, wird sanktioniert, und zwar in 

diesem Fall von mir. Sie können noch einen Satz 

sagen. 

 

(Lachen bei der CDU) 

 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Ich bitte um die Überweisung des Antrags in alle 

Ausschüsse des Hohen Hauses mit Ausnahme 

des Petitionsausschusses und des Rechnungs-

prüfungsausschusses. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Es gibt keine Fragen. Es tut mir leid, Herr Krull. - 

Wir fahren in der Debatte der Fraktionen fort. 

Herr Köhler spricht nun für die AfD-Fraktion. - 

Bitte sehr, Sie haben das Wort. 

 

 

Gordon Köhler (AfD):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Mit dem heute vorliegenden 

Antrag stellt die Linksfraktion ein ganzes Sam-

melsurium an Maßnahmen zur vermeintlichen 

Bekämpfung von Kinderarmut vor. Eines vor-

weg: Neu sind diese Forderungen nicht. Das 

Konzept zum Housing First, die Forderung nach 

einer Beteiligung von armen Menschen bei der 

Erstellung von Armuts- und Reichtumsberich-

ten, die Einführung der Kindergrundsicherung - 

all das sind Punkte, die bereits im vergangenen 

Sommer durch die grüne Bundestagsfraktion in 

der Drs. 19/30349 in Berlin andiskutiert wurden 

und heute in Sachsen-Anhalt debattiert werden.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  

Kinderarmut ist für Sachsen-Anhalt und für 

Deutschland ein relevantes Thema. Angesichts 

der hohen Armutsquoten sind Lösungen erfor-

derlich. Im Koalitionsvertrag auf der Bundes-

ebene wird die Kindergrundsicherung als das 

Mittel der Wahl favorisiert. Wir als AfD-Fraktion 

sind bei diesem Thema durchaus kritisch. Das 

Konzept bzw. die Modelle der Kindergrund- 

sicherung suggerieren, dass man Kinder unab-

hängig von der sozialen Lage ihrer Eltern aus der 

Armut herausführen könnte. Die Realität dazu 

zeigt allerdings, dass Kinder und Heranwach-

sende arm sind, weil ihre Eltern arm sind. Wer 

also Kinderarmut wirksam bekämpfen möchte, 

der muss auch etwas für die Eltern der betroffe-

nen Kinder tun, statt diese aus dem Familienver-

band herauszurechnen.  

 

(Beifall bei der AfD) 
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Fassen wir also zusammen: Kinder sind in  

diesem Land ein Armutsrisiko. Das bedeutet, 

Kinder erhöhen in den Haushalten das Risiko, 

arm zu werden, gerade auch deshalb, weil Be-

treuungsaufgaben einen Ausgleich durch Mehr-

arbeit erschweren oder sogar eine Reduzierung 

der Erwerbstätigkeit eintritt. Weitere Faktoren 

führen wie Brandbeschleuniger zu Armut, bspw. 

die Inflation und eine gravierende Preissteige-

rung insbesondere bei den Lebensmitteln. Zu-

dem sind wir mit dem Ergebnis der dümmsten 

Energiepolitik konfrontiert - der Preis pro Kilo-

wattstunde explodiert. Wir haben den teuers-

ten Strom der Welt. Auch das trifft untere Ein-

kommensschichten ganz besonders hart. Das ist 

eine Feststellung, die nicht nur wir treffen,  

sondern bspw. auch die Hans-Böckler-Stiftung.  
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Ein Teil der Wahrheit, über den wir heute auch 

sprechen müssen, betrifft ein importiertes 

Problem. Schauen Sie sich die Erhebungen der 

Bundesagentur für Arbeit an. Die Bundesagen-

tur für Arbeit hat auf ihrer Internetseite unter 

der Rubrik „Statistik/Service“ Auswertungen 

und Zeitreihen veröffentlicht. Eine Darstellung 

verdeutlicht eines: Beginnend ab dem Jahr 2008 

bis zum Jahr 2021 haben sich drastische Verän-

derungen in Bezug auf die Staatsangehörigkeit 

der Leistungsbezieher ergeben. Mittlerweile 

verfügt ein Anteil von 36 %, 37 % aller Leistungs-

bezieher bundesweit im Rechtskreis des SGB II 

nicht über die deutsche Staatsangehörigkeit.  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie 

begegnet man dem Gesamtproblem? - Dazu 

gibt es drei steuerungsrelevante Instrumente, 

und zwar die steuerliche Entlastung über Lohn- 

bzw. Einkommensteuer, Sachleistungen sowie 

monetäre Leistungen. Die Kindergrundsiche-

rung zählt zweifelsfrei zu dem zuletzt genann-

ten Instrument.  
 

An dieser Stelle lohnt sich der Blick über den Tel-

lerrand. Eurostat hat eine Übersicht über die  

 

Kinderarmutsquoten in der Europäischen Union 

veröffentlicht. Deutschland landet in diesem 

Ranking mit einem Anteil von 25,4 % deutlich 

über dem EU-Durchschnitt. Das bedeutet - das 

muss man sich einmal ins Gedächtnis rufen -, 

dass jedes vierte Kind in Deutschland von Armut 

betroffen ist. 

 

Schauen wir doch einmal nach Dänemark. In  

Dänemark liegt die Quote der Kinderarmutsge-

fährdung bei 12,7 % und ist demzufolge halb so 

hoch wie in Deutschland. Angesichts dessen 

lohnt es sich, zu hinterfragen: Was macht der 

nordische Nachbar besser als wir? Dänemark ist 

neben Schweden eines der Länder, welches im 

europäischen Vergleich gemessen am Bruttoin-

landsprodukt die höchsten Summen für Fami-

lien investiert. Wie machen es die Dänen? - Die 

Dänen geben zwei Drittel der genannten Leis-

tungen in Form von Sachleistungen aus. Genau 

an diesem Punkt orientieren wir uns als AfD 

auch. Wir haben in dieser und auch in der letz-

ten Legislaturperiode mehrfach gefordert,  

Kinder ab dem ersten vollendeten Lebensjahr 

einen kostenfreien Besuch in einer Kindertages-

einrichtung zu ermöglichen. Das wurde übri-

gens auch von der SPD im letzten Wahlkampf 

gefordert. Wir wollen zudem, dass von der  

Kinderkrippe bis zur 10. Klasse eine kostenlose 

Mittagsverpflegung angeboten wird. 

 

Ferner fordern wir Sachsen-Anhalt auf, sich auf 

der Bundesebene für die Einführung des Fami- 

liensplittings einzusetzen, um Familien steuer-

lich zu entlasten. Wir fordern in diesem Atem-

zug auch, die Alleinerziehenden stärker in den 

Fokus zu nehmen und eine steuerliche Entlas-

tung für sie herbeizuführen. Denn bei Alleiner-

ziehenden tritt leider häufig das Problem auf, 

dass sie quasi arm durch Arbeit sind. Diese  

Forderungen haben bspw. auch der Deutsche 

Familienverband, der Familienbund der Deut-

schen Katholiken sowie der Verband der kinder-

reichen Familien aufgestellt. Insofern stehen 

wir mit unseren Forderungen nicht allein.  
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Deshalb, meine sehr geehrten Damen und  

Herren, stimmen Sie für den Alternativantrag 

der AfD-Fraktion. - Ich bedanke mich für Ihre 

Aufmerksamkeit.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe auch hierzu keine Fragen. - Als Nächs-

ter spricht Herr Pott für die FDP-Fraktion. 

 

 

Konstantin Pott (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Zunächst einige Vor-

bemerkungen zum Redebeitrag der LINKEN. Ich 

möchte die Zahl, die Sie hinsichtlich der Armut 

bei Studentinnen und Studenten genannt  

haben, aufgreifen. Es handelt sich dabei nicht 

um die absolute Armut, sondern um die relative 

Armut. In der Wissenschaft ist es durchaus um-

stritten, ob man diese Zahl so ansetzen sollte. 

Andere sprechen von Armutsgefährdung. Ge-

rade bei Menschen in der Ausbildung gibt es die 

Perspektive, diese zu beenden. Als Student be-

findet man sich in der Ausbildung und hat die 

Möglichkeit, vielleicht zeitnah eine Erwerbs- 

tätigkeit aufzunehmen und einen guten Job zu 

haben. Insofern sind die Punkte, die Sie ange-

sprochen haben, zwar richtig, gerade in Bezug 

auf Corona, aber wir müssen an dieser Stelle 

auch ein bisschen differenzieren.  

 

Eine Reform des BAföG haben Sie angespro-

chen. Eine solche wird auf der Bundesebene un-

ter der liberalen Bildungsministerin gerade  

forciert. Ich glaube, wir gehen an dieser Stelle 

richtige Schritte in Richtung eines elternunab-

hängigen Bafögs. Damit werden sich die  

Chancen für alle jungen Menschen in diesem 

Land erhöhen. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Der Antrag spricht insgesamt ein ernstes Thema 

an, das viel zu oft in den Hintergrund rückt und 

für das wir eine gewisse Verantwortung tragen. 

Ich finde es schade, dass dieser Antrag in kon- 

fuser Manier lediglich einen bunt zusammenge-

würfelten und teilweise abenteuerlichen  

Zahlenkatalog präsentiert. 

 

Armut hat viele Facetten. Wir als Freie Demo-

kraten betrachten Armutsgründe, Auswirkun-

gen, Betroffenheit und Wege zur Bekämpfung 

von Armut. Die Gründe für Armut sind vielfältig. 

Manche Armut ist temporär und verschwindet, 

wenn sich die Umstände ändern. Doch oft zieht 

sich Armut durch ein ganzes Leben und wird 

vererbt. Das haben wir in der Debatte schon 

häufiger gehört.  

 

Das ist besonders tragisch, weil es zeigt, dass es 

nicht darum geht, sich bestimmte materielle 

Güter nicht leisten zu können, sondern weil es 

zeigt, dass Chancen, sich aus der Armut zu  

befreien, nicht entdeckt und genutzt werden 

können. Vererbte Armut zeigt, dass Kinder den 

Weg ihrer Eltern wiederholen, weil sie keinen 

anderen kennengelernt haben.  

 

Armut bezieht sich nicht nur auf den Konto-

stand. Armut bezeichnet nicht nur materielle 

Lebensverhältnisse. Armut wird in einigen be-

troffenen Familien zu einem Lebensgefühl, und 

das gilt es, zu durchbrechen. Denn welchen Un-

terschied macht es bei den Kindern, die Chan-

cen erkannt haben und nutzen konnten, die ent-

decken, dass sie etwas beizutragen haben und 

dafür nicht nur Lohn, sondern auch Anerken-

nung erhalten? Das spornt zu neuen Entdeckun-

gen und zu neuen Leistungen an, auf die sie 

stolz sein können. Es geht darum, den Wieder-

holungskreis zu durchbrechen, und wiederum 

darum, die eigenen Kinder zu animieren, ihren 

Talenten zu folgen. Es geht darum, dass diese 

Kinder wissen, dass sie ihren Wert und ihren 

Platz in der Gesellschaft haben.  

 

(Beifall bei der FDP)  
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Deshalb geht es nicht nur um Geld. Gerade bei 

vererbter Armut geht es darum, Menschen zu 

befähigen, ihr Leben nach ihren eigenen Vor-

stellungen immer unabhängiger von staatlichen 

Transferleistungen zu gestalten. Es wäre naiv, 

zu glauben, dass das eine einfache Aufgabe ist. 

Die Bekämpfung von Kinderarmut benötigt die 

gesamte Gesellschaft, ob nun in der frühkind- 

lichen Bildung oder in der Schulbildung, ob in 

Ausbildungsbetrieben oder an Fach- und Hoch-

schulen. Auf dem Weg in das Erwachsenenle-

ben brauchen Kinder aus von Armut betroffe-

nen Familien besondere Unterstützung. Sie 

brauchen Erzieher und Pädagogen, die ihnen 

Chancen geben, die ihnen dabei helfen, ihre Be-

gabungen zu erkennen und die ohne Vorurteile 

an sie glauben.  

 

Talentschulen werden einen enormen Beitrag 

leisten, Talente dort zu sehen, wo bisher nur  

Hilfebedarf gesehen wurde. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! In Zeiten, in 

denen Fachkräfte fehlen, in denen auch gerin-

ger Qualifizierten Türen zu Jobs offenstehen, 

von denen sie vermutlich vor zehn bis 15 Jahren 

nicht einmal träumen konnten, sollte es uns ge-

lingen, Einkommensarmut zu beenden. Ein Um-

denken in den Unternehmen aber auch im  

öffentlichen Dienst, Talente gezielt zu fördern, 

statt auf Defiziten herumzureiten, wird nötig 

sein. Aber dies wird sich lohnen; denn nie waren 

die Chancen dafür besser. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es gibt einige 

weitere Aspekte, die zu berücksichtigen sind. 

Verschiedene Bundesregierungen haben sich 

mit verschiedenen Maßnahmen und unter-

schiedlichem Erfolg der Armutsbekämpfung be-

reits angenommen. Die Arbeitsgruppe zur Ent-

wicklung der Kindergrundsicherung wird all 

diese Erfahrungen jetzt einbeziehen, alle  

Aspekte sorgfältig prüfen und dann ihr Konzept  

 

vorlegen. Dass eine eigenständige und sank- 

tionsfreie Grundsicherung für Kinder und  

Jugendliche in Höhe von mindestens 700 €, wie 

es DIE LINKE in diesem Antrag fordert, all die ge-

rade beschriebenen Probleme löst, bezweifle 

ich. 
 

Dass die Landesregierung kommunale Woh-

nungsunternehmen veranlassen könnte, ihnen 

Teile der ihnen obliegenden Entscheidungen 

vorzuschreiben, halte ich nicht nur rechtlich für 

problematisch. Das Gleiche gilt für das pau-

schale Einfrieren der Mieten zum 31. Dezember 

2021. Diese Forderung hat mehr mit sozialem 

Aktionismus oder Populismus als mit gezielter 

Armutsbekämpfung zu tun.  
 

Sehr geehrte Damen und Herren! DIE LINKE hat 

in ihrem Antrag viele zahlenmäßige Vorschläge 

gemacht, um wie viel Euro oder Prozent die ein-

zelnen Sozialleistungen ansteigen müssten, um 

Armut zu bekämpfen. Nicht eine Forderung die-

ses Antrags beinhaltet Ideen, wie wir Menschen 

in die Lage versetzen können, ihre Talente und 

Begabungen im Sinne der Ermutigung und Un-

terstützung ihrer Einkommensverhältnisse zu 

verbessern. Doch gerade das ist der Schlüssel 

für ein selbstbestimmtes und unabhängiges  

Leben und der Schlüssel für Freiheit.  
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Ich freue mich auf die Ausschussberatungen. 

Wir stimmen der Ausschussüberweisung zu. - 

Vielen Dank. 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 
 

Warten Sie einmal, Herr Pott. Es gibt eine Frage 

von Frau von Angern. Möchten Sie diese beant-

worten? 
 

 

Konstantin Pott (FDP): 
 

Sehr gern. 
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann können Sie sie stellen. Bitte. 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Pott, ich 

hatte vor einigen Jahren mit Ihrer Parteikollegin 

Frau Suding zu tun. Frau Suding hat bei mir  

einen gänzlich anderen Eindruck hinterlassen 

als Sie mit Ihren heutigen Ausführungen. Sie 

setzte sich für das sogenannte Kinderchancen-

geld ein. Sie sagte ganz klar, wenn Eltern über-

fordert sind, Leistungen in Anspruch zu neh-

men, dann muss der Staat dafür sorgen, dass 

das Geld bei den Kindern ankommt. Sie wollte 

verschiedene Leistungen bündeln, ähnlich wie 

bei der Kindergrundsicherung, zusammenge-

fasst unter: #Kindergeld2.0. An dem Namen 

halte ich mich jetzt nicht fest.  

 

Alles das, was Sie heute gesagt haben, ist bei mir 

so angekommen, dass Kinder sich selbst ihrer 

Verantwortung bewusst werden müssen und 

sich selbst aus der Armut befreien müssen.  

 

(Zuruf von der FDP) 

 

Bei den Erwachsenen war mir das im Zusam-

menhang mit der FDP klar; bei den Kindern ist 

das für mich ein ganz neuer Weg. Mich würde 

interessieren, wie Sie sich das konkret mit der 

Selbstverantwortung von Kindern, aus der  

Armut herauszukommen, vorstellen.  

 

Ein nächster Punkt. Sagen Sie doch bitte einmal 

ganz konkret: Was ist an unserem Antrag aben-

teuerlich? 

 

(Zuruf von der AfD: Der Antragsteller!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie haben das Wort, Herr Pott.  

Konstantin Pott (FDP): 

 

Der erste Punkt. Ich glaube, ich habe zum 

Thema Kindergrundsicherung auch in meiner 

Rede darauf aufmerksam gemacht, dass wir  

natürlich evaluieren und schauen wollen, wie 

wir bestimmte Dinge bündeln, entbürokratisie-

ren und leichter zugänglich machen können. Ich 

glaube, dazu habe ich etwas gesagt. 

 

Der zweite Punkt. Es geht darum, dass wir Kin-

dern und Jugendlichen die Chance geben, sich 

aus dieser Armut zu befreien, und dass sie ver-

suchen, sich unabhängig von staatlichen Förde-

rungen zu machen. Denn es geht doch darum, 

dass - - 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Es geht um Kin-

der, Herr Pott! Kinder von null bis 14!) 

 

- Lassen Sie mich doch erst einmal ausreden. - 

Es geht doch darum, dass Kinder und Jugend- 

liche auch erfahren, was es heißt, sich selbst et-

was aufzubauen, was es heißt, Erfolg zu haben, 

und was es heißt, Anerkennung zu bekommen. 

Das gelingt uns nicht, wenn wir immer nur  

sagen: immer nur mehr Geld, immer nur mehr 

Geld. Dass bestimmte staatliche Unterstützun-

gen, darunter auch finanzielle Unterstützungen, 

notwendig sind, habe ich gar nicht bezweifelt. 

Es ist doch die Frage, ob wir jetzt einfach nur  

sagen, wir packen überall mehr Geld drauf. Ich 

glaube, das ist nicht der richtige Weg.  

 

(Beifall bei der FDP - Zuruf von Eva von  

Angern, DIE LINKE) 

 

Vielmehr müssen wir dahin kommen, dass 

junge Menschen motiviert werden, ihr Leben 

selbstbestimmt zu gestalten und sich selbst  

etwas aufzubauen. Darum geht es. 

 

Die dritte Frage habe ich jetzt vergessen. Wenn 

Sie diese noch einmal ganz kurz - - 

 

(Kathrin Tarricone, FDP: Abenteuerlich!) 
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- Abenteuerlich. - Ich glaube, dazu habe ich auch 

gerade ein bisschen ausgeführt. Alles muss auch 

finanziert werden. Ich glaube, es ist nicht der 

richtige Weg, wenn wir gerade diejenigen Gene-

rationen, die wir unterstützen wollen, finanziell 

einschränken, indem sie nämlich in Zukunft mit 

dem Landeshaushalt selbst nicht mehr die Mög-

lichkeit haben, Dinge zu gestalten. Ich glaube, 

das ist nicht der richtige Weg, sondern es gehört 

auch dazu, dass wir eine generationengerechte 

Finanzpolitik betreiben. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Nun können wir fortfahren in der Debatte der 

Fraktionen. Für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN spricht die Abg. Frau  

Sziborra-Seidlitz. - Sie haben das Wort. Bitte 

sehr. 

 

 

Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Da-

men und Herren! Verehrte Fraktion DIE LINKE! 

Ja, Armut ist hierzulande seit Langem ein drän-

gendes Problem - angesichts der aktuellen 

Preisentwicklung so drängend wie lange nicht 

mehr. Erst in der vorigen Woche war ein ein-

dringlicher Artikel in der „Süddeutschen  

Zeitung“ zu lesen, der die Situation einer fünf-

köpfigen Familie schildert. Das möchte ich hier 

einmal wiedergeben. 

 

Der Vater bezieht eine niedrige Erwerbsminde-

rungsrente aufgrund eines Herzleidens. Die 

Mutter arbeitet in Teilzeit in der Pflege; gesund-

heitlich schafft sie nicht mehr. Zwei der jugend-

lichen Kinder gehen noch zur Schule. Das dritte 

Kind befindet sich in der Ausbildung. Die Familie 

bezieht aufstockend Hartz IV. Unter welchen  

 

Bedingungen lebt diese Familie aktuell? - Das 

Geld reicht nicht einmal mehr für ausreichendes 

Essen bis zum Monatsende. In Discountern wer-

den nur noch die reduzierten Lebensmittel ge-

kauft. Dennoch ist am Ende des Geldes noch ein 

bisschen Monat übrig. Daher ist mittlerweile am 

Monatsende häufig der Gang zur „Tafel“ not-

wendig. Auch wenn der Vater von seiner eige-

nen Scham spricht, dorthin zu gehen, so sollte 

nicht er sich schämen, sondern - wenn über-

haupt - der deutsche Sozialstaat. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung von 

Hendrik Lange, DIE LINKE) 
 

Die Hartz-IV-Regelsätze sind insbesondere für 

Heranwachsende seit Langem deutlich zu  

niedrig. Angesichts der Inflation reichen sie jetzt 

hinten und vorn nicht. 
 

(Zustimmung von Olaf Meister, GRÜNE) 
 

Aber die neue Bundesregierung handelt. Von 

Armut betroffene Kinder und Jugendliche erhal-

ten ab Juli einen monatlichen Sofortzuschlag in 

Höhe von 20 €. Auch punktuelle Einmalhilfen er-

folgen. Erwachsene, die Leistungen der sozialen 

Sicherungssysteme bekommen - die Ministerin 

hat es vorhin erwähnt -, erhalten eine Einmal-

zahlung in Höhe von 200 €. Darüber hinaus er-

halten alle Beziehenden von Arbeitslosengeld 

eine Einmalzahlung in Höhe von 100 €. Für jedes 

Kind erhalten Familien einen Einmalbonus in 

Höhe von 100 €. Die im Zeitungsartikel er-

wähnte Familie erhält also Einmalzahlungen in 

Höhe von 600 € und ab Juli mehr Leistungen in 

Höhe von 40 € für ihre beiden jüngsten Kinder. 
 

Das ist eine Sozialpolitik, die ihren Namen ver-

dient. Dafür braucht es eben auch GRÜNE in der 

Bundesregierung. Der Partei BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN ist z. B. auch zu verdanken, 

dass das Sanktionsmoratorium im Bereich des 

SGB II bis Mitte 2023 verlängert wird. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Das mussten sich meine Parteifreunde auf der 

Bundesebene gegen die SPD und die FDP er-

kämpfen, wie die „Süddeutsche Zeitung“ be-

richtet hat. Man mag sich gar nicht vorstellen, 

wie die Lage aussähe, hätten wir weiterhin eine 

CDU-Bundesregierung, möglicherweise noch 

ohne grüne Beteiligung. 

 

Die geplanten strukturellen und damit nachhal-

tigen Verbesserungen im Bund haben Sie, ver-

ehrte LINKE, dankenswerterweise bereits eben-

falls genannt: Kindergrundsicherung, Bürger-

geld, Mindestlohnerhöhung. Das ist unser Drei-

klang für wirklich gerechte Sozialpolitik, die mit 

der Armutsbekämpfung endlich ernst macht, 

die Teilhabe garantiert und das stigmatisie-

rende Hartz-IV-System überwindet. Das alles 

wurde vereinbart und wird auch kommen. 

 

Ja, Sie nennen in Ihrem Antrag noch viele wei-

tere Forderungen. Neben direkter finanzieller 

Unterstützung nennen Sie auch sogenannte 

ökologische, pädagogische und sozialpolitische 

Interventionen wie Housing First, Beratungsan-

gebote für junge Menschen und Familien und 

noch vieles mehr. Dieser Antrag ist wirklich eine 

Fleißarbeit; Respekt dafür. Aber ich weiß, ehr-

lich gesagt, nicht, was Sie sich davon gerade par-

lamentarisch versprechen. Denn ich frage mich, 

ehrlich gesagt, wie wir im zuständigen Aus-

schuss mit diesem umfangreichen Paket umge-

hen sollen. Ein Fachgespräch ergibt dabei im 

Grunde gar keinen Sinn; es würde den inhalt- 

lichen Rahmen absolut sprechen. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Wir können ja 

mehr machen!)  

 

Das wäre wirklich schade; denn etwa das Kon-

zept Housing First finde ich sehr relevant und 

sehr spannend. Hierzu würde ich gern in den 

fachlichen Austausch treten und z. B. Kommu-

nen wie Magdeburg anhören, die sich diesbe-

züglich bereits auf den Weg gemacht haben. 

Doch dieses und andere Themen würden mög- 

 

licherweise hinten herunterfallen, wenn wir den 

gesamten Antrag behandeln. 

 

Ich habe etwas Hoffnung, dass wir in den Aus-

schüssen eine Reihe von Fachgesprächen anset-

zen, um der Themenbreite gerecht zu werden. 

Ähnlich verfahren wir gerade im Bildungsaus-

schuss mit einem vergleichbar breit gefassten 

und umfangreichen Antrag. Mal sehen, ob uns 

das auch im Sozialausschuss so gelingt. Denn bei 

diesem Antrag würde ich mir das wirklich  

wünschen. 

 

Bei diesem Antrag würde ich allerdings auch die 

Floskel der regierungstragenden Fraktionen ab-

solut gelten lassen, die es bei der Verschiebung 

von Tagesordnungspunkten immer gibt: Wir  

haben noch Beratungsbedarf. Insofern lassen 

Sie uns möglichst zeitnah einen Plan machen, 

wie wir diesen Beratungsbedarf, möglicher-

weise gestückelt, abdecken können. 

 

Aber ich lasse mich natürlich gern überraschen. 

Lassen Sie uns konstruktiv beraten. Vielleicht 

gelingt uns ja eine gewinnbringende Ausschuss-

befassung. An uns soll es an dieser Stelle nicht 

scheitern. Ich bin gespannt. - Vielen Dank. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. - Ich sehe auch hierzu keine Fragen. Des-

wegen können wir fortfahren. Für die SPD-Frak-

tion spricht Frau Gensecke. - Bitte sehr. Sie  

haben das Wort. 

 

 

Katrin Gensecke (SPD): 

 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte  

Damen und Herren Abgeordnete! Die Fraktion 

DIE LINKE richtet den Blick auf Armut, auf  

Kinderarmut. Ja, das ist eine Situation, die auch 

meine Partei nicht länger hinnehmen will. 
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(Zuruf von der AfD: Oh!) 

 

Deshalb ist es gut, dass die Bundesregierung un-

ter Kanzler Olaf Scholz sozialdemokratisch ge-

führt wird. Denn nun werden längst notwendige 

Reformen umgesetzt. 

 

(Beifall bei der SPD - Markus Kurze, CDU: 

Was?) 

 

Ja, es gibt Kinderarmut im Land. Armut bedeu-

tet wenig Geld. Wenig Geld bedeutet oft: kein 

Sportverein, keine Musikschule, aber auch kein 

familiärer Ausflug. Armut heißt, sich einzu-

schränken und immer zu überlegen, was geht 

und was nicht geht. Armut heißt, zwischen dem 

Kauf von neuen Schuhen oder dem Bezahlen 

der überfälligen Stromrechnung abzuwägen. 

Das Budget ist eng, sodass unerwartete Ausga-

ben, z. B. wenn eine Waschmaschine kaputt 

geht, nicht aus Rücklagen geleistet werden kön-

nen. Eltern dürfen aber wegen ihrer Kinder 

nicht arm werden. Denn jedes Kind muss in un-

serem Land gleiche Chancen und gleiche Mög-

lichkeiten erhalten. Kinder sind keine kleinen Er-

wachsenen und schon gar keine kleinen Arbeits-

losen. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir wollen 

Kinder aus der Armut herausholen und werden 

eine Kindergrundsicherung einführen. Die Kin-

dergrundsicherung wird aus zwei Komponenten 

bestehen: einem einkommensunabhängigen 

Garantiebetrag, der für alle Kinder und Jugend-

lichen gleich hoch ist, und einem vom Einkom-

men der Eltern abhängigen gestaffelten Zusatz-

beitrag. Die bisherigen Leistungen wie Kinder-

geld, Leistungen aus dem SGB II und SGB XII für 

Kinder, aus dem Bildungs- und Teilhabepaket 

sowie der Kinderzuschlag werden dann in einer 

Leistung gebündelt sein. Schon damit wird  

Bürokratie abgebaut. Ich bin mir sicher, dass an 

dieser Stelle sehr vielen Familien geholfen wer- 

 

den wird und die Chancen von Kindern und Ju-

gendlichen somit verbessert werden können. 

 

Armut bedeutet aber auch sehr häufig das 

Übertragen der Erwerbsarmut der Eltern auf die 

Kinder, wenn das Einkommen gerade so aus-

reicht. Daher ist es insbesondere gut, dass die 

Bundesregierung als eine ihrer ersten Maßnah-

men den Mindestlohn im Oktober auf 12 € an-

hebt. Denn gerade die Region Ost und viele 

Frauen werden von dem Geld für ihre Arbeit 

profitieren. Das kann man doch auch einmal als 

gerecht bezeichnen. 

 

Der russische Angriffskrieg in der Ukraine, sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordnete, hat 

vieles verändert. Wir alle spüren das angesichts 

stark gestiegener Kosten für Strom, Benzin,  

Lebensmittel, Heizung und Mobilität. Das ist für 

viele Bürgerinnen und Bürgerinnen 

 

(Zuruf von der AfD: Was? Bürgerinnen und 

Bürgerinnen?) 

 

zu einer großen Belastung geworden. Aber die 

Bundesregierung hat inzwischen viele Maßnah-

men auf den Weg gebracht, um sie zu unterstüt-

zen. Dazu zählt z. B. die Abschaffung der EEG-

Umlage zum 1. Juli. Davon werden alle profitie-

ren, auch Rentnerinnen und Rentner. Es gibt 

eine Erhöhung der Fernpendlerpauschale rück-

wirkend zum 1. Januar auf 38 Cent ab dem 

21. Kilometer. Auch das entlastet viele Pendle-

rinnen und Pendler. Sachsen-Anhalt ist ein 

Pendlerland. 

 

(Zuruf von Markus Kurze, CDU) 

 

Der Heizkostenzuschuss ist schon angesprochen 

worden. Der Anspruch wurde auf Azubis und 

Studierende ausgeweitet. Um Preissteigerun-

gen abzufedern, erhalten erwachsene Leis-

tungsberechtigte der sozialen Mindestsiche-

rungssysteme eine Coronaeinmalzahlung. Der 

Betrag war bisher auf 100 € festgesetzt worden  
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und ist nunmehr auf 200 € verdoppelt worden. 

Das bedeutet doppelte Solidarität. Neu dabei 

ist, dass Bezieher von Arbeitslosengeld I mit 

profitieren. 

 

(Zustimmung von Ministerin Petra Grimm-

Benne) 

 

Ab Juli gibt es einen Kindersofortzuschlag in 

Höhe von 20 € monatlich pro Kind bzw. Jugend-

lichem. Das ist auch ein erster Schritt in Rich-

tung Kindergrundsicherung. Zudem gibt es als 

Einmalzahlung den Kinderbonus 2022, der auf 

100 € erhöht wurde; das ist angesprochen wor-

den. Diesen erhalten aber alle kindergeldbe-

rechtigten Kinder. Diese Leistungen werden 

nicht auf andere Transferleistungen angerech-

net. Der Grundfreibetrag erhöht sich auf 

10 347 €. Auch die Verlängerung des Anspruchs 

auf Kurzarbeitergeld bis zum 30. Juni sei an die-

ser Stelle genannt. Um die gestiegenen Kosten 

bei Strom und Mobilität kurzfristig abzufedern, 

hat die Bundesregierung - auch darüber ist 

mehrfach gesprochen worden - für Juni, Juli und 

August, also für jeweils 30 Tage, für alle Bürge-

rinnen und Bürger das 9-€-Ticket eingeführt. Zu-

sätzlich zu erwähnen ist die Zahlung der Ener-

giepreispauschale in Höhe von 300 € für ein-

kommensteuerpflichtige Erwerbstätige und 

Selbstständige. Zu nennen ist zudem die Absen-

kung der Energiesteuer auf Kraftstoffe für drei 

Monate usw. 

 

Zuletzt möchte ich noch die Erhöhung des Ren-

tenniveaus zum 1. Juli erwähnen: im Westen 

um 5,35 % und im Osten um 6,12 % - und das 

jeden Monat. Dabei handelt es sich um die 

stärkste Erhöhung seit vielen Jahren. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 

Das kann sich an der Stelle doch sehen lassen.  

 

Zum Schluss noch eine Anmerkung zum geplan-

ten Bürgergeld. Es soll in den ersten beiden Jah-

ren ohne Anrechnung des Vermögens und mit  

 

der Anerkennung der Wohnung gezahlt wer-

den. Das Schonvermögen wird erhöht, die Über-

prüfung entbürokratisiert, digitalisiert und  

vereinfacht dargestellt. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Gensecke, kommen Sie zum Schluss. 

 

 

Katrin Gensecke (SPD):  

 

Ich komme zum Schluss.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Schön. 

 

 

Katrin Gensecke (SPD):  

 

Auch meine Fraktion möchte den Antrag der 

Fraktion DIE LINKE, der viele Aspekte beinhal-

tet, in alle Ausschüsse mit Ausnahme des Rech-

nungsprüfungsausschusses und des Petitions-

ausschusses überweisen. - Vielen Dank für die 

Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung von 

Thomas Krüger, CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Gensecke, Sie haben die Chance, sogar 

noch etwas mehr zu sagen, wenn Sie die Frage 

von Herrn Siegmund zulassen.  

 

 

Katrin Gensecke (SPD):  

 

Nein. 
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie lässt sie nicht zu. Dann sind wir so weit fertig. 

- Wir kommen zu dem letzten Redebeitrag in 

der Debatte. Für die Fraktion DIE LINKE spricht 

noch einmal Frau von Angern. - Sie haben das 

Wort. 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE):  

 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich beginne mit 

Herrn Krull. Sie sprachen von sozialen Wohl- 

taten. Ich habe vorhin nicht ohne Grund auf das 

Gespräch mit Herrn Wilke, dem Oberbürger-

meister der Stadt Frankfurt (Oder), hinge- 

wiesen. Es hat eben etwas mit einer Haltung zu 

tun, wie wir dem Thema gegenüberstehen. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 

Dr. Katja Pähle, SPD) 

 
Ich weiß es bei Ihnen besser, insofern will ich gar 

nicht weiter darauf eingehen.  

 

Es ist gut und richtig, dass wir das Thema breit 

in vielen verschiedenen Ausschüssen diskutie-

ren; 

 
(Zuruf von Sven Rosomkiewicz, CDU) 

 
denn es handelt sich tatsächlich um ein Quer-

schnittsthema. Ich habe aber eine Anregung, 

weil wir sicherlich klug darüber diskutieren müs-

sen, wie wir die einzelnen Punkte abarbeiten: 

Alles, was ich jetzt aus den Koalitionsfraktionen 

gehört habe, spricht dafür, dass es Sinn ergibt, 

z. B. das Thema Kindergrundsicherung ein Stück 

weit herauszulösen und hierzu schon relativ 

zeitnah mit einer Beschlussempfehlung aus 

dem Landtag von Sachsen-Anhalt heraus ein 

Signal in Richtung Berlin zu senden, damit das 

tatsächlich eines der ersten Projekte ist, das im 

Bundestag durch die Ampel umgesetzt wird. 

Ich möchte noch ein anderes Thema aufgreifen, 

weil es sich eben um ein Querschnittsthema 

handelt. Es geht um das Thema Wohnen. Wir 

haben die Zahlen inzwischen schwarz auf weiß 

vorliegen, die zeigen, dass es eben sehr wohl  

darauf ankommt, in welchem Wohngebiet Kin-

der am besten aufwachsen. Auch in Ostdeutsch-

land, so auch in Sachsen-Anhalt, hat es sich 

mehr und mehr dahin entwickelt, dass es in 

Quartieren eine besonders hohe Anzahl von 

Kindern, Jugendlichen und Familien gibt, die in 

Armut leben. Dadurch sind das Sehen, das  

Wissen und das Erleben natürlich vor allem von 

Armut geprägt. Wir müssen gucken, wie uns  

gelingen kann, das zu durchbrechen und eine 

andere Durchmischung zu realisieren. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Aber ich sage ganz deutlich: Wir müssen uns 

dem eben auch stellen. All das, was ich heute 

von der FDP-Fraktion gehört habe, empfinde ich 

wirklich einfach nur als zynisch. Ich kann das 

nicht anders beschreiben. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Andreas Silbersack, 

FDP: Da haben Sie nicht richtig zugehört!) 

 

- Ich habe sehr wohl zugehört, Herr Silbersack. 

 

(Andreas Silbersack, FDP: Offensichtlich 

nicht!) 

 

Ich möchte ein Beispiel nennen. Die Rektorin  

einer Grundschule hat sich an mich gewandt, 

weil das Auftreten von Fußpilz bei Kindern in er-

heblichem Maße zugenommen hat. Es hat des-

wegen zugenommen, weil Geschwisterkinder 

immer häufiger die Schuhe ihrer älteren Ge-

schwister tragen. Ganz ehrlich: Ich möchte den 

Kindern nicht sagen, lernt bitte, aus der Armut 

selbst hinauszulaufen mit den Schuhen eurer  

älteren Geschwister. Vielmehr möchte ich die 

Eltern in die Situation versetzen, für ihr Kind 

neue Schuhe kaufen zu können. 
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(Guido Kosmehl, FDP: Unverantwortlich! - 

Weitere Zurufe von der FDP) 

 

Das ist die Realität nicht weniger Menschen, 

nicht weniger Kinder und Jugendlicher in Sach-

sen-Anhalt. Dem müssen wir uns stellen. Das 

hat nichts mit Selbstverantwortung von Kindern 

und Jugendlichen zu tun. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Abschließend noch ein Punkt: Ich halte tatsäch-

lich eine generationengerechte Finanzpolitik für 

eine Illusion. Diese nutzt dem Teil der Genera-

tion, für die Sie sich einsetzen, wofür Sie  

hoffentlich immer weniger Wählerinnen und 

Wähler bekommen werden,  

 

(Zurufe von der FDP) 

 

die maximal die Chance haben, sich da heraus-

zubewegen. 

 

(Zurufe von der FDP - Unruhe) 

 

Das ist das Mantra der Besserverdienenden. 

 

(Zurufe von der FDP - Unruhe) 

 

Ich sage aber auch ganz deutlich: Ich finde das 

im Zusammenhang mit Kindern und Jugend- 

lichen zynisch, weil Kinderrechte aus unserer 

Sicht unteilbar sind. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ich sehe keine Fragen und keine Interventionen. 

Deswegen können wir zum Abstimmungsver-

fahren kommen.  

 

Abstimmung 
 

Ich habe es so verstanden, dass die Koalition - -  

 

(Unruhe) 

 

- Können Sie zumindest beim Abstimmungsver-

fahren wieder ruhig werden? Sonst wissen Sie 

nachher wieder nicht, worüber Sie gerade ab-

stimmen.  

 

Die Koalition hat beantragt, diesen Antrag und 

damit auch den Alternativantrag der Fraktion 

der AfD in alle Ausschüsse mit Ausnahme des 

Petitions- und des Rechnungsprüfungsaus-

schusses zu überweisen. Das habe ich hoffent-

lich richtig verstanden. Erhebt sich dagegen  

Widerspruch, das so abzustimmen?  

 

(Zuruf: Nein!) 

 

Dann brauchen wir einen federführenden Aus-

schuss. Das würde wahrscheinlich der Sozialaus-

schuss sein. 

 

(Zuruf von der SPD: Ja!) 

 

Dann würde ich darüber abstimmen lassen: 

Überweisungen in alle Ausschüsse mit Aus-

nahme des Petitions- und des Rechnungsprü-

fungsausschusses, federführende Beratung im 

Sozialausschuss. Wer dafür ist, den bitte ich um 

das Kartenzeichen. - Das ist offensichtlich das 

ganze Haus. Ich frage trotzdem nach Gegen-

stimmen. - Diese gibt es nicht. Stimmenthaltun-

gen? - Diese scheint es auch nicht zu geben. Da-

mit ist einstimmig beschlossen worden, dass 

dieser Antrag und der Alternativantrag entspre-

chend überwiesen worden sind. Damit haben 

wir den Tagesordnungspunkt 4 beendet. Bevor 

wir zum Tagesordnungspunkt 5 kommen, wer-

den wir hier vorn einen Wechsel vornehmen. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Guten Morgen, meine Damen und Herren! 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 19.05.2022 | Stenografischer Bericht 8/21 

 

 

28 

Wir kommen zu dem 

 

 

Tagesordnungspunkt 5 

 

Erste Beratung 

 

a) Entwurf eines Fünfzehntes Gesetzes zur Än-

derung des Schulgesetzes des Landes Sach-

sen-Anhalt 

 

Gesetzentwurf Fraktionen CDU, SPD und 

FDP - Drs. 8/1157  

 

Änderungsantrag Fraktionen CDU, SPD und 

FDP - Drs. 8/1175 

 

b) Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes zur 

Änderung des Schulgesetzes des Landes 

Sachsen-Anhalt 

 

Gesetzentwurf Fraktion DIE LINKE - Drs. 

8/1144 

 

 

Hierzu ist eine verbundene Debatte vereinbart 

worden. Ich rufe zunächst Frau Dr. Pähle auf, 

um den Gesetzentwurf und den Änderungsan-

trag der Koalitionsfraktionen einzubringen. - 

Bitte, Frau Dr. Pähle. 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 

Damen und Herren! Was haben, sagen wir ein-

mal, eine junge Chemiefacharbeiterin, ein ange-

hender Hotelmitarbeiter und ein fertig ausge- 

bildeter Erzieher gemeinsam? 

 

(Zuruf von der AfD) 

 

Richtig, sie werden händeringend gesucht.  

 

Die Bezahlung, die sie in der Ausbildungszeit be-

kommen haben, ist das, was sie unterscheidet.  

Wer in der chemischen Industrie lernt, der be-

kommt im letzten Ausbildungsjahr eine Vergü-

tung von 1 179 € im Monat. Wer im Hotel- und 

Gaststättengewerbe lernt und das große Glück 

hat, das in einem tarifgebundenen Ausbildungs-

betrieb zu tun, der bekommt im letzten Ausbil-

dungsjahr 950 € monatlich.  

 

Der angehende Erzieher, die angehende Er- 

zieherin, die überall im Land mit Kusshand ein-

gestellt werden, haben in zweijähriger Ausbil-

dung als Sozialassistent und drei weiteren  

Jahren Erzieherausbildung noch kein Geld gese-

hen. Im Gegenteil: Sie müssen noch Geld mit-

bringen und im Durchschnitt 1 416,77 € im Jahr 

für das Schulgeld aufbringen. Das ist jedenfalls 

die Sachlage ohne die Schulgeldbefreiung, die 

wir mit unserem Gesetzentwurf verlängern  

wollen. Diese Ungleichbehandlung von Ausbil-

dungsberufen ist nicht nur völlig unverständlich, 

sie ist ein echter Systemfehler. 

 

(Beifall bei der SPD und von Ministerin Frau 

Grimm-Benne) 

 

Weil wir die jungen Menschen so dringend 

brauchen, ist sie auch - verzeihen Sie mir den  

laxen Ausdruck - ein Schuss ins Knie. Deshalb 

verfolgen wir als SPD-Fraktion bereits seit der 

letzten Wahlperiode nachdrücklich das Ziel, 

schrittweise die Schulgeldfreiheit für diesen und 

weitere Ausbildungsberufe einzuführen. 

 

Ich bin froh, dass auch die neue Koalition an die-

sem Ziel weiterarbeitet. Der erste Schritt auf 

diesem Weg war die vorgezogene Abschaffung 

des Schulgelds für die Pflegeausbildung im Jahr 

2018, im Vorgriff auf die Einführung der einheit-

lichen Pflegeausbildung durch den Bund. Schon 

bei dieser Maßnahme ging es darum, dass wir 

einen gesellschaftlichen Mangelberuf nicht 

durch die Erhebung von Schulgeld noch un- 

attraktiver machen dürfen. Mittlerweile ist dank 

der bundesgesetzlichen Regelung sogar eine 

Ausbildungsvergütung für die Pflegeberufe ein- 
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geführt worden. Das wurde, ehrlich gesagt, 

auch höchste Zeit. 

 

Der zweite Schritt wurde dadurch möglich, dass 

sich Ministerin Frau Grimm-Benne mit der  

Bundesfamilienministerin im Jahr 2019 darauf 

verständigte, die Mittel aus dem Gute-Kita-Ge-

setz für die Abschaffung des Schulgeldes zu ver-

wenden. Von dieser Regelung haben die Auszu-

bildenden seither profitiert.  

 

Da unsere gesetzliche Regelung zum Ende des 

Schuljahres im Sommer ausläuft, gehen wir jetzt 

den dritten Schritt und verlängern die Regelung 

zunächst für das kommende Schuljahr. Für die 

Schulen gibt es damit Klarheit und Rechtssicher-

heit. 

 

Damit setzen wir den Koalitionsvertrag in einem 

wichtigen Punkt um. Dort haben wir vereinbart, 

die bislang befristete Schulgeldfreiheit zu ver-

stetigen. Eines ist ganz wichtig: Wir haben die 

Schulgeldfreiheit als dauerhafte Regelung poli-

tisch fest verabredet, unabhängig davon, dass 

der Bund sein Gute-Kita-Gesetz erst noch ver-

längern muss, und unabhängig davon, ab wann 

die neuen Mittel daraus zur Verfügung stehen. 

 

Wir können allerdings sehr froh sein, wenn das 

mit dem Gute-Kita-Gesetz klappt und wir die 

Mittel nicht aus anderen Vorhaben des Landes 

abziehen müssen. Das kennzeichnet übrigens 

den wesentlichen Unterschied zwischen unse-

rem Gesetzentwurf und dem der LINKEN. DIE 

LINKE gibt die Unterstützung durch den Bund 

bereits verloren; das tun wir nicht. Im Gegenteil: 

Die Gespräche dafür sind auf einem guten Weg. 

Die Ministerin wird dazu sicherlich noch berich-

ten. 

 

Meine Damen und Herren! Natürlich kann es 

bei der Schulgeldfreiheit nicht nur um den Er- 

zieherberuf gehen. Im Koalitionsvertrag heißt es 

deshalb grundsätzlich: Schulgeldfreiheit und 

Ausbildungsvergütung sind zentrale Schritte für  

 

die Nachwuchs- und Fachkräftesicherung. Wir 

haben dazu verabredet, diese Schritte - gemeint 

sind Schulgeldfreiheit und Ausbildungsverfü-

gung - auch für die landesrechtlich geregelten 

Gesundheitsberufe folgen zu lassen. Er- 

ziehungs- und Gesundheitsberufe müssen den 

dualen Ausbildungsberufen gleichgestellt und 

entsprechend vergütet werden. Es gibt in  

diesem Bereich also noch einiges zu tun.  

 

Und das tun wir auch. Mit dem gestern be-

schlossenen Haushalt haben wir den Weg dafür 

bereitet, mit der Förderung für die praxisorien-

tierte Variante der vollschulischen Ausbildung 

voranzuschreiten. Dieses Programm beinhaltet 

auch eine Ausbildungsvergütung. Ich begrüße 

es sehr, dass wir uns darauf verständigt haben, 

dieses Pilotprojekt für eine vergütete Erzieher-

ausbildung fortzusetzen.  

 

Meine Damen und Herren! Sie finden in unse-

rem Gesetzentwurf noch einen Änderungsan-

trag der Koalitionsfraktionen, in dem es um eine 

weitere Regelung im Schulgesetz geht. Es geht 

um eine Folgeregelung zu dem gestern verab-

schiedeten Landeshaushalt, in der wir als Koali-

tion eine Übergangsregelung für die Finanzie-

rung der Schulen in freier Trägerschaft veran-

kert haben. Diese Übergangsregelung sehen wir 

als einen wichtigen Beitrag dazu an, die Finan-

zierung der Ersatzschulen endlich einvernehm-

lich zu regeln und auf solide Füße zu stellen. Die 

ständigen Auseinandersetzungen und nicht zu-

letzt auch die zahlreichen Klageverfahren soll-

ten der Vergangenheit angehören, indem sich 

das Land und die freien Träger auf nachvollzieh-

bare Kriterien verständigen und wir im Haushalt 

für eine solide Untersetzung sorgen. 

 

Meine Damen und Herren! Wir beantragen, die 

beiden Gesetzentwürfe und den Änderungsan-

trag in den Bildungsausschuss zu überweisen.  

 

Ich will den Überweisungsantrag ausnahms-

weise etwas ausführlicher begründen. Zum  
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einen geht es uns darum, das Gesetz zügig zu 

behandeln und schon im Juniplenum zu verab-

schieden. Das ist im Interesse der Rechtssicher-

heit für alle Beteiligten geboten. Zum anderen 

ist es eine Binsenweisheit - aber es muss betont 

werden -, dass das Bildungsministerium - das 

gilt im Landtag für den Bildungsausschuss ent-

sprechend - für alle Schulen zuständig ist, auch 

für die Fachschulen und für die Rahmenbedin-

gungen, unter denen Ausbildung stattfindet.  

 

Ich sage das, weil man gelegentlich den Ein-

druck gewinnen kann, dass das nicht allen klar 

ist. Im Zentrum stehen für einige Kolleginnen 

und Kollegen die allgemeinbildenden Schulen 

und dort wiederum der Fachunterricht. Damit 

besteht leider immer die Gefahr, dass alles  

andere als Randaspekt der Bildungspolitik  

betrachtet wird. Auf der inhaltlichen Ebene  

bedeutet das: weniger Betrachtung von 

Schulsozialarbeit, von pädagogischer Mitarbeit, 

von Berufsvorbereitung, Demokratiebildung 

und Kooperation mit außerschulischen Part-

nern. Auf der institutionellen Ebene heißt das: 

wenig Aufmerksamkeit für Berufsschulen, Fach-

schulen, Erwachsenenbildung, politische  

Bildung und leider oft auch für Schulen in freier 

Trägerschaft.  

 

Das ist ein verkürzter Bildungsbegriff, den wir 

uns aber nicht leisten können, wenn wir Kindern 

und Jugendlichen die besten Startchancen ga-

rantieren wollen und wenn wir dem Gedanken 

des lebenslangen Lernens gerecht werden wol-

len. - Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit 

und bitte um Zustimmung zur Überweisung. 

Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei den 

GRÜNEN) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  
 

Vielen Dank, Frau Dr. Pähle. Zur Klarstellung: Sie 

plädieren für eine Überweisung in den Bildungs-

ausschuss, nicht in den Sozialausschuss.  

(Dr. Katja Pähle, SPD: Ja, in den Bildungsaus-

schuss! Genau so!) 

 

- Gut. - Dann bitte ich Frau Hohmann, den Ge-

setzentwurf der Fraktion DIE LINKE einzubrin-

gen. - Frau Hohmann, bitte. 

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Zu Beginn meiner 

Rede möchte ich mit einer positiven Nachricht 

beginnen. Vielleicht haben Sie es mitbekom-

men: Vor wenigen Stunden gab es eine Einigung 

bei den Tarifverhandlungen für Sozial- und Er-

ziehungsdienste. Das ist doch eine gute Nach-

richt. Den Kolleginnen und Kollegen in den So-

zial- und Erziehungsdiensten, die in den vergan-

genen Tagen und Wochen wirklich engagiert  

gekämpft und gestreikt haben, ist es zu ver- 

danken, dass es jetzt ein Ergebnis gibt. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Das Verhandlungsergebnis sieht im Einzelnen 

vor, dass es für die Beschäftigten zwei Entlas-

tungstage pro Jahr geben wird. Zudem wird es 

die Option geben, dass Beschäftigte Teile ihres 

Gehalts in maximal zwei weitere Entlastungs-

tage umwandeln können. Weiterhin sollen Er-

zieherinnen und Erzieher eine Zulage von 130 € 

bekommen. Bei Sozialarbeiterinnen und Sozial-

arbeitern sind es monatlich 180 € mehr. Hinzu 

kommen zahlreiche weitere Verbesserungen, 

die zu einer höheren Eingruppierung führen. 

Stufenlaufzeiten werden wieder an die allge-

meinen Tabellen im öffentlichen Dienst ange-

passt, sodass schnellere Stufenaufstiege erfol-

gen und wieder Entwicklungsmöglichkeiten  

hergestellt werden. Nun bedarf es noch der Zu-

stimmung der Beschäftigten, damit der Tarifver-

trag für fünf Jahre gilt. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, warum er-

zähle ich Ihnen das? - Natürlich hat das Tarifer- 
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gebnis auch Auswirkungen auf Sachsen-Anhalt. 

Wir brauchen mehr Fachkräfte, um diese positiv 

erkämpften Forderungen der Gewerkschaften 

auch umsetzen zu können. Um zukünftige Fach-

kräfte zu unterstützen und die Aufnahme eines 

Erzieherberufs attraktiv zu gestalten, erhalten 

Berufsfachschulen und Fachschulen in freier 

Trägerschaft derzeit auf Antrag eine Förderung 

zur Erstattung des Schulgeldes. Die Finanzierung 

erfolgt seit dem 1. August 2019 aus Mitteln des 

Gute-Kita-Gesetzes und ist zunächst bis zum 

31. Juli 2022 befristet. In Sachsen-Anhalt gibt es 

14 Berufsfachschulen und Fachschulen in freier 

Trägerschaft; 13 Schulen erheben Schulgeld. 
 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie sehen, 

dass dieses Verfahren, welches auch im Schul-

gesetz verankert ist, zum Ende des Schuljahres 

ausläuft. 
 

Es gab bereits vor drei Jahren - einige werden 

sich sicherlich daran erinnern -, als wir § 18f in 

das Schulgesetz aufgenommen haben, kritische 

Stimmen von Anzuhörenden. Der VDP äußerte 

sich damals wie folgt - ich zitiere -: 
 

„Der VDP Sachsen-Anhalt fordert deshalb 
vom Parlament ein Bekenntnis zur dauerhaf-
ten Gewährleistung der Schulgeldfreiheit. 
Sollte sich der Bundesgesetzgeber nicht dazu 
entschließen, eine entsprechende Verlänge-
rung des ‚Gute-Kita-Gesetzes‘ und dessen  
finanzielle Untersetzung zu gewährleisten, 
müsste das Land ab dem Schuljahr 
2022/2023 aus eigenen Mitteln die Schul- 
geldersatzkosten tragen. Gäbe es in Sach-
sen-Anhalt nicht entsprechende Ausbil-
dungsangebote freier Schulträger, müsste 
das Land ohnehin die vollständigen Kosten 
der Ausbildung für alle Schülerinnen tragen, 
was zu erheblichen, weit über die Gewähr-
leistung der Schulgeldfreiheit hinausgehen-
den Mehrkosten führen würde.“ 

 

Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege äußerte 

sich so: 
 

„Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege emp-
fiehlt, unbedingt auf eine niederschwellige,  
 

transparente und auskömmliche Förderung 
der Schulen mit Schulgeldfreiheit hinzuwir-
ken, um für möglichst viele Schülerinnen in 
den Jahrgängen 2019 bis 2022 Schulgeldfrei-
heit zu erreichen.  

 

Weiter ist die Schulgeldfreiheit für die Fach-
kräftegewinnung von so immenser Be- 
deutung, dass sie über die Zeit des KiQuTG 
gesichert werden muss.“  

 

Ich vermute, meine Damen und Herren, dass die 

Stellungnahmen, die wir uns jetzt für die bean-

tragte Gesetzänderung einholen werden, genau 

den gleichen Inhalt haben werden. Daher ver-

stehe ich nicht, warum die Koalition nochmals 

eine Zeitbegrenzung in ihren Gesetzentwurf 

aufgenommen hat. Wir jedenfalls lehnen eine 

erneute Befristung ab, weil wir den Menschen 

im Land sagen wollen, dass sie hier eine wirklich 

unbefristete Schulgeldfreiheit haben müssten. 

Denn es ist ein falsches Signal, wenn wir Schüle-

rinnen und Schülern, die ein Interesse an die-

sem Beruf haben, wieder nur für ein Jahr Schul-

geldfreiheit versprechen. 
 

Sehr geehrte Damen und Herren! Heute disku-

tieren wir über einen Baustein zur Fachkräftege-

winnung bei Erzieherinnen und Erziehern. Wir 

haben bei Weitem noch nicht alles ausge-

schöpft. Ich erinnere mich noch sehr gut daran, 

dass wir vor drei Jahren über die duale Berufs-

ausbildung mit einer Ausbildungsvergütung in 

diesem Hohen Haus und auch in den Ausschüs-

sen geredet haben. Die Landesregierung - ich 

glaube, es stand sogar im Beschluss - wollte sich 

auch im Bund dafür einsetzen, dass es diese  

duale Berufsausbildung mit einer Ausbildungs-

vergütung geben sollte. Ich muss heute aber  

leider feststellen, dass wir davon nichts zu  

sehen und auch noch nichts zu hören bekom-

men haben. 
 

Wenn wir es also ernst meinen mit einer Ent- 

lastung der Erzieherinnen und Erzieher - ich 

denke dabei auch an die Verbesserung des Per-

sonalschlüssels, an die weitere Einbeziehung 

von Krankheits- und Urlaubstagen oder auch an  
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die Vor- und Nachbereitungszeiten usw. -, dann 

müssen wir den interessierten zukünftigen 

Fachkräften ein vernünftiges Angebot unter-

breiten. Das kann nicht heißen: Bringt erst ein-

mal Geld mit, um eine Ausbildung zu absolvie-

ren. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank für die Einbringung, Frau Hohmann. 

Ich sehe keine Fragen oder Interventionen. - 

Deshalb möchte ich jetzt Frau Ministerin Feuß-

ner bitten - - 

 

(Zuruf: Nein, erst Frau Grimm-Benne!) 

 

- Erst Frau Grimm-Benne, gut. - Ich bitte Frau 

Grimm-Benne, für die Landesregierung Stellung 

zu nehmen. Dann folgt Frau Feußner. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! Frau Kollegin 

Feußner und ich haben uns darauf verständigt, 

dass ich zur Schulgeldfreiheit spreche und sie 

ein paar Worte zu den freien Schulen sagt. 

 

In den letzten Jahren konnten alle Länder mit 

den Mitteln des Gute-Kita-Gesetzes einen Qua-

litätsschub für die Kindertagesbetreuung in 

Deutschland insgesamt forcieren. Angesichts 

der Bedeutung der frühkindlichen Bildung und 

Betreuung von Kindern für deren Entwicklung 

ist es ein politisches Gebot und auch im Inte-

resse der Nachhaltigkeit, diese Maßnahmen 

nach gut drei Jahren auf jeden Fall zu versteti-

gen. Erfreulicherweise hat sich in der Folge auch 

die Koalition auf der Bundesebene darauf ver-

ständigt, das Gute-Kita-Gesetz über das Jahr  

 

2022 hinaus fortzusetzen und für den Übergang 

bis zu dessen Überführung in ein Qualitätsent-

wicklungsgesetz die erforderlichen finanziellen 

Mittel zur Verfügung zu stellen.  

 

In diesem Kontext, meine Damen und Herren 

Abgeordneten, ist der Gesetzentwurf der Koali-

tionsfraktionen zur Änderung und Anpassung 

des Schulgesetzes zu sehen. Die bis Mitte 2022 

geltende Schulgeldfreiheit für Erziehungsberufe 

in Sachsen-Anhalt ist nämlich ein Baustein unse-

res Handlungskonzeptes zum Gute-Kita-Gesetz.  

 

Weil Frau Abg. Hohmann das so lässig darge-

stellt hat: Die Schulgeldfreiheit für die Schul-

jahre 2019/2020 und 2021/2022 wird vorbe-

haltlich des Ergebnisses der Schlussabrechnung 

einen Betrag von rund 11 Millionen € aus- 

machen. Wir konnten rund 3 200 Auszubil-

dende gewinnen und werden bereits im Durch-

schnitt schuljährlich davon profitieren. Es war 

immer klar, dass wir das als Land ohne eine Un-

terstützung vom Bund nicht allein stemmen 

werden. Deswegen appelliere ich nochmals, 

dieser Schulgesetzänderung zuzustimmen; 

denn das ist ein sehr wichtiger Schritt. 

 

Die Hausleitung des Bundesfamilienministe- 

riums hat die Verlängerung des Gute-Kita-Ge-

setzes fest zugesagt. Im Fokus des Änderungs-

gesetzes steht schon eine Weiterentwicklung in 

Richtung Qualitätsmaßnahmen. Natürlich er-

warten wir vom Bund eine Nachhaltigkeit, näm-

lich in Richtung praxisintegrierte Ausbildung, für 

die es eine Ausbildungsvergütung gibt, und wir 

erwarten, dass die Quereinsteiger weiterhin  

finanziert werden - die finanzieren wir nämlich 

neben der Schulgeldfreiheit auch -, dass es  

weiterhin eine Stärkung der Fachberatung gibt, 

dass Kinder mit besonderem Bedarf weiterhin 

gefördert werden, aber eben auch die Schul-

geldfreiheit. Natürlich könnte ich mir das auch 

für andere Berufe vorstellen. Dazu sind wir in  

einem engen Austausch mit dem Bund, weil das 

sehr wichtig ist. 
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Ein verlässlicher Punkt muss jetzt sein, dass die 

zukünftigen Erzieherinnen und Erzieher, Kind- 

erpflegerinnen und Kinderpfleger sowie Sozial-

assistentinnen und Sozialassistenten sich in 

Sachsen-Anhalt darauf verlassen können, dass 

bei Beginn einer Ausbildung im August tatsäch-

lich die Schulgeldfreiheit gesichert ist. Des- 

wegen bin ich den Regierungsfraktionen sehr 

dankbar, dass sie einer kurzfristigen Änderung 

hinsichtlich des Schulgeldes zustimmen wollen. 

- Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD und 

bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Grimm-Benne. Frau Hohmann 

hat eine Frage. 

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie sprachen da-

von, dass auf der Bundesebene jetzt etwas  

geplant ist. Vorausgesetzt die Planung würde so 

nicht eintreten, würde dann das Land Sachsen-

Anhalt für die Schulgeldfreiheit über das Schul-

jahr 2022/2023 hinaus die Kosten über- 

nehmen? 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Die Änderung hinsichtlich des Schulgeldes gilt ja 

für das Schuljahr 2022/2023. Darum geht es bei 

der jetzt geplanten Änderung. Wir haben noch 

Restmittel aus dem Gute-Kita-Gesetz, sodass 

dieses Schuljahr auf jeden Fall durchgehend  

gesichert ist, und das ist auch so geplant. 

 

(Monika Hohmann, DIE LINKE: Ich wollte  

wissen, ob auch darüber hinaus!) 

 

- Das Bestreben ist, dass wir im Schuljahr 

2023/2024 den Bund wieder im Plan haben, so-

dass wir dann wissen, dass wir das auch weiter-

führen können. Natürlich wollen wir eine dauer-

hafte Schulgeldfreiheit. Wenn Sie den Koali- 

tionsvertrag der Bundesregierung gelesen  

haben, dann wissen Sie, dass tatsächlich ein 

Wandel hinsichtlich dieser Ausbildungsberufe, 

die dringend gebraucht werden, ähnlich wie bei 

der Pflege, geplant ist. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Grimm-Benne. - Jetzt ist Frau 

Feußner an der Reihe. 
 

(Monika Hohmann, DIE LINKE: Ich habe noch 

eine Nachfrage!) 
 

- Frau Hohmann, das ist jetzt schon die zweite. 
 

(Monika Hohmann, DIE LINKE: Nein!) 
 

- Doch, Sie haben gerade vom Sitzplatz aus auch 

schon eine Nachfrage gestellt. 
 

(Monika Hohmann, DIE LINKE: Nein, darauf 

hat sie aber nicht richtig - - Ich wollte nur  

wissen - - Lachen - Zurufe) 
 

- Bitte. 

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Meine Frage war: Falls der Bund diese Kosten 

nicht übernimmt, würde dann das Land Sach-

sen-Anhalt diese Kosten übernehmen? Ja oder 

nein? Mehr wollte ich eigentlich nicht wissen. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Das bleibt dem Parlament in den Haushaltsbe-

ratungen für die Jahre 2023 und 2024 über- 
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lassen, ob es dem dann noch einmal folgt und 

entscheidet, dass das aus eigenen Landes- 

mitteln erbracht werden muss, weil der Bund 

sich zurückzieht. Aber ich sehe im Augenblick 

keine Anhaltspunkte dafür, dass das passieren 

wird. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Grimm-Benne. - Jetzt folgt 

Frau Feußner mit dem zweiten Teil. 

 

 

Eva Feußner (Ministerin für Bildung): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich mache es 

kurz. Ich möchte zu den Schulen in freier Träger-

schaft sprechen. Die Koalitionsfraktionen haben 

beschlossen, dass die Finanzhilfe für die Schulen 

in freier Trägerschaft bis zum Inkrafttreten des 

neuen Finanzhilfemodells befristet um 6,35 % 

steigen soll. Für die freien Schulen ist das ein  

guter Tag. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der SPD - 

Beifall bei der FDP) 

 

Es ermöglicht ihnen mehr finanzielle Spiel-

räume in Bezug auf die Bezahlung ihres Perso-

nals oder auf Investitionen oder auch auf Sach-

mittel. Ich hoffe, dass diese zusätzlichen Haus-

haltsmittel insbesondere der Qualität des  

Unterrichts an unseren freien Schulen zugute-

kommen. 

 

Um die vorübergehende Erhöhung ab dem 

1. August 2022 zu gewährleisten, bedarf es  

einer schulgesetzlichen Regelung in § 86 des 

Schulgesetzes, die jetzt mit diesem Gesetzent-

wurf eingebracht wird. Auf dieser Grundlage 

könnte das Ministerium für Bildung die Schüler-

kostensätze zunächst auch nach § 18a des 

Schulgesetzes berechnen und rechtssicher an 

die Träger der freien Schulen weitergeben. 

Gemäß § 10 Abs. 5 SchifTVO erfolgt die Ver- 

öffentlichung der vorläufigen Schülerkosten- 

sätze zum 30. Juni eines jeden Schuljahres. Wir 

werden die Schulträger umgehend über die er-

höhten Schülerkostensätze informieren und 

zeitnah die Mehreinnahmen bei den Beschei-

den einkalkulieren. Ich bitte Sie schon jetzt um 

Nachsicht für den Fall, dass wir dieses Datum 

vielleicht nicht einhalten sollten. Wir geben uns 

aber große Mühe, dass das zum 30. Juni ge-

schieht.  

 

Aus der Sicht meines Hauses strukturiert dieser 

Beschluss den weiteren Zeitplan zur Erarbeitung 

eines neuen Finanzierungsmodells für die Schu-

len in freier Trägerschaft. Der Auftrag, ein strin-

gentes, transparentes und auch auskömmliches 

Finanzierungssystem für die Schulen in freier 

Trägerschaft spätestens zum Beginn des Jahres 

2024 einzuführen, bleibt weiterhin unser  

großes Ziel. Ich würde mich freuen, wenn Sie 

mich dabei unterstützen würden. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD und 

bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Feußner. - Damit können wir 

mit der Debatte beginnen. Der erste Debatten-

redner ist Herr Borchert von der CDU-Fraktion. 

- Herr Borchert, bitte. 

 

 

Carsten Borchert (CDU): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 

Damen und Herren! Ich bin ein bisschen über-

rascht. Ich dachte, ich sei der letzte Redner; 

jetzt bin ich der erste. 

 

Eine Änderung des Schulgesetzes - kurz und 

bündig - ist, soweit ich informiert bin, in den 

letzten Jahren in diesem Hohen Haus kaum ein- 
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mal so schnell beschlossen worden. Man ist es 

eigentlich gewöhnt, Wochen, Monate oder 

auch Jahre über Gesetzesänderungen zu disku-

tieren. Wenn man sich dann einig ist, dann ist 

ein Gesetzentwurf oft schon wieder über- 

holungsbedürftig, weil die reale Welt die gut ge-

meinte neue Theorie schon wieder überholt 

hat.  

 

Heute wollen wir als Koalition, deren Teil die 

CDU ist, zeigen, dass wir in der Lage sind, kurz-

fristig zu reagieren, wenn es darum geht, Dinge 

im Bildungsbereich dann zu ändern, wenn es 

notwendig ist, und nicht erst dann, wenn es zu 

spät ist. 

 

In der vergangenen Legislaturperiode war das 

kaum möglich, doch in der jetzigen Legislaturpe-

riode sind sich die regierenden Parteien und da-

mit die verantwortlichen Fraktionen von SPD, 

FDP und CDU im Bildungsbereich einig - ich 

denke, nicht nur im Bildungsbereich - und spre-

chen im Interesse der Sache mit einer Stimme. 

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD und 

bei der FDP) 

 

Von mir heißt es jetzt nicht „die CDU hat“, son-

dern „die Koalition hat“. Wir alle wissen, was 

passiert, wenn einer von drei Koalitionspart-

nern dabei nicht mitzieht, weil er nur seine ei-

genen Interessen verfolgt und nicht die Mehr-

heit der Menschen unseres Landes im Blick hat. 

 

Thema Nr. 1 ist die Schulgeldfreiheit für Er- 

zieherberufe. Unsere beiden Minister haben 

sich gerade dazu geäußert. Bis zum heutigen 

Tage ist diese in unserem Bundesland Gesetz. 

Dieses Gesetz läuft allerdings zum 31. Juli 2022 

aus. Die Koalition hat weise entschieden, diese 

darüber hinaus zu gewährleisten, und ist ihrer 

Verantwortung gerecht geworden, eine Rege-

lungslücke des Bundes, der die Schulgeldfreiheit 

erst wieder zum 1. Januar 2023 garantieren 

wird - das hoffen wir jedenfalls; Frau Hohmann  

 

hat danach gefragt -, zu schließen, um in unse-

rem Bundesland keine Unruhe unter den Aus- 

zubildenden aufkommen zu lassen und den  

jetzigen, richtigen Weg bei der finanziellen  

Untermauerung der Ausbildung von Erzieherbe-

rufen zu garantieren. 

 

Finanzielle Mittel sind gestern durch unseren 

Haushaltsplan bestätigt worden, sind abge- 

sichert und werden teils sogar aus nicht veraus-

gabten Bundesmitteln des Gute-Kita-Gesetzes 

finanziert und danach voraussichtlich - Frau 

Hohmann hat recht - durch die Bundesmittel 

der nächsten Gesetzesperiode des Bundes. Das 

müssen wir halt abwarten. 

 

Aber, Frau Hohmann - das sage ich an dieser 

Stelle für unsere Koalition und für die CDU -, ge-

rade zu dieser Weitsicht sind wir verpflichtet, 

meine Damen und Herren; denn wir können ja 

nicht einfach Gelder des Landes für die nächs-

ten Jahre ausplanen und in ein Gesetz hineinge-

ben, und dann kommt vom Bund etwas anderes 

und wir haben ein Gesetz, in dem steht, dass das 

Land es bezahlt. Ich denke, das dürfen wir nicht; 

denn wir würden damit mit dem Geld der Bür-

ger spielen und Gelder des Bundes nicht anneh-

men, wenn wir uns vorher festlegen. Von dieser 

Warte aus ist es, denke ich, genau richtig, wenn 

wir es auf ein Jahr befristen. Das ist auch die  

Begründung. 

 

Punkt 2: Finanzhilfen für Schulen in freier  

Trägerschaft. Meine Ministerin hat dazu eben 

ihre Ausführungen kurz und intensiv gemacht. 

Auch dazu wurden am gestrigen Tag in unserem 

Haushaltsplan die finanziellen Mittel für eine Er-

höhung von 6,35 % beschlossen. Auch dazu ist 

es notwendig, eine schulgesetzliche Regelung 

zu gewährleisten. Genau das haben wir getan, 

genau das tun wir gerade, und genau damit 

schaffen wir die Rechtssicherheit, die garan-

tiert, dass unsere freien Schulen gleichberech-

tigt neben unseren öffentlichen Schulen be- 

stehen können. Ein Zeichen der Koalition, dass  
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wir - erstens - unsere Koalitionsvereinbarungen 

umsetzen und - zweitens - reagieren, wenn es 

notwendig ist, um zu verhindern, dass Schulen  

unseres Landes unverschuldet in Schieflage  

geraten könnten. 

 

Wir werden in den nächsten Monaten ein noch 

intensiveres Finanzierungsmodell für die Schu-

len in freier Trägerschaft zum Beginn des Jahres 

2024 erarbeiten. Die aktuelle Situation in der 

Welt, in der Realität, hat uns aber jetzt zum 

Handeln aufgefordert, und wir als Koalition  

haben gehandelt für das gleichberechtigte  

Nebeneinander der allgemeinbildenden  

Schulen und der Schulen in freier Trägerschaft. 

 

Was wir aber auch für die Zukunft erwarten, ist 

ein gleichberechtigtes Miteinander der allge-

meinbildenden Schulen und der Schulen in 

freier Trägerschaft, wenn es um die Pflichten 

geht, die notwendig sind, um allen Schülern 

gleiche Bedingungen zu schaffen und diese Be-

dingungen gemeinsam zu erreichen. Unser Bil-

dungsministerium hat dabei die Aufgabe, koor-

dinierend wirksam zu werden - was im Lehrer-

beruf schon sehr gut funktioniert, denn die Ein-

stellung von Lehrern, die dann an freien Schulen 

tätig werden, läuft vom Ablauf her genauso wie 

bei den öffentlichen Schulen. Das war nicht im-

mer so. Das hat - im positiven Sinne - unser  

Ministerium zu verantworten, und es ist bei den 

freien Schulen auch sehr, sehr gut ange- 

kommen. 

 

Aber es gibt natürlich auch Reserven bei den 

Schülern. Ein konkretes Beispiel zum Verständ-

nis: Wenn die Kinder in den Kindergarten gehen 

und jetzt im August oder im nächsten Jahr zur 

Schule kommen, dann gibt es das vorbereitende 

Jahr. In diesem vorbereitenden Jahr sind die 

Lehrer der Schulen verantwortlich, zu testen, ob 

Förderbedarf besteht und ob die Kinder schul-

tauglich sind. Das macht bis heute ausschließ-

lich die allgemeinbildende Schule und die freie 

Schule nimmt sich dort komplett heraus. Das ist  

 

ein Punkt, bei dem man sagen muss: Das muss 

sich ändern; denn auch dort muss Gleichberech-

tigung herrschen. Wir haben jetzt die Finanzie-

rungsgleichberechtigung hergestellt, liebe Frau 

Ministerin. Sorgen Sie dafür, dass wir auch in 

diesem Bereich gleichberechtigt arbeiten, weil 

wir alle voneinander profitieren. - In diesem 

Sinne bitte ich um Überweisung und danke für 

das Zuhören. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Borchert. - Herr Köhler 

kommt jetzt ans Rednerpult und spricht für die 

AfD-Fraktion. 

 

 

Gordon Köhler (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte  

Damen und Herren! Erzieher, Kinderpfleger, So-

zialassistenten leisten für unsere Gesellschaft 

einen Dienst von besonderer Bedeutung: Sie be-

treuen und pflegen nicht nur, sondern leisten - 

neben den Eltern - auch Erziehungsarbeit. Sie 

dient dazu, unsere Kinder zu befähigen, einmal 

die Aufbauleistungen und den Wertekanon  

vorangegangener Generationen zu über- 

nehmen und weiterzuführen. 

 

Doch herrscht in diesen Berufsgruppen ein 

Mangel. Die viel betonte Notwendigkeit und 

Wichtigkeit ihrer Tätigkeit schlägt sich nämlich 

nicht allzu oft auch in der Wertschätzung nie-

der. Was das Gehalt betrifft, so hat die Kollegin 

Hohmann bereits dazu ausgeführt. Wir be- 

grüßen natürlich auch die Einigung der beteilig-

ten Tarifparteien und freuen uns daher über 

diesen entscheidenden Abschluss. 

 

Mit dem Gute-Kita-Gesetz wird von Bund und 

Land das Ziel gesetzt, die Qualität der frühkind- 
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lichen Bildung und Erziehung sowie Betreuung 

zu verbessern. Um diesem Anspruch gerecht zu 

werden, bedarf es gut ausgebildeter und moti-

vierter Menschen aus dem gesamten Bereich 

der Erziehungsberufe. Ich kann nur meine 

Freude darüber zum Ausdruck bringen, dass in 

diesem Hause doch mehrheitlich die Auffassung 

herrscht, dass wir die Schulgeldfreiheit gerade 

für diese genannten Berufsgruppen durch- 

drücken wollen. Nur einem gewissen Prozent-

satz war das Glück gewogen, einen der begehr-

ten Ausbildungsplätze an staatlichen Schulen zu 

erhalten. Darum stellen die freien Schulen für 

diesen wichtigen Ausbildungssektor auch einen 

erheblichen Faktor hier im Land dar. Jedenfalls 

sieht der Gesetzentwurf der Koalition vor, diese 

Maßnahme auf das Schuljahr 2022/2023 auszu-

weiten. 

 

Wie der Gute-Kita-Bericht 2020 wiedergibt, er-

folgte die Umsetzung der Maßnahme „Schul-

geldfreiheit für die Ausbildung an Schulen in 

freier Trägerschaft“ zum 1. Januar 2020 bzw. 

dann rückwirkend zum 1. August 2019. Für die 

bestmögliche Erziehung, Betreuung und Bildung 

unserer Kinder darf und kann es auch keinen 

Grund geben, sich hinter dieser leidigen Finan-

zierungsfrage zu verstecken; denn dass in unse-

rem Land jederzeit Geld verfügbar ist, kann man 

gerade auf Bundesebene sehr gut nachvoll- 

ziehen und sehen, wenn in den Bundesministe-

rien kurzerhand mal 758 Beamtenstellen ge-

schaffen werden oder Kanzler Scholz sich für 

eine halbe Milliarde ein neues Häuschen gönnt. 

Wir sehen also: Geld war und ist auch auf  

Bundesebene vorhanden. 

 

(Zuruf von der AfD: Genau!) 

 

Es ist also an der Zeit, die richtigen Prioritäten 

zu setzen. Daher möchte ich für die AfD-Frak-

tion zum Ausdruck bringen, dass wir für die  

völlige und dauerhafte Schulgeldfreiheit in un-

serem Bundesland sind. Wir sehen, dass hier 

eine bestehende Gerechtigkeitslücke geschlos- 

 

sen wird. Daher schließen wir uns auch den Vor-

rednern an und stimmen für die Überweisung in 

den jeweiligen Fachausschuss. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Köhler. - Es folgt Herr Bern-

stein für die FDP-Fraktion. - Herr Bernstein, 

bitte. 

 

 

Jörg Bernstein (FDP):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Die Notwendig-

keit der Schulgesetzänderung wurde, denke ich, 

von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern 

hinreichend erläutert. Auch die FDP-Fraktion 

begrüßt ausdrücklich, dass die Schulgeldfreiheit 

für die Ausbildung in den sozialpädagogischen 

Berufen an Schulen in freier Trägerschaft mit 

diesem vorliegenden Gesetzentwurf bis zum 

Schuljahr 2022/2023 verlängert werden soll. 

 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

Ich möchte allerdings die Gelegenheit nutzen, 

auf ein aus meiner Sicht grundsätzliches Prob-

lem hinzuweisen, das bereits in einzelnen Rede-

beiträgen anklang. Neben den heute hier zur 

Debatte stehenden sozialpädagogischen Beru-

fen gibt es noch die Pflegeberufe. Für diese gilt 

seit dem Jahr 2020 ein neues Finanzierungsmo-

dell; Frau Kollegin Dr. Pähle wies bereits darauf 

hin. Dieses Finanzierungsmodell - ich würde es 

gern noch ein wenig ausführen - basiert auf so-

genannten Ausgleichsfonds, die in den Bundes-

ländern einzurichten sind und in die von allen 

Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen ein-

gezahlt wird. Auch die Länder und die Pflegever-

sicherung beteiligen sich - allerdings in geringe-

rem Umfang - daran. Aus diesen Fonds werden 

die Ausbildungskosten finanziert und entspre- 
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chende Mittel an die ausbildenden Krankenhäu-

ser, Pflegeheime und ambulanten Pflegedienste 

ausgezahlt. Auch die Pflegeschulen, an denen 

die Ausbildung stattfindet, erhalten Geld aus 

diesen Fonds. 

 

Es gibt aber noch weitere Berufe im Berufsfeld 

Gesundheit und Soziales, von denen hier noch 

gar nicht gesprochen wurde. Ich denke dabei 

z. B. an Ergotherapeuten, Physiotherapeuten, 

Logopäden, medizinische Bademeister. Diese 

werden zum einen an öffentlichen berufsbilden-

den Schulen ausgebildet, zum anderen in größe-

rem Umfang an Schulen in freier Trägerschaft. 

Wenn diese Berufsausbildung an Schulen in 

freier Trägerschaft erfolgt, dann müssen diese 

Schülerinnen und Schüler Schulgeld zahlen. Ich 

denke, wir sollten uns perspektivisch dieser Ge-

samtproblematik annehmen. Einzelne Insel- 

lösungen - sei es nun für die Erzieherberufe, für 

die Pflegeberufe oder, wie gesagt, für die ande-

ren Gesundheitsfachberufe - sind langfristig  

keinesfalls zielführend. 

 

Abschließend noch mein kurzer Hinweis auf den 

Änderungsantrag zum Gesetzentwurf, der, wie 

schon ausgeführt, auf eine rechtssichere Finan-

zierung der Schulen in freier Trägerschaft ab-

zielt. Ich bitte Sie, auch im Namen meiner Frak-

tion, um die Zustimmung zur Überweisung der 

Gesetzentwürfe und des Änderungsantrages 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Und schnelle Verab-

schiedung!) 

 

in den Bildungsausschuss. - Recht herzlichen 

Dank. 

 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU und 

bei der SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Bernstein, es gibt eine Frage aus der eige-

nen Fraktion. 

(Guido Kosmehl, FDP: Nein!) 

 

- Nein? Das war eine Akklamation, oder was war 

das? 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Wir sind sehr einver-

standen mit dem, was der Kollege sagt!) 

 

- Sehr einverstanden. Gut. Ich habe mich schon 

gewundert. - Frau Sziborra-Seidlitz ist die 

nächste Rednerin für die GRÜNEN-Fraktion. 

 

Nota bene: Ich freue mich immer, wenn ich ehe-

malige Landtagskollegen auf der Besucher- 

tribüne sehe, die den Gang der Beratungen ver-

folgen. 

 

(Beifall) 

 

Frau Sziborra-Seidlitz. 

 

 

Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Der Fachkräftemangel in Sach-

sen-Anhalt ist akut und betrifft viele Bereiche. 

Doch während es in vielen Feldern duale Ausbil-

dungen gibt und die Lehrlinge ein - wenn auch 

meist zu geringes - Gehalt erhalten, ist dies ins-

besondere in der Pflege, im sozialen und im pä-

dagogischen Bereich oftmals nicht der Fall. 

Stattdessen wird hier in vielen Berufen vollzeit-

schulisch ausgebildet, und sehr häufig überneh-

men diese Aufgabe der schulischen Ausbildung 

- dies hat Herr Bernstein gerade schon ausge-

führt - Schulen in freier Trägerschaft. Das ist 

dann auch der Bogen zum zweiten Teil der von 

der Koalition beantragten Neuregelungen. 

 

Ohne die freien Träger wäre der Bedarf an 

Nachwuchskräften in diesen Ausbildungsberu-

fen in Sachsen-Anhalt überhaupt nicht zu  

decken, und leider sind die Schulen in freier Trä-

gerschaft aufgrund ihrer strukturellen Finanzie-

rungssituation oftmals darauf angewiesen, ein  
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Schulgeld von den Auszubildenden zu erheben; 

dies wird sich auch durch die Neuregelungen 

nicht in jedem Fall ändern lassen können. Das 

macht die Ausbildung in diesen für die Gesell-

schaft so wichtigen Bereichen wie Gesundheit, 

Soziales und Pädagogik um ein Vielfaches un- 

attraktiver als duale Ausbildungen. Gerade in 

Zeiten des Fachkräftemangels muss es deshalb 

für uns alle ein dringendes Anliegen sein, eine 

Schulgeldfreiheit für vollzeitschulische Aus- 

bildungen durchzusetzen. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Es war deshalb ein richtiger und wichtiger 

Schritt, dass wir innerhalb der letzten Koalition 

gemeinsam beschlossen haben, die Ungerech-

tigkeit zwischen den schulischen Ausbildungs-

berufen und den dualen, vergüteten Ausbil-

dungsberufen zu beenden. Wenigstens für die 

Erzieherinnenausbildung konnte seit 2019 eine 

- zunächst zeitlich befristete - Schulgeldfreiheit 

unter Zuhilfenahme von finanziellen Mitteln des 

Bundes aufgrund des Gute-Kita-Gesetzes umge-

setzt werden. 

 

Doch jetzt, zum Ende des Ausbildungsjahres 

2021/2022, laufen die Mittel des Bundes aus, 

und bereits im März hatten wir GRÜNEN mit  

einer Dringlichen Anfrage an die Landesregie-

rung auf dieses Problem aufmerksam gemacht. 

Wir sind froh darüber, dass sich die Koalitions-

fraktionen jetzt, zwei Monate später, ebenfalls 

des Problems annehmen, auch wenn ein früh-

zeitigeres Signal an die Auszubildenden und die 

Ausbildungsträger wünschenswert und wichtig 

gewesen wäre; denn ein Ende der Schulgeldfrei-

heit für die Erzieherinnenausbildung, das ja in 

Rede stand, hätte fatale Folgen gehabt. Es 

würde nicht nur die Ausbildung für junge Men-

schen, die den Erzieherinnenberuf anstreben, 

wieder unattraktiver machen, sondern insbe-

sondere Erzieherinnen und Erzieher, die bereits 

in der Ausbildung sind, hätten große Probleme 

gehabt. Sie hätten ihre Ausbildung unter der  

 

Prämisse begonnen, dass sie kein Schulgeld zah-

len müssen, und müssten jetzt ihre Planungen 

ändern, eventuell sogar die Ausbildung ab- 

brechen, wenn sie sich ihr Schulgeld nicht  

leisten könnten. 

 

Wir GRÜNEN setzen uns für eine generelle 

Schulgeldfreiheit in der Ausbildung ein: für Er-

zieherinnenberufe, aber auch - das ist das, was 

Herr Bernstein gerade in der Breite erwähnt hat 

-für alle anderen vollzeitschulpflichtigen Ausbil-

dungsberufe; denn die Schulgeldfreiheit er-

leichtert den Zugang zur Ausbildung und be-

kämpft damit wirksam den Fachkräftemangel. 

 

Wir freuen uns darauf, die Änderungen des 

Schulgesetzes zur weiteren Ermöglichung der 

Schulgeldfreiheit für die Ausbildung der Er- 

zieherinnen und Erzieher im Ausschuss gemein-

sam mit anderen Fraktionen zu diskutieren, und 

streben, wie wahrscheinlich alle hier, eine 

schnelle Umsetzung an. Für uns GRÜNE ist aber 

völlig klar, dass eine Lösung für eine langfristige 

Schulgeldbefreiung für angehende Erzieherin-

nen und Erzieher in Sachsen-Anhalt gefunden 

und umgesetzt werden muss, ohne dass wir da-

bei von den Entscheidungen des Bundes abhän-

gig sind, und dass die Diskussion um Schulgeld 

für Auszubildende an dieser Stelle inhaltlich 

nicht vorbei sein darf. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Sziborra-Seidlitz. - Jetzt 

könnte noch einmal Frau Dr. Pähle ans Pult 

kommen, wenn sie möchte. - Sie möchte. 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Ich kann es sehr kurz  
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machen. Ich freue mich über die sehr große Be-

reitschaft hier im Hohen Haus, die Schulgesetz-

änderung sowohl für die Schulgeldfreiheit in 

den Erzieherberufen als auch für die Finanzie-

rungsaufstockung im Bereich der freien Schulen 

gemeinschaftlich durchzutragen. Mein Kollege 

Carsten Borchert hat darauf hingewiesen - ich 

glaube, das ist noch einmal herauszustellen -, 

dass die Koalition sehr schnell zu einer Einigung 

gekommen ist, wie wir dies auch verabredet  

haben, und, wie ich gehört habe, ist auch von 

den anderen Fraktionen die Zustimmung ge-

kommen, das schnell im Bildungsausschuss zu 

beraten und damit in der Junisitzung zu verab-

schieden. Das ist keine Selbstverständlichkeit. 

Dafür möchte ich ausdrücklich Danke sagen, 

weil es zeigt, dass bei uns insgesamt die Not-

wendigkeit in beiden Punkten verstanden und 

anerkannt wurde und wir als Politik - obwohl 

uns oft vorgeworfen wird, zu langsam zu reagie-

ren - in der Lage sind, schnell zu handeln. 

 

Ich weise auch darauf hin, dass ich es sehr posi-

tiv finde, dass in diesem Zusammenhang viele 

Kolleginnen und Kollegen auch auf die Notwen-

digkeit der Schulgeldfreiheit für Gesundheits- 

und Heilberufe hingewiesen haben. Dies wird 

ein wichtiger Punkt sein, wenn wir, wie es Bil-

dungsministerin Eva Feußner angekündigt hat, 

im nächsten Jahr über das Schulgesetz insge-

samt sprechen. 

 

Ich freue mich auf die Debatten dazu, rate den 

Bildungspolitikern und den Sozialpolitikern aber 

auch, dabei die Finanzpolitiker am besten gleich 

mitzunehmen, weil wir alle wissen, 
 

(Guido Kosmehl, FDP, lacht) 
 

dass das durch Landesmittel ersetzt werden 

muss. Wir müssen schauen, was da geht. Aber 

ich freue mich auf die anstehenden Beratungen 

und sage an dieser Stelle noch einmal herzlichen 

Dank für die bisherige Debatte. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei der CDU) 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 
 

Vielen Dank, Frau Dr. Pähle. - Frau Hohmann?  
 

(Monika Hohmann, DIE LINKE, schüttelt den 

Kopf)  
 

- Frau Hohmann verzichtet auf einen Rede- 

beitrag.  
 

Jetzt nur noch eine Klarstellung. Es ist für den 

Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen eine 

Überweisung an den Bildungsausschuss bean-

tragt worden. Dem würde sich die Fraktion DIE 

LINKE für ihren Gesetzentwurf anschließen? - 

Gut, okay. Dann sind wir am Ende der Debatte 

angelangt und wir treten in das Abstimmungs-

verfahren ein.  
 

Abstimmung  
 

Es wird zunächst abgestimmt über den Gesetz-

entwurf und den Änderungsantrag der Koali- 

tionsfraktionen. Beantragt ist eine Überweisung 

in den Bildungsausschuss. Wer dem zustimmt, 

den bitte ich um sein Kartenzeichen. - Das ist das 

gesamte Haus. - Gibt es Gegenstimmen oder 

Stimmenthaltungen? - Nein. Also ist dieser  

Gesetzentwurf in den Bildungsausschuss über-

wiesen worden. 
 

Jetzt kommen wir zum Gesetzentwurf der Frak-

tion DIE LINKE. Auch hierbei geht es um eine 

Überweisung in den Bildungsausschuss. Wer 

dem zustimmt, den bitte ich um das Karten- 

zeichen. - Das ist auch eine Zustimmung im ge-

samten Haus. Es gibt keine Gegenstimmen und 

keine Stimmenthaltungen. Damit sind die bei-

den Gesetzentwürfe in den Bildungsausschuss 

überwiesen worden und einer zügigen Beratung 

steht nichts im Wege, wie wir gehört  

haben. - Vielen Dank. 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch 

ich begrüße Sie jetzt, etwas später.  
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Dann kommen wir zu dem 

 

 

Tagesordnungspunkt 6 

 

Erste Beratung 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung von  

Tariftreue, Sozialstandards und Wettbewerb 

bei der Vergabe öffentlicher Aufträge des Lan-

des Sachsen-Anhalt (Tariftreue- und Vergabe-

gesetz Sachsen-Anhalt - TVergG LSA) 

 

Gesetzentwurf Fraktionen CDU, SPD und FDP - 

Drs. 8/1159 

 

Änderungsantrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN - Drs. 8/1178 

 

 

Der Einbringer ist der Abg. Herr Silbersack. - Sie 

haben das Wort. 

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Das ist ein guter Tag für Sachsen-

Anhalt, für die Kommunen, für die Menschen 

sowie für die Unternehmerinnen und Unter- 

nehmer. 

 

Nach jahrelangen Diskussionen haben wir es ge-

schafft, ein Tariftreue- und Vergabegesetz in 

den Koalitionsverhandlungen auf den Weg zu 

bringen, was tatsächlich einen richtigen Ruck 

durch dieses Land bringt und was diesem Land 

hilft, einfach Bürokratie abzubauen, Aufträge 

auf den Weg zu bringen und Kommunen zu ent-

lasten. Es bringt all das, was wir benötigen. Es 

hilft aber auch dabei, einen fairen Lohn für die 

Menschen im Land zu bringen. 

 

All das ist uns in Verhandlungen gelungen. Wer 

sich den Koalitionsvertrag zu diesen Themen an- 

 

schaut, der kann sehen, dass das, was in den 

Verhandlungen besprochen wurde, auch Ein-

gang in das Gesetzesvorhaben gefunden hat. 

Dass das Ganze so gut gelungen ist, hat auch da-

mit zu tun, dass hier vertrauensvoll zusammen-

gearbeitet wurde.  

 

Dafür möchte ich meinen ausdrücklichen Dank 

an den Vertreter der CDU Ulrich Thomas und an 

Holger Hövelmann, der jetzt gerade herein-

kommt, aber auch an den Minister Herrn 

Schulze richten. Wir haben, glaube ich, gemein-

sam etwas auf den Weg gebracht, das wichtig ist 

für dieses Land und das enorme Fortschritte 

bringt. 

 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU und 

bei der SPD) 

 

Jahrelang wurde darüber diskutiert, wie wir es 

schaffen können, diese quälenden Vergabever-

fahren tatsächlich zu entschlacken.  

 

Wer ein Kenner der Szene ist, der weiß, was sich 

vor Vergabekammern und in den Kommunen 

abspielt. Die Kommunen haben gar nicht das 

personelle Know-how, um das alles vorzuhal-

ten, und in den Vergabekammern ächzt man 

wegen all der Verfahrensrügen. All das sind The-

men, die dieses Land nicht braucht. Gerade in 

Zeiten, in denen wir investieren wollen und in-

vestieren müssen, ist es auf der einen Seite 

wichtig, dass wir dort wichtige Schritte voran-

kommen.  

 

Auf der anderen Seite ist es natürlich wichtig - 

das war auch den Sozialdemokraten immer 

wichtig -, dass das Thema der Tariftreue und des 

Vergabemindestlohnes dabei Berücksichtigung 

findet. All das hat in diesen Gesetzentwurf Ein-

gang gefunden.  

 

Deshalb haben wir als Fraktionen auch gesagt, 

wir wollen ihn gemeinsam als Entwurf der Frak-

tionen in den Landtag einbringen, und zwar aus  
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einem ganz bestimmten Grund. Wir wollen die 

Dinge, die PS, auf die Straße bringen. Wir  

wollen, dass das, was uns hier im Koalitionsver-

trag gelungen ist, in diesem Haus und gemein-

sam mit dem Ministerium tatsächlich schnell 

auf den Weg bringen. Wir wollen es auf einen 

Weg bringen, der tatsächlich eine Entlastung für 

das gesamte Land bringt. 

 
Wir wissen, dass die letzten zwei Coronajahre 

mit Sonderregelungen behaftet waren. Auch 

das hat in dieses neue Gesetz Eingang gefun-

den. Aber wir wissen auch, dass die Unterneh-

merinnen und Unternehmer, die Kommunen 

und die Menschen, die Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer, etwas erwarten, das ihnen auch 

über die Zeit hinaus Sicherheit und Klarheit gibt 

in Bezug auf die Frage, wie es weitergeht. 

 
Insofern freuen wir uns - das sage ich natürlich 

insbesondere für die Liberalen -, dass es uns ge-

lungen ist, bei den Einstiegswerten, also bei den 

Schwellenwerten, einfach nach oben zu gehen. 

Das heißt, dass wir von Einstiegswerten von 

ehemals 50 000 € für Bauaufträge nunmehr auf 

120 000 € und bei Lieferungs- und Dienstleis-

tungen von 25 000 € auf 40 000 € gekommen 

sind. 

 
Das heißt, alles, was an Auftragsvergabe darun-

ter stattfindet, findet entweder ohne Ausschrei-

bung oder mit beschränkter Ausschreibung 

statt. Das ist etwas, worauf die Kommunen und 

die Unternehmerinnen und Unternehmer ge-

wartet haben, und zwar dringlichst, meine  

Damen und Herren.  

 
(Zustimmung bei der FDP)  

 
Man stelle sich einfach mal Folgendes vor. Eine 

Schule, die neue Toiletten und neue Wasch- 

becken anschaffen und implementieren wollte, 

war darauf angewiesen, eine entsprechende 

Ausschreibung zu machen. 

Mit den neuen Schwellenwerten ist es bei einer 

Auftragsvergabe in dem Bereich Toiletten und 

Waschbecken - dort beträgt das Auftragsvolu-

men vielleicht 100 000 € - möglich, ein auf-

wendiges Ausschreibungsverfahren einfach zu 

umgehen. Man kann einfach mal darauf verzich-

ten. Es kann losgehen. Ich kann mit den Unter-

nehmern vor Ort in der Kommune sprechen, 

also mit der regionalen Wirtschaft. 

 

Das ist im Bereich der Bildung möglich. Die Bil-

dung wird eben nicht nur über die Anzahl der 

Lehrkräfte definiert, sondern eben auch über 

den Renovierungsstand der Schulen, meine  

Damen und Herren!  

 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

Ich komme zum Bereich der Digitalisierung. Wir 

haben den Digitalpakt Schule und dort einen 

enormen Investitionsstau. 5 Milliarden € des 

Bundes müssen auf die Straße gebracht wer-

den. Auch hierbei war für Sachsen-Anhalt die 

Frage, wie wir das so schnell wie möglich tun 

können.  

 

Wir haben hier einen Stau. Das heißt, für uns 

war es wichtig, dass wir mit der Anhebung der 

Schwellenwerte hierbei eine schnellere Auf-

tragsvergabe erreichen. Das muss unser Thema 

sein. Dieser Bürokratieabbau zeigt im Bereich 

der Bildung ganz exemplarisch, wie wichtig es 

ist, eben nicht nur das Thema Lehrkräfte zu se-

hen, sondern bei den Schulen auch den Bereich 

der Digitalisierung oder den Zustand der Toilet-

ten und Waschbecken zu sehen, meine Damen 

und Herren. 

 

Darüber hinaus ist natürlich - ich habe es vorhin 

schon gesagt - das Thema Vergabemindestlohn 

wichtig. Über dieses Thema haben wir lange ge-

stritten, weil wir als Liberale gesagt haben, wir 

müssen auch an die Unternehmer denken, weil 

es hierbei nicht nur um den Einstiegslohn geht. 

So wie ich in Unternehmen den Vergabe- 
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mindestlohn ansetze, werden vielmehr auch die 

darüber liegenden Gruppen entsprechende  

Anhebungen erfahren. Das heißt, wir müssen 

beides im Blick haben. 

 

Aber es war richtig, weil auch gilt: Gute Arbeit 

ist mit gutem Lohn verbunden. Deshalb ist es 

gut und richtig, dass wir uns auf einen Vergabe-

mindestlohn geeinigt haben. Die Definition, die 

wir hierzu im Verfahren gefunden haben, lautet: 

Dieser Vergabemindestlohn berechnet sich ab 

dem Jahr 2022 anhand der Entgeltgruppe 1 Er-

fahrungsstufe 2 einschließlich Sonderzahlung 

des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst 

der Länder und anhand der Anzahl der Arbeits-

tage in Sachsen-Anhalt im jeweiligen Jahr. Das 

ist, glaube ich, etwas, das fair ist, das gut ist und 

das nach dem derzeitigen Stand der Dinge 

13,01 € ermöglicht. 

 

(Zustimmung von Holger Hövelmann, SPD) 

 

Jetzt kann man natürlich auf die Idee kommen 

zu sagen, wir haben die Inflation und die Infla-

tion lässt das Ganze wieder relativiert darstel-

len. Aber es ist richtig und wichtig, dass wir die-

sen Weg gegangen sind. Wir haben auf der  

einen Seite den Tariflohn für die Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer. Auf der anderen 

Seite haben wir eine Entbürokratisierung, die 

für uns, also für das Land, enorm wichtig ist.  

 

Dass wir in der Koalition gemeinsam dieses Pa-

ket schnüren konnten, ist einfach auch ein Zei-

chen dafür, dass dieses Team in dem Bereich 

richtig gut gearbeitet hat. Meinen recht herz- 

lichen Dank dafür noch einmal an dieser Stelle.  

 

(Zustimmung bei der FDP)  

 

Aber es geht natürlich weiter. Es geht auch da-

rum, dass in dieser Vergabe - - Das ist jetzt viel-

leicht etwas detailversessen, aber es muss ein-

fach einmal gesagt werden. Stellen Sie sich Fol-

gendes vor: Bei Vergabeverfahren war es in der  

 

Vergangenheit so, dass man mit einer Rüge  

allein einen Verfahrensstopp erwirken konnte. 

Das heißt, man hat einen Einzeiler zur Vergabe-

stelle geschickt und schon wurde das Verfahren 

gestoppt.  

 
Jetzt ist das Gesetz so formuliert, dass ein An-

trag erfolgen muss. Das heißt, derjenige, der ein 

Verfahren aufhalten möchte, muss mehr tun 

und nicht weniger. Das bedeutet, dass es 

schneller zur Abwicklung der Verfahren kommt. 

Das ist eine Form der Entbürokratisierung, die 

wir alle benötigen. Die Unternehmer sagen, 

zum Glück ist man jetzt auf die Umstellung auf 

ein Antragsverfahren gekommen; denn bei dem 

Rügeverfahren war es viel zu einfach, Sand ins 

Getriebe zu streuen, meine Damen und Herren. 

 
Aber es geht natürlich auch darüber hinaus um 

das Thema der Unterschwellenvergabeverord-

nung. Das ist ein Wortmonster. Aber dabei geht 

es um die Bundesvereinheitlichung. Das heißt, 

überall dort, wo die Schwellenwerte nicht er-

reicht werden, wird auf der Grundlage der Un-

terschwellenvergabeverordnung in einem bun-

deseinheitlichen Verfahren vergeben. Es ist 

dann die Aufgabe des Ministers, diese Verord-

nung auf den Weg zu bringen. Diese Verord-

nung wird das ganze Paket dann einheitlich er-

scheinen lassen und uns, glaube ich, insgesamt 

unglaublich nach vorn bringen. 

 
Ich bin davon überzeugt, dass wir diesen Schritt 

- es war ein wesentlicher Teil des Koalitionsver-

trages, dass wir dieses Vergabegesetz nach vorn 

bringen, einerseits in Richtung Tariftreue, ande-

rerseits in Richtung Entbürokratisierung und 

Unternehmerfreundlichkeit sowie Kommunen-

freundlichkeit - gehen und dass wir dem Land 

und den Menschen in diesem Land das klare  

Signal setzen: Wir haben verstanden, wir setzen 

um, meine Damen und Herren. 

 
(Ulrich Siegmund, AfD: Ach, Herr Silbersack!) 
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Nachdem die Koalitionsfraktionen das Ganze 

nach noch nicht einmal einem Jahr hier in den 

Landtag eingebracht haben, wollen wir auch das 

Zeichen setzen: Wir sehen das. Wir sehen die 

Notwendigkeit, wir sehen den Investitionsstau 

und wir sehen die Digitalisierungsthemen, die 

auf den Weg gebracht werden müssen. All das 

ist für uns erkennbar und notwendig. So bein-

haltet dieses Tariftreue- und Vergabegesetz 

noch viele Einzelpunkte, die ich gar nicht im Ein-

zelnen vortragen möchte. 

 

Es gibt das Bestbieterprinzip. Das heißt im 

Grunde genommen, im Verfahren muss nur der 

Sieger des Verfahrens Nachweise erbringen. Es 

gibt für die Verfahren noch andere Aspekte, 

z. B. soziale Aspekte, die noch eine Rolle spie-

len. All das, was im Grunde genommen das  

Leben abbildet, hat sich hierin tatsächlich  

wiedergefunden. Insofern glaube ich, dass wir 

von einem sehr guten Wurf sprechen können, 

der uns da gelungen ist. 

 

Ich freue mich auf die Diskussionen. Ich freue 

mich darauf und hoffe darauf, dass wir so 

schnell wie möglich zu einem Abschluss kom-

men. Darauf warten die Menschen in diesem 

Land.  

 

Ich möchte mit einem Spruch von Hannibal 

schließen, der einmal sagte: Entweder wir wer-

den einen Weg finden oder wir machen einen. 

Wir haben für Letzteres entschieden, meine  

Damen und Herren. - Vielen Dank.  

 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU und 

bei der SPD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Silbersack. - Begrüßen Sie mit mir 

Schülerinnen und Schüler der Freien Schule im 

Burgenland „Jan Hus“ auf der Tribüne. 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

 

Für die Landesregierung spricht Herr Minister 

Schulze. 

 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Damen und 

Herren Abgeordnete! Auch ich freue mich, dass 

die Koalitionsfraktionen von CDU, SPD und FDP 

dem Hohen Haus diesen Entwurf für ein Gesetz 

zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstandards 

und Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher 

Aufträge des Landes Sachsen-Anhalt vorgelegt 

haben. 

 

Ich begrüße diesen Entwurf. Er zeigt, dass  

wesentliche Bestandteile unseres gemein- 

samen Koalitionsvertrages jetzt umgesetzt  

werden. Er beweist, dass es auch bei Themen, 

bei denen man in der Fraktion bzw. in der Koali-

tion vielleicht nicht immer komplett einer  

Meinung ist, durchaus möglich ist, gute Lösun-

gen zu finden. 

 

Die FDP hat es hier eingebracht, der CDU-Wirt-

schaftsminister begrüßt es und die SPD kann 

sich dann feiern lassen.  
 

(Dr. Katja Pähle, SPD, und Andreas Silber-

sack, FDP, lachen) 
 

Aber Spaß beiseite. Das ist wirklich ein wichtiger 

Punkt und der Kollege Silbersack hat auch eini-

ges entsprechend schon vorgetragen. Ich 

möchte noch auf einige Stichworte eingehen. 

Zum Thema Tariftreue, Mindestlohn und Ent-

geltgleichheit. Mit der Umsetzung dieser Vor-

gabe wird eine europarechtskonforme Tarif-

treueregelung geschaffen. In Sachsen-Anhalt 

wird die Verpflichtung eingeführt, Aufträge an 

Unternehmen zu vergeben, die ein Mindestent-

gelt je Zeitstunde zahlen. So soll die Situation 

der Arbeitnehmer verbessert werden.  

 

Stichwort Entbürokratisierung. Es ist zu be- 

grüßen, dass in § 1 - Sachlicher Anwendungsbe- 
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reich - die Schwellenwerte angepasst und die 

Möglichkeit einer Verordnungsermächtigung, 

wie es der Kollege auch schon erläutert hat, ge-

geben ist.  

 
Die Vergangenheit hat zudem gezeigt, dass das 

Vergaberecht schnellen Wandlungen unterwor-

fen ist - das wissen wir -; daher die Verord-

nungsermächtigung, um auf solche Verände-

rungen ebenso schnell zu reagieren, damit für 

Vergabestellen und Bieter zeitnah die jeweils 

aktuellen Vorschriften Anwendung finden kön-

nen. Damit soll noch schneller und zuverlässiger 

auf Herausforderungen in der Zukunft reagiert 

werden.  

 
Ein weiteres Thema ist die Erhöhung der 

Schwellenwerte. Die Schwellenwerte, ab denen 

die Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung 

finden, wurden hochgesetzt und gelten für Bau-

aufträge erst dann, wenn der geschätzte Ge-

samtauftragswert 120 000 € beträgt. Bei Liefer- 

und Dienstleistungsaufträgen - wie gerade 

schon gesagt - gilt er erst dann, wenn der ge-

schätzte Gesamtauftragswert 40 000 € über-

schreitet.  

 
Diese differenzierten - das möchte ich ganz klar 

betonen - Wertgrenzen tragen den unterschied-

lichen Auftragstypen Rechnung und berücksich-

tigen, dass sich bei Bauaufträgen naturgemäß 

von vornherein höhere Auftragssummen er- 

geben. Wichtig ist auch: Durch die Festlegung 

der Wertgrenzen sollen bei Aufträgen von gerin-

gem finanziellen Volumen unverhältnismäßiger 

Verwaltungsaufwand und unverhältnismäßige  

Kosten sowohl für die Auftraggeber als auch für 

die Bieter vermieden werden.  

 
Die Verordnungsermächtigung räumt zudem 

ein, Regelungen und Wertgrenzen zu erlassen. 

Dies ermöglicht ein schnelles Reagieren auf 

konjunkturelle und wirtschaftliche Erforder-

nisse.  

Ein weiteres wichtiges Stichwort ist die Unter-

schwellenvergabeordnung. Zur Vereinheit- 

lichung der bundesweit geltenden Bestimmun-

gen wird die Vergabe- und Vertragsordnung für 

Bauleistungen - Teil A - durch die Einführung der 

Unterschwellenvergabeverordnung auf Landes-

ebene ersetzt. Das Ministerium erhält somit die 

Möglichkeit, durch Verordnung entsprechend 

flexibel zu handeln. Das Vergaberecht bietet so 

die Chance, mit Verordnungen schnell und  

gezielt auf Veränderungen zu reagieren.  

 

Der nächste Punkt betrifft das Präqualifizie-

rungsmodell. Die Koalitionsfraktionen haben 

dankenswerterweise den § 6 - Präqualifizie-

rung, Zertifizierung und Bestbieterprinzip - in 

den Gesetzentwurf aufgenommen. Die darin 

vorgesehene Verordnungsermächtigung ist er-

forderlich, um flexible Handlungsmöglichkeiten 

zu schaffen. Die Vorteile für die Unternehmen 

sind: Vermeidung formeller Vergabeaus-

schlüsse, Wegfall von Einzelnachweisen bei 

neuen Verfahren, Reduzierung des Arbeits- und 

Kostenaufwandes. Auch die Vorteile für die 

Vergabestellen sollen hier genannt werden: 

eine schnellere und einfache Prüfung.  

 

Zum Schluss möchte ich als Stichworte weitere 

soziale Aspekte nennen, wie die Familienförde-

rung bzw. sachgrundlos befristete Arbeitsver-

hältnisse, die Umsetzung des § 4 - Berücksichti-

gung sozialer, umweltbezogener und innovati-

ver Kriterien im Vergabeverfahren. Es soll die 

Einschränkung der Anzahl sachgrundloser be-

fristeter Arbeitsverhältnisse erreicht werden. 

Hier muss ein Maßstab gefunden werden, um 

zweckmäßige Bewertungen zu finden.  

 

All das ist natürlich rein technisch, zeigt aber, 

dass die Koalitionsfraktionen gemeinsam mit 

dem Ministerium eine gute Grundlage haben. 

Ich freue mich auf die weitere Diskussion dazu 

und kann das bestätigen, was Kollege Silbersack 

gesagt hat. Er sagte, die Koalition ist noch nicht 

einmal ein Jahr alt und handelt. Wir haben  
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wesentliche Punkte dieses Koalitionsvertrages - 

nicht nur diesen heute, sondern auch andere - 

angepackt, arbeiten daran und setzen sie für 

das Land Sachsen-Anhalt um. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Schulze. Es gibt keine Fragen dazu. 

- Dann können wir in die Debatte einsteigen. Für 

die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Abg. 

Herr Meister, bitte.  

 

 

Olaf Meister (GRÜNE):  

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und  

Herren! Die öffentliche Hand hat eine beson-

dere Verantwortung und auch eine Vorbildfunk-

tion sowohl im sozialen Bereich als auch im  

Bereich Umwelt- und Klimaschutz.  

 

Aus dieser Situation heraus ergeben sich Fragen 

dazu, wie wir es als Staat mit der eigenen Be-

schaffung halten. Ein Vergabegesetz mit  

Vorschriften für öffentliche Auftraggeber, um 

bei der Auftragsvergabe auch sogenannte 

vergabefremde Kriterien zu berücksichtigen, 

halten wir vor diesem Hintergrund sowohl für 

angebracht als auch für nötig. Es geht nicht um 

die Erzeugung zusätzlicher Bürokratie, sondern 

darum, dass die öffentliche Hand für ihren ganz 

eigenen Bereich Standards setzt oder zumindest 

setzen kann.  

 

Da wir als öffentliche Hand letztlich mit Steuer-

mitteln, also mit dem Geld der Menschen des 

Landes, unterwegs sind, kommt uns eine beson-

dere Verantwortung zu. Zum einen müssen wir 

sparsam agieren; zum anderen sollten wir aber 

die Standards, die wir politisch predigen, auch 

selbst anwenden. Insofern sollte die öffentliche 

Hand beim Einkauf sowohl soziale als auch öko- 

 

logische Anforderungen mitdenken. Ein Ver- 

gabegesetz kann dabei ein wichtiges Werkzeug 

für den Tariflohn und den Umweltschutz in 

Sachsen-Anhalt sein.  

 

Die Regelungen zum Schutz der Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer, natürlich insbeson-

dere die Tariftreue und ein Mindestlohn bei der 

Vergabe, sind dabei im sozialen Bereich eine 

wichtige Möglichkeit. Ihre praktische Aus- 

wirkung wird sich angesichts der schon beste-

henden Beschaffungsstruktur vermutlich nur 

auf bestimmte Bereiche erstrecken, also auf die, 

in denen die Löhne so sind, dass das wirken 

kann. Dort aber werden sie hilfreich sein und die 

Unternehmen vor billigerer Konkurrenz schüt-

zen, die bessere soziale Standards anbieten.  

 

Es ist gut, dass die CDU und die FDP hierbei über 

ihren Schatten gesprungen sind. Es war tatsäch-

lich ein längerer Prozess, den wir auch in der 

Vergangenheit durchaus hatten. Die Schwellen-

wertanhebung wurde diskutiert; klar, das ist ein 

deutlicher Unterschied zu dem, was wir bisher 

hatten, nämlich von 25 000 € auf 40 000 € und 

von 50 000 € auf 120 000 €. Aber das fand ich 

angesichts der Zeiträume, über die wir diskutie-

ren, nicht so dramatisch. Diese Schwellenwerte 

hatten wir auch schon im Jahr 2016 in der Dis-

kussion. Somit ist das jetzt erträglich. Man kann 

es sich zwar anders wünschen, aber es ist, finde 

ich, okay.  

 

In unserer Fraktion wurde bei dem Gesetzent-

wurf gemutmaßt, ob es nicht sinnvoll gewesen 

wäre, über das Ladenöffnungsgesetz und das 

Vergabegesetz in einer verbundenen Debatte zu 

beraten. Wir hatten ein wenig den Eindruck, 

dass möglicherweise das eine oder andere hier 

politisch gekoppelt ist, aber auch das ist natür-

lich zulässig.  

 

Auch die weiteren sozialen Kriterien in § 4 des 

Gesetzentwurfes finden unsere Unterstützung. 

Sie liegen in Zeiten des Fachkräftemangels übri- 
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gens auch zunehmend im Interesse der Unter-

nehmen selbst.  

 

In unserem Änderungsantrag findet sich bei den 

sozialen Kriterien für die Ausschreibung die 

Möglichkeit, die Herkunft der zu beschaffenden 

Produkte aus fairem Handel zu berücksichtigen; 

dies fehlt bisher. Das wäre aber eine Möglich-

keit, unbürokratisch, insbesondere bei Produk-

ten aus Entwicklungsländern, verantwortliche 

Standards vorzugeben. Auch die Menschen im 

globalen Süden, deren Leistungen wir an ver-

schiedenen Punkten beziehen, sollen davon gut 

leben können. Wir müssen fair handeln und 

dürfen nicht auf deren Kosten leben.  

 

Dem Gesetzentwurf mangelt es außerdem in 

dem Bereich der energieeffizienten Beschaf-

fung, aber auch in Bezug auf ökologische  

Aspekte und Klimaschutz an Möglichkeiten für 

die Beschaffung und die Auftragsvergabe. Ge-

rade die Energieeffizienz steht in diesen Tagen 

besonders im Fokus.  

 

Mit unserem Änderungsantrag soll eine klima-

freundliche und energieeffiziente Beschaffung 

im Vergabeverfahren Berücksichtigung finden. 

Ökologische Aspekte müssen bei der Bewertung 

des wirtschaftlichsten Angebotes herangezogen 

werden können. Der bisher im Gesetzentwurf 

vorgesehene Punkt zu Umwelteigenschaften ar-

beitet sich sehr an Gütezeichen ab, ohne aber 

zu den entscheidenden Punkten ökologischer 

und energieeffizienter Vergabe vorzustoßen.  

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Diese Schwachstelle wollen wir gern mit einem 

Vorschlag für eine klarere Regelung verbessern, 

damit das Gesetz auch beim Umwelt- und  

Klimaschutz für das Land Biss hat.  

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE, 

und von Dorothea Frederking, GRÜNE) 

 

 

Nachhaltigkeit hat ihren Preis, liegt aber - Stich-

wort: Energieeffizienz - auch zu einem immer 

größeren Teil im Interesse der Auftraggeber. Bil-

lig kommt letztlich oft teurer. Eine gutachtliche 

Untersuchung im Auftrag der Senatsverwaltung 

Berlin kommt zu dem Ergebnis, dass durch eine 

umweltverträgliche Beschaffung die Treibhaus-

gasemissionen signifikant gesenkt, zugleich 

aber auch Kosten gespart werden können.  

 

Die Beschäftigung mit einem Tariftreue- und 

Vergabegesetz hat ihre Wurzeln bereits in der 

letzten Legislaturperiode, scheiterte dort aber 

noch am konservativen Nein, wobei das konser-

vative Nein natürlich häufig in der Sorge vor 

mehr Bürokratie begründet war. Das ist natür-

lich ein Punkt, den die Kollegen von der konser-

vativen Seite durchaus vertreten haben. Wir 

müssen aber bei den ganzen Regelungen auf-

passen, dass es nicht dazu kommt, dass später 

einfach nur ein Zettel unterschrieben wird, der 

dann abgeheftet und nie wieder angeguckt 

wird, sondern es muss tatsächlich einen Effekt 

haben. Nur dann macht auch bürokratieauf-

wendigere Arbeit Sinn. An der Stelle müssen wir 

auf den Prozess schauen. Ich halte das für mach-

bar.  

 

Beim Vergleich der Gesetzentwürfe fällt auf - ich 

hatte schon darauf hingewiesen -, dass sich die 

Wertgrenzen verändert haben. Ich meine, das 

ist der politische Preis. Ich halte ihn aber vor 

dem Hintergrund der Preisentwicklung für okay.  

 

Im Bereich des Kontrollparagrafen hat sich der 

Akzent verschoben. Aus „Der öffentliche Auf-

traggeber ist verpflichtet, die Einhaltung zu prü-

fen“ ist eine Kannregelung geworden. Wir müs-

sen uns einmal anschauen, wie dadurch das Ge-

setz und seine Umsetzung beeinflusst werden.  

 

Insgesamt freuen wir uns aber auf die notwen-

dige Arbeit an dem Gesetzentwurf, um das Ver-

fahren rundum besser zu machen, damit ein  
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starkes Werkzeug für Tariflohn und Umwelt-

schutz in Sachsen-Anhalt entsteht.  

 

Wir befürworten die Überweisung und schlagen 

aufgrund der weiteren Aspekte die Überwei-

sung an den Umweltausschuss vor. - Danke.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke, Herr Meister. - Für die CDU-Fraktion 

spricht Herr Thomas.  

 

 

Ulrich Thomas (CDU):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine und  

Herren! Die überwiegende Mehrheit in diesem 

Hohen Haus hat gestern einen Haushalt mit  

einem Volumen von 13,5 Milliarden € beschlos-

sen. Das ist gut für unser Land, weil dieser Haus-

halt es unserem Land ermöglicht, die Investitio-

nen vorzunehmen, die uns die Zukunft sicherer 

machen und uns in der Zukunft voranbringen. 

Dazu zählen sowohl viele Baumaßnahmen als 

auch viele Dienstleistungen.  

 

Nun geht es darum, dass wir dieses Geld auch 

auf die Straße bringen, und zwar möglichst 

schnell und unbürokratisch. Deswegen brau-

chen wir natürlich ein Verfahren, das uns 

Rechtssicherheit gibt und von dem alle Beteilig-

ten profitieren.  

 

Meine Damen und Herren! Wenn man sich die-

ses Spannungsfeld anschaut, dann sieht man: 

Auf der einen Seite haben wir die öffentliche 

Hand, die natürlich bestrebt ist - Kollege  

Meister hat es teilweise so formuliert, dass man 

mit Steuergeld sparsam umgehen müsse -, 

möglichst wenig für eine sehr gute Leistung zu 

bezahlen. Das ist das Prinzip einer Ausschrei-

bung. Viele Bürgermeister und Stadträte erhof- 

 

fen sich immer, im Zuge der Ausschreibung 

noch den einen oder anderen Euro zu sparen.  

 

(Daniel Sturm, CDU: Genau!) 

 

Auf der anderen Seite gibt es die freie Wirt-

schaft - Bauunternehmen, Dienstleistungs- 

unternehmen -, die zunehmend überlegen, ob 

sie sich überhaupt noch an Ausschreibungen be-

teiligen sollen. A) macht es einen immensen 

Aufwand für einen kleinen Betrieb, sich daran 

zu beteiligen, b) sind die Hürden mit Qualifizie-

rungsnachweisen und dergleichen sehr hoch 

und c) - das hat Kollege Meister gesagt; dem ich 

sogleich widersprechen muss - sind bestimmte 

Auflagen durch die Unternehmen überhaupt 

nicht erfüllbar.  

 

Stellen Sie sich einmal vor, Sie schreiben in einer 

Kommunen 20 oder 30 Laptops aus, die viel 

Geld kosten. Können Sie diesbezüglich nachwei-

sen, dass an irgendeiner Kobalt- oder Lithium-

batterie keine Kinderhände dran waren? - Also, 

Sie wollen Wertschöpfungs- oder Lieferketten 

verfolgen, was de facto nicht möglich ist. Des-

wegen ist das unrealistisch, und deswegen soll-

ten wir nicht der Versuchung unterliegen, mit 

diesem Vergabeverfahren Hürden aufzubauen, 

die de facto nicht erfüllbar sind.  

 

Meine Damen und Herren! Nehmen Sie einmal 

eine Stadt wie Naumburg - Kollege Sturm sitzt 

mir gerade gegenüber -, dort wird eine Straße 

saniert. Nun geht es darum, die Straße mög-

lichst schnell zu bauen, und zwar aus mehreren 

Gründen. Zum einen spüren wir gerade die Ent-

wicklung bei den Rohstoffpreisen und bei den 

Baupreisen. Zum anderen sehen wir auch eine 

Steigerung bei den Lohnkosten. Diesbezüglich 

brauchen wir natürlich Verfahren, die schnell 

wirken und die auch Lust machen, sich an den 

Ausschreibungen zu beteiligen. Deswegen brau-

chen wir für die Wirtschaft bürokratiearme  

Regelungen. Das Vergabegesetz ist ein erster 

Schritt in die richtige Richtung.  
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Sie reden jetzt natürlich mit einer CDU-Fraktion, 

die immer gesagt hat: Eigentlich ist dieses 

Vergabegesetz entbehrlich, weil wir Bundes- 

regelungen haben, die das abbilden. Aber das 

ist der Preis einer Koalition, dass wir uns dabei 

kompromissbereit geben und sagen: Okay, 

wenn es denn so gewünscht wird, dann machen 

wir das.  

 

Wir haben sehr intensiv - ich sehe gerade den 

ehemaligen Wirtschaftsminister Herrn Willing-

mann - und sehr gut verhandelt. Ich denke, alle 

Koalitionspartner können sich mit dem Ergebnis 

durchaus sehen lassen. Es ist ein gutes Zeichen. 

Es ist auch ein sehr gutes Zeichen, nachdem uns 

der grüne Ballast  

 

(Olaf Meister, CDU: Na, na!) 

 

von der Brust genommen worden ist, wie ge-

räuschlos das bei uns abgelaufen ist.  

 

(Beifall bei der CDU - Zurufe von Cornelia 

Lüddemann, GRÜNE, und von Olaf Meister, 

GRÜNE) 

 

Es ist ein gutes Zeichen, dass die jetzige Koali-

tion diesbezüglich wesentlich besser arbeitet als 

die Koalition zuvor. Auch das darf einmal gesagt 

werden. Sie werden auch im Beratungsverfah-

ren merken, dass wir zu Ergebnissen kommen, 

die uns sehr erfreuen werden.  

 

(Zustimmung von Dietmar Krause, CDU) 

 

Meine Damen und Herren! Deswegen ist es 

wichtig, dass wir mit diesem Vergabegesetz zü-

gig vorankommen. Wir wollen vor allen Dingen 

auch die guten Erfahrungen aus Pandemie- 

zeiten mitnehmen, als wir das Vergaberecht 

teilweise außer Kraft gesetzt haben und Schwel-

lenwerte ganz bewusst nach oben gesetzt  

haben, um hier noch schneller zum Zuge zu 

kommen. Dabei ist nicht der Untergang des 

Abendlandes zu beklagen gewesen. Im Gegen- 

 

teil: Wir haben das Geld durchaus auf die Straße 

gebracht.  

 

Ja, diese Schwellenwerte, die wir jetzt festge-

legt haben, sind erst einmal gute Schwellen-

werte. Ich darf aber darauf verweisen - das ist 

meiner Fraktion sehr wichtig -, dass wir die 

Höhe der Schwellenwerte alle zwei Jahre über-

prüfen wollen, dass wir sie auch mit Blick auf die 

Inflationsrate dynamisch gestalten wollen; denn 

es ist kein absoluter Betrag, sondern wir wollen 

bei den Wertgrenzen in Bewegung bleiben.  

 

Gestatten Sie mir noch eine letzte Anmerkung 

zum Vergabemindestlohn. Ich und auch meine 

Fraktion sehen den Mindestlohn nach wie vor 

kritisch, und zwar nicht, weil ich niemandem 

sein Geld nicht gönne, sondern weil ich zuneh-

mend feststellen muss, dass der Mindestlohn 

politisch motiviert festgelegt wird. Er wird also 

nicht festgelegt von Menschen, die auf der  

einen oder der anderen Seite der Wirtschaft  

sitzen, sondern er wird politisch festgelegt. 

Auch die Fraktion DIE LINKE konnte nicht wider-

stehen, schon einmal zu postulieren: Also, da 

müssen mindestens 14 € stehen. - Und wenn 

wir jetzt 14 € hineingeschrieben hätten, würden 

wir aus diesen Reihen vermutlich 15 € hören.  

 

Dieser Bieterwettbewerb bei den Löhnen macht 

mich sehr nachdenklich, weil es bereits erste 

Anzeichen dafür gibt, dass gerade Mindestlöhne 

in bestimmten Dienstleistungsbereichen dafür 

sorgen werden, dass es - so wurde es uns schon 

angedeutet - zu einer Abwanderung oder zu ei-

nem Verlust von Arbeitsplätzen kommen wird.  

 

Ich kündige schon einmal an, dass die CDU-Frak-

tion dieses Thema im zweiten Halbjahr noch 

einmal besetzen wird. Wir müssen uns wirklich 

damit auseinandersetzen und prüfen, ob wir 

diese Entwicklung politisch gesehen bei dem 

Mindestlohn durchhalten bzw. durchhalten 

wollen. Das ist ein interessantes Thema. Beim 

Vergabegesetz macht es mir wenig Sorgen, weil  
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wir wissen, dass viele Unternehmen, besonders 

im Baubereich, bereits über diesen Vergabe-

mindestlohn liegen. Aber es gibt auch Branchen, 

denen es schwerfällt, um es einmal vorsichtig zu 

sagen, einen Mindestlohn in der Höhe am Pro-

dukt und auch am Markt durchzusetzen. Das 

wird uns beschäftigen. Deswegen werden wir 

dieses Thema noch einmal aufrufen.  

 

Ich werbe heute für die Überweisung des Ge-

setzentwurfes in den Ausschuss und freue mich 

auf die folgenden Beratungen. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Thomas. - Herr Lieschke bitte für 

die AfD.  

 

 

Matthias Lieschke (AfD):  

 

Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Grundlegend enthält der Entwurf zum Ta-

riftreue- und Vergabegesetz gute Ansatzpunkte. 

Positiv werten wir die höheren Summen für die 

Vergaberegelungen, die nun nach dem Gesetz 

vorgesehen sind. Das heißt, die Schwellen-

werte - das wurde mehrfach erwähnt - wurden 

von 50 000 € auf 120 000 € hochgesetzt. Das ist 

ein sehr, sehr positiver Aspekt.  

 

Auch der Punkt der Entgeltgleichheit in § 10 ist 

recht gut gelungen. An dieser Stelle kam es in 

der Vergangenheit zu niedrigsten Geboten für 

Bauvorhaben, da der regionale Lohn eben nicht 

gezahlt worden ist. Dagegen konnten seriöse 

Bieter, die sich an die Tarife gehalten haben, im 

Vergabeprozess die Lose nicht gewinnen. Eine 

gute Bezahlung von Angestellten führt in der 

Regel zu einer guten Arbeitsqualität.  

 

Ich sehe es jeden Tag, wenn ich durch Coswig 

fahre. Dort wurde ein kleines Stück der Straße  

 

erneuert. Sie ist super geworden und schön ge-

rade. Daneben der Radweg, der separat verge-

ben worden ist, führt bergauf und bergab, ohne 

dass es dafür einen Grund gibt. Das ist ein Bei-

spiel für eine schlechte Vergabe an den billigs-

ten Bieter, der wahrscheinlich nicht die opti-

male Wahl war. Möglicherweise hilft an dieser 

Stelle das Gesetz, die Lage zu verbessern. Letzt-

endlich sollte das Gesetz auch zu einer besseren 

Qualität der Arbeit führen.  

 

Wir sehen trotz der guten eben genannten An-

sätze erhebliche Mängel bei den Plänen der Re-

gierungsfraktionen der CDU, der SPD und der 

FDP. Denn schon im Jahr 2019 scheiterte der 

erste Entwurf der Gesetzesinitiative aufgrund 

hoher bürokratischer Hürden. Obwohl die FDP 

diesmal mit im Boot sitzt und sich dafür auf die 

Schultern klopft, jetzt zu entbürokratisieren, 

sehe ich, dass große Hürden aufgebaut worden 

sind, speziell in § 4.  

 

Die Berücksichtigung sozialer, umweltbezoge-

ner und innovativer Kriterienvergabeverfahren 

sorgt meiner Meinung nach dafür, dass der Ver-

waltungsaufwand steigen wird und dass unter-

legene Bieter noch mehr Möglichkeiten haben 

zu klagen; denn der Gesetzentwurf enthält häu-

fig Worte wie „kann“, „sollen“ und „wollen“. 

Das kann in meinen Augen durchaus zu Unklar-

heiten führen. Vielleicht kann man darüber in 

den Ausschüssen sprechen und die eine oder 

andere Regelung finden, um diesen Aspekt zu 

verbessern. Denn schließlich würden Klagen 

von unterlegenen Bietern zu Verzögerungen 

führen, die wir, glaube ich, alle nicht wollen.  

 

Zudem werden die Aufträge nur an fachkundige 

Unternehmen vergeben. Das klingt erst einmal 

sehr sinnvoll, aber die Hürden für Unterneh-

men, die neu am Markt sind, bleiben mit dem 

vorliegenden Gesetzentwurf bestehen. Um er-

folgreich an den öffentlichen Ausschreibungen 

teilnehmen zu können, werden Referenzen ver-

langt. In der Praxis zeigt sich, dass neue Unter-

nehmen, die keine Referenzen vorweisen kön- 
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nen, niemals im Rahmen von Ausschreibungen 

berücksichtigt werden. Das erlebe ich tagtäglich 

im Bauausschuss des Kreistages und des Stadt-

rates.  

 

Somit entsteht ein Wettbewerbsnachteil für 

junge aufstrebende Unternehmen. Das sollte 

man nicht vergessen. An dieser Stelle besteht 

eine Ungleichheit, die ausgeglichen werden 

müsste. Das Gesetz hat das Potenzial, dieses 

Gleichgewicht herzustellen.  

 

Die Regelungen zu ökologischen, umwelt-

freundlichen Bauweisen sind zwar zu begrüßen, 

aber sie müssen berücksichtigen, dass reiche 

Kommunen sich diese Bauweisen leisten kön-

nen, aber viele Kommunen, die in der Haus-

haltskonsolidierung stecken, eben nicht. Das ist 

ein Problem. Man sollte darüber nachdenken, 

die Kommunen finanziell auskömmlich auszu-

statten, damit die Ampel irgendwann einmal auf 

Grün steht und der Haushalt ordentlich ist. 

Durch die Höhe der Baukosten werden möglich-

erweise viele Bauvorhaben verhindert, da die 

Kommunen ihren Eigenanteil nicht aufbringen 

können.  

 

Interessant ist aber auch, dass einige Paragra-

fen, wie der § 23, nicht reformiert wurden. So-

mit bleibt die in § 23 vorgesehene Summe für 

die Erstattung der Kosten bei den Kommunen 

unangetastet. Das heißt, für die Auftragserfül-

lung wird 1 Million € gezahlt; diese Summe hat 

sich seit dem Jahr 2013 nicht geändert. Gerade 

durch die neuen Regelungen im Zusammen-

hang mit den Sozial- und Umweltaspekten ist 

der Aufwand für die Kommunen einfach größer. 

Deshalb sollte man darüber nachdenken, den 

Kommunen mehr finanzielle Mittel zur Ver- 

fügung zu stellen.  

 

Der Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung 

wird von uns nicht unterstützt. Der Änderungs-

antrag der GRÜNEN macht ihn nicht besser. In 

den Ausschüssen können wir alle gemeinsam  

 

schauen, ob wir daraus etwas Rundes machen 

können. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. - Für die SPD spricht Herr Hövelmann.  

 

 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kollegin-

nen, liebe Kollegen! Wenn in diesem Land  

irgendwo eine Schule saniert wird, wenn in  

einem städtischen Krankenhaus Essen gekocht 

oder eine Straße neu asphaltiert wird, dann 

steht dahinter immer die öffentliche Hand. Sie 

ist für die Wirtschaft einer der wichtigsten Kun-

den. Das Land und die Kommunen können  

daher bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 

wahrlich viel bewirken. Zugleich müssen die Un-

ternehmen ein Interesse daran haben, sich auch 

um solche Aufträge zu bewerben. Dies auszu- 

tarieren, ist wahrlich keine leichte Aufgabe. 

Aber ich sage: Uns als Koalition ist dies mit dem 

Ihnen vorliegenden Entwurf eines neuen Tarif-

treue- und Vergabegesetzes gelungen. Von die-

sem Gesetz profitieren Arbeitnehmer, Unter-

nehmer und Auftraggeber.  

 

Lassen Sie mich gleich zu dem für uns wichtigs-

ten Punkt kommen: Mit dem Gesetz wird sicher-

gestellt, dass in Sachsen-Anhalt niemand zu 

schlechten Löhnen für die öffentliche Hand  

arbeitet.  

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Ich möchte ein Beispiel nennen. Sie werden viel-

leicht im Land die großen Plakate von Amazon 

gelesen haben, auf denen mit einem Gehalt von 

rund 12,70 € pro Stunde für ungelernte Arbeiter 

geworben wird. Eine Reinigungskraft, die  
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abends oder nachts das Amtsgebäude eines 

Rathauses reinigt, erhält dagegen als Einstiegs-

verdienst gerade einmal 11,55 € pro Stunde. 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist zu  

wenig.  

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Gerade die öffentliche Hand sollte dafür Sorge 

tragen, dass Arbeitnehmer vernünftig bezahlt 

werden. Nach § 11 des Gesetzentwurfes muss 

sich daher jedes Unternehmen, das einen  

öffentlichen Auftrag ausführt, zu einer Zahlung 

nach Tarif, mindestens aber zum Vergabemin-

destlohn verpflichten. Dieser Vergabemindest-

lohn - das hat Kollege Silbersack angespro-

chen - berechnet sich nach den vorgetragenen 

Formeln und erreicht für das Jahr 2022  13,01 € 

pro Stunde.  

 

Da der Betrag an den Tarifvertrag der Länder ge-

koppelt ist, profitieren Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer auch zukünftig von den Ergebnis-

sen der Tarifverhandlungen. Das Tariftreue- und 

Vergabegesetz ist somit ein wichtiger Schritt, 

um die vielen niedrigen Löhne in unserem 

Lande insgesamt anzuheben.  

 

Ich will ausdrücklich unseren Koalitionspartnern 

dafür danken, dass sie den Weg für diese Kern-

forderung der SPD frei gemacht haben.  

 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

 

In einem weiteren Punkt profitieren Arbeitneh-

mer. Das Tariftreue- und Vergabegesetz sagt be-

fristeten Arbeitsverträgen ohne Sachgrund den 

Kampf an. Keine Küchenkraft, keine Hausmeis-

terin und kein Sicherheitsmann sollen sich bei 

öffentlichen Aufträgen ohne Begründung von 

Befristung zu Befristung hangeln müssen. Das 

schafft gerade in diesen wirtschaftlich schwieri-

gen Zeiten Sicherheit für die Menschen.  

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Zugleich, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren - das ist bereits angesprochen worden -, 

sorgen wir für Verwaltungsvereinfachung. Der 

Papier- und Formularwust wird für Auftragneh-

mer überschaubarer. Das Bestbieterprinzip ist 

angesprochen worden. Es sorgt dafür, dass erst, 

wenn der Zuschlag erteilt ist, die Nachweise 

komplett zu erbringen sind.  

 

Schließlich profitieren von den neuen Regelun-

gen auch die öffentlichen Auftraggeber. Mit der 

Erhöhung der Schwellenwerte, ab denen das 

Gesetz greift, profitieren viele Kommunen mit 

kleineren Aufträgen. Die großen Ausschreibun-

gen wären an dieser Stelle oft nicht sinnvoll. Der 

Verwaltungsaufwand wird reduziert.  

 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

wir haben in § 8 des Gesetzes klargestellt, was 

wir unter dem wirtschaftlichsten Gebot ver- 

stehen. Wenn ein Unternehmen bspw. bei Bau-

maßnahmen durch billige Materialien den Preis 

drückt, dann erhält es künftig nicht mehr ein-

fach so den Zuschlag. Das verhindert Mehr- 

kosten und ist im Sinne eines verantwortungs-

vollen Umgangs mit Steuergeldern alle Mal  

richtig.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 

bisherige Vergabegesetz zu erneuern, ist eines 

der wichtigsten wirtschaftspolitischen Anliegen 

dieser Koalition. Umso mehr freut es mich, dass 

wir mit dem vorliegenden Entwurf die Vorstel-

lungen aller drei Partner sinnvoll zusammen- 

gefügt bekommen haben.  

 

Das Signal für die Unternehmen sowie die Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem 

Land ist klar. Diese Koalition liefert und diese 

Koalition liefert gut. Ich bin mir daher sicher, 

dass die weiteren Beratungen dement- 

sprechend kurz ablaufen werden.  

 

Ich bitte um die Überweisung des Gesetzent-

wurfes zur federführenden Beratung in den  
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Ausschuss für Wirtschaft und Tourismus und zur 

Mitberatung in die Ausschüsse für Finanzen so-

wie für Kommunales und Sport.  

 

(Rüdiger Erben, SPD: Inneres!) 

 

- Inneres und Sport, Entschuldigung, ich bin  

gerade nicht auf den Begriff gekommen. - Herz-

lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

 

(Zustimmung bei der SPD)  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Hövelmann. Es gibt eine Frage von 

Herrn Rausch.  

 

 

Daniel Rausch (AfD):  

 

Herr Hövelmann, ich habe kürzlich mit einem 

Straßenbauarbeiter gesprochen. Er hat mir ge-

sagt, dass die Firma, in der er arbeitet, 30 Ange-

stellte bzw. 30 Arbeiter und sage und schreibe 

13 Baustellen hat. Termine können überhaupt 

nicht eingehalten werden. Könnte man diesbe-

züglich nicht irgendwas unternehmen? 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Ja, Zuwande-

rung! - Zurufe von der AfD: Oh! - Zuruf von 

der AfD: Zuwanderung in die Sozialsysteme!) 

 

 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Ich habe den Hintergrund Ihrer Frage nicht ganz 

verstanden.  

 

 

Daniel Rausch (AfD):  

 

Die Firma ist im Prinzip total überlastet. Das 

heißt, die haben 30 Bauarbeiter und aktuell 13 

Straßenbaustellen. Das können sie nicht bedie- 

 

nen, und es steht von vornherein fest, dass die 

Termine nicht gehalten werden können. Damit 

planen manche Unternehmen schon. Könnte 

man diesbezüglich etwas in das Gesetz einarbei-

ten? Was könnte man diesbezüglich generell 

machen? 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Melden Sie sich 

fürs Mitmachen an!)  

 

 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Das ist weniger etwas, das wir im Vergabegesetz 

regeln können. Die Frage ist ja, welche Kapazi-

täten am Markt im Verhältnis zu den Aufträgen, 

die vergeben werden, vorhanden sind. In den 

zurückliegenden Jahren sind Kapazitäten abge-

baut worden, bspw. in der Industrie und in der 

Wirtschaft. Auch in der Bauwirtschaft haben wir 

heute weniger Kapazitäten als vor zehn oder 

20 Jahren. Diese müssen bei zunehmenden Auf-

tragsvolumina wieder aufgebaut werden. Es ist 

die Aufgabe der Firmen, entsprechende Fach-

kräfte zu finden. Das ist keine leichte Aufgabe. 

Sie haben beschrieben, wie die Lage ist, aber 

eine solche Problemlage werden wir mit einem 

Vergabegesetz nicht regeln.  

 

Wir regeln natürlich die Attraktivität für die Be-

schäftigung in einem Betrieb, der einen öffent- 

lichen Auftrag erfüllt, weil Menschen möglicher-

weise besser bezahlt werden als heute; es sei 

denn, Sie haben schon heute eine tarifvertrag- 

liche Regelung, die über das hinausgeht, was wir 

in unserem Gesetz vorschlagen. Aber das ist 

das, was wir regeln können.  

 

Wir können zudem regeln - das ist der Vorschlag 

im Gesetzentwurf -, dass die Verfahren von der 

Ausschreibung über die Vergabe hin zur Ausfüh-

rung des Auftrages schneller vonstattengehen 

und dass die Verfahrensabläufe weniger büro-

kratisch sind und damit ein paar Ressourcen 

freigeschöpft werden. Ansonsten können wir an  
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der Stelle wirklich nicht viel machen. Es ist die 

Aufgabe der Wirtschaft, das selbst zu lösen.  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Er meint sicherlich die Termintreue. - Danke, 

Herr Hövelmann. - Für die Fraktion DIE LINKE 

spricht Herr Gallert. - Bitte.  

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Werter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist schon eine besondere Situation. 

Es gibt einen Gesetzentwurf, der den Titel „Ge-

setz zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstan-

dards und Wettbewerb bei der Vergabe öffent-

licher Aufträge“ trägt. Wer bringt diesen Ge-

setzentwurf zur Tariftreue und Sozialstandards 

ein? - Das macht die FDP. Darüber könnte sich 

der kundige Politiker wundern. Wenn man sich 

das Gesetz allerdings ansieht, dann wundert 

man sich nicht mehr, weil es zu 90 % die Pro-

grammatik der FDP enthält. Das ist das eigent- 

liche Problem an diesem Gesetzesentwurf, 

werte Kolleginnen und Kollegen.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Oh! bei der FDP) 

 

Jetzt gucken wir uns die Situation in Sachsen-

Anhalt an und stellen uns die Frage: Warum 

brauchen wir denn unbedingt ein solches Verga-

begesetz? - In Sachsen-Anhalt haben wir eine 

Tarifbindung, die in den Jahren 2000 bis 2019 

von 63 % auf 45 % gesunken ist. Sachsen-Anhalt 

ist eines der Bundesländer in der Bundesrepub-

lik Deutschland mit der geringsten Tarifbindung. 

Vier Fünftel aller Betriebe in Sachsen-Anhalt 

sind nicht tarifgebunden.  

 

Wer sich übrigens für die ökonomischen Aus-

wirkungen interessiert und nicht nur für die 

Frage der Situation der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer, der darf bei Prof. Bachmann  

 

nachschauen. Dies ist übrigens einer der 

Gründe, warum wir bei der Entwicklung des 

Bruttoinlandsproduktes so sehr zurückliegen.  

 

Wenn wir also über ein Vergabegesetz reden, 

das sich damit auseinandersetzt - das legt der 

Begriff Tariftreue nahe -, dann müssten wir es 

eigentlich mit einem Gesetz zu tun haben, das 

Betriebe motiviert, in eine Tariftreue hineinzu-

gehen. Nur dafür macht eigentlich diese Krücke 

Vergabelohn Sinn.  

 

Jetzt gucken wir uns einmal an, was dieser Ge-

setzentwurf macht. Es spricht von einem Verga-

belohn von 13 €, aber sorgt eigentlich dafür, 

dass der Bereich, in dem dieser zwingend ver-

langt wird, deutlich verkleinert wird, erstens in-

dem die Schwellenwerte angehoben werden, 

die damals, zu Beginn des Jahres 2016, schon 

die höchsten in der Bundesrepublik Deutsch-

land waren, und zwar jetzt noch einmal deutlich 

angehoben werden, sodass diese Situation - wir 

haben solche Situationen, dass manchmal die 

Reinigung von Etagen einzeln ausgeschrieben 

worden ist, um die Schwellenwerte schon vor-

her zu unterlaufen - noch einmal erleichtert 

wird. Das heißt, dieser Bereich, für den das Ge-

setz zutrifft, wird noch einmal radikal verklei-

nert.  

 

Hinzu kommt nicht nur die Möglichkeit, es im 

Katastrophenfall auszusetzen, nein, wir haben 

jetzt einen Gummiparagrafen, in dem es heißt: 

in Not- und Krisensituationen. Haben wir nicht 

immer überall eine Krise? Übrigens haben wir 

gestern den Krisenparagrafen beschlossen, 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Ja!) 

 

und zwar ausdrücklich für das Sondervermögen. 

Was soll das jetzt? Der Wirtschaftsminister kann 

sagen: Ich denke, wir haben gerade eine Krise; 

wir setzen das Gesetz aus. Dieses Gesetz regelt, 

dass es nicht gilt. Das ist das Problem, liebe Kol-

leginnen und Kollegen. 

http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
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(Beifall bei der LINKEN) 

 

Zweitens. Der Mindestlohn von 13 € war unser 

Wahlprogramm und war das Wahlprogramm 

der SPD. Einige andere haben das zumindest po-

litisch auch gefordert. Ein Mindestlohn von 13 € 

im Sommer 2021 bedeutet für die Geltung des 

Gesetzes am Ende oder im Herbst dieses Jahres 

bei einer Inflationsrate von 7 %  14 €. Deswegen 

sagen wir ganz deutlich: Wenn dieses Vergabe-

gesetz überhaupt eine wirkliche ökonomische 

Wirkung haben soll, dann brauchen wir in- 

zwischen einen Vergabelohn von 14 €,  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

und zwar, liebe Kolleginnen und Kollegen, auch 

deshalb, weil wir - nehmen wir einmal an, die 

Ampelkoalition zieht das im Bund wirklich 

durch - ab Oktober 2022 bereits einen gesetz- 

lichen Mindestlohn jenseits der Vergabe von 

12 € haben. Dahin gehend kann ich manche so-

gar verstehen, die sagen: Wollen wir uns all das 

wegen dieses Unterschieds von 1 € noch  

leisten? Oder wollen wir im Grunde genommen 

nicht gleich anschließen?  

 

Wenn wir eine Lenkungswirkung dahin haben, 

dass Betriebe, die öffentliche Aufträge haben 

wollen, wirklich die Tarifbindung steigern, die in 

diesem Land permanent sinkt, dann brauchen 

wir ein richtiges Druckinstrument. Das sind 

nicht mehr 13 €, das sind 14 €. Deswegen ist  

unsere Forderung richtig. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Herr Hövelmann, ja, die Sache mit den sach-

grundlosen Befristungen finde ich schön. Aber 

seien wir doch einmal ehrlich: Was steht denn 

in § 8? Wenn wir gleichwertige Angebote  

haben, dann können wir noch einmal in § 4 

nachsehen, was alles nett ist, und dann können 

wir einmal gucken, ob das Nette, das dort steht, 

noch irgendeine Bedeutung bei der Vergabe 

hat. Das ist doch die Realität. Lassen Sie uns - -  

(Holger Hövelmann, SPD: Welches Gesetz  

haben Sie denn gelesen?) 

 

- Das Gesetz, das hier vorliegt. § 8, auf den Sie 

verwiesen haben, nimmt Bezug auf § 4. Darin 

steht: Die sachgrundlosen Befristungen müssen 

begrenzt sein bzw. sind eine Ausnahme.  

 

(Zuruf von Holger Hövelmann, SPD) 

 

- Ja, aber im Grunde genommen völlig unver-

bindlich. Lassen Sie uns doch einmal über etwas 

anderes reden. Dann schreiben wir einen 

Schwellenwert hinein. Wer mehr als 20 % sach-

grundlose Befristung unter seinen Arbeitneh-

mern hat, der fliegt raus. Das wäre ein hartes 

Kriterium. Dann hätten wir eine Lenkungs- 

wirkung.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von Holger  

Hövelmann, SPD) 

 

Wir sehen, dieses Gesetz hat extrem viele Män-

gel. Es ist kein Tariftreuegesetz. Es ist nicht im 

Interesse von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmern. Deswegen muss es deutlich verbes-

sert werden. Wir fordern eine Überweisung in 

den Sozialausschuss. - Danke, liebe Kolleginnen 

und Kollegen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Gallert. - Für die FDP-Fraktion 

spricht noch einmal Herr Silbersack. 

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Kurz zu den Beiträgen. In Richtung 

der GRÜNEN: Herr Meister, Sie sind Jurist, Sie 

haben § 4 sicherlich gelesen. Darin ist mehrfach 

aufgeführt worden, dass es den Vergabestellen  
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der Kommunen möglich ist, Umweltkriterien zu 

berücksichtigen. Es ist zulässig, Umweltbelange, 

Umwelteigenschaften, Umweltgütezeichen 

usw. zu berücksichtigen. Das Kriterium, das  

dabei herrscht, ist: Sie können es. Es ist keine 

Mussvorschrift.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Das ist das Prob-

lem!) 

 

Das heißt, wir vertrauen denjenigen, die das 

ausschreiben. Wir vertrauen den Vergabestel-

len. Wir müssen deren individuelle Belange be-

rücksichtigen. Was wir nicht brauchen, ist eine 

indikativ apodiktische K.-o.-Kriterien-Darstel-

lung, wenn Sie sagen: Wir schließen aus … Das 

brauchen wir nicht, meine Damen und Herren. 

 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - Zuruf 

von Olaf Meister, GRÜNE) 

 

Insofern wäre es gut, wenn Sie den Menschen 

im Land und denjenigen, die dafür verantwort-

lich sind, mehr Vertrauen schenken. Vertrauen 

in die Menschen im Land ist wichtig. Diesen 

Dogmatismus benötigt niemand. 

 

In Richtung der AfD-Fraktion: Bezogen auf § 4, 

in dem Begriffe stehen wie „sozial“, „umwelt-

verträglich“, „innovativ“, wundert es mich 

schon, dass Sie das als ein Bürokratiemonster 

begreifen. Das ist Zukunftsgestaltung, meine 

Damen und Herren. Ohne diese Begrifflichkei-

ten, ohne die Verwendung dieser Themen wer-

den wir im Grunde genommen keine Zukunft 

beschreiben können. Das, was Sie sagen, ist 

nicht etwas, das griffig ist. Sie wenden sich nicht 

der Zukunft zu, das ist das Problem. Es ist genau 

richtig und auch nicht Bürokratie mehrend, 

wenn wir es den Kommunen anheimstellen, 

diese Begrifflichkeiten in § 4 in die Abwägungen 

einzubinden. 

 

Im Hinblick auf das, was Herr Gallert von der 

LINKEN gesagt hat, ist klar, dass wir als FDP- 

 

Fraktion uns freuen, wenn es ein Entwurf mit 

90 % liberalem Anstrich ist.  

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: 95!) 

 

So ist es natürlich nicht. Wenn Sie mir zugehört 

hätten, hätten Sie auch verstanden: Es war eine 

konsensuale Vereinbarung aller. Es war ein Spa-

gat zwischen dem Tariftreuethema und dem 

Vergabethema, der Entfesselung der Wirtschaft 

für dieses Land und der Mitnahme der  

Menschen in diesem Land. 

 

(Zuruf von Hendrik Lange, DIE LINKE) 

 

Genau das ist uns gelungen. Wenn Sie die Dinge 

aus dem Gesetzestext hier wiedergeben, dann 

haben Sie - das muss ich ganz ehrlich  

sagen - den Gesetzestext nicht wirklich gelesen; 

denn es steht einfach etwas anderes darin. 

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: Was denn?) 

 

Ich würde Sie bitten, das wahrzunehmen. Sie  

sagen, es würde nur dem Kapital und nur den 

Unternehmen dienen. - Nein, so ist es eben 

nicht. Wir wollen Investitionen. Sie selbst reden 

auch von Bildung und Schulen. 

 

(Zuruf von Chris Schulenburg, CDU) 

 

Es muss überall investiert werden. Das werden 

Sie aber nur dann hinbekommen, wenn Sie die 

Investitionen auch möglich machen. Das ist 

durch einfache Vergabeverfahren möglich. Das 

ist doch das Ziel des Ganzen. Versuchen Sie 

doch nicht am Ziel vorbeizuschießen, sondern 

versuchen Sie, sich mit dem auseinanderzu- 

setzen, was wir hier konkret gemacht haben. 

 

Für uns ist das Entscheidende, dass wir den Spa-

gat hinbekommen, auf der einen Seite die Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu berück-

sichtigen, deren Interessen und Familien, und 

auf der anderen Seite das Land zu entfesseln  
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und die Entbürokratisierung voranzubringen. 

Insgesamt kann ich sagen: Aus der Sicht der Ko-

alition ist es ein extrem gelungener Entwurf.  

 

Wir beantragen eine Überweisung in die Aus-

schüsse für Wirtschaft und Tourismus, für  

Finanzen sowie für Arbeit, Soziales, Gesundheit 

und Gleichstellung. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU - Zuruf von Guido Heuer, CDU) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Es gibt eine Frage von Herrn Gallert. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Ich mache das jetzt einmal als Intervention. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Dann machen wir das so. 

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE): 

 

Sie haben noch einmal ausdrücklich gesagt, ich 

hätte das Gesetz nicht gelesen, zumindest be-

züglich der Dinge, die ich behauptet habe. Ich 

gehe noch einmal auf die Debatte ein, die ich 

mit Herrn Hövelmann geführt habe. Ich lese 

Ihnen einmal aus § 8 vor - Sie kennen das  

hoffentlich, Sie haben es ja eingebracht -:  

 

„Der niedrigste Angebotspreis allein ist nicht 

entscheidend. Bei gleichwertigen Angeboten 

werden, sofern in der Bekanntmachung […] 

angegeben, die zusätzlichen Belange nach 

§ 4 für die Vergabe herangezogen.“ 

 

All das, über das auch Herr Hövelmann geredet 

hat, trifft überhaupt nur dann zu, wenn irgend- 

 

jemand sagt: Wir haben gleichwertige Ange-

bote. Nur unter diesen Bedingungen hat man, 

falls man das vorher ausgeschrieben hat, in die-

sem Gesetz überhaupt die Möglichkeit, z. B. 

Umweltvergabekriterien zu realisieren, z. B. Fa-

milienfreundlichkeit oder die Anzahl von sach-

grundlosen Befristungen zu berücksichtigen. 

Wenn ich keine gleichwertigen Angebote habe, 

fallen diese Dinge sofort raus. Insofern habe ich 

völlig recht.  

 

Natürlich sage ich - das steht ausdrücklich in 

dem Gesetzentwurf -: Im Krisenfall darf der zu-

ständige Minister das Gesetz aussetzen. Wer 

definiert, bitte, den Krisenfall? - Der zuständige 

Minister. Schauen Sie einmal, wie der guckt. Der 

befindet sich in permanenten Krisen. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Oh! - Lachen bei den 

GRÜNEN - Dr. Falko Grube, SPD, und Stefan 

Gebhardt, DIE LINKE, lachen) 

 

Ich sage an dieser Stelle eindeutig: Natürlich 

steht das in dem Gesetz genau so, wie ich es ge-

sagt habe. 

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Das sind jetzt zwei unterschiedliche Themen, 

die Sie angesprochen haben. § 8 müssen Sie  

natürlich in Verbindung mit § 10 lesen. Das ist 

doch das Wesen von Gesetzen, dass man Para-

grafen miteinander verbindet. Es gibt Grund-

satzparagrafen, es gibt Lex-specialis-Para- 

grafen. Wenn Sie die miteinander verbinden, 

kommt es eben nicht dazu, dass jeder machen 

kann, was er will.  

 

Lesen einmal § 8 in Verbindung mit § 10, dann 

wissen Sie, dass die Einschränkungen tatsäch-

lich bestehen und dass das schon eine gewisse 

Logik in sich trägt.  

 

Zu § 2, zu der Frage, was in Notfällen möglich ist. 

Das ist einfach die Reaktion darauf. Wir haben  
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in den letzten zwei Jahren doch gemerkt, was 

notwendig ist. Es war genau richtig - ich schaue 

einmal den ehemaligen Wirtschaftsminister 

Herrn Willingmann an -, dass man die Ausset-

zung der Schwellengrenze erreicht hat, dass 

man an dieser Stelle tatsächlich der Wirtschaft 

die Möglichkeit gibt, Dinge zu tun. Genau das ist 

doch eine Resilienz für zukünftige Notfälle. Wol-

len Sie sich dem verwehren? Wollen Sie sagen: 

Na ja, wir schauen uns dann alle groß an, wenn 

die Not da ist?  

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: Dann gibt es einen 

Katastrophenfall!) 

 

Nein! Das ist einfach ein Denken in die Zukunft. 

Das ist verantwortungsvolles Handeln dieser 

Regierung, dieser Koalition, meine Damen und 

Herren. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und bei der 

SPD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke, Herr Silbersack.  

 

Abstimmung 
 

Ich versuche jetzt, alles miteinander zu verbin-

den, damit wir das in der Gesamtheit sehen kön-

nen. Ich gehe davon aus, dass Sie die Federfüh-

rung im Wirtschaftsausschuss ansiedeln wollen. 

 

(Andreas Silbersack, FDP, und Holger Hövel-

mann, SPD: Ja!) 

 

Dann gehe ich davon aus, dass Sie eine Überwei-

sung in den Finanzausschuss haben wollen?  

 

(Holger Hövelmann, SPD: Ja!) 

 

Dann wollen Sie eine Überweisung in den So- 

zialausschuss haben?  

(Holger Hövelmann, SPD: Ja!) 

 

Dann wollen Sie eine Überweisung in den Innen-

ausschuss? 

 

(Holger Hövelmann, SPD: Nein! Das war 

mein Fehler! - Zurufe von der CDU: Nein!) 

 

- Okay, gut. - Dann stimmen wir zunächst über 

diese drei ab. Wer der Überweisung des Gesetz-

entwurfs und des Änderungsantrags in diese 

drei Ausschüsse zustimmt, den bitte ich um das 

Kartenzeichen. 

 

(Zurufe von der CDU: Nein! - Dr. Katja Pähle, 

SPD: Wirtschaft, Finanzen und Soziales! -

Weitere Zurufe) 

 

- Wirtschaft, Finanzen und Soziales. 

 

(Zurufe von der SPD und von der CDU: Ja!) 

 

Zuhören! Genau das habe ich gesagt.  

 

(Zuruf von der AfD: Wir haben zugehört!) 

 

Darüber stimmen wir jetzt ab. Wer dafür 

stimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - 

Das ist das gesamte Haus - einige Unschlüssige. 

 

(Dietmar Krause, CDU: Nein, die wollen das 

nicht!) 

 

Es geht noch weiter. Jetzt gibt es die Frage: Wer 

der Überweisung in den Ausschuss für Wissen-

schaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt zu-

stimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - 

Das sind die GRÜNEN und DIE LINKE. Wer 

stimmt dagegen? - Das sind die Koalition und die 

AfD.  

 

Jetzt haben wir noch den Ausschuss für Inneres 

und Sport. 

 

(Holger Hövelmann, SPD, und Rüdiger Erben, 

SPD: Nein!) 
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- Nicht mehr? - Gut. Der wurde aber mitge-

nannt.  

 

(Holger Hövelmann, SPD: Das war mein  

Fehler! Entschuldigung!) 

 

- Alles klar. Gut, der Fehler ist korrigiert. - Dann 

haben wir alles wieder zusammengebunden. 

Wir sind uns einig. Dann ist das so entschieden 

und beschlossen.  

 

Wir setzen fort mit dem 

 

 

Tagesordnungspunkt 7 

 

Beratung 

 

Bericht über den Stand der Beratung zum An-

trag „Ausbau Erneuerbarer Energien beschleu-

nigen als Jobmotor für Sachsen-Anhalt“ - Drs. 

8/145 

 

Berichterstattungsverlangen Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 8/1115 

 

 

Nach der Geschäftsordnung ist ein solches Be-

richtsverlangen möglich. Gemäß § 14 Abs. 2 

können fünf Monate nach der Überweisung ei-

nes Beratungsgegenstandes eine Fraktion oder 

acht Mitglieder des Landtages verlangen, dass 

der Ausschuss durch den Vorsitzenden oder Be-

richterstatter dem Landtag einen Bericht über 

den Stand der Beratungen erstattet. Von dieser 

Regelung hat die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN Gebrauch gemacht und verlangt von 

dem federführenden Ausschuss für Wissen-

schaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt einen 

Bericht über den Stand der Beratung.  

 

Ich erteile zunächst der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN zur Begründung ihres Ver-

langens das Wort. - Frau Lüddemann, bitte. 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 
 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Kol-

leginnen und Kollegen Abgeordnete! Etwas, das 

ich wirklich überhaupt nicht leiden kann, das ich 

sogar fast hasse, ist Verschwendung. Ich habe 

das Gefühl, dass die Kolleginnen und Kollegen 

der regierungstragenden Fraktionen unsere  

Lebenszeit und die Ressourcen des Parlamentes 

verschwenden.  
 

(Zustimmung von Dorothea Frederking, 

GRÜNE) 
 

Denn sie haben diesen Antrag überwiesen, um 

ihn fünf Monate lang immer wieder aufzurufen, 

aber nichts zu tun. Tragisch ist, dass sie damit 

auch die Zeit und die Zukunft dieses Landes ver-

schwenden.  
 

(Zustimmung von Dorothea Frederking, 

GRÜNE, und von Olaf Meister, GRÜNE - 

Guido Kosmehl, FDP: Fake News!) 
 

Denn es geht um eine ernsthafte Debatte und es 

geht um Zukunftsanliegen. Sich mit unserem 

Antrag zum Jobmotor gar nicht zu befassen, 

geht auch nicht.  
 

(Guido Kosmehl, FDP: Sie sind nicht in dem 

Ausschuss gewesen! - Zuruf von Dr. Lydia 

Hüskens, FDP) 
 

Ich sage an dieser Stelle bewusst nicht: keine 

Beschäftigung mit dem grünen Antrag. Denn ich 

glaube, das ist an dieser Stelle Teil des Prob-

lems. Wir müssen endlich dazu kommen, dass 

es unerheblich ist, wer der Verursacher eines 

Antrages ist, 
 

(Zustimmung von Hannes Loth, AfD) 
 

wer der Verursacher eines Themas ist.  
 

(Beifall bei der AfD - Hannes Loth, AfD: Gute 

Einsicht, Frau Lüddemann! Gute Einsicht!) 
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Wir müssen uns ernsthaft den Anliegen wid-

men. Aber genau das passiert in diesem Land 

und mit diesem Antrag nicht. 
 

(Zuruf von Daniel Rausch, AfD) 
 

Ich kann das nicht hinnehmen; denn mir geht es 

um dieses Land. Ich bin stolz auf dieses Land, auf 

das, was dieses Land in den vergangenen 30 Jah-

ren geschafft hat.  
 

(Zurufe von der AfD: Oh, oh! - Aber doch nicht 

stolz auf Deutschland!) 
 

Ich will, dass wir die Möglichkeiten und  

Chancen, die wir haben, bestmöglich nutzen. 
 

(Zuruf von der AfD) 
 

Das ist auch der Grund, weswegen wir GRÜNEN 

sofort zu Beginn dieser Legislaturperiode den 

Antrag mit dem Titel „Ausbau erneuerbarer 

Energien beschleunigen als Jobmotor für Sach-

sen-Anhalt“ in das Parlament eingebracht  

haben.  
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Das ist   d a s   Zukunftsthema, und wir wollen, 

dass es in diesem Land auch in dieser Legislatur-

periode vorangetrieben wird. In der Praxis  

findet man wenige Beispiele dafür. 
 

Mein Kollege Wolfgang Aldag 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

- der zuständige Kollege im Ausschuss; 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Jetzt bin ich gespannt!) 

 

wir arbeiten sehr eng zusammen -, 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 
 

hat sofort nach der Überweisung den Antrag ge-

stellt, ein Fachgespräch  

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

mit den einschlägigen Unternehmen und mit 

den Umweltverbänden durchzuführen. 
 

(Dr. Lydia Hüskens, FDP: Jetzt sind wir ge-

spannt!) 
 

Passiert ist aber nichts. 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Was ist vereinbart 

worden?) 
 

Es ist schlicht und ergreifend nichts passiert. 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Was wurde verein-

bart?) 
 

Die Koalition wollte sich berichten lassen, was 

schon bekannt ist. Das hat Staatssekretär Herr 

Eichner im November 2021 auch getan. Seine 

Hauptbotschaft war, wie ich dem Protokoll ent-

nehmen konnte: Der Bund wird es schon rich-

ten. 
 

Lediglich eine konkrete landespolitische Bot-

schaft - das gehört zur Wahrheit dazu - ist ver-

kündet worden, nämlich die Verordnung für PV-

Anlagen in landwirtschaftlich benachteiligten 

Gebieten - so gut, so wahr. Das ist richtig, aber 

das ist sehr, sehr kleinteilig. 
 

Zudem - auch das muss man sagen - hat Staats-

sekretär Herr Wünsch wiederum verkündet, 

dass die Koalition das Klima- und Energiekon-

zept weiter umsetzen und qualifizieren wolle. 

Aber, werte Kolleginnen und Kollegen, damit 

haben wir schon in der letzten Legislaturperiode 

schlechte Erfahrungen gemacht.  
 

(Dr. Lydia Hüskens, FDP: Wer hat regiert?) 
 

Das ist sehr unkonkret; das ist sehr unverbind-

lich. Deswegen haben wir als GRÜNE uns sehr 

dafür stark gemacht, dass wir ein Klimaschutz-

gesetz für Sachsen-Anhalt brauchen, eine  

konkrete Grundlage.  
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(Zustimmung bei den GRÜNEN)  

 

Diese sehe ich aber weder hier noch am Hori-

zont. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Sie können doch einen 

Gesetzentwurf einreichen!) 

 

Worin ich mit dem Staatssekretär überein-

stimme, ist: Der Bund wird es schon richten. Das 

ist eine gute Aussage; denn die jetzige Bundes-

regierung richtet es tatsächlich. Das sieht man 

an den Entlastungspaketen, 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Ja!) 

 

die eines nach dem anderen das Licht der Welt 

erblicken. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Frag mal die 

Rentner draußen!) 

 

Aber auch das Land muss seinen Beitrag leisten. 

Das Windkraftstärkungsgesetz, das kurz vor der 

Verabschiedung im Kabinett steht - wie man 

hört, soll das noch in diesem Monat der Fall 

sein -, wird den Ländern die Umsetzung der 

2-%-Regel für Windkraft auferlegen. Damit müs-

sen wir uns hier im Land beschäftigen, ob wir 

das wollen oder nicht. Dabei müssen wir hier im 

Land liefern. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Hannes 

Loth, AfD: In Dessau!) 

 

Das sollte man vorbereiten. Das wird keine ein-

fache Diskussion. 

 

(Hannes Loth, AfD: In Dessau! Auf dem 

Marktplatz!) 

 

Groß angekündigt - es ist ja State of the Art in 

dieser Koalition, hier Dinge anzukündi-

gen - wurde auch ein Klimakonvent für das 

zweite Quartal 2022, 

 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

auch im Protokoll nachlesbar. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

- Ja, klingt total schön,  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

finde ich klasse. - Konvents sind gut geeignet, 

um zu sagen, was gewesen ist. Man kann sich 

ein bisschen loben, man kann sich darstellen. 

Man kann Aufmerksamkeit auf dieses wichtige 

Thema lenken, super Sache. Aber am 19. Mai 

frage ich mich: Wann endet dieses zweite Quar-

tal und wann wird dieser Konvent denn nun 

kommen? 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Am 30.06.! Das könn-

ten selbst Sie wissen! - Lachen bei der FDP 

und bei der AfD) 

 

- Ach, das ist jetzt aber einfach. Selbst Sie wis-

sen, wenn man einen wirklich guten Konvent  
 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 
 

zu einem wirklich wichtigen Thema macht, 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 
 

dann sollte man zeitig genug ein Programm ha-

ben und dazu einladen. Aber was Sie machen - - 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Sie haben ja gefragt, 

wann das zweite Quartal endet! Es endet am 

30.06.!) 
 

- Ja, sehr witzig. 
 

(Lachen bei der FDP) 
 

Machen Sie nur so weiter, Herr Kollege Kos-

mehl; denn das stärkt meine These, dass Sie nur 

Nebelkerzen werfen, nur auf Abwegen agieren  
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(Guido Kosmehl, FDP: Warum denn nur?) 

 

und das wirkliche Thema einfach verschleiern 

wollen,  

 

(Guido Kosmehl, FDP, lacht) 

 

weil dafür nämlich gar nichts passiert in Ihrer 

Koalition. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Machen Sie nur so weiter. Das stärkt wiederum 

meine These, dass Sie die Zeit verschwenden. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

Das Bittere ist, 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Es ist so bitter in der 

Opposition!) 

 

dass wir diese Zeit nicht haben, werte Kollegin-

nen und Kollegen von den demokratischen Frak-

tionen. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Es ist so bitter!) 

 

Wir hatten die Zeit schon im September nicht, 

als ich hier den Antrag eingebracht habe. Wir 

hatten die Zeit in diesen fünf Monaten nicht, in 

denen nichts passiert ist. Wir haben die Zeit 

jetzt erst recht nicht, da uns der diktatorische 

Krieg von Putin dazu zwingt,  

 

(Oh! bei der AfD) 

 

noch schneller aus den fossilen Energien auszu-

steigen. 

 

(Guido Heuer, CDU: Darum legen wir auch 

noch Flächen still!) 

 

Erst in der letzten Woche hat uns die UN auf der 

Basis von Fakten, Daten und Zahlen noch einmal  

 

sehr deutlich gesagt, dass wir zumindest zeit-

weise das 1,5-Grad-Ziel von Paris reißen wer-

den. 

 

(Jan Scharfenort, AfD: Auweia!) 

 

Also, dass Handeln notwendig ist, steht, glaube 

ich, für alle, die es sehen wollen, vor der Klam-

mer. 

 

(Jan Scharfenort, AfD: Wir werden alle  

sterben! - Lachen bei der AfD) 

 

Das, was wir jetzt brauchen, sind klare Maßnah-

men, die wir hier, auf der Landesebene, selbst 

umsetzen können. Wir müssen sie nicht nur 

proklamieren, wir müssen sie umsetzen; denn 

nur so können wir Energiesicherheit und Bezahl-

barkeit  

 

(Markus Kurze, CDU: Bezahlbarkeit!) 

 

für Menschen und Firmen in Sachsen-Anhalt 

umsetzen. Wir brauchen Energiesicherheit und 

wir brauchen bezahlbare Energie, Kollege Kurze, 

für alle. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Markus 

Kurze, CDU: Mit dem Kurs?) 

 

Dafür können wir etwas tun. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Markus 

Kurze, CDU: Mit dem Kurs wollen Sie Sicher-

heit? - Weitere Zurufe) 

 

- Nein, mit konkreten Maßnahmen, und die sind 

nicht neu. Ich kann sie Ihnen aber gern noch ein-

mal nennen. Dazu zählt unter anderem,  

 

(Markus Kurze, CDU: An Scheinheiligkeit 

nicht zu überbieten!) 

 

2 % der Landesfläche für Windkraftenergie vor-

zusehen. 
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(Lachen bei der AfD) 

 

Dazu zählt unter anderem, eine Solarpflicht für 

alle Neubauten vorzusehen. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

Dazu zählt, auf jedes geeignete Dach auf  

Landesflächen eine PV-Anlage zu installieren. 

 

(Guido Heuer, CDU: Jawohl! - Hannes Loth, 

AfD: Hat doch Frau Dalbert gar nicht ge-

macht!) 

 

Dazu zählt eine deutliche Aufstockung des  

Speicherförderprogramms. 

 

(Hannes Loth, AfD: So ein Unsinn!) 

 

Und wir brauchen klare Richtlinien zum Repo-

wern und dürfen auch die Standorte, die viel-

leicht etwas weniger geeignet, aber schon ein-

geführt sind, nicht außen vor lassen. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Guido Heuer, CDU: 

Wir nehmen in Dessau den Marktplatz!) 

 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Die Standort-

entscheidung von Intel hat sehr eindeutig ge-

zeigt: Erneuerbare sind   d e r   Standortvorteil. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Wir haben diesen Standortvorteil, aber andere 

Bundesländer holen auf. Wir brauchen nur nach 

Bayern zu schauen, dort wird die unsägliche 

10-H-Regelung, also die Abstandsregelung für 

Wohnbebauung und Windenergieanlagen, auf-

geweicht. 

 

(Guido Heuer, CDU: Ihr wohnt ja auch nicht 

auf dem Land und habt sie vor der Nase!) 

 

Das wird verringert, weil Bayern merkt, dass es 

so nicht weitergeht. 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Auch Baden-

Württemberg kann nachholen! Die haben 

zwei Windräder!) 

 

Der Standortvorteil für Sachsen-Anhalt geht 

auch verloren, wenn CDU-Minister Herr Schulze 

mit Aussagen irrlichtert, die von der Atomlobby 

stammen könnten. 

 

(Markus Kurze, CDU: Oh!) 

 

Grüne Energien  

 

(Markus Kurze, CDU: Wenn das Licht aus-

geht, dann bin ich mal auf Ihre Antworten ge-

spannt!) 

 

machen Sachsen-Anhalt zum Aufsteigerland, 

 

(Lachen bei der AfD) 

 

und das, obwohl Ihre CDU auf der Bundesebene 

16 Jahre lang diese erneuerbaren Energien hin-

tertrieben hat. Das muss man so deutlich sagen. 

 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

 
Jetzt profitiert Sachsen-Anhalt von dem grün 

geführten Bundeswirtschaftsministerium. 

 
(Guido Heuer, CDU: Ich dachte Baden-Würt-

temberg!) 

 
Wenn ich mir die sozialen Medien angucke  

 
(Sven Rosomkiewicz, CDU, schaut auf sein 

Mobilfunktelefon) 

 
- Sie heben gerade Ihr Handy hoch -, dann habe 

ich den Eindruck, dass die CDU-Granden in die-

sem Land inzwischen mehr Selfies mit Robert 

Habeck gemacht haben als ich. Das scheint für 

Sie ja werbewirksam zu sein. 
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(Beifall bei den GRÜNEN - Siegfried Borg-

wardt, CDU: Weil der Realo ist! - Lachen bei 

der CDU - Zurufe von der AfD: Oha! - Da ist 

was los in der CDU! - Wir würden das nicht 

machen!)  

 

Wenn wir uns die wirtschaftliche Realität an-

schauen, dann gibt es belastbare Fakten. Firmen 

wie Enercon, Meyer Burger, Q-Cells, Tesvolt  

haben übervolle Auftragsbücher. Sie sind der 

Jobmotor in Sachsen-Anhalt. 

 

(Matthias Redlich, CDU: Sie brauchen aber 

auch Energie!) 

 

Wir haben die Verpflichtung, unseren Kindern 

und Kindeskindern einen Planeten zu hinterlas-

sen, der lebenswert ist. Die Vorteile der er- 

neuerbaren Energien sind bekannt und sie  

werden immer klarer und offensichtlicher: Sie 

sind finanziell günstiger, sie machen uns unab-

hängig von Diktatoren, sie sind sauber und  

regional verfügbar.  

 

(Markus Kurze, CDU: Ja, klar!) 

 

Ich erwarte von der Führung eines Landes, sei 

es im Bund - er liefert; dazu kam von Ihnen eben 

Zustimmung -,  

 

(Markus Kurze, CDU: Er liefert so, dass es  

keiner mehr bezahlen kann! Das liefert der 

Bund!) 

 

aber eben auch hier im Land, 

 

(Markus Kurze, CDU: Er liefert so, dass es  

keiner mehr bezahlen kann! Das wollen Sie 

nicht wahrhaben, Frau Lüddemann!) 

 

dass sie ihr Möglichstes tut, um die drängends-

ten Herausforderungen der Klimakrise zu be-

wältigen und uns unabhängig von Diktatoren 

und fossilen Energien zu machen. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

 

Nicht einmal eine Beschlussempfehlung, was 

auch immer darin steht - das ist, finde ich, deut-

lich zu wenig. Dass wir keine Beschlussempfeh-

lung haben, liegt aber vielleicht auch daran, 

dass es keine Einigung innerhalb der Koalition 

gibt. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Nein!) 

 

Wenn ich mir die Äußerungen des Umwelt- 

ministers angucke, dann kann ich alles unter-

schreiben, finde ich gut. Wenn ich mir dann aber 

anhöre, was der in diesem Moment abwesende 

Wirtschaftsminister Schulze sagt, dann steht 

das dem diametral entgegen. Ich kann nachvoll-

ziehen, dass man sich dann nicht auf eine Be-

schlussempfehlung einigen kann. Das ist aber 

deutlich zu wenig, um den Standortfaktor  

erneuerbare Energien in Sachsen-Anhalt voran-

zutreiben. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Ich erwarte, dass unsere Erinnerung heute  

wenigstens jetzt eine ernsthafte Debatte an-

stößt, an deren Ende dann Taten für das Land, 

für die Menschen in diesem Land und für die  

Firmen in diesem Land stehen. - Danke. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Guido Kosmehl, 

FDP: Das ist Zeitverschwendung! Das war 

Zeitverschwendung!) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Jetzt gibt es zwei Interventionen. - Als Erster 

Herr Räuscher, bitte. 

 

 

Alexander Räuscher (CDU):  

 

Danke, Herr Präsident. - Frau Lüddemann, viel-

leicht ein paar Hinweise von mir. Zum einen 

sprechen Sie von Energiesicherheit. Bei den er-

neuerbaren Energien gibt es eine, die grundlast- 
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fähig ist, das ist Biogas. Windkraft ist nicht  

speicherbar. Sie kennen ja noch den Witz von 

damals, dass der Strom im Netz gespeichert 

wird; der kam aus der grünen Partei. Das ist  

leider nicht möglich.  
 

(Guido Kosmehl, FDP: Doch! Das macht der 

Kobold!) 
 

Insofern: Solange wir es nicht speichern kön-

nen, müssen wir die Windenergie exportieren. 

Damit sind wir bei einem wirtschaftlichen Fak-

tor. Wir zahlen als Verbraucher Netzausbauent-

gelte. Die Sachsen-Anhalter werden damit über-

durchschnittlich stark belastet. Vor dem Hinter-

grund der hohen Preise ist das ein riesengroßes 

Problem. Wenn wir weiter ausbauen, dann  

profitieren andere Länder davon. 
 

(Dorothea Frederking, GRÜNE: Die werden 

doch angeglichen! - Oh! bei der CDU) 
 

- Ja, das soll kommen. Wann? Im Moment, 

heute, zahlen wir es. 
 

(Wolfgang Aldag, GRÜNE: Die Diskussion 

hatten wir in der letzten Wahlperiode! - Zuruf 

von Dorothea Frederking, GRÜNE) 
 

Wir zahlen es heute. Das, was Sie fordern, ist für 

die Sachsen-Anhalter also unsozial. 
 

Solange wir es nicht speichern können, löst es 

auch keine Energieprobleme. Es ist einfach 

falsch, wenn Sie hier behaupten, erneuerbare 

Energien erhöhten die Energiesicherheit;  
 

(Zustimmung von Jan Scharfenort, AfD, und 

von Thomas Korell, AfD) 
 

denn wir können nicht planen, wann der Wind 

weht. Das sollten Sie endlich einmal zur Kennt-

nis nehmen. 
 

(Zustimmung bei der CDU - Frank Otto Lizu-

reck, AfD: Guten Morgen! Dass Sie das auch 

schon erkannt haben!) 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Es gibt noch eine zweite Intervention.  

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Eine kurze - - 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Wollen Sie? - Ja, bitte. 

 

(Zuruf von der AfD: Jetzt! Jetzt fangen Sie da-

mit an!) 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Ich weiß nicht, wie Sie in diesen Zeiten von Ener-

giesicherheit sprechen können, 

 

(Alexander Räuscher, CDU: Sie haben doch 

damit angefangen!) 

 

wenn die größten Energielieferungen noch im-

mer aus Russland kommen  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

und wir jederzeit damit rechnen müssen, dass 

Putin uns den Gashahn und den Ölhahn zu-

dreht. 

 

(Christian Hecht, AfD: Wegen Ihrer Politik 

schaltet der ab!) 

 

Auf der Bundesebene - ich kann noch einmal 

Minister Herrn Habeck zitieren - wurde sehr viel 

dafür getan, dass wir beim Öl von 35 % auf 12 % 

gesunken sind.  

 

(Christian Hecht, AfD: Seit 70 Jahren liefern 

sie Gas und Öl! - Weitere Zurufe) 
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Aber wir haben noch immer die Notwendigkeit, 

in Leuna, in Piesteritz, - darüber haben wir ganz 

oft gesprochen - von diesen Energieträgern zu 

profitieren.  

 

(Christian Hecht, AfD: Unfassbar!) 

 

Dass wir das jetzt auf erneuerbare Energien um-

stellen - - Gerade in dieser Woche - ich muss Sie 

jetzt tatsächlich noch einmal loben, Herr Um-

weltminister -: die Wasserstoffstrategie, Aus-

weisung von Landesflächen für erneuerbare 

Energien,  

 

(Unruhe) 

 

grüner Wasserstoff, Speicherung über Wasser-

stoff, Tesvolt, Energiespeicher, Batterien. Es ist 

alles da, es muss nur vorangetrieben werden. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Lachen - Zu-

ruf von Kathrin Tarricone, FDP - Unruhe) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Es gibt eine zweite Intervention. - Sie sind doch 

alle noch einmal dran, also ganz locker. - Herr 

Loth, bitte. 

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Lüddemann, ich fand Ihre 

Rede sehr inspirierend und fand gut, dass an der 

Regierungskoalition Kritik geübt wurde, die hier 

über fünf Monate lang nichts macht. Etwas, das 

dabei ein bisschen in Vergessenheit geraten ist, 

ist, dass Ihre grüne Ministerin genau das fünf 

Jahre lang hätte umsetzen können. Das hat sie 

nicht gemacht. 

 

(Zustimmung bei der AfD - Ulrich Siegmund, 

AfD: Aha, Frau Lüddemann! - Guido Kosmehl, 

FDP: Schwierig!) 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Herr Siegmund, jetzt „Aha!“ zu sagen, ist ja wohl 

albern.  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Wieso?) 

 

Wir haben hier über fünf Jahre hinweg als 

kleinster Koalitionspartner  

 

(Oh! bei der CDU und bei der FDP - Lachen) 

 

versucht, die Themen voranzutreiben. 

 

(Zuruf von Ulrich Siegmund, AfD) 

 

Auch in diesen fünf Jahren habe ich immer für 

ein Klimaschutzgesetz gestritten, das eben nicht 

der Beliebigkeit von einzelnen Häusern anheim-

fällt. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Aus einem 7er-BMW 

heraus! Alles klar!) 

 

Das alles ist bekannt. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Oliver Kirch-

ner, AfD: Der Bremser der Regierung!) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Ich danke. - Wir steigen jetzt in eine Fünfminu-

tendebatte ein. Als Erste spricht die Berichter-

statterin für den Ausschuss, Frau Tarricone.  

 

 

Kathrin Tarricone (Berichterstatterin): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kol-

leginnen und Kollegen Abgeordnete! Der Land-

tag hat den Antrag der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN in der Drs. 8/145 in der 

3. Sitzung am 17. September 2021 zur federfüh-

renden Beratung an den Ausschuss für Wissen- 
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schaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt und 

zur Mitberatung an die Ausschüsse für Infra-

struktur und Digitales sowie für Wirtschaft und 

Tourismus überwiesen.  
 

Die antragstellende Fraktion fordert mit ihrem 

Antrag die Landesregierung dazu auf, die lan-

desweiten Ausbauziele der erneuerbaren Ener-

gien so auszurichten, dass Sachsen-Anhalt spä-

testens im Jahr 2035 klimaneutral wirtschaften 

kann. Es soll eine verbindliche Solarpflicht für 

Neubauten und Dachsanierungen eingeführt 

werden. Durch die Änderung des Landesent-

wicklungsgesetzes sollen mindestens 2 % der 

Landesfläche als Windvorranggebiete ausge-

zeichnet werden. Eine jährliche Fördersumme 

in Höhe von mindestens 1 Million € soll im Rah-

men der Haushaltsaufstellung für das Speicher-

förderprogramm bereitgestellt werden.  
 

Darüber hinaus wird begehrt, die Erhebung des 

vollen Wasserentnahmeentgelts für Braunkoh-

leunternehmen auf den Weg zu bringen.  
 

Die Landesregierung wird darüber hinaus dazu 

aufgefordert, sich mit einer Bundesratsinitiative 

unter anderem für die bundesweite Erhöhung 

der Ausbauziele der erneuerbaren Energien auf 

25 GW bis 40 GW pro Jahr sowie die Umsetzung 

des 2-%-Flächenziels für Windvorranggebiete 

einzusetzen.  
 

Das Statistische Landesamt soll zur Evaluierung 

des Erfolges der Maßnahmen die Jobs in der 

Branche der erneuerbaren Energien als eigenen 

Wirtschaftszweig ausweisen.  
 

Die antragstellende Fraktion weist darauf hin, 

dass Sachsen-Anhalt im Verhältnis zur Einwoh-

nerzahl die meisten Arbeitsplätze in dem Sektor 

der erneuerbaren Energien hat.  
 

(Marco Tullner, CDU: Sehr richtig!) 
 

Sie zeigt sich überzeugt davon, dass unser Bun-

desland von den Maßnahmen überproportional 

wirtschaftlich profitieren kann. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Ausschuss 

für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Um-

welt hat den Antrag der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN in der 1. Sitzung am 8. Ok-

tober 2021 erstmals auf die Tagesordnung ge-

nommen, um sich zum weiteren Verfahren zu 

verständigen. 

 

Im Ergebnis der Beratung kam der Ausschuss 

darin überein, in der 2. Sitzung am 5. November 

2021 zunächst einen Bericht der Landesregie-

rung entgegenzunehmen und sich über das  

weitere Verfahren zu verständigen. 

 

Die zweite Ausschussberatung fand in der 3. Sit-

zung am 5. November 2021 statt, in welcher die 

Landesregierung Bericht erstattete. In ihren 

Ausführungen wies die Landesregierung darauf 

hin, dass für das Jahr 2022 ein Zukunfts- und  

Klimaschutzkongress geplant ist, in welchem 

Diskussionen zu weiteren Maßnahmen in dem 

Bereich vorgesehen seien. 

 

Daraufhin kam der Ausschuss für Wissenschaft, 

Energie, Klimaschutz und Umwelt mehrheitlich 

überein, von einer von der Antrag stellenden 

Fraktion vorgeschlagenen Anhörung abzu- 

sehen. 

 

(Marco Tullner, CDU: Genau so war‘s!)  

 

Der Antrag wird erneut beraten werden, wenn 

dem Ausschuss die ausführlichen Planungen 

zum Zukunfts- und Klimaschutzkongress vor- 

liegen. 
 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

- Nun, liebe Frau Lüddemann, noch einmal ge-

nau hinhören! Seitens der Landesregierung ist 

mir signalisiert worden, dass die Auftaktveran-

staltung für den 11. Juli im Landesamt für Um-

weltschutz in Halle vorgesehen ist. So der Aus-

schuss für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz 

und Umwelt es wünscht, wird das Ministerium 

in der nächsten Sitzung, bei der wir im iDiv in  
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Leipzig zu Gast sein werden, über die Planungen 

berichten. Als Ausschussvorsitzende begrüße 

ich das sehr.  

 

Zu welcher Sitzung wir als Ausschuss die Be-

handlung des Antrages der GRÜNEN aufsetzen, 

beraten wir gleich in der Obleuterunde. - Sehr 

geehrte Damen und Herren, ich bedanke mich 

für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von Cornelia 

Lüddemann, GRÜNE)  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Einen Augenblick, es gibt eine Frage von Frau 

Frederking. Wenn Sie diese beantworten  

wollen? - Bitte. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Frau Tarricone, Sie haben in Ihrer Rede noch 

einmal erwähnt, dass 2 % der Landesfläche als 

Vorrang- und Eignungsgebiete für die Wind-

energienutzung ausgewiesen werden sollen. 

Früher, bis ungefähr Mitte der 1990er-Jahre, 

gab es ja solche Vorrang- und Eignungsgebiete 

nicht. Da wurde nach § 35 des Baugesetzbuches 

gebaut. Wissen Sie, wie viel Fläche heute in 

Sachsen-Anhalt für die Windenergienutzung  

gebraucht wird? Und wie bewerten Sie diesen 

flächenmäßigen Umfang für die Windenergie-

nutzung? 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Liebe Frau Frederking, wir saßen doch am 

Dienstagabend in derselben Veranstaltung, in 

der uns noch einmal klar erzählt wurde, welche 

Schwierigkeiten es mit der Festlegung gibt, was 

dazugezählt wird, was nicht dazugezählt wird. 

Das haben wir uns doch alle beide, auch einige 

andere Abgeordnete hier im Saal, angehört. 

Das heißt also, da gibt es - - 

 

(Zurufe von den GRÜNEN)  

 

- Ach, Frau Lüddemann. Frau Frederking, ich 

bitte Sie herzlich um Verzeihung. Es waren Frau 

Lüddemann und Herr Aldag; genau. Dann ver- 

suche ich einmal, nicht auf diese Veranstaltung 

hinzuweisen. - Es gibt noch Unschärfen bezüg-

lich auch nicht rechtsgültiger Regionalpläne. 

Aber wenn ich alles richtig mitgenommen habe, 

sind wir irgendwie bei 1,1 %. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 
Es gibt eine Nachfrage. 

 
 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 
Wie viel Fläche wird heute für die Windenergie-

nutzung in Anspruch genommen? Was Sie jetzt 

angesprochen haben, das betrifft die ausge- 

wiesenen Gebiete. Ich meine insgesamt. 

 
(Unruhe - Zuruf: Nachprüfung!)  

 
 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 
Das sind 0,7, 0,8 %. Ich glaube, in der Größen-

ordnung war das etwa. Genauer, wie das schon 

vorgeschlagen wurde, können wir es nach- 

liefern, könnten auch Herr Aldag oder Frau  

Lüddemann nachliefern, weil die in derselben 

Veranstaltung waren.  

 

 
Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 
Okay. Danke. 

 
(Unruhe) 
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Dorothea Frederking (GRÜNE):  

 

Das war ja die Frage. Wie bewerten Sie das? 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. - Wir hören jetzt für die Landesregierung 

Herrn Minister Willingmann. Bitte. - Danke. Für 

die CDU ist ein Redeverzicht verzeichnet. Für die 

AfD spricht Herr Scharfenort. 

 
 

Jan Scharfenort (AfD):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Ab-

geordnete! Es ist sehr unschön, wenn dieser 

Landtag etwas in die Ausschüsse überweist und 

es dort dann versickert. Der Antrag wurde nicht 

einmal in die begleitenden Ausschüsse überwie-

sen. Was das Verfahren angeht, ist das ein Un-

ding. Insofern habe ich Verständnis für die An-

tragseinbringer. Allerdings frage ich mich,  

warum Sie gerade jetzt diesen Antrag ins  

Rampenlicht rücken. Haben Sie immer noch 

nichts dazugelernt? 

 

Wir waren schon zum Zeitpunkt der ersten De-

batte im September das Land mit den höchsten 

Strompreisen. Aktuell explodieren die Energie-

kosten und viele Bürger wissen nicht mehr, wie 

sie über die Runden kommen sollen. Es geht bei 

vielen um die nackte Existenz. 
 

Sie aber fordern eine Solarpflicht für Neubau-

ten, während Normalsterbliche sich mittler-

weile kein Eigenheim für ihre Familie leisten 

können. Sie wollen dieses Land bis zum 

Jahr 2035 klimaneutral machen, also in 13 Jah-

ren die erneuerbaren Energien auf Kosten der 

hart arbeitenden Bürger massiv ausweiten. 

Dazu fordern Sie in Ihrem Antrag auf der Seite 2, 

die erneuerbaren Energien mit 25 bis 40 GW 

auszubauen. 
 

(Zuruf: Was ist dann denn nun?) 

 

 

Rechnen Sie noch einmal nach, wie realistisch 

das ist. Derzeit haben wir einen Bestand an in-

stallierter Leistung bei Solar von ca. 60 GW und 

bei Wind von ca. 65 GW. Andere sind hierbei 

erstmal vernachlässigbar. Zusammen sind es 

also 125 GW. Dafür haben wir ca. 20 Jahre ge-

braucht. Und jetzt wollen Sie 25 bis 40 GW jähr-

lich neu installieren? 
 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ja!)  
 

Letztes Jahr hatten wir bei Solar einen Zubau 

von 5,3 GW und bei Wind von 1,7 GW, zusam-

men also 7 GW. Das heißt, Sie wollen die Ge-

schwindigkeit mal locker vervierfachen. 
 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ja!)  

 

Das ist nicht ambitioniert, sondern illusorisch 

und sogar gefährlich. 
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Da müssen 

Sie selber lachen! - Weitere Zurufe)  
 

- Warum das so ist, sage ich Ihnen. Solange wir 

keine Stromspeicher haben - die CDU hat es vor-

hin gesagt -, trägt Ihre Energiewende mit dem 

Flatterstrom zur weiteren Destabilisierung des 

Stromnetzes bei. Denken Sie an die sensiblen 

50 Hertz unserer Netzfrequenz.  
 

(Zuruf von der AfD) 
 

Strom ist nämlich eine verderbliche Ware. 
 

(Zuruf von der CDU: Ja!)  
 

Zusätzlicher volatiler Strom wird unweigerlich 

zu Stromausfällen oder Lastabwürfen führen. 

Wir haben das hier schon mehrfach debattiert. 

Ich hoffe, es ist auch bei Ihnen etwas hängen  

geblieben. 
 

(Beifall bei der AfD - Zuruf: Natürlich!) 
 

Nicht umsonst hat es die Bundesnetzagentur 

verboten, das Kohlekraftwerk „Heyden 4“ in  
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Minden vom Netz zu nehmen, da es als Reser-

vekraftwerk gebraucht wird. 

 

(Zuruf: Richtig!)  

 

Die Energiewende ist gescheitert. Es folgt uns 

weltweit niemand. Niemand! 

 

(Lachen bei und Zurufe von der AfD) 

 

Somit geht es nur noch mit Zwang.  

 

(Unruhe) 

 

Die EU ist schon schlimm genug. Die berücksich-

tigt aber wenigstens noch die technische Mach-

barkeit, wenn auch zu gigantischen volkswirt-

schaftlichen Kosten. Sie, die GRÜNEN in 

Deutschland, aber meinen, physikalische Ge-

setze mit Ihrem gutem Gefühl aushebeln zu 

können. Was Sie hier machen, ist kein Job- 

motor, sondern die Deindustrialisierung von 

Deutschland und von Sachsen-Anhalt. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Auch die führenden deutschen Wirtschafts- 

forschungsinstitute warnen nun vor Illusionen 

über die Kosten der Klimawende. Ifo-Präsident 

Clemens Fuest sagte, die Energiewende trage zu 

einem weltweiten Gut bei, aber sie werde den 

deutschen Wohlstand nicht steigern. Zitat:  

 

„Von 100 €, die wir ausgeben, kommen viel-

leicht 1 oder 2 € uns zugute.“  

 

Prof. Stefan Kooths vom Kieler Institut für Welt-

wirtschaft sagte, die Transformation sei kein 

Wachstumsprogramm. Zitat:  

 

„Von dieser Illusion müssen wir uns verab-

schieden.“  

 

Und besonders bemerkenswert ist eine Positio-

nierung von unserem Wirtschaftsforschungs- 

 

institut in Halle. Oliver Holtemöller sagte,  

Decarbonisierung erhöhe den weltweiten 

Wohlstand, aber die Konsummöglichkeiten in 

Deutschland nähmen ab.  

 

(Unruhe) 

 

Das heißt, die Deutschen werden ärmer. 

 

(Zurufe) 

 

Alle, die das nicht möchten, wählen daher in Zu-

kunft bitte nur noch die AfD. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. - Die SPD hat auf einen Redebeitrag ver-

zichtet. Es folgt die Fraktion DIE LINKE. - Frau  

Eisenreich, bitte. 

 

 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Ich finde es ausgespro-

chen schade, Herr Minister, dass Sie nicht die 

Chance genutzt haben, sich hier heute zu Wort 

melden. Und ich finde es absurd, was wir gerade 

von dem Vorredner hier als Beitrag gehört  

haben. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Man muss immer wieder sagen: Wahrheiten 

werden nicht dadurch zu Wahrheiten, dass  

irgendwelche Aussagen immer wieder wieder-

holt werden,  

 

(Unruhe) 

 

sondern sie müssen tatsächlich auf Fakten  

basieren.  
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(Zuruf) 

 

Das gilt für alle. Dabei muss man eben objektiv 

bleiben. Das können Sie leider nicht. Es ist viel-

mehr tatsächlich eine ideologische Einfärbung, 

die Sie anderen immer vorwerfen. Damit kann 

man abschließen. 

 

(Zuruf von der AfD)  

 

- Nein, das ist falsch. - Der Ausbau der erneuer-

baren Energien kam in den letzten Jahren nur 

sehr schleppend voran. Auch beim Repowering 

geht es im Land nicht so richtig vorwärts. Diesen 

Befund haben wir in den Debatten nicht nur in 

dieser Legislaturperiode, sondern auch in der 

letzten Legislaturperiode hier permanent er- 

örtert. Was ist passiert? - Nicht viel. 

 

Hinzu kam, dass auch im Bund durchaus Ent-

scheidungen getroffen wurden, die dem Ausbau 

der erneuerbaren Energien eher entgegenstan-

den. Das hat im Übrigen dazu geführt, dass  

Arbeitsplätze in Sachsen-Anhalt im Bereich 

Windenergie massiv abgebaut wurden. Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Davor dürfen 

wir doch die Augen nicht verschließen.  
 

(Zuruf: Genau!) 
 

Auch bei der Errichtung von Solaranlagen auf 

Dächern von Landesliegenschaften geht es noch 

nicht so recht voran, obwohl wir die Vorbild- 

wirkung des Landes hierbei mit zahlreichen An-

trägen immer wieder angemahnt haben. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von 

den GRÜNEN! Dazu hatten wir in der vergange-

nen Legislaturperiode auch mehr Initiativen und 

mehr Umsetzungswillen erwartet. 
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Wir sind aus-

gebremst worden!)  
 

- Ja, verstehe ich. Aber Sie sind mit dem An-

spruch hineingegangen.  

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Ja, es hätte 

besser laufen können!) 

 

Das muss man dann auch einmal so referieren. 

 

Meine Damen und Herren! Wir brauchen aber 

den sozialen und ökologischen Wandel in unse-

rem Land. Dabei haben wir immer darauf ver-

wiesen, dass der Ausbau der erneuerbaren 

Energien für die bis zum Jahr 2035 notwendige 

Klimaneutralität und für die Umsetzung auch 

der Wasserstoffstrategie des Landes absolut 

notwendig ist, und zwar mit klaren und exakten 

Zielsetzungen und Zwischenzielen. 

 

Doch das wird hier im Hause leider immer wie-

der abgetan. Das mit dem Klima sei doch alles 

nicht so real. Es sei doch was Fernes. - Aber, 

Frau Kollegin Lüddemann, ich bin Ihnen dankbar 

dafür, dass Sie darauf auch hierauf noch einmal 

verwiesen haben. 

 

Aber nun hat sich doch die Situation verschärft, 

meine sehr geehrten Damen und Herren. Es 

geht doch nicht mehr nur allein um Arbeits-

plätze, sondern es geht um die Energieversor-

gung und -sicherheit generell; denn es ist Krieg 

und die Preise für fossile Brennstoffe gehen 

durch die Decke. Liefermengen sinken und auf 

einmal steht die Versorgung insgesamt auf dem 

Prüfstand.  

 

Millionen Menschen können sich Strom, Wärme 

und Kraftstoffe kaum noch leisten. Ein grüner 

Wirtschaftsminister muss über Gaslieferungen 

mit wenig demokratischen Herrschern verhan-

deln. Und ganz schnell sollen LNG-Terminals aus 

dem Boden gestampft werden. 

 

Dass dies jetzt notwendig wird und die erneuer-

baren Energien dagegen jahrelang ausge-

bremst, behindert wurden, das beweist politi-

sche Kurzsichtigkeit, und zwar auf allen Ebenen. 

Denn man muss doch ganz klar sagen: Wären 

wir beim Ausbau der erneuerbaren Energien  
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viel weiter und würden wir die vorhandenen  

Potenziale, z. B. auch bei Solaranlagen auf Ge-

werbedächern, an denen es in Sachsen-Anhalt 

wahrlich nicht mangelt, endlich ausschöpfen, 

dann wäre das Problem, mit dem wir gerade 

konfrontiert sind, weitaus geringer. Aber leider 

fehlt immer noch die Verpflichtung, Gewerbe- 

und Industriedächer mit Solaranlagen zu be- 

stücken. Auch hierbei wird gezaudert. Das 

drückt sich leider auch darin aus, dass sich der 

Fachausschuss nun schon seit Monaten eben 

nicht diesem Thema stellt. Das ist, meine sehr 

geehrten Damen und Herren, angesichts der 

Dramatik der aktuellen Situation aus unserer 

Sicht höchst fahrlässig.  
 

Ja, bundesweit gibt es Anstrengungen bei der 

Windenergie, das 2-%-Flächenziel nunmehr in 

Angriff zu nehmen. Und ja, das erfordert viel 

planerischen Aufwand. Hierbei wird auch Sach-

sen-Anhalt in der Pflicht sein, die Landesplanun-

gen und die Instrumente zu seiner Umsetzung 

endlich an die aktuellen Erfordernisse anzupas-

sen. Aber wir müssen auch darüber nachdenken 

und reden, welche Flächen wir wofür nutzen 

wollen. 

 

Nun hat der Energieminister auch Waldflächen 

ins Spiel gebracht. Darüber ist aus unserer Sicht 

zu reden; denn wir wissen, dass dies natürlich 

ein erhebliches Konfliktpotenzial birgt. Deshalb 

sollten wir aus unserer Sicht dabei neben einer 

tatsächlichen Eignung auch immer eine Mehr-

fachnutzung denken. Denn das Errichten von 

Windrädern schließt doch nicht aus, dass darun-

ter trotzdem neuer Wald aufwachsen kann.  
 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Nichtsdestotrotz, meine sehr geehrten Damen 

und Herren, bleibt die Akzeptanz vorrangig  

eines der wichtigsten Ziele. 

 

Die Frage der Akzeptanz fehlte in Ihrem Antrag 

gänzlich; darauf ist damals auch mein Kollege 

Lange eingegangen. Wir brauchen also mehr  

 

Bürgerbeteiligung, genossenschaftliche For-

mate und Organisationen vor Ort. Wir brauchen 

Anreize, damit die Menschen diese Energie-

wende eben auch mitmachen und gern mit- 

machen.  
 

In diesem Sinne: Lassen Sie uns das nun endlich 

einmal konsequent angehen, damit wir im Land 

vorwärtskommen und natürlich all die Prob-

leme, die uns gerade akut betreffen, auch lösen 

können. - Vielen Dank. 
 

(Zustimmung bei der LINKEN und bei den 

GRÜNEN) 
 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 
 

Es gibt eine Frage von Herrn Borgwardt.  
 

 

Siegfried Borgwardt (CDU):  
 

Frau Kollegin, ich habe eine kurze Nachfrage. 

Dass wir bei Fotovoltaik eine ähnliche Auffas-

sung vertreten, ist richtig. Aber Sie haben ge-

sagt, dass wir und frühere Landesregierungen in 

Sachsen-Anhalt das Handeln bezüglich der 

Windkraftanlagen verschlafen hätten. Wie  

erklären Sie sich, dass wir, wenn man die  

Offshore-Anlagen einmal nicht einbezieht, die 

drittmeisten Windenergieanlagen aller Bundes-

länder haben? Angesichts dessen müssen  

andere doch noch dämlicher gewesen sein. 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Thüringen z. B.! - Wolf-

gang Aldag, GRÜNE: Das macht es nicht bes-

ser! - Cornelia Lüddemann, GRÜNE, lacht)  
 

 

Kerstin Eisenreich (DIE LINKE):  
 

Das mag sein. Aber wir erleben seit Jahren einen 

Rückbau von Windenergie, da wir eben nicht 

repowern.  
 

(Tobias Rausch, AfD: Aber doch nicht in Sach-

sen-Anhalt; das ist doch Quatsch!) 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Für die FDP-Fraktion spricht Frau Tarricone. - 

Bitte. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP):  

 

So, zweiter Aufschlag zu diesem Thema; diesmal 

spreche ich als Abgeordnete. - Sehr geehrter 

Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen Abgeordnete! Liebe Frau Lüddemann, auch 

ich mag es gar nicht, Lebenszeit zu vergeuden. 

Darin sind wir uns vollkommen einig.  

 

Jetzt komme zum Inhalt. Der Ausbau erneuer-

barer Energien bietet Potenzial für sichere  

Arbeitsplätze. Bisher haben dafür im Wesent- 

lichen die Stromkunden bezahlt. Das ist ein 

Webfehler des EEG, der nun endlich von der 

Bundesregierung beseitigt wird. Neben einer 

Reihe von Konflikten mit anderen Schutzgütern, 

die auch nicht kleingeredet werden sollten, ist 

dieser Webfehler aber maßgeblich dafür ver-

antwortlich, dass sich viele Arbeitsplätze nicht 

als so sicher wie erhofft herausgestellt haben.  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Weil sich die 

Randbedingungen geändert haben!) 

 

Zukunftsträchtig ist die Branche aber ohne 

Frage; denn es sind große Investitionen erfor-

derlich. Die GRÜNEN machen in ihrem Antrag 

eine Reihe von Forderungen an die Landesregie-

rung auf, die man sich nicht zu eigen machen 

muss, die man aber diskutieren kann und die 

auch diskutiert werden. Der Zukunfts- und Kli-

makongress, der im Juli - elf Tage nach Ablauf 

des zweiten Quartals - beginnt, ist eine gute Ge-

legenheit dafür. Die Koalition wird danach ihre 

Schlüsse ziehen und nicht vorher.  

 

Zwei Aspekte aus dem Antrag möchte ich den-

noch noch einmal beleuchten, um klarzu- 

machen, dass wir mehr Erkenntnisse brauchen.  

Die GRÜNEN verlangen in ihrem Antrag - das 

wurde gerade noch einmal genannt - eine Foto-

voltaikpflicht bei Neubauten und Dachsanierun-

gen. Das Thema des Antrags war - ich wieder-

hole es noch einmal -: Ausbau erneuerbarer 

Energien beschleunigen als Jobmotor. Dieser 

Jobmotor läuft derzeit heiß, weil Installateure 

fehlen. Müssen, wenn eine solche Pflicht festge-

legt wird, die anderen Gewerke im Leerlauf blei-

ben, bis jemand gefunden ist, der die Installa-

tion vornimmt?  

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

Das dickste Brett beim Ausbau erneuerbarer 

Energieerzeugung, das zu bohren ist, findet im 

Antrag leider überhaupt keine Erwähnung; das 

ist das Planungs- und Genehmigungsrecht. Das 

verzögert den Ausbau der Energieinfrastruktur 

extrem.  

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

Ich bin gespannt, was zur rechtssicheren Verein-

fachung aus dem Bundesumweltministerium an 

Reformvorschlägen kommen wird. Für die Koa-

litionsfraktionen kann ich Ihnen versichern, dass 

wir uns mit allen Aspekten, die der Antrag auf-

wirft, gebührend befassen werden. - Ich be-

danke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU)  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Ich danke. - Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN verzichtet Frau Lüddemann auf den 

Redebeitrag. Okay.  

 

Damit ist dem Berichterstattungsverlangen ent-

sprochen worden. Es werden keine Beschlüsse 

hierzu gefasst. Der Tagesordnungspunkt ist er-

ledigt.  
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Wir kommen zu dem 

 

 

Tagesordnungspunkt 8 

 

Beratung 

 

Entschlossenes Vorgehen gegen Linksextremis-

ten 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/1132 

 

 

Einbringer des Antrags ist Herr Büttner. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Maskiert und ver-

mummt - so stürmten vier Täter Ende April die-

ses Jahres in ein Bekleidungsgeschäft in Erfurt. 

Im Geschäft überwältigen sie die dort ange-

stellte Verkäuferin, ringen sie zu Boden, um sie 

mit Schlagstöcken zu bearbeiten. Immer wieder 

schlagen sie gemeinschaftlich und hemmungs-

los auf die Beine, in die Rippen und auch auf den 

Kopf der wehrlosen Mutter ein. Als die Täter 

endlich ablassen und man sich fragt, ob die 

wehrlose Mutter das überlebt, taucht ein Täter 

im Bild auf, der die am Boden liegende Frau mit 

einer Ladung Pfefferspray wie aus einem Feuer-

löscher eindeckt. Trotz der Einsätze von Hub-

schrauber und Hundestaffel ergibt sich kein Er-

mittlungserfolg. Die maskierten Täter können 

leider entkommen.  

 

Zeitgleich finden Aktionen in anderen Beklei-

dungsgeschäfte statt, in Dresden, Schwerin, 

Berlin und auch in Halle und in Magdeburg. In 

Magdeburg dringen ebenfalls vier Täter in einen 

Laden ein und versprühen eine übelriechende 

Flüssigkeit, bei der es sich wahrscheinlich um 

Buttersäure handelt. Auch die Verkäuferin und 

ihr Hund wurden mit Farbe angegriffen. In Halle  

 

scheitern die Täter glücklicherweise an einer 

verschlossenen Eingangstür. Sie geben sich in 

der Folge damit zufrieden, die gesamte Schau-

fensterscheibe und Fassade mit Teerfarbe zu 

besprühen. In Schwerin kommt es ebenfalls 

zum Versprühen von Buttersäure in einem  

Laden und von Teerfarbe an einer Fassade. In 

Dresden und Berlin ist es bisher noch nicht zu 

Angriffen gekommen. Dem Verkaufspersonal 

fallen aber regelmäßig auffällige Personen auf, 

die den Laden zu observieren scheinen.  

 

Dieses scheinbar abgestimmte Verhalten und 

diese scheinbar abgestimmten Aktionen sowie 

die Anzahl der beteiligten Täter legen nahe, 

dass es sich um eine geplante Aktion von Links-

extremisten handelt, besonders wenn man 

weiß, dass es sich bei den Geschäften um Ge-

schäfte der Marke „Thor Steinar“ handelt. Diese 

Marke wird von Linksextremen als politische 

Botschaft Rechtsextremer verstanden. Dass die 

Geschäftsführer seit Jahren jede rechtsextreme 

Gesinnung von sich weisen, spielt genauso  

wenig eine Rolle  

 

(Rüdiger Erben, SPD, lacht) 

 

wie der Umstand, dass die Firma Al Zarooni 

Tureva, ein arabischer Investor, die Marke im 

Jahre 2009 gekauft hat. Wer von linksextremen 

Antifaschisten als Faschist und Nazi eingestuft 

wurde, der muss von ihnen mit allen Mitteln be-

kämpft werden. Diese Vorfälle sind nur einige 

Vorfälle in einer ganzen Reihe, von denen klar 

abzulesen ist, dass die Hemmschwelle sinkt, 

während die Brutalität linksextremer Angriffe 

steigt. 

 

Lina E. und ihre Terrorbande, bekannt aus Funk 

und Fernsehen, die mithilfe von Informationen 

wie denen aus dem Uniklinikum Magdeburg 

ihre Feldzüge und Hausbesuche durchführen 

konnten, sind ein weiterer Baustein, an dem 

sich deutlich ablesen lässt, dass der Staat end-

lich handeln muss. 
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(Zustimmung bei der AfD)  

 

Das hat auch unlängst der Präsident des Verfas-

sungsschutzes in Thüringen erkannt. Er ist zu 

der Einschätzung gekommen - ich zitiere -, dass 

die Art und Weise, wie diese linksextremen 

Gruppen vorgehen, wie sie sich abschirmen ge-

gen die Außenwelt und mit welcher gesteiger-

ten Gewaltaffinität und Brutalität sie gegen die 

konkreten Personen vorgehen, darauf schließen 

lässt, dass wir zwar noch keinen Linksterroris-

mus haben, aber wenn man sich die letzten  

Wochen und Monate anschaut, entwickelt es 

sich leider sehr deutlich in diese Richtung.  

 

Wenn man sich die vergangenen Verfassungs-

schutzberichte des Bundes anschaut, dann stellt 

man einen drastischen Anstieg linksextremisti-

scher Gewalttaten mit einem Höchststand seit 

der Einführung des PMK-Definitionssystems im 

Jahr 2001 fest.  

 

Zugleich sind nach diesen Berichten auch das 

Aggressionsniveau und die Intensität der Ge-

walt in den letzten Jahren stark angestiegen. 

Auch die veröffentlichte Statistik zur politisch 

motivierten Kriminalität in unserem Bundesland 

im Jahr 2021 spricht eine deutliche Sprache, 

nämlich die, dass die Zahl der politisch motivier-

ten Straftaten massiv zugenommen hat. Insbe-

sondere war ein deutlicher Anstieg der politisch 

motivierten Gewaltdelikte um sage und 

schreibe 36,4 % zu registrieren. Während die 

Zahl rechtsmotivierter Straftaten insgesamt zu-

rückgegangen ist, erhöhte sich die Fallzahl poli-

tisch motivierter Kriminalität links um sage und 

schreibe 30,3 %, im Bereich der Körperverlet-

zung verdoppelte sich die Zahl linksmotivierter 

Übergriffe sogar. 

 

Genau darum bringen wir heute diesen Antrag 

ein. Der Staat muss handeln und endlich zeigen, 

dass er das alleinige Gewaltmonopol hat und 

nicht irgendwelche militanten linksextremen  

 

Terrorgruppen, meine sehr geehrten Damen 

und Herren. 
 

(Beifall bei der AfD)  
 

Er muss handeln, um zu verhindern, dass sich 

linke Terrorzellen bilden, die dann politisch mo-

tivierte Verbrechen begehen, die wir uns heute 

wahrscheinlich noch gar nicht vorstellen kön-

nen oder vorstellen wollen. Jedem muss doch 

klar sein, dass das nicht von allein aufhört. Denn 

die extreme Linke und die Antifa brauchen 

Feinde wie die Luft zum Atmen, weil das ihr ge-

meinsamer Nenner ist. Weil es nur schwerlich 

gelingt, wirkliche Feinde ausfindig zu machen, 

wird der Kreis der Faschismus- und Rechts- 

extremverdächtigen einfach riesengroß gefasst. 

Genau an dieser Stelle liegt das Problem.  

Niemand ist sicher vor Angriffen von Linksextre-

men.  
 

Ein Appell an die CDU: Wenn es uns, die AfD, 

nicht geben würde, wären Sie die Faschisten, 

die von den Linksextremen bekämpft werden 

würden. Das müssen Sie sich wirklich zu Herzen 

nehmen. Sie werden nur in Ruhe gelassen, weil 

wir da sind. Wenn wir nicht da wären, wären Sie 

die Opfer.  
 

(Beifall bei der AfD)  
 

Ein falsch verstandener Post im Internet, viel-

leicht die falsche Jacke oder Mütze reichen 

schon aus, um ins Visier dieser Terrorbanden zu 

geraten. Hass, Hetze, Gewalt gegen Andersden-

kende ist der Auftrag und ohne diesen Auftrag 

in Form eines gemeinsamen Feindes würde 

diese Bewegung vor Sinnlosigkeit schlicht in sich 

selbst zusammenfallen. Darum ist die Deu-

tungshoheit, die linke Kräfte und selbst er-

nannte Antifaschisten haben, ein elementarer 

Baustein ihrer Weltanschauung. Sie selbst kön-

nen entscheiden, wer ein Faschist oder ein 

Rechtsextremer ist. So kann der Kampf gegen 

den Faschismus bis in alle Ewigkeit fortgeführt  
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werden, und der Linksextreme kann sich selbst 

als Freiheitskämpfer verkaufen, der gegen die 

Ungerechtigkeit, die im bösen Gewand des an-

geblichen Faschismus die Demokratie und die 

Meinungsfreiheit aushebeln will, kämpft. Dass 

sie dabei genau die Mittel verwenden, gegen die 

sie angeblich kämpfen, spielt für sie überhaupt 

gar keine Rolle.  

 

(Zuruf von der AfD) 

 

Weil die Gefahr so groß ist, die von angeblichen 

Faschisten im Jahr 2022, also 77 Jahre und da-

mit ein Dreivierteljahrhundert nach dem Unter-

gang Hitler-Deutschlands ausgeht, ist natürlich 

alles erlaubt; der Zweck heiligt für sie Mittel. Es 

wird denunziert, beleidigt, verunglimpft, Fens-

terscheiben eingeschmissen, Autos werden an-

gezündet, Bahnstrecken oder Baustellen wer-

den sabotiert, rohe Gewalt gegen Andersden-

kende wird ausgeübt, es wird überfallen, aufge-

lauert und auch zum Mord aufgerufen. Das alles 

passiert unter den Augen der etablierten Politik. 

 

(Susan Sziborra-Seidlitz, GRÜNE: Wir reden 

gerade über Rechtsextreme, oder?) 

 

Viele Menschen in unserem auf links gekrem-

pelten Land haben das Gefühl, von der Politik im 

Stich gelassen zu werden. Damit haben sie lei-

der mehr als recht. Denn anstatt linksextreme 

Strukturen zu bekämpfen, werden sie oftmals 

geschützt und der Sprech der extrem linken 

Szene wird von Abgeordneten in die Parlamente 

getragen und sogar ungefiltert von der Presse 

übernommen. 

 

Auch hier im Haus sitzen sie, die Schutzpatrone 

der linksextremen Hausbesetzer. Um einmal 

zwei Namen zu nennen: Bei den GRÜNEN ist es 

der Abg. Sebastian Striegel. Bei der LINKEN ist es 

die Abg. Henriette Quade.  

 

Wie die linksextreme Szene zeichnen Sie sich 

dadurch aus, dass Sie gern mit dem Finger auf  

 

andere zeigen und pauschal Andersdenkende 

als Rechtsextremisten oder Faschisten bezeich-

nen. Wie die linksextreme Antifa glauben auch 

Sie, die Deutungshoheit zu haben. Es ist die An-

tifa, die Sprüche wie „Nazis töten“ auf T-Shirts 

trägt. Es ist die Antifa, die beim G-20-Gipfel in 

Hamburg für Randale und Ausschreitungen ge-

sorgt hat, wie sie sonst nur im Krieg herrschen. 

Es ist die Antifa, die Gehwegplatten auf Polizis-

ten wirft.  

 

An dieser Stelle muss man ganz klar und deut-

lich sagen: Hier links in diesem Haus sitzen die 

Extremisten und Brandstifter, und niemand soll 

sagen, dass er es nicht gewusst hat, meine sehr 

geehrten Damen und Herren.  
 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der LINKEN)  
 

Dass die Partei DIE LINKE von unserer Demokra-

tie und von unserer Gesellschaftsordnung nichts 

hält, ist wirklich kein Geheimnis. Spätestens 

nach der LINKEN-Konferenz in Kassel, die durch 

Medienberichte bekannt wurde, dürfte jedem 

klar sein, welche radikalen und extremistischen 

Ansichten große Teile der Partei haben, die dem 

Staat die Knete abgreifen wollen, um sie der Be-

wegung zuzuspielen - und damit ist die extreme 

Antifa gemeint. Wer den parlamentsfixierten 

Abgeordnetenbetrieb schwächen will, das Par-

lament als Bühne nutzen will, weil die Medien 

so geil auf dieses Parlament sind,  
 

(Lachen bei den GRÜNEN - Zurufe von der 

LINKEN)  
 

wer 1 % der Reichen erschießen will, der hat in 

einem deutschen Parlament nichts, aber auch 

gar nichts zu suchen, meine sehr geehrten  

Damen und Herren. 
 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der LINKEN 

und von den GRÜNEN) 
 

Glücklicherweise haben das mittlerweile auch 

die Wähler erkannt und honorieren das mit  
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ihrem Wahlverhalten. Sie haben Glück, dass Sie  

noch im Bundestag sitzen. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Schleswig-Holstein!) 

 

- Ja, Schleswig-Holstein. Meine Güte, 1 % oder  

2 %. 

 

(Daniel Roi, AfD: Da sind die Richtigen nicht  

drin, in Schleswig-Holstein! - Zuruf von der  

AfD: Richtig!) 

 

Darüber können Sie auch nicht hinwegtäu- 

schen, wenn Sie andere als Rechtsextremisten,  

Faschisten oder Nazis betiteln, wenn Sie frei  

nach dem Motto „Haltet den Dieb!“ von sich  

selbst ablenken wollen. Dabei sind Sie es und  

ihre Bundestagsabgeordneten, die ehemalige  

RAF-Terroristen wie Christian Klar, der wegen  

neunfachen Mordes verurteilt wurde, in ihren  

Wahlkreisbüros einstellen.  

 

(Zuruf von der AfD: Was?)  

 

Das muss man sich einmal überlegen. Nein, Sie 

sind der Stachel im Fleisch unserer Demokratie 

und der freiheitlich-demokratischen Grundord-

nung, niemand anderes. Sie sind es, die in die-

sem Haus Hand in Hand mit Herrn Striegel von 

den GRÜNEN den Wind säen, der sich draußen 

auf der Straße in einem Sturm immer brutalerer 

Gewaltorgien von linksextremen Terrorbanden 

entlädt. 

 

(Beifall von der AfD) 

 

Sie sind die wirklichen Verfassungsfeinde. Ihret-

wegen fordern wir in unserem Antrag erstens, 

dass gegen gewaltbereite linksextremistische 

Bündnisse, Vereine und sonstige Organisatio-

nen, die unter dem Deckmantel des Vereins- 

und Demonstrationsrechtes offensichtlich orga- 

nisiert regelmäßig Straftaten gegen den Staat, 

seine Einrichtungen sowie seine Repräsentan-

ten oder Dritte verüben oder zu solchen auf- 

 

rufen, endlich nachhaltiger und konsequenter 

mit erhöhtem Personal- und Mitteleinsatz vor- 

gegangen wird. 
 

Wir fordern zweitens, konkrete Möglichkeiten 

für Vereinsverbote, die auch gegen Internet- 

plattformen gerichtet sein müssen, vertieft zu  

prüfen und endlich zeitnah umzusetzen. Dies  

gilt insbesondere im Hinblick auf Nachfolge- 

plattformen der verbotenen Plattformen „links-

unten.indymedia.org“ sowie „de.indyme- 

dia.org“ und vergleichbare Internetauftritte, da- 

mit ein glaubwürdiges Handeln des Staates  

sichtbar wird. Auch gilt dies für Organisationen 

wie die „Interventionistische Linke“ und nach- 

geordnete Gliederungen, die offensichtlich ge- 

gen von Ihnen als politische Gegner wahrge- 

nommene Parteien, Personen und Einrichtun- 

gen politisch motivierte Straftaten begehen  

oder dazu aufrufen. 
 

Drittens wollen wir, dass eine Kommission aus  

Sicherheitsexperten und Linksextremismus- 

forschern zur Analyse, Sensibilisierung und Prä- 

vention für die Stärkung und Wahrung des  

Rechtsstaates explizit in der Auseinanderset- 

zung mit der linksextremistischen Szene einbe- 

rufen wird.  
 

Viertens wollen wir Maßnahmen zur erhöhten  

medialen Aufklärung und verstärkten politi- 

schen Bildung der Bevölkerung ergreifen, um 

das Bewusstsein für Gefahren durch linksextre- 

mistische Gruppierungen und ein starkes Demo- 

kratieverständnis wieder fester in der Mitte der 

Gesellschaft zu verankern. 
 

Fünftens wollen wir schließlich eine kritische 

Prüfung von durch Landesmittel geförderten 

Programmen und Organisationen vornehmen, 

die mittelbar Linksextremismus fördern und die 

freiheitlich-demokratische Grundordnung in- 

frage stellen. Auch wollen wir, dass Prüfkrite- 

rien und Fördermittelrichtlinien für die Mittel- 

vergabe des Bundes aufgrund der Ergebnisse  

dieser Prüfung überarbeitet werden. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 

ist unser Programm zur Verhinderung weiterer 

linker politisch motivierter Übergriffe und Ge-

walt sowie natürlich zur Prävention von zukünf-

tigem Linksterrorismus. - Ich danke Ihnen recht 

herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Starker, lang anhaltender Beifall bei der 

AfD) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Herr Büttner, es gibt eine Frage von Frau  

Richter-Airijoki. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Mein tiefes Mitgefühl gilt der Frau, die in dem 

„Thor Steinar“-Laden zusammengeschlagen 

wurde; das ist wirklich furchtbar. Ich habe eine 

Frage dazu. Wenn ich es richtig verstanden 

habe, wurden die Täter nicht identifiziert. Ich 

würde gern wissen: Warum wählen Sie als Bei- 

spiel einen Fall, in dem die Täter nicht identifi-

ziert werden konnten? Warum wählen Sie kei-

nen Fall, in dem der Tathergang und die Täter 

geklärt werden konnten und es auch ein Ge- 

richtsurteil gab? - Danke. 

 

(Tobias Rausch, AfD: In Leipzig ist das geklärt 

worden! - Zuruf von der AfD: Lina E.! - Wei-

tere Zurufe von der AfD) 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD): 

 

Ich hätte Ihnen natürlich auch andere Beispiele 

schildern können. Es gibt genug Beispiele. Ich 

habe auch den Fall Lina E. erwähnt. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Die Unschulds-

vermutung gilt auch da weiter!) 

 

 

Der Fall in dem „Thor Steinar“-Laden ist der 

neueste, der sich so ereignet hat. Er zeichnet 

sich auch dadurch aus, dass übergreifend über 

verschiedene Landesgrenzen hinweg ein koor- 

diniertes Vorgehen zu verzeichnen ist, das sich 

gleichzeitig auf dieselbe Ladenkette richtet. Das 

macht diesen Fall so interessant und erwäh- 

nenswert. Er zeigt eine neue Dimension auf, mit 

der wir es hierbei zu tun haben. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. - Es gibt eine Intervention. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Herr Büttner, Sie haben in Ihrer Rede unglaub- 

liche, absurde und abzulehnende Vorwürfe for-

muliert. Sie haben gesagt, dass Herr Striegel für 

Gewaltexzesse verantwortlich sei. Das kann 

man so nicht stehen lassen. Wir lehnen das ab. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Daniel Rausch, 

AfD: Geistige Brandstifter sind das! Geistige 

Brandstifter! - Weitere Zurufe von der AfD) 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD): 

 

Dazu gibt es nicht allzu viel zu sagen. Ich denke, 

die Äußerungen von Herrn Striegel - er ist leider 

nicht anwesend - sprechen für sich. Jeder, der 

seit dieser Legislaturperiode in diesem Parla- 

ment vertreten ist, wird schon die eine oder an-

dere Äußerung gehört haben. Wer in der letzten 

Legislaturperiode hier vertreten war, der hat es 

noch deutlicher mitbekommen. Insbesondere 

als es um die Räumung des „Hasi“ ging, wurden 

hier Statements abgegeben, die wirklich als 

linksradikal einzuordnen gewesen sind. Das 

steht außer Frage. Das können wir gern aus dem 

Protokoll heraussuchen; das mache ich jetzt 

aber nicht. Sie wissen selbst, wie er sich hier  

positioniert.  
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Ich bin der festen Überzeugung und gehe davon 

aus - - Ich übertrage das nicht, wie Herr Striegel, 

auf die gesamte Fraktion. Ich bin der Meinung, 

dass der größere Teil der GRÜNEN-Fraktion ehr- 

liche Absichten hat, wenn es um Umweltschutz 

und solche Belange geht, die wirklich wichtig 

sind. Aber Herr Striegel passt bei Ihnen eigent- 

lich gar nicht rein. Sie sollten einmal darüber 

nachdenken, ob Sie ihn nicht vielleicht irgend- 

wie loswerden. 

 

(Lachen und Beifall bei der AfD - Sebastian 

Striegel, GRÜNE: Er sorgt sich um meine  

Integrität!) 

 

Er schadet Ihnen. 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Für die Landesregierung spricht Frau Ministerin 

Zieschang. 

 

 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Ab- 

geordneten! Extremistische Weltbilder sind der 

denkbar größte Gegenentwurf zu unserer frei-

heitlichen Gesellschaft und zum demokrati-

schen Staat. Extremisten nehmen für sich in An-

spruch, dass sie die einzig wahren Vertreter  

eines Volkes, einer Klasse oder einer Religions- 

gemeinschaft seien. Zur Legitimation berufen 

Sie sich auf vermeintlich ewige und unverrück-

bare Wahrheiten. Daher dulden sie weder Plu-

ralität noch Vielfalt, auch nicht den politischen 

Ausgleich verschiedener Meinungen. Wir im  

Innenministerium nehmen den Rechts- und den 

Linksextremismus gleichermaßen in den Blick 

und gehen dagegen entschlossen vor. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

 

 

Bevor ich zum Linksextremismus komme, muss 

ich doch noch eines sagen: Einen rechtskräftig 

festgestellten Verdachtsfall gibt es hier nur in  

einem Fall. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei der 

SPD, bei der FDP und bei den Grünen) 

 

Zum Linksextremismus. Der Linksextremismus 

ist ein Phänomen, das durch Vielschichtigkeit 

gekennzeichnet ist.  

 

(Christian Hecht, AfD: Ah! Das klingt so  

blumig!) 

 

Er stellt ein Sammelbecken  

 

(Christian Hecht, AfD: Ganz bunt!) 

 

für unterschiedliche Strömungen dar, die sich 

alle gegen die Werte und die Verfahrensregeln 

der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 

richten. Den kleinsten gemeinsamen Nenner 

finden Linksextremisten in dem Ziel der Errich- 

tung einer herrschafts- bzw. klassenlosen Ord- 

nung. Unabhängig von der jeweiligen Strategie 

arbeiten alle Linksextremisten auf das Ziel hin, 

über kurz oder lang unsere demokratische 

Rechts- und Gesellschaftsform abzuschaffen. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Um dieses Ziel zu erreichen, setzen vor allem 

Autonome auf das Mittel der Gewalt, um mit 

Ausschreitungen, Anschlägen oder Überfällen 

ihre linksextremistischen Ziele zu erreichen.  

 

Der Schutz der Demokratie und die Bekämpfung 

von Extremismus sind grundlegende Aufgaben 

von Staat und Gesellschaft. Ein effektiver Schutz 

von Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlich- 

keit verlangt, Gefahren für die Demokratie früh- 

zeitig zu erkennen. Deshalb hat die Landesregie- 

rung auch frühzeitig auf den in den letzten Jah- 

ren zu beobachtenden Anstieg von extremisti- 
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schen Einstellungen in Teilen der Bevölkerung 

reagiert und unter anderem auch Strukturen 

des Verfassungsschutzes angepasst. 
 

Herr Abg. Büttner, Sie haben auf die Bilanz der 

politisch motivierten Straftaten Bezug genom- 

men. Wir haben die Bilanz vor wenigen Wochen 

vorgestellt. Auch ich sage hier, dass im letzten 

Jahr die Zahl der politisch motivierten Gewalt- 

straftaten im Phänomenbereich links im Ver- 

gleich zum Vorjahr um fast 50 % gestiegen ist. 

Die Zahl der Körperverletzungen verdoppelte 

sich sogar von 16 Fällen auf 32 Fälle. 
 

Auch ich habe mir das Video zu dem Überfall auf 

den „Thor Steinar“-Laden in Erfurt angesehen. 

Ohne die Arbeit der Kolleginnen und Kollegen 

dort bewerten zu wollen, war das Maß an Ge- 

waltbereitschaft, das gegen die Verkäuferin 

ausgeübt wurde, erschreckend. 
 

Positiv - auch das gehört zu der Bilanz der poli- 

tisch motivierten Straftaten für das Jahr 

2021 - ist, dass die Aufklärungsquote bei poli- 

tisch motivierten Gewaltstraftaten von links 

gleichzeitig erheblich angestiegen ist und mitt- 

lerweile bei fast 63 % liegt. Ich finde, das zeigt, 

dass die bestehenden Strukturen und Zusam- 

menarbeitsformen im Verfassungsschutz und 

im polizeilichen Staatsschutz wirken. 
 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 
 

Auch die Präventionsarbeit im Bereich Links- 

extremismus hat sich in den letzten Jahren  

stetig weiterentwickelt. Ich verweise bspw. auf 

die Bundesfachstelle „Linke Militanz“ und auf 

das Aussteigerprogramm des Bundes für Ange- 

hörige der linksextremistischen Szene, das beim 

Bundesamt für Verfassungsschutz angesiedelt 

ist. 

 

In Sachsen-Anhalt hat die Landeszentrale für 

politische Bildung diverse Veranstaltungen in 

Bezug auf die linksextremistische Szene und  

 

auch mit Blick auf Handlungsempfehlungen zur 

Prävention von Linksextremismus thematisiert 

und durchgeführt. Auch unsere Verfassungs- 

schutzabteilung informiert nicht nur im jähr- 

lichen Verfassungsschutzbericht, sondern auch 

mit weiteren Informationsmaterialien regel- 

mäßig über Linksextremismus. Sie hat zuletzt im 

Jahr 2020 auch eine Fachtagung dazu durchge- 

führt. 
 

Sie sehen also, Ihre Behauptung, Herr Büttner, 

der Staat unternehme nichts, um junge Men- 

schen von einem Abdriften in linksextremisti- 

sche Weltbilder zu bewahren, ist schlicht unzu-

treffend. 
 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN) 
 

Abschließend noch kurz zu Ihrer Forderung, 

konkrete Möglichkeiten für Vereinsverbote, die 

auch gegen Internetplattformen gerichtet seien, 

zu prüfen. Sie haben die Gruppierungen vorhin 

genannt. Diese sind ausschließlich bundesweit 

tätig. Die vereinsrechtliche Zuständigkeit liegt 

demzufolge beim Bundesministerium des  

Innern und für Heimat. 
 

(Siegfried Borgwardt, CDU: So ist es!) 
 

Die Landesregierung wird in ihrem Zuständig- 

keitsbereich auch weiterhin linksextremistische 

Entwicklungen im Blick haben und nicht nach-

lassen, über Extremismus in allen seinen For-

men aufzuklären, Protagonisten zu benennen 

sowie Argumentations- und Agitationsmuster 

zu entlarven. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei der 

FDP - Zustimmung bei den GRÜNEN - Marco 

Tullner, CDU: Sehr gut!) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Es gibt eine Frage von Herrn Roi. - Bitte. 
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Daniel Roi (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Frau Ministerin, 

ich habe eine Frage. Sie haben gerade auf den 

gewaltigen Anstieg der Zahl der von Linksextre- 

misten begangenen Körperverletzungen und 

Gewalttaten hingewiesen. Das wirft in mir die 

Frage auf: Wissen Sie, wie viel Personal Sie in 

Sachsen-Anhalt beim Verfassungsschutz und im 

Landeskriminalamt zur Verfügung haben, das 

sich um Linksextremismus und um Rechtsextre- 

mismus kümmert? Mich würde das Verhältnis 

interessieren. Können Sie die Frage beantwor-

ten? 

 

 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport): 

 

Die Frage kann ich nicht aus dem Stegreif beant- 

worten. Die Antwort reiche ich gern nach. Denn 

Sie benötigen offensichtlich personenscharfe 

Zahlen. 
 

(Zuruf von der AfD: Prozentual!) 
 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Es reicht auch prozentual. 
 

(Rüdiger Erben, SPD: Gibt’s nicht! - Zuruf von 

Sebastian Striegel, GRÜNE) 
 

Ich habe eine Nachfrage. Ich habe das in der 

letzten Legislaturperiode auch angesprochen. 

Es gibt den Phänomenbereich „Lina E.“, in dem 

auch vonseiten des Generalbundesanwaltes 

zum ersten Mal seit Jahrzehnten wieder zum 

Thema Terrorismus von links ermittelt wird. Ha- 

ben Sie sich als Innenministerin mit der Frage 

beschäftigt, wie es sein konnte, dass diese 

Dame, Lina E., hier an der Martin-Luther-Uni- 

versität studierte und sich dort offenbar radika-

lisierte? Gibt es diesbezüglich irgendwelche 

Konsequenzen? Hat man einmal nachgeschaut,  

 

wie so etwas an einer Universität in unserem 

Bundesland passieren kann? Das ist der erste 

Fragenkomplex. 

 

Zu dem zweiten Fragenkomplex. Haben Sie 

Maßnahmen zu dem Fall Ines F. eingeleitet? Als 

amtsbekannte Linksextremistin hatte sie Zu-

gang zu personenbezogenen Meldedaten. Sie 

hat unter anderem von Abgeordneten der AfD-

Fraktion und anderen Personen, darunter eine 

Immobilienmaklerin in Leipzig, die in ihrer  

Privatwohnung brutal überfallen wurde, Daten 

in unserem Bundesland ausgespäht. Gibt es Ih-

rerseits diesbezüglich Konsequenzen? Ist Ihr 

Haus vor allem auch dahingehend tätig, diejeni- 

gen, die von der im Bereich Linksextremismus 

amtsbekannten Dame ausgespäht wurden, zu 

schützen? Das würde mich interessieren. - 

Danke. 
 

 

Dr. Tamara Zieschang (Ministerin für Inneres 

und Sport): 

 

Zu der Frage des Schutzes. Sie wissen sehr ge- 

nau, wenn jemand beraten werden will und sich 

auch sozusagen entsprechend seinem eigenem 

Sicherheits- und Schutzbedürfnis informieren 

will, dann steht das Landeskriminalamt genauso 

wie die Polizeireviere vor Ort Abgeordneten, 

aber natürlich auch Bürgerinnen und Bürger  

regelmäßig zur Verfügung.  
 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 
 

Das ist das eine. 

 

Zu den Geschehnissen in Leipzig. Weder das 

Verfahren noch die gesamte Ermittlungsarbeit 

sind in Sachsen-Anhalt geführt worden, sondern 

in Sachsen. Insofern muss man dorthin ver- 

weisen. 

 

Das Thema Meldedaten haben wir intensiv auch 

im Innenausschuss erörtert. Wir haben ziemlich 

klar dargelegt, dass für die ordnungsgemäße  
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Verwendung der Meldedaten die abrufende 

Stelle verantwortlich ist. Natürlich kann jede ab- 

rufende Stelle bei Anhaltspunkten, aber auch 

ohne Anhaltspunkte den Verfassungsschutz 

sozusagen im Rahmen einer Regelanfrage  

bitten, zu prüfen, ob diejenigen, die zu einem 

Abruf von Meldedaten berechtigt sind, womög- 

lich links, rechts oder in sonstiger Weise extre-

mistisch sind. 

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD und 

bei der FDP) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger: 

 

Danke. - Wir steigen in die Debatte ein. Für die 

SPD-Fraktion spricht Herr Erben. - Bitte, Herr  

Erben. 

 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Eigentlich ist zu dem Antrag der AfD 

den Worten der Ministerin nicht wirklich sehr 

viel hinzuzufügen. Ich will aber auf einen Punkt 

eingehen. Herr Büttner, Sie sprachen vorhin 

über das Klamottenlabel „Thor Steinar“. Also, 

die Auffassung, dass nur Linksextremisten der 

Auffassung seien, dass „Thor Steinar“ ein Erken- 

nungslabel von Rechtsextremisten sei, haben 

Sie aber ziemlich exklusiv. 

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung von Sebas-

tian Striegel, GRÜNE) 

 

Diese haben Sie nun wirklich exklusiv. Zum Bei- 

spiel ist auch die Verfassungsschutzbehörde der 

Auffassung, dass Selbiges der Fall ist.  

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Dazu könnten Sie vielleicht noch einmal nach- 

lesen. 

(Zuruf von der AfD) 

 

Durch Ihren Antrag und noch mehr durch Ihre 

Einbringungsrede zieht sich wie ein roter Faden 

der Vorwurf, dass die Polizei, die Justiz und an- 

dere Behörden nicht ausreichend gegen den 

Linksextremismus in unserem Land vorgehen 

würden. 

 

(Daniel Roi, AfD: Ja, das ist auch so!)  

 

- Dieser beständige Vorwurf, Herr Roi, auch von 

Ihnen, wird durch ständige Wiederholung nicht 

wahrer. Er stimmt nämlich einfach nicht. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN) 

 

Genauso wiederholen Sie ständig den Vorwurf, 

dass mit Geldern des Staates linksextremisti- 

sche Strukturen finanziell „gepampert“ würden. 

So haben Sie es, glaube ich, vorhin bezeichnet. 

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Nein, so 

habe ich das nicht gesagt!) 

 

Ich will Ihnen auch sagen, weswegen Sie das 

vermutlich alles so sehen. Die Ursache liegt 

wahrscheinlich in Ihrem politischen Koordina- 

tensystem. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE, lacht - Zuruf von 

der AfD: Oder in Ihrem!) 

 

Weil Sie nämlich der Auffassung sind, dass alle 

die, die irgendwo politisch links neben Ihnen 

einsortiert werden, Linksradikale oder Links- 

extremisten sind. 

 

(Zuruf von Matthias Büttner, Staßfurt, AfD) 

 

Das heißt, irgendwie sei die Mehrheit in diesem 

Lande Linksextremisten. 

 

(Zurufe von der AfD) 
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Das ist eine Frage Ihrer Einordnung, die damit 

verbunden ist. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Weil dieser Antrag so daneben ist und weil er 

zahlreiche Behauptungen aufstellt in Bezug auf 

die Polizei, die Justiz und den Verfassungsschutz 

in Sachsen-Anhalt, die erwiesenermaßen falsch 

sind, lehnen wir diesen Antrag ab. - Herzlichen 

Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Herr Erben, einen Augenblick. Es gibt eine Frage 

von Herrn Büttner. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich möchte kurz 

auf Ihre Ausführungen zu „Thor Steinar“ ein- 

gehen. Es gab in der Vergangenheit ver-

schiedenste Marken, die politisch aufgeladen 

waren. Es gibt z. B. Lonsdale. Diese Marke war 

einmal der rechten Seite zuzuordnen, jetzt ist 

sie der linken Seite zuzuordnen. Ich persönlich 

z. B. ordne Kleidung gar keiner Seite zu, weil ich 

Kleidung neutral bewerte, solange diese Klei-

dung nicht verboten ist oder auf dieser irgend-

welche Symbole oder Zeichen aufgedruckt sind, 

die nicht mit unserer Verfassung im Einklang 

stehen. 

 

Aber meine Frage ist jetzt zu Ihren Ausführun- 

gen zu „Thor Steinar“: Was leiten Sie denn da-

von ab, wenn Sie sagen, dass das allgemein der 

rechten Szene zuzuordnen ist? 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

Leiten Sie davon ab, dass es dann legitim ist, 

dass man gegen solche Kleidungsgeschäfte oder 

Menschen, die diese Kleidung tragen, vorgeht? 

 

(Zurufe von Sebastian Striegel, GRÜNE und 

von der AfD) 

 

Oder was war der Sinn Ihrer Ausführungen? Das 

würde mich interessieren. 

 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Der Sinn meiner Ausführungen war die Korrek-

tur dessen, was Sie vorhin hier erzählt haben. 

 

(Beifall bei der SPD - Sebastian Striegel, 

GRÜNE, lacht) 

 

Sie haben vorhin gesagt, dass nur die Linksex- 

tremen der Auffassung seien, dass „Thor 

Steinar“ ein Erkennungslabel von Rechts- 

extremisten sei. Nicht mit einem Wort habe ich 

das damit in Verbindung gebracht, dass es des-

wegen legitim wäre, gegen „Thor Steinar“-Lä-

den oder deren Mitarbeiter vorzugehen. Das 

haben Sie jetzt erzählt.  

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Das war 

aber meine Frage!) 

 

Fakt ist doch aber, dass dieses Klamottenlabel 

„Thor Steinar“ ein bei Rechtsextremisten be- 

liebtes Modelabel ist. Das können Sie in Verfas-

sungsschutzberichten nachlesen. Das können 

Sie in anderen Berichten der Sicherheitsbehör-

den nachlesen. Das ist doch so. Sie haben vorhin 

gesagt, dass das nicht stimmen würde.  

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Wann habe 

ich das denn gesagt?) 

 

Und darauf habe ich hingewiesen. 
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Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Es gibt eine Intervention. - Herr Roi, bitte. 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Wissen Sie, Herr Erben, ich bin jetzt an einem 

Punkt angelangt, an dem ich Ihnen ganz ehrlich 

sagen muss: Das ist genau die Stelle, an der es 

mir so richtig reicht. 

 

(Oh! bei der SPD) 

 

Ich sage Ihnen auch, warum? - Ihre Überheblich-

keit sind wir gewohnt. Die kann ich aushalten. 

Aber wenn Sie sich hier hinstellen und sagen, 

wir würden behaupten, es wird nicht ermittelt 

oder Unzureichendes getan gegen Linksextre- 

mismus, dann will ich Ihnen mal Folgendes sa-

gen - ich habe gerade nicht ohne Grund die Fra-

gen an die Frau Ministerin gestellt -: Mein Büro 

ist nicht erst vor vier Wochen angegriffen wor-

den; es ist auch schon nach meinem Einzug in 

den Landtag angegriffen worden, und zwar 

durch einen Schuss. Darüber ist auch berichtet 

worden. 

 

In der Folge, ein Jahr später, ist mein Hund von 

meinem Privatgrundstück aus entführt worden. 

Ich kann Ihnen einmal sagen, wie die Ermitt-

lungsarbeit aussah: Ich habe selber ermittelt 

und mit der Thüringer Polizei telefoniert. Es hat 

sich aus Sachsen-Anhalt - ich sage es jetzt ein- 

mal auf Deutsch - kein Schwein für die genauen 

Daten interessiert, auch nicht für die Zeugen, 

die ich selber ermittelt habe, die meinen Hund 

auf der A 9, auf der Bundesstraße eingefangen 

haben. Dafür hat sich kein Schwein in diesem 

Bundesland interessiert. 

 

Jetzt wird mein Büro wieder angegriffen. Dann 

steht in der Zeitung: Der Staatsschutz ermittelt. 

Bei mir hat sich bisher kein Staatsschutz gemel-

det. Ich habe nur einen Brief vom LKA bekom- 

 

men, dass meine Daten illegal von einer amts-

bekannten Linksextremistin am Uniklinikum 

Magdeburg abgefischt wurden. 

 

(Zuruf von Oliver Kirchner, AfD) 

 

Dann werde ich gefragt in diesem Brief vom 

LKA, ob es Vorfälle gab. Vorfälle, die alle zur An- 

zeige gebracht wurden und die alle öffentlich 

waren. Das ist die Ermittlungsarbeit in diesem 

Bundesland gegen Linksextremisten. Sie findet 

nicht statt. Sie sollten sich schämen! 

 

(Beifall bei der AfD - Oliver Kirchner, AfD: So 

ist es!)  

 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Darf ich? 

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Ja.  

 

 

Rüdiger Erben (SPD): 

 

Herr Roi, ich verstehe jetzt aufgrund Ihrer per-

sönlichen Betroffenheit Ihre Erregung. Aber ich 

finde, der Auftritt, also das, was Sie jetzt hier 

hingelegt haben, war ein bisschen too much. 

Erstens. 

 

Zweitens. Wenn es ganz konkrete Dinge gibt - - 

 

(Zuruf von der AfD: Das war doch konkret!) 

 

- Darf ich weiter reden? 

 

(Zuruf von der AfD) 

 

- Warum brüllen Sie dann immer dazwischen? 

Hören Sie doch einfach mal zu! 
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(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Weil Sie 

das auch immer machen! - Unruhe) 

 

- Herr Büttner, also ich bin nun einer, der auf- 

fallend wenig dazwischenbrüllt. 

 

(Guido Heuer, CDU: Das stimmt! - Matthias 

Büttner, Staßfurt, AfD: Wir wollen keine Ant-

wort mehr! - Unruhe) 

 

Herr Präsident, ich glaube, die AfD möchte die 

Erwiderung nicht hören. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der SPD - Unruhe)  

 

 

Präsident Dr. Gunnar Schellenberger:  

 

Danke. - Ich glaube, wir sollten angemessen mit-

einander umgehen. Das haben wir letztens im 

Ältestenrat besprochen. Ich glaube, das ist jetzt 

so ein Fall. Ich bitte Sie, etwas aufzupassen, da-

mit wir nicht in die falsche Richtung rutschen. 

Ich möchte schon einmal darauf hinweisen. - 

Frau Quade bitte. 

 

 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen 

und Herren! Ja, das Thema Linksextremismus 

gehört zu den Dauerbrennern der AfD-Fraktion 

und auch die Art und Weise der Bearbeitung 

bleibt ewig gleich. Der Kollege Erben hat es dar- 

gestellt. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN) 

 

Tatsächliche Fälle politisch linksmotivierter Kri-

minalität werden gemischt mit wilden Behaup- 

tungen, angeblichen Ermittlungsergebnissen, 

die dann aber nur die AfD kennt, und politisch 

motivierten Spekulationen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE, lacht) 

 

 

Vereine, Initiativen, Gruppen und Personen, die 

den Rechtsextremen ein besonderer Dorn im 

Auge sind, werden diffamiert und verleumdet 

und hier im Parlament inkriminiert, ihnen wird 

mit Fördermittelentzug gedroht. 

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Richtig!) 

 

Und ja, es ist in der Tat mittlerweile schwierig, 

den Überblick zu behalten, wer gerade alles 

linksextrem sein soll, Schülerinnen, Unis,  

Kirchen, Theater, queere Personen, Kinder und 

Jugendräte, ja, die CDU war auch schon dabei. 

Vielfach gibt es die behauptete Förderung, die 

ganz dringend eingestellt werden soll, über- 

haupt nicht. Das macht aber nichts. Fakten  

halten die extreme Rechte bekanntlich nie  

davon ab, ihre politische Mastererzählung zu 

verbreiten. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN) 

 

Genau damit haben wir es hier zu tun: zum  

x-ten Mal eine politische Erzählung, die immer 

derselben Choreografie folgt und die ewig  

gleichen Bausteine hat. Verantwortlichkeiten 

werden als eindeutig behauptet, wo die Ermitt-

lungsbehörden keine benennen können. Die 

Tatsache, dass die Ermittlungsbehörden viel- 

fach eben nicht die Behauptungen, die die AfD 

in die Welt bläst, bestätigen, führt gleich zum 

nächsten Teil, zu der ewig gleichen Konstruk-

tion, nämlich: Dass sie einen großen Teil der Be-

hauptungen nicht bestätigen, soll zeigen - so die 

schlichte Logik der Rechtsextremen -, dass die 

Behörden nicht entschlossen und mit Sorgfalt 

gegen links arbeiten. - Das ist schlichtweg Hum-

bug. Das weiß jeder.  

 

Das führt unmittelbar zu der nächsten Absurdi-

tät, die niemals fehlen darf, nämlich zu der Be-

hauptung, die Behörden würden nicht richtig er-

mitteln und auf dem linken Auge blind sein, weil 

der Linksextremismus jetzt so schlimm sei, dass 

die Behörden wahlweise selbst linksextrem  
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seien oder die politische Weisung hätten, nicht 

so genau hinzuschauen. Das wiederum soll da- 

ran liegen, dass entweder Herr Striegel oder ich 

so viel Einfluss hätten und, wie wir heute gehört 

haben, auch noch Händchen halten, dass wir 

diese Ermittlungen verhindern könnten. 
 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜNE, 

und von Olaf Meister, GRÜNE) 
 

Oder aber - als ob es nicht hanebüchen genug 

wäre -: Die behaupteten linksextremen Netz- 

werke würden so weit reichen, dass sie bis in die 

Landesregierung, bis in die Ministerien, bis in 

die Behörden reichen.  
 

(Unruhe) 
 

Meine Damen und Herren! Das Kabinett  

Haseloff als Speerspitze des Linksextremismus. 

Sie brauchen wirklich nicht mich, um zu er- 

kennen, wie abstrus das ist.  
 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN) 
 

Je dramatischer die Behauptung, desto schwä- 

cher die Verbindung zur Realität. Das weiß, wer 

sich auch nur einmal mit der AfD beschäftigt 

hat. 
 

(Zustimmung bei der LINKEN und von Sebas-

tian Striegel, GRÜNE) 
 

Da werden Vereinsverbote gefordert, wo es gar 

keine Vereine gibt. 
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Sie sagen ja einen 

Quatsch!) 
 

Da wird wissenschaftliche Untersuchung gefor- 

dert, während das, was untersucht werden soll, 

von der Wissenschaft sehr klar als untaugliche 

politische Konstruktion, die sich wissenschaft- 

lichen Kriterien und Methoden entzieht, klassi- 

fiziert wurde. 
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Das wird gemischt 

mit Unterstellungen!) 

Da werden reale Kriminalitätsfälle gemischt mit 

anderen, die sich im Laufe der Zeit als nicht halt- 

bare Unterstellung erwiesen haben, siehe Kant-

holz, und sie als Skandale präsentiert. Und da 

werden diejenigen, die der AfD entgegentreten 

- ob hier im Haus, bei Demonstrationen oder in 

ihrer täglichen Arbeit -, für eine offene, für eine 

vielfältige Gesellschaft und für Demokratie, an-

gegriffen, verleumdet und an den Pranger ge-

stellt, an den Pranger, den die extreme Rechte 

hier im Parlament errichtet und der von ihren 

Anhängern und anderen Nazis nur zu gern mit 

Leben, also mit Hass, Hetze und Gewalt, erfüllt 

wird.  

 

Denn so grotesk die Anträge und das Vorbrin-

gen im Einzelnen sind, so lustig ist das Agieren 

der extrem Rechten nicht. Dieser Antrag macht 

dort weiter, wo der verfassungswidrige Unter- 

suchungsausschuss Linksextremismus in der 

letzten Legislaturperiode gestoppt wurde. Er ist 

Ausdruck einer rechtsextremen Ideologie, in der 

Unterschiede in der Gesellschaft eingeebnet 

werden sollen, in der Widerspruch unterbun-

den werden soll, in der, wer sich den Rechten 

nicht beugt, zum Feind erklärt wird. Dem treten 

wir entgegen, ob Sie das linksextrem nennen  

oder nicht. Der Antrag ist abzulehnen. - Herz- 

lichen Dank. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. Ich sehe keine Fragen. - Wir kommen da-

mit zum nächsten Debattenbeitrag. Dieser 

kommt von der FDP-Fraktion, von Herrn  

Kosmehl. - Bitte sehr. Herr Kosmehl, Sie haben 

das Wort. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Nun kann man es  
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sich als Redner für die Freien Demokraten sehr 

einfach machen. Die Freien Demokraten als Par- 

tei der Mitte betonen den gleichen Abstand zum 

Extremismus, und zwar nach links wie nach 

rechts. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung von Guido 

Heuer, CDU) 

 

Wir Freien Demokraten verurteilen jede Form 

des Extremismus. Politischen Extremismus von 

rechts bis links lehnen wir ebenso ab wie religiös 

oder nationalistisch motivierten Extremismus. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 

die Aufgabe aller in einer freiheitlich-demokra- 

tischen Grundordnung und Gesellschaft, extre-

mistischen Bestrebungen klare Grenzen aufzu-

zeigen und diese zu bekämpfen. Das ist unsere 

gemeinsame Aufgabe. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Ich will der AfD-Fraktion, Ihnen, Herr Bütt- 

ner, - wie soll man das jetzt formulieren? - Ihre 

Fehleinschätzungen oder vielleicht Ihre Fehl-

schlüsse einmal aufzeigen. Sie haben den Kolle-

gen der LINKEN mit Blick auf die Bundestags-

fraktion die Beschäftigung eines ehemaligen 

RAF-Mitgliedes in einem Abgeordnetenbüro 

vorgeworfen, was ich zugegebenermaßen auch 

für schwierig halte.  

 

(Zustimmung) 

 

Wie sieht es denn bei Ihnen mit der Beschäfti- 

gung von Rechtsextremisten in Ihrer Fraktion 

bzw. in Abgeordnetenbüros aus?  

 

(Unruhe) 

 

Daran müssten Sie doch die gleichen Maßstäbe 

anlegen, die Sie auf der anderen Seite auch  

fordern. 

(Zurufe von der AfD)  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  

 

(Tobias Rausch, AfD: Das sind aber keine ver- 

urteilten Mörder! - Weitere Zurufe) 

 

- Herr Rausch, stellen Sie doch eine Frage. 

 

(Zuruf von Matthias Büttner, Staßfurt, AfD - 

Weitere Zurufe) 

 

- Herr Büttner, der zweite Punkt ist,  

 

(Zuruf) 

 

die Frage der Finanzierung, dass sozusagen die 

Verbände den Linksextremismus finanzieren 

würden. Dazu weise ich einmal auf etwas hin. 

Das hat jetzt nichts mit der AfD-Fraktion zu tun, 

aber das passt in das Schema rechts. Schauen 

Sie sich einmal den Bericht des Trinkaus-Unter- 

suchungsausschusses im Thüringer Landtag an; 

Stichwörter NPD und V-Mann-Affäre. Das geht 

auch in Richtung Thüringer Heimatschutz, wo 

sozusagen das Umfeld des NSU als V-Leute für 

den Verfassungsschutz quasi rechtsextreme 

Strukturen finanziert haben, was zugegebener-

maßen aus meiner Sicht nicht geht. Dort ist die 

Finanzierung viel deutlicher. Dazu habe ich, ehr-

lich gesagt, von der AfD in Thüringen nicht ge-

hört, dass sie das in irgendeiner Weise hinter-

fragt oder kritisch eingesehen hat. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

will zum Schluss, eben weil es für die Freien De- 

mokraten eine klare, gleichmäßige Abgrenzung 

nach links und rechts gibt, an eines erinnern: 

Wir dürfen die Fragen von linksextremistischen 

Bestrebungen bis hin zum Terrorismus nicht un-

terschätzen. Wir haben in der Geschichte der 

Bundesrepublik den Linksterrorismus bei der 

RAF erlebt. Ich habe an diesem Pult schon ein-

mal daran erinnert - ich habe es gerade noch 

einmal nachgeschlagen -: Der 11. Mai 1981 ist 

der Todestag des damaligen FDP-Wirtschafts- 
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ministers in Hessen Heinz Herbert Karry, der 

von den „Revolutionären Zellen“ in seinem Haus 

erschossen wurde. Das ist jetzt 41 Jahre her.  

 

Linksextremismus und Linksterrorismus haben 

eine Geschichte in Deutschland. Wir dürfen es 

nie wieder dazu kommen lassen, dass gewaltbe- 

reiter Linksextremismus hier die Oberhand ge-

winnen kann. Genauso dürfen wir es nie wieder 

zulassen, dass so etwas wie der NSU unentdeckt 

seine Umtriebe tätigen kann. Beides, Rechts- 

und Linksextremismus, müssen wir bekämpfen. 

 

(Zustimmung bei der FDP, bei der CDU und 

bei der SPD) 

 

Ich habe großes Vertrauen darin, dass unser In-

nenministerium und unser Justizministerium 

daran mitarbeiten. Wir als Koalition wollen  

gemeinsam Extremismus in Sachsen-Anhalt  

bekämpfen. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU und bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Kosmehl, es gibt eine Frage von Herrn Bütt-

ner. Wollen Sie diese beantworten? - Dann, 

Herr Büttner, haben Sie die Chance, sie zu  

stellen. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Kosmehl, Sie 

haben hier Behauptungen geäußert und Ver- 

gleiche gezogen. Sie haben behauptet, dass bei 

uns Rechtsextremisten angestellt seien, 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist eine Tat- 

sachenbehauptung!) 

 

und das mit den Zuständen verglichen, die bei 

den Linken herrschen, wo ein wegen neun- 

 

fachen Mordes verurteilter Ex-RAF-Terrorist in 

einem Wahlkreisbüro angestellt worden ist, was 

im Übrigen nur herausgekommen ist, weil die- 

ser Ex-Terrorist versucht hat, einen Hausaus-

weis für den Bundestag zu bekommen. 

 

Nun frage ich Sie, weil Sie solche Behauptungen 

aufstellen: Wer ist denn bei uns der Abgeord- 

nete, der einen Rechtsextremisten eingestellt 

hat? Das würde mich als Erstes interessieren. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Wer hat keinen 

eingestellt? - Lachen - Zurufe) 

 

- So ein dummes Zeug. Leute!  

 

Halten Sie es denn für richtig, das zu vergleichen 

bzw. eine Vermutung heranzuziehen - denn Sie 

vermuten, dass es so sein könnte - und das mit 

einem Fall gleichzusetzen, bei dem ein neun- 

facher Mörder, ein Ex-RAF-Terrorist bei den  

Linken eingestellt worden ist? Halten Sie das für 

etwas, das man vergleichen kann? Selbst wenn 

Sie jetzt behaupten, es würde bei uns jemanden 

geben, der nach Ihrer Einschätzung vielleicht 

rechtsextremistisch ist, kann man das dann mit- 

einander vergleichen? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können antworten, wenn Sie wollen. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP): 

 

Herr Präsident, ich möchte das sehr gern wahr- 

nehmen. - Herr Büttner, die Personalie im Bun-

destag ist aus meiner Sicht etwas, das nicht 

geht. Deshalb war es richtig, ihm einen Haus- 

ausweis zu versagen. Es müssen aber der Abge-

ordnete und die entsprechende Fraktion klären, 

ob das der Umgang ist, ob man einen überführ-

ten Linksextremisten und Mörder beschäftigen 

sollte. 
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Ich habe mich jetzt auf den Bereich Linksextre- 

misten fokussiert - nicht auf eine weitere Quali-

fikation, sondern nur Linksextremisten - und 

habe Sie nur an Folgendes erinnert: Wenn Sie 

das kritisieren, dann müssen Sie auch bei sich 

nachfragen, ob Sie Rechtsextremisten beschäf-

tigen, und zwar teilweise zwischenzeitlich ent-

weder bei der Fraktion oder über die Abgeord-

netenbüros bei den Abgeordneten. Da Sie Ihre 

Fraktion im Einzelnen sicherlich besser kennen 

als ich, erspare ich mir jetzt die Aufzählung. - 

Vielen Dank. 

 

(Zustimmung - Zurufe: Sie kennen also nie-

manden! - Er kennt keinen! - Weitere Zurufe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Da ich keine weiteren Fragen sehe, können wir 

in der Debatte fortfahren. Für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht der Abg. Herr 

Striegel. 
 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Einmal mehr versucht die rechts- 

extreme und verfassungsfeindliche AfD, sich 

selbst unter falscher Flagge das Etikett Demo-

kratieverteidiger anzuheften.  
 

(Zurufe von der AfD) 
 

Das ist ein Versuch, der scheitern muss und der 

scheitern wird. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
 

Frau Kollegin Quade hat es schon sehr deutlich 

gemacht. Auch Rüdiger Erben hat das Notwen- 

dige gesagt. Auch bei dem Kollegen Kosmehl ist 

das angeklungen. Denn Sie, die AfD, unterminie-

ren täglich durch Ihr Sagen und Tun demokrati- 

 

sche Prozesse. Ihre Ideologie ist verfassungs- 

feindlich. Sie schüren Hass und verbreiten 

Hetze. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und von  

Henriette Quade, DIE LINKE) 

 

Sie arbeiten täglich daran, die Grenzen des Sag- 

baren zu verschieben, und Sie versuchen, Ras-

sismus wieder salonfähig zu machen. Sie sind 

zudem die fünfte Kolonne eines imperialisti-

schen Diktators,  

 

(Lachen bei der AfD) 

 

der gegen die Ukraine gerade einen völker- 

rechtswidrigen Angriffskrieg führt. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und bei der 

LINKEN - Zurufe) 

 

Genau deshalb ist es notwendig, dass anti- 

faschistische Akteur-innen  

 

(Zurufe: Akteur-innen? - Der gendert noch 

bei so einem Thema!) 

 

bei Ihnen nach dem Rechten sehen.  

 

(Zuruf: Was?) 

 

Es ist zwingend, dass der Verfassungsschutz Sie 

beobachtet, weil zu seinen gesetzlichen Aufga- 

ben das Erkennen von verfassungsfeindlichen 

Bestrebungen zählt. Dass gerade Sie die Imper-

tinenz besitzen, mit dem Finger auf Menschen 

zu zeigen und diese als Verfassungsfeinde zu 

brandmarken, ist schlicht dreist. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der LINKEN - Zurufe) 

 

Wir werden Ihnen das nicht durchgehen lassen 

und auch dieses Parlament wird es Ihnen nicht 

durchgehen lassen, dass Sie unter dem Deck- 
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mantel, Linkextremisten zu bekämpfen, die  

Zivilgesellschaft nach Ihren verfassungsfeind- 

lichen Vorstellungen formatieren wollen. Dass 

dies nicht zu Ihren Aufgaben gehört, hat Ihnen 

das Verfassungsgericht dieses Landes im Jahr 

2020 in erfrischender Deutlichkeit ins Stamm- 

buch geschrieben. Kommen Sie mir jetzt nicht 

mit dem Vorwurf, unsere Ablehnung Ihres An-

trages wolle irgendwelche Verfassungsfeinde 

schützen. Das Gegenteil ist der Fall. 

 

Auch für uns GRÜNE gilt: Gewalt darf nie ein 

Mittel politischer Auseinandersetzung sein.  

 

(Zurufe) 

 

Die körperlichen Angriffe auf Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter von Bekleidungsgeschäften 

verurteilen wir deshalb ebenso deutlich wie An- 

griffe auf Wahlkreisbüros. Ich muss mich von 

solchen Taten aber nicht distanzieren;  

 

(Zuruf: Oh! - Lachen) 

 

denn ich habe mit den Täterinnen und Tätern 

nichts zu tun. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der LINKEN 

- Zuruf von der AfD: Wer weiß das schon ge-

nau? - Weitere Zurufe) 

 

Gleiches gilt für die zivilgesellschaftlichen  

Akteur-innen,  

 

(Zurufe: Oh! - Akteur-innen? - Lachen bei der 

AfD) 

 

die Sie mit solchen Taten in Verbindung bringen. 

Das ist infam. Die Entwicklung politisch moti- 

vierter Kriminalität in Sachsen-Anhalt zeigt 

deutlich: Wir haben ein Problem mit politisch 

motivierter Kriminalität von rechts. Diese ist 

gleichbleibend hoch und machte rund 50 % der 

Fälle im vergangenen Jahr aus. Bei der Gewalt- 

kriminalität ist sie gleich hoch und wir müssen  

 

einmal mehr einen Anstieg von fremdenfeind- 

lichen - oder besser gesagt: rassistischen - und 

auch antisemitischen Straftaten beobachten. 

Zugleich zeigt sich, dass immer mehr Delikte im 

Phänomenbereich „nicht zuzuordnen“ landen 

und dass damit die Taten von Reichsbürgern, 

Selbstverwaltern und Coronaleugnern mit ihrer 

tatsächlich rechtsextrem geprägten Ideologie 

und Demokratiefeindlichkeit nicht adäquat er- 

fasst werden. 
 

(Unruhe) 
 

Herr Kosmehl, vielleicht ist das ein guter Punkt, 

um miteinander zu schauen, ob der Extre- 

mismusbegriff und die tieffliegenden Hufeisen 

wirklich adäquat zur Beschreibung der Be- 

drohungslagen für Demokratie taugen. Wir  

haben überhaupt keinen Dissens, wenn es da- 

rum geht klarzumachen, dass auch linke politi-

sche Gewalt keine akzeptable Gewalt ist. Darin 

gibt es überhaupt keinen Dissens. Aber ich 

glaube, wir tun uns mit einem Extremismusbe- 

griff, der nur gleichmäßig in alle Richtungen 

schaut und die unterschiedlichen Qualitäten 

von Gefahren nicht mehr beurteilen kann,  

keinen Gefallen. 
 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Das 

stimmt! Das wollen wir ändern!) 
 

Mein Eindruck ist, dass innerhalb der Verfas- 

sungsschutzbehörden dieser Diskurs auch ge-

führt wird und dass wir uns da fachlich weiter-

entwickeln sollten, um adäquat beschreiben zu 

können, wo Gefahren für die Demokratie  

drohen. Diese drohen eben auch aus einer ge- 

sellschaftlichen Mitte heraus, wo Rassismus und 

Antisemitismus eben nicht an den gesellschaft-

lichen Rändern stattfinden, sondern sich auch in 

einem Bereich manifestieren, den wir beide, 

glaube ich, miteinander als gesellschaftliche 

Mitte beschreiben würden, und wo es trotzdem 

notwendig ist, sie engagiert zu bekämpfen. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
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Insofern werden wir den Antrag der AfD-Frak- 

tion gemeinsam mit den anderen demokrati-

schen Fraktionen heute ablehnen. Wir sehen, 

wie gesagt, die Notwendigkeit, mit Blick auf die 

Erfassungskriterien politisch motivierter Krimi-

nalität nachzusteuern. Aber es gibt überhaupt 

keinen Grund, dieser Landesregierung vorzu-

werfen, sie sei beim Thema Linksextremismus 

irgendwie blind. - Vielen herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung bei 

der LINKEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wir können in der Debatte fortfahren. Für die 

CDU-Fraktion ist Herr Schulenburg bereits auf 

dem Weg. - Herr Schulenburg, Sie haben das 

Wort. 

 

 

Chris Schulenburg (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen 

und Herren Abgeordnete! Es ist nicht die erste 

Debatte, die wir in diesem Haus zum Thema Be- 

kämpfung des Extremismus führen. Wenn es 

um die Bekämpfung des Linksextremismus 

geht, dann kommt der Antrag meistens von 

rechts. Wenn es um die Bekämpfung des 

Rechtsextremismus geht, dann kommt der An- 

trag meistens von links. 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Dann sollte er  

eigentlich von überall kommen!) 
 

Gott sei Dank gibt es, mit einer großen Mehr- 

heit, ein wachsames Auge in der politischen 

Mitte, die sich gegen jede Form von Extremis-

mus politisch einsetzt. 
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der FDP) 
 

Bei der Bekämpfung des Extremismus gibt es 

verschiedene Ansätze und Auffassungen, wie  

 

man das Ziel am effektivsten oder am effizien- 

testen erreichen kann. Unser Ansatz in der CDU 

ist es, die Sicherheitsbehörden, also den Verfas-

sungsschutz und die Polizei, personell und sach-

lich so auszustatten, dass sie in der Bekämpfung 

nicht hinterherhinken, sondern dass sie immer 

vor der Lage leben. 

 

Die Sicherheitsbehörden müssen aber nicht nur 

die technischen, sondern auch die gesetzlichen 

Grundlagen haben, um im digitalen Zeitalter 

den Extremisten auf die Finger schauen zu kön- 

nen. Schwarze digitale Hinterzimmer, auf die 

die Sicherheitsbehörden keinen Zugriff haben 

und in denen die Extremisten völlig unbeobach-

tet machen können, was sie wollen, müssen wir 

unterbinden. Im Darknet, in digitalen Chat-

Gruppen werden extremistische Straftaten und 

Anschläge vorbereitet und verabredet. Wenn 

die Sicherheitsbehörden dort nicht hinein-

schauen können, dann können wir Anschläge 

auf der Straße nicht verhindern.  

 

Ich erinnere mich an die haushaltspolitischen 

Anträge der Fraktion DIE LINKE, mit denen sie 

immer wieder versucht, den Verfassungsschutz 

finanziell ausbluten zu lassen. 
 

(Henriette Quade, DIE LINKE: Abzuschaffen!) 
 

In der letzten Begründung heißt es - ich zitiere -: 
 

„Die Abteilung für Verfassungsschutz im Mi-

nisterium für Inneres und Sport soll […] auf-

gelöst werden.“ 
 

(Henriette Quade, DIE LINKE: Richtig!) 

 

Nun fragt man sich natürlich, warum Sie den 

Verfassungsschutz nicht wollen. Vielleicht liegt 

es an den Darstellungen, die im Verfassungs- 

schutzbericht des Bundes zu finden sind. Dazu 

drei Beispiele - ich zitiere -: 

 

„Die ‚Kommunistische Plattform der Partei 

DIE LINKE‘ (KPF) gehört zu den extremisti- 
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schen Strukturen der Partei DIE LINKE. Die 

Partei hat die KPF förmlich als bundesweiten 

Zusammenschluss anerkannt und unter- 

stützt sie finanziell. Innerhalb der Partei be-

sitzt die KPF strukturelle Möglichkeiten, den 

politischen Kurs mitzugestalten.“ 

 

Zweites Beispiel - ich zitiere -: 

 

„Die ‚Sozialistische Linke‘ (SL) gehört zu den 

extremistischen Strukturen der Partei DIE 

LINKE. Die Partei hat die SL förmlich als bun- 

desweiten Zusammenschluss anerkannt und 

unterstützt sie finanziell. Innerhalb der Par-

tei besitzt die SL strukturelle Möglichkeiten, 

den politischen Kurs mitzugestalten.“ 
 

Als drittes und letztes Beispiel - ich zitiere -: 
 

„Die ‚Antikapitalistische Linke‘ (AKL) gehört 

zu den extremistischen Strukturen der Partei 

DIE LINKE. Die Partei hat die AKL förmlich als 

bundesweiten Zusammenschluss anerkannt 

und unterstützt sie finanziell. Innerhalb der 

Partei besitzt die AKL strukturelle Möglich- 

keiten, den politischen Kurs mitzugestalten.“ 

 

Diese drei Beispiele machen deutlich, dass wir 

als CDU uns immer wieder für einen starken 

Verfassungsschutz einsetzen werden. 
 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 
 

Wenn es beim nächsten Mal wieder einen An- 

trag von links zur Bekämpfung des Rechtsextre- 

mismus gibt, dann unterhalten wir uns über die 

Einstufung der AfD als Verdachtsfall. 

 

Die CDU bekämpft vehement jeden Extremis- 

mus, egal ob von links oder von rechts. Dafür 

brauchen wir keine Anträge von links oder von 

rechts. Deshalb lehnen wir Ihren Antrag ab. - 

Herzlichen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung von Elrid 

Pasbrig, SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Zum Ende der Debatte hat der Abg. Herr Kirch-

ner das Wort. - Bitte sehr. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Die linken Schat- 

tengewächse des Extremismus wollen hier die 

blauen Lichtgestalten der Demokratie mit Hass 

und Hetze überziehen.  

 

(Lachen bei der LINKEN und bei den GRÜNEN 

- Zuruf) 

 

Das nehme ich von links einmal zur Kenntnis. Ich 

bin zwar kein Impfbefürworter und ein Gegner 

der Impfpflicht,  

 

(Zuruf) 

 

aber ich sage einmal: Eine Impfpflicht gegen Filz, 

gegen Mauschelei, gegen Ideologie und vor  

allem gegen antidemokratische Gesetzesbeuger 

und Demokratieabschaffer würde selbst ich  

befürworten, meine sehr geehrten Damen und 

Herren. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Kommen wir zu der Ministerin Frau Zieschang. 

Sie hat gesagt: Wir nehmen den Extremismus 

gleichermaßen in den Blick und gehen dagegen 

gleichermaßen vor. - Das sieht bei der Mittelver- 

wendung im Haushalt ganz anders aus, Frau Mi-

nisterin, und dort ist Ihre CDU mit dabei. Wenn 

man feststellen muss, dass die Gewalttaten von 

links fast um 50 % gestiegen sind, frage ich mich 

schon, warum das im Haushalt keine Berück-

sichtigung findet und warum man nicht den 

rechten Extremismus und den linken Extremis-

mus gleichbehandelt, die gleichen Summen ver-

anschlagt und damit auch Prävention betreibt 

und Druck ausübt. 
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Dann hat Herr Roi hier eine Frage zur Aus- 

spähung an die Ministerin gestellt, und sie 

sagte, das LKA informiere die Ausgespähten. - 

Das ist richtig. Es informiert, aber es hilft und 

schützt eben in keiner Weise, in gar keiner. Es 

ist dem LKA völlig egal, ob Daten von unseren 

Abgeordneten bekannt sind und ob vielleicht  

irgendwann jemand in dieses Haus oder diese 

Wohnung hineinmarschiert - völlig egal. Man 

hat mir gesagt: Das war ja im Jahr 2016, machen 

Sie sich da mal keine Gedanken. Dass es dann in 

den Jahren 2020 und 2021 nochmals in der Zei-

tung, im Rundfunk und überall erwähnt wurde 

und der Name immer wieder nach vorn ge-

bracht wurden, interessiert das LKA überhaupt 

nicht. 

 

Herr Erben von der SPD beschäftigte sich in sei-

ner Rede mit dem Erkennungslabel der Rechts-

extremisten - „Thor Steinar“. Er erhebt den Vor-

wurf, dass die Zahlen, die wir hier vorbringen, 

erwiesenermaßen falsch seien. Wir haben die 

Zahlen der Kriminalitätsstatistik entnommen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Hä? Das hat er 

überhaupt nicht gesagt! - Weitere Zurufe - 

Lachen)  

 

- Natürlich hat er das gemacht. - Ich weiß nicht, 

ob Sie Ihre eigene PKS anzweifeln. Die Zahlen 

sprechen eine eindeutige Sprache. Und Frau 

Quade, die Terror-Queen der LINKEN, 

 

(Lachen - Sebastian Striegel, GRÜNE: Hallo! -

Rüdiger Erben, SPD: Hä? - Zuruf: Bitte?) 

 

würde ich wirklich darum bitten, sinnerfassend 

zuzuhören und vor allem zu verstehen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Hallo! Wie ha-

ben Sie Frau Quade gerade bezeichnet?)  

 

- Ja, so habe ich sie bezeichnet.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist eine Un-

verschämtheit! - Unruhe) 

Der Dauerbrenner der AfD sei der Linksextre-

mismus, hat diese Frau gesagt; die Fälle wären 

gemischt mit Behauptungen und Spekulatio-

nen. Für diese Partei ist die PKS als auch Speku-

lation und Behauptung.  

 

Herr Kosmehl hat gesagt: Extremistische Bestre-

bungen sind als gemeinsame Aufgabe zu be-

kämpfen. - Das sehen wir auch so. Nur findet 

sich diese Bekämpfung, wie gesagt, nicht im 

Haushalt wieder. Außerdem hat Herr Kosmehl 

gesagt, Rechtsextremisten seien in unserer 

Fraktion zu finden. Aber wir haben Leute einge-

stellt, die uns Dokumente zu ihrem Namen 

überreicht haben, und zwar von allen Landes-

verfassungsschutzämtern - und gegen keinen 

von ihnen liegt etwas vor. Dann stelle ich diese 

Menschen ein. Punkt. Aus. Ende. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Und das sind keine Mörder, bei denen nichts 

verjährt, werte Kollegen. 

 

Herr Striegel von den GRÜNEN: rechtsextreme 

und verfassungsfeindliche AfD - „Danke, An-

tifa", hat er gesagt, hat sich also mit Terroristen 

gleichgemacht -, Hass und Hetze verbreiten, 

Rassismus salonfähig machen,  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Auf was für einer 

Veranstaltung waren Sie denn?) 

 

- Sie haben in der letzten Legislaturperiode 

schon mehrfach der Antifa gedankt, Herr Strie-

gel -, der Antrag sei mit den anderen demokra-

tischen Fraktionen abzulehnen. Das Schöne ist 

eben, dass nichts vergessen wird, nicht im Netz, 

aber auch nicht analog. Ich habe hier das „Anti-

faschistische Infoblatt“ Nr. 31, ein Blatt von Sep-

tember/Oktober 1995. Ich zitiere einmal dar-

aus:  

 

Es gab im Dreieck Quedlinburg - Halberstadt - 

Wernigerode eine starke faschistische Szene,  
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die allerdings unorganisiert und durch die FAP 

Wernigerode beeinflusst war. Besonders die 

Szene in Quedlinburg erlangte durch die rassis-

tischen Pogrome im September 1992 bundes-

weite Beachtung. Deshalb war es nicht weiter 

verwunderlich, dass der NF-Kader Steffen H. 

Ende 1993 nach Quedlinburg zog. Hier brauchte 

er nur noch das vorhandene Potenzial zu orga-

nisieren und zu schulen. Getreu dem Zellenkon-

zept geschah das nicht unter dem Namen SrA, 

sondern als sogenannter Unabhängiger Arbeits-

kreis. Dem Unabhängigen Arbeitskreis gehören 

unter anderem die stadtbekannten Neonazis 

David S., Ronny D., Christian M. und Lars E. an. 

Nach Festigung der Struktur, Schulungen, Semi-

naren und Wehrsportübungen wurde das Kon-

zept auf die umliegenden Städte und Kreise aus-

geweitet. 
 

Der Kollege S. ist der Mann von Frau Seidlitz. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Was?) 
 

Nun frage ich mich, wie man uns von dieser 

Seite, wie uns Herr Striegel vorwerfen kann, 

rechtsextrem zu sein, wenn diese Frau mit  

einem waschechten Neonazi verheiratet ist und 

das Bett teilt. 
 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der AfD: 

Buh!) 
 

Das kann man machen, aber ehrlich ist es eben 

nicht. Ich bitte darum, dass man den Rechts- 

extremismus und den Linksextremismus  

gleichermaßen bekämpft und hier nicht so han-

delt, wie die regierungstragenden Fraktionen 

handeln, die das sehr einseitig sehen. - Vielen 

Dank. 
 

(Lebhafter Beifall bei der AfD - Zuruf von der 

AfD: Bravo!) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Jetzt frage ich erst einmal ab: Keine Interven-

tion? - Okay. Frau von Angern, Sie haben sich als  

 

Fraktionsvorsitzende gemeldet, ja? - Dann sind 

Sie jetzt dran, bitte sehr. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Die kann es auch nicht 

mehr rausreißen!) 

 

 

Eva von Angern (DIE LINKE):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren Abgeordneten! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen der demokratischen Fraktionen! 
 

(Zuruf von der AfD: Ja, vielen Dank! Wir füh-

len uns angesprochen! - Lachen bei der AfD) 
 

Ich möchte für das Protokoll festhalten, dass der 

Fraktionsvorsitzende der AfD-Fraktion meine 

Kollegin Henriette Quade als Terror-Queen be-

zeichnet hat. Ich glaube, das Wort Queen muss 

ich Ihnen nicht übersetzen; ich gehe davon aus, 

Sie wissen, was das bedeutet. 
 

(Zurufe: Nein, stimmt! - Terror müssen Sie 

auch nicht übersetzen! - Lachen bei der AfD) 
 

Ich möchte gern ausdrücklich sagen, dass das 

Wort Terror bedeutet, dass durch Gewaltaktio-

nen Angst und Schrecken verbreitet wird. Ich 

kann nur ganz deutlich sagen, dass ich das für 

meine Kollegin Frau Quade und selbstverständ-

lich für uns als gesamte Fraktion zutiefst ab-

lehne. Wir sind hier einiges gewöhnt  
 

(Tobias Rausch, AfD: Wir auch! - Weitere Zu-

rufe) 
 

an Unwissenheit und intellektueller Unbewaff-

netheit durch die Kolleginnen und Kollegen der 

AfD-Fraktion. 
 

(Lachen) 
 

Aber das ist ein Punkt, der aus unserer Sicht den 

demokratischen Gepflogenheiten  
 

(Zuruf: Genau! Als was sind wir bezeichnet 

worden? Als Nazis und Faschisten!) 
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und auch dem Ansehen des Hohen Hauses in 

höchstem Maße widerspricht  

 

(Zuruf: So ein Quatsch!) 

 

und vor allem das Ansehen meiner Kollegin Frau 

Quade zutiefst verletzt. 

 

(Tobias Rausch, AfD: So ein Quatsch! Wenn 

Sie uns als Faschisten bezeichnen, das ist in 

Ordnung, oder was? Da lache ich mich doch 

kaputt! Ich lache mich kaputt!) 

 

Insofern weise ich das ausdrücklich zurück. - 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Jetzt gibt es eine Intervention von Herrn Roi. 

Diese können Sie jetzt wahrnehmen, wenn Sie 

wollen. Nur eine Minute, bitte. Sie reagieren da-

mit auf die Reaktion der Fraktionsvorsitzenden?  

 

(Daniel Roi, AfD: Ja!)  

 

- Bitte sehr. 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Vielen Dank. - Mir wären fast die Tränen kom-

men, Frau von Angern. Wenn Sie jemanden in 

Ihrer Fraktion beschützen wollen, wenn der 

Vorwurf „Terror-Queen“ kommt, dann sollte 

das als Letzte Frau Quade sein. Wir hatten hier 

in der letzten Legislaturperiode Debatten, da 

habe ich Ihnen dargelegt, wie z. B. ein Mitarbei-

ter, Valentin H. - ich kann den Namen nennen -, 

in Österreich bei der Antifa in Wien für eine De-

monstration hier in Halle mobilisiert hat. Diese 

Leute in Wien sind bekannt dafür, dass sie ter-

roristenähnlich agieren. Informieren Sie sich 

bitte. Das war der Mitarbeiter von Frau Quade.  

Schauen Sie sich einmal an, was Herr H. dort  

alles für Leute im „Bündnis gegen rechts“ in 

Halle gesammelt hat. Das hatten wir alles darge-

legt. Dort waren mehrere dabei, unter anderem 

die Interventionistische Linke, die auch im Ver-

fassungsschutzbericht des Bundes steht. Und 

mit diesen Leuten arbeiten Sie zusammen. Sie 

brauchen hier nicht auf die Tränendrüse zu  

drücken. Sie sind selbst Feinde der Demokratie, 

wenn Sie Leute wie Frau Quade in Ihren Reihen 

haben. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD - Tobias Rausch, AfD: Ja-

wohl!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Wir hatten zu diesem Thema heute Morgen 

bzw. im Ältestenrat eine Aussprache. Dass diese 

Aussprache ganz offensichtlich keinerlei Konse-

quenzen und Wirkung erzeugt hat, davon haben 

wir uns jetzt überzeugen können. 

 

Herr Striegel, Sie haben einen Antrag und müss-

ten diesen jetzt einmal stellen. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herr Präsident, ich bitte darum, die Sitzung kurz, 

für zwei Minuten, zu unterbrechen. 

 

(Zurufe von der AfD: Nein! - Was? - Warum 

denn? - Weil er ins Wespennest gestochen 

hat! - Unruhe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Jetzt bleiben wir einmal ganz formal. Sie möch-

ten also eine Auszeit haben. Zwei Minuten sind 

sicherlich ehrgeizig, aber gut. Erhebt sich dage-

gen Widerspruch?  

 

(Zuruf von der AfD: Ja!) 
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- Dann stimmen wir darüber ab. Wer für diese 

Auszeit ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. 

- Das sind die Fraktionen DIE LINKE und GRÜNE. 

Wer ist dagegen? - Das sind die AfD-Fraktion 

und Teile der CDU-Fraktion. Wer enthält sich 

der Stimme? - Große Teile der CDU-Fraktion, die 

SPD- und die FDP-Fraktion. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Antrag abgelehnt!) 

 

Damit, würde ich jetzt sagen, ist der Antrag 

mehrheitlich abgelehnt worden. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Wir sind - noch nicht ganz - am Ende des Tages-

ordnungspunktes angelangt. Wir haben jetzt 

noch das Abstimmungsverfahren zu realisieren. 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

- Als Fraktionsvorsitzende? - Gut, dann haben 

Sie jetzt das Wort, Frau Lüddemann. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! Dass wir uns hier 

durchaus auch einmal mit harten Worten zu 

sachlichen Themen auseinandersetzen, 

 

(Zurufe von der AfD: Ja, ja! - Das sagt sie,  

oder was? - Genau! - Lachen) 

 

das ist das Vorrecht des Parlaments, das ist das 

Vorrecht des Plenums.  

 

(Zuruf von der AfD: Wir sind Faschisten, das 

ist in Ordnung?) 

 

Aber ich finde es unerträglich, wenn persönliche 

Angelegenheiten hier zum Thema gemacht wer-

den, wenn Familienmitglieder - und das kommt 

immer aus der gleichen Fraktion, es ist nicht das  

 

erste Mal - hier in die Debatte eingeführt wer-

den. Sie können sich mit mir, mit meiner Frak-

tion und auch mit der Kollegin Sziborra-Seidlitz 

über Themen weidlich streiten, aber ihre Fami-

lie und ihre Hintergründe haben hier nichts, 

nichts zu suchen. 

 

(Lang anhaltender Beifall bei den GRÜNEN 

und bei der LINKEN - Zustimmung bei der SPD 

und bei der FDP - Unruhe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Jetzt liegt mir zuerst eine Wortmeldung von 

Herrn Kirchner vor und danach von Herrn Borg-

wardt. Ich gehe davon aus, das sind jeweils die 

Reaktionen der Fraktionsvorsitzenden. - Herr 

Kirchner, bitte. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD):  

 

Ja, es ist schon spannend, dass dann, wenn man 

es brauchen kann, so ein Rechtsextremist 

schlimm ist, und wenn es nicht gebraucht wird, 

dann ist es plötzlich alles ganz schwierig.  

 

(Zurufe: Das ist kein Rechtsextremist, Sie  

Vogel! - Sie Vogel?) 

 

- Ich habe das ja nicht erfunden. Es gibt ein „An-

tifaschistisches Infoblatt“, da kann man einfach 

einmal hineinschauen. 

 

(Zurufe von der AfD: Was hat sie gesagt? Sie 

Vogel? - „Sie Vogel“ hat sie gesagt! - Zuruf 

von Cornelia Lüddemann, GRÜNE - Zurufe: 

Sie haben Terror-Queen gesagt! - Unglaub-

lich! - Unruhe - Zuruf: Seien Sie doch mal  

ruhig jetzt!) 

 

- Dazu komme ich gleich, zur Terror-Queen 

komme ich gleich, machen Sie sich keine Sor-

gen. Ich komme gleich zur Terror-Queen. 
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(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie sind ein  

Widerling, ein Verfassungsfeind! - Zuruf: Be-

nehmen Sie sich mal! - Sebastian Striegel, 

GRÜNE: Und Sie sollten von diesem Pult weg-

gehen! - Unruhe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

So, jetzt mal Stopp! Warten Sie mal! Wenn wir 

nicht die Möglichkeit haben, das hier trotz die-

ser extrem angespannten emotionalen Situa-

tion vernünftig hinzubekommen, dann werde 

ich die Sitzung jetzt unterbrechen. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Also letzte Chance. Mein Appell geht sowohl an 

den Redner als auch ans Plenum. - Sie haben das 

Wort, Herr Kirchner. 
 

 

Oliver Kirchner (AfD): 
 

Ja, ich musste jetzt ein bisschen was richtigstel-

len. Es wurden hier Sachen behauptet, die so 

einfach nicht wahr sind. 
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Sie haben 

über Menschen geredet, die nicht hier sind, 

und das verbietet sich! - Eva von Angern, DIE 

LINKE: Das verbietet sich!)  
 

- Ich habe nicht über Menschen geredet, die 

nicht hier sind. Sie kann sich gern verteidigen, 

das ist überhaupt kein Problem. Das ist gar kein 

Problem. 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie sind ein Het-

zer! Sie sind ein Hetzer!) 
 

Wenn Sie den Rechtsextremismus in Ihren eige-

nen Reihen nicht geordnet kriegen, 
 

(Susan Sziborra-Seidlitz, GRÜNE: Es gibt kei-

nen Rechtsextremisten bei uns! - Dr. Katja 

Pähle, SPD: Das ist unglaublich!) 

dann ist das schon sehr fragwürdig, das muss ich 

Ihnen ganz deutlich sagen. Sie können sich nicht 

immer hier vorn hinstellen und über alle hetzen 

und sagen, alle seien Rechtsextremisten, wenn 

Sie sie in Ihren eigenen Reihen haben. 

 

(Zuruf: Fangen Sie schon wieder an! Un-

glaublich ist das!)  

 

Der Mann ist nicht nur der Mann dieser Frau, 

der Mann ist auch der Wahlkreismitarbeiter von 

Herrn Aldag - nur so viel dazu. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Menschen, 

die nicht hier sind! Sie sind ein Verfassungs-

feind, aus! - Zurufe: Von Herrn Aldag? Das 

gibt‘s doch wohl nicht! - Unfassbar ist das! - 

Weitere Zurufe) 

 

- Ja, so war es und so ist es.  

 

(Zuruf: Sie beleidigen hier die ganze Zeit! Das 

ist unverschämt!) 

 

So einfach ist das.  

 

(Unruhe) 

 

Und dann müssen Sie mal dazu stehen und  

sagen: Ja, wir haben Neonazis beschäftigt,  

 

(Zurufe) 

 

ist für uns kein Problem. - Das wäre doch in Ord-

nung.  
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Das kann man doch machen. Ist doch kein Prob-

lem. 
 

(Starker Beifall bei der AfD) 

 

Wir haben doch Verständnis dafür, wo die Liebe 

hinfällt. Das ist doch kein Problem. Aber dann 

muss man ehrlich sein und darf nicht immer  

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 19.05.2022 | Stenografischer Bericht 8/21 

 

 

98 

Leute angreifen, die keine Rechtsextremisten 

sind,  
 

(Zurufe) 
 

und sie mit Hass und Hetze überziehen, und 

wenn es einen mal selbst trifft, dann fängt man 

an, herumzuweinen.  
 

(Zurufe) 
 

- Zur Terror-Queen möchte ich nur einmal eines 

sagen: 
 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Wir haben 

eine klare Verabredung im Ältestenrat! - Se-

bastian Striegel, GRÜNE: Fangen wir jetzt an, 

über Ihre Frau zu reden, oder was?) 
 

Frau Quade stand in der letzten Legislatur- 

periode hier vorn und hat gesagt: Danke, Antifa. 

- Die Antifa hat unter anderem einen linken Ge-

werkschafter der Gewerkschaft Zentrum Auto-

mobil ins Koma geprügelt, die Anklage: gefähr- 

liche schwere Körperverletzung, Landfriedens-

bruch in besonders schwerem Fall. Beim Pro-

zess standen 80 gewaltbereite Antifas vor der 

Tür des Gerichts und haben Terror gemacht. Das 

ist die Wahrheit in diesem Land und dieser 

Wahrheit muss man sich stellen. Wer solche 

Leute verteidigt und sich hier vorn hinstellt und 

sagt „Danke, Antifa“ zu denen, die anderen Leu-

ten den Schädel einschlagen, den muss ich ein-

fach so bezeichnen, es tut mir leid. 
 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Jetzt hat Herr Borgwardt als Fraktionsvorsitzen-

der das Wort. 
 

 

Siegfried Borgwardt (CDU):  
 

Danke. - Herr Präsident! Liebe Kollegen! Es ist 

ein Stück weit ernüchternd, aber auch erschüt- 

 

ternd. Wir haben uns in der letzten Ältesten-

ratssitzung nicht auf bestimmte Worte verstän-

digen können, aber jeder wusste, welche Worte 

wir meinen. Diese sind leider von mehreren Kol-

legen unterschiedlicher Fraktionen hier verwen-

det worden.  

 

(Zuruf: Ja!) 

 

Die einen haben gesagt: die Nazis. Wir haben 

genau diesen Fall besprochen und gesagt: Dort 

sitzen nicht alles Nazis oder gar keine. Das war 

klar.  

 

Genauso wurden aber Linksextremisten er-

wähnt. Da sitzen nicht Linksextremisten. Da gibt 

es möglicherweise Verdachtsfälle, genau wie 

hier. Und eines muss ich auch sagen - - 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Herr Borgwardt, 

hier gibt es keinen Verdachtsfall in meiner 

Fraktion! - Lachen bei der AfD - Zurufe) 

 

- Das weiß ich doch nicht. Ich habe Sie gerade 

verteidigt. Dass es keine Linksextremisten sind, 

die da drüben sitzen, ist für mich doch klar. 

 

(Zuruf: Auch keine Verdachtsfälle! - Zurufe 

von der AfD - Unruhe) 

 

Es gibt da möglichweise Verdachtsfälle und 

möglicherweise auch woanders.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Nicht möglicher-

weise, gerichtsfest festgestellt!) 

 

Ach, Herr Kollege Striegel,  

 

(Zurufe von der AfD)  

 

nun bleiben Sie doch einmal bitte ganz ruhig. 

Wir haben hier einen  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Nein, mit der 

Gleichsetzung kann ich nichts anfangen!) 
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Beitrag der FDP gehört, den meine Fraktion 

nachhaltig unterstützt, dass wir nämlich gegen 

alle Formen des Extremismus sind. 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD) 

 

Und wir wissen ganz genau - sehr geehrter Herr 

Striegel, das sage ich auch -, die AfD ist als Ver-

dachtsfall eingestuft worden.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Ja!) 

 

Und Sie haben vorhin gesagt, sie ist verfassungs-

widrig.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Feindlich!) 

 

Sie ist nicht verfassungswidrig nach meinem 

Rechtsverständnis, sondern sie ist als Ver-

dachtsfall aufgeführt worden.  
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie ist verfas-

sungsfeindlich!)  
 

- Nein, das ist wieder dieses Ausufern, und ich 

kann nicht eines, weil ich ihm politisch mehr  

nahestehe, tolerieren. 
 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE)  
 

Vielmehr toleriere ich gar kein Ausfransen. Das 

wollte ich im Namen meiner Fraktion sagen. 
 

(Zustimmung bei der CDU und bei der AfD - 

Zurufe von Hendrik Lange, DIE LINKE) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Jetzt kommt als Fraktionsvorsitzende Frau 

Pähle. 
 

 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

gebe zu, ich habe lange überlegt, ob ich mich in  

 

diese Debatte nach der Debatte einmische; 

denn eigentlich entlarvt sich das, was Herr 

Kirchner hier vorn getan hat, seine Betitelun-

gen, das Heranziehen von Schriften aus dem 

Jahr 1995 über eine Person, die hier nicht Rede 

und Antwort stehen kann, die ich persönlich gar 

nicht kenne, eigentlich von allein. 
 

Es gehört aber zu den guten demokratischen 

Geflogenheiten, dass man sich als Demokraten 

gegenseitig unterstützt. Deshalb führe ich an 

dieser Stelle ganz klar Folgendes aus. Es gibt in 

diesem Landtag jemanden, der tatsächlich, auch 

mit seinen Verbindungen, nicht nur im Verfas-

sungsschutzbericht des Landes, sondern auch in 

dem des Bundes aufgeführt ist. Ich verrate 

keine Geheimnisse, weil es nämlich in den Zei-

tungen zu lesen war. Das ist Ihr Kollege Herr Till-

schneider.  
 

(Oliver Kirchner, AfD: Der ist nicht da, und 

über den dürfen Sie reden! - Lachen bei der 

AfD) 
 

- Wissen Sie, ich habe zwei Kinder. Die sind 13 

und elf Jahre alt. Die benehmen sich an vielen 

Stellen vernünftiger als Sie, aber ganz ernsthaft.  
 

(Zustimmung bei der SPD und bei der CDU - 

Sebastian Striegel, GRÜNE: Es geht sogar 

vernünftiger!) 
 

Es gibt und gab, Herr Kirchner, in der letzten Le-

gislaturperiode unterschiedliche Fälle bei Mitar-

beitern Ihrer Fraktion hier im Landtag. Ich erin-

nere mich nur an den Mitarbeiter, über den wir 

auch im Rahmen eines Sommerfestes im Ältes-

tenrat gesprochen haben, der dann Bestandteil 

eines Prepper-Netzwerkes war, das übrigens 

auch Waffen beschafft hat. 
 

(Unruhe bei der AfD)  
 

Als darüber im Landtag debattiert wurde, war 

die Antwort Ihres Parlamentarischen Geschäfts-

führers: Wir können den Menschen doch nicht 

in den Kopf gucken. - Seit wann überprüfen Sie  
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denn Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter? Es 

geht hier auch nicht um „das eine ist besser als 

das andere“.  

 

(Zuruf: Genau!)  

 

Nur ganz ehrlich: Ihre Überheblichkeit bei die-

sem Thema und Ihre Besessenheit von einer 

linksextremistischen Unterwanderung, das ist 

schon mittlerweile wirklich obsessiv. Bei der Ab-

lehnung Ihres Parlamentarischen Unter- 

suchungsausschusses, übrigens bestätigt durch 

ein Gerichtsurteil des Landesverfassungsgerich-

tes, wurde Ihnen ins Stammbuch geschrieben, 

dass Ihre Zuschreibung gegenüber Vereinen, 

Gewerkschaften, Parteien und Organisationen 

fernab der Realität ist und übrigens nicht die 

Aufgabe des Landtages. 

 

Vielleicht sollten Sie an dieser Stelle noch ein-

mal in dieses Urteil schauen. Das würde uns un-

glaublich viel Lebenszeit sparen, die wir mit 

sinnvollen politischen Diskussionen verbringen 

könnten. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Okay. Also, erst einmal gibt es noch eine Frage 

von Herrn Büttner. Wollen Sie diese beantwor-

ten, Frau Dr. Pähle? - Offensichtlich gibt Ihnen 

Frau Dr. Pähle die Chance, sie zu stellen, Herr 

Büttner. Bitte sehr. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Frau Dr. Pähle, Sie 

führten gerade aus, dass wir jemanden beschäf-

tigt hätten, der in Prepper-Netzwerken aktiv 

war. Sie haben auch behauptet, dass dort Waf-

fen beschafft worden sind. 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Ja. 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD): 

 

Ja. Jetzt frage ich Sie einmal: Woher wissen Sie 

denn das? Haben Sie das festgestellt? Hat das 

ein Gericht festgestellt? 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Das stand in der Zeitung.  

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

Das stand in der Zeitung.  

 

(Unruhe bei und Zurufe von der AfD) 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD):  

 

Und da wurden Menschen dafür - - 

 

 

Matthias Büttner (Staßfurt) (AfD):  

 

Und das reicht Ihnen aus, um das hier öffentlich 

zu behaupten?  

 

(Zuruf)  

 

- Nein. - Gibt es dazu ein Urteil oder ist das Ver-

fahren eingestellt worden? Das frage ich Sie 

jetzt.  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Das haben die in der 

Nacht so eingestellt! - Weitere Zurufe von der 

AfD)  
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Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Also noch einmal: Falls Sie jetzt eine Frage ge- 

stellt haben, ist im Normalfall die Erwartung, 

dass man antwortet. Dazu müsste Frau 

Dr. Pähle zu Wort kommen. Dazu müssten Sie 

sich jetzt einmal zurückhalten. - Frau Dr. Pähle, 

wenn Sie wollen, dann können Sie jetzt antwor-

ten. 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Herr Büttner, ich habe auf einen Umstand hin-

gewiesen, den Sie gern immer so wegnuscheln.  

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Nicht ich, 

sondern Sie!) 

 

- Nein. Sie haben hier bzw. Ihr Fraktionsvorsit-

zender hat gesagt, dass es in seinen Reihen das 

nicht gibt, weil er sich vorher bestätigen lässt 

durch Auszüge - sie haben gesagt, Schrift- 

stücke -,  

 

(Zurufe von der AfD) 

 

dass da keine vorliegen. Und es gab solche Fälle 

in Ihren Reihen. 

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Das, was 

Sie gerade erzählt haben, war falsch! Dann 

sagen Sie Beispiele! Behaupten Sie hier nicht 

irgendwas!) 

 

- Herr Büttner, jetzt bin ich dran.  

 

Und was Sie tun, ist - - Herr Kirchner sprach von 

der glänzenden blauen Alternative. Ganz ehr-

lich:  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Lichtgestalten!)  

 

Ihr Licht und glänzende Lichtgestalt - an dieser 

Stelle machen Sie sich einfach lächerlich.  

(Unruhe bei der AfD)  

 

Sie sind deshalb genau nicht derjenige, der an 

dieser Stelle auf andere zeigen kann. Klären Sie 

doch einmal in Ihrer Partei, wie Ihr Verhältnis 

zum Rechtsextremismus ist. Dann kommen Sie 

zurück und dann können wir weiterreden. 

 

(Zustimmung bei der SPD - Unruhe bei der 

AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich habe jetzt noch das Begehren für eine Per-

sönliche Bemerkung nach § 67. 

 

(Zuruf: Was für ein Paragraf?) 

 

- Herr Silbersack als Fraktionsvorsitzender 

noch? - Gut. Das kriegen wir auch noch alles hin. 

Dann kommt jetzt erst mal - dann haben wir die 

Reihe geschlossen - Herr Silbersack als Frak- 

tionsvorsitzender an die Reihe. Danach folgt die 

Persönliche Bemerkung nach § 67. - Bitte, Herr 

Silbersack, Sie haben das Wort. 

 

 

Andreas Silbersack (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Die wesentlichen Sachen aus libe- 

raler Sicht hat Herr Kosmehl schon gesagt. Wir 

als Liberale wenden uns grundsätzlich gegen 

jeglichen Extremismus, egal ob von rechts oder 

von links. Dafür stehen wir seit Jahrzehnten ein. 

Insofern lehnen wir auch das, was wir hier im 

Hause heute erleben, grundsätzlich ab.  

 

Für uns ist es wichtig - die Innenministerin hat 

es verdeutlicht -, dass sie sich gegen jeglichen 

Extremismus zur Wehr setzt. Wer hier unter-

stellt, dieses Land würde dies nicht tun, der ver-

kennt die Realität, meine Damen und Herren. 

 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU)  
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Darüber hinaus finde ich es tatsächlich - ich 

weiß gar nicht, wie ich mich ausdrücken soll,  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Ja!) 

 

ich sage es tatsächlich so - total widerwärtig, 

wenn hier Familienmitglieder persönlich ange-

griffen werden  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Fraktionsmitglieder!) 

 

und das zum Instrument der politischen Arbeit 

genutzt wird.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN und bei den 

GRÜNEN) 

 

Da ich selbst schon Opfer eines solchen Angriffs 

aus Ihrer Fraktion mit einem solchen persön- 

lichen Bezug wurde, muss ich sagen, bestätigen 

Sie eigentlich nur, dass Sie keine Grenze ken-

nen. Sie sind also enthemmt und entgrenzt. Und 

das macht sich in einem Parlament tatsächlich 

schwierig, muss ich sagen. 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Das Dritte, was ich sagen möchte, ist Folgendes: 

Die politische Diskussion und die gegenseitige 

politische Provokation in einem Parlament soll-

ten nicht eine Eskalationsstufe erreichen, die 

am Ende des Tages dazu führt, dass diese Aus- 

einandersetzung nach außen getragen wird und 

nicht nur hier im Parlament mit Worten statt- 

findet, sondern sich später in Taten ergeht. 

 

Insofern abschließend: Hier sollte abgerüstet 

werden in jegliche Richtung. Ich denke, jeglicher 

Extremismus - darum würde ich bitten - ist ein-

fach weiterhin zu bekämpfen. Wir als Liberale 

werden uns weiterhin dafür einsetzen. - Vielen 

Dank. 

 

(Zustimmung bei der FDP) 

Vizepräsident Wulf Gallert: 
 

Damit sind wir hier erst einmal zu einem Punkt 

gelangt. Jetzt kommen wir zu der persönlichen 

Bemerkung nach § 67 GO.LT von Frau Sziborra-

Seidlitz hier vorn. Sie haben dafür drei Minuten 

Zeit. 
 

 

Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE): 
 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte  

Damen und Herren! Die persönlichen Verhält- 

nisse und vor allem die meiner Familienmitglie- 

der gehen niemanden hier etwas an. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und bei der 

SPD)  
 

Und Sie haben auch die Öffentlichkeit nichts an- 

zugehen, da anders als ich und als wir alle meine 

Familie es sich nicht ausgesucht hat, in ihrem 

Fokus zu stehen. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 
 

Aber da das, was Sie hier behauptet haben, ja 

durchaus ehrabschneidend war, möchte ich es 

an dieser Stelle geraderücken. Sie selbst, Herr 

Hecht, kennen die Verhältnisse in Quedlinburg 

in den 1990er-Jahren genauer als ich.  
 

(Christian Hecht, AfD: Wieso ich? Ich komme 

aus Halberstadt!)  
 

- Weil ich damals da noch nicht gelebt habe, in 

Berlin habe ich da gelebt. - Fakt ist: Die Verhält-

nisse in Quedlinburg in den 1990er-Jahren wa-

ren geprägt von einer sehr polarisierten Jugend-

kultur. Es stimmt, dass mein Mann mit Steffen 

H. befreundet war. Was nicht stimmt, ist die Be-

hauptung, er wäre irgendwie ein Kader ge- 

wesen oder hätte irgendeine Zelle geleitet. 

Diese Behauptung ist ebenfalls ein Produkt die-

ser damals sehr polarisierten Situation in Qued-

linburg. 
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Aber mein Mann ist heute - dafür gibt es reich-

lich Leumundszeugen, übrigens auch in Qued-

linburg - ein lupenreiner Demokrat  
 

(Lachen bei der AfD)  

 

und absolut ohne jeden Zweifel  

 

(Unruhe bei und Zurufe von der AfD)  

 

Antifaschist. 

 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN - Unruhe 

bei der AfD) 

 

Das zeigt zwei Dinge. Es gibt demokratisches 

Reifungspotenzial innerhalb von 30 Jahren. Das 

zeigt sehr deutlich, dass es bei meinem Mann 

angekommen ist und bei Ihnen nicht. Das ist der 

Grund dafür, warum Sie heute die Rechtsextre-

misten sind und weshalb wir darüber sprechen 

müssen. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN - Unruhe bei und Zu-

rufe von der AfD - Daniel Roi, AfD: Fragen Sie 

mal Frau Quade, die stand daneben, Rote 

Hilfe!) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 
 

Also: Zeuge dieser sehr interessanten Debatte 

ist übrigens eine neue Besuchergruppe. Es sind 

Schülerinnen und Schüler der Sekundarschule 

Oebisfelde. - Herzlich willkommen bei uns! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Lassen Sie mich vielleicht noch aus der Perspek-

tive des Präsidiums etwas dazu sagen. Wir  

haben uns tatsächlich in der letzten Zeit mehr-

fach darüber unterhalten, wie die Würde des 

Parlamentes zu gewährleisten ist.  

 

Es gibt das zentrale Problem - das will ich hier 

auch als Übermittlung aus dem Präsidium sa- 

 

gen -, dass politische Richtungszuschreibungen  

außerordentlich schwer abzugrenzen sind. Sie 

sind von mehreren Fraktionen in expliziter 

Weise vor allen Dingen in der letzten, aber auch 

in dieser Legislaturperiode realisiert worden. 

Häufig ist es so, dass dann sich diejenigen - beim 

letzten Mal war es so - darüber beschweren, die 

ansonsten manchmal auch sozusagen relativ 

wenig Schwierigkeiten haben, politische Rich-

tungszuschreibungen extensiv vorzubringen. 
 

Wir haben es heute aber mit einer neuen  

Dimension zu tun. Das sind explizite persönliche 

Angriffe und hier noch mal der Angriff auf Fami- 

lienangehörige. Das ist nicht das erste Mal ge-

wesen. Das hat Herr Silbersack in seiner Rede 

bereits gesagt. Ich würde auch dort noch einmal 

vielleicht anregen, dass es eine Möglichkeit gibt, 

eine Verständigung darüber zu erreichen. 

 

Ich will zumindest an der Stelle noch Folgendes 

sagen: Ich glaube, das kann und darf nicht so 

weitergehen. Wir brauchen dazu hier im Parla- 

ment einen Verständigungsprozess, um die 

Würde des Hauses zu gewährleisten. - Danke. 
 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei der 

SPD, bei den GRÜNEN und bei der FDP) 
 

Ich würde jetzt trotz alledem zum Abschluss des 

Tagesordnungspunktes noch in das Abstim- 

mungsverfahren eintreten wollen.  
 

Abstimmung  
 

Ich rufe auf die Abstimmung zu dem hier vorge-

legten Antrag der AfD. Wer dafür ist, den bitte 

ich jetzt um sein Kartenzeichen. - Das ist die 

AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? - Das sind die 

Koalitionsfraktionen, die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN und die LINKE. Gibt es 

Stimmenthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Da- 

mit ist dieser Antrag mehrheitlich abgelehnt 

worden und wir gehen jetzt in die Mittagspause.  
 

Wir setzen die Sitzung um 15:15 Uhr fort. 
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(Zuruf: Bildungsausschuss, es geht gleich 

los!)  

 

- Es haben nicht alle Mittagspause, Entschuldi- 

gung. Zusätzlich kommen auch noch die Ob- 

leute des Ausschusses für Wissenschaft, Ener-

gie, Klimaschutz und Umwelt in den Raum 

A0 51. Der Bildungsausschuss und die betroffe-

nen Mitglieder der Landesregierung begeben 

sich in den Raum B1 07. 

 

Unterbrechung: 14:14 Uhr. 

 

Wiederbeginn: 15:19 Uhr. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor 

ich den Tagesordnungspunkt 17 aufrufe, will ich 

darauf hinweisen, dass es in dieser recht tu- 

multartigen Debatte vor der Mittagspause  

offensichtlich so gewesen ist, dass einige Be-

grifflichkeiten gefallen sind, die nicht alle gehört 

haben. Ich warte jetzt auf das Protokoll der 

Rede und werde danach eine Entscheidung  

treffen. - Danke.  

 

Ich rufe auf den 

 

 

Tagesordnungspunkt 17 

 
Erste Beratung 

 
Neuer Wald kommt weiterhin nicht (nur) von 

allein 

 
Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/1131 

 

 

Den Antrag bringt der Abg. Herr Loth ein. Er ist 

bereits auf dem Weg ans Rednerpult. - Bitte.  

Hannes Loth (AfD):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren des Hohen Hauses! Das Land 

Sachsen-Anhalt hat in den letzten Jahren zahl-

reiche Bundes- und Landesmittel für die Revita-

lisierung des Waldes bereitgestellt und es 

wurde zumindest zum Ende der letzten Legisla-

turperiode ein optimistisches Stimmungsbild 

aus dem Ministerium vermittelt.  

 

Wir haben einen Landesforstbetrieb und ein 

Landeszentrum Wald, in denen sehr engagierte 

Mitarbeiter arbeiten, die den Wald so umbauen 

sollen, dass er den aktuellen und den Herausfor-

derungen folgender Generationen gewachsen 

ist. Der Waldgipfel der vorherigen Bundesregie-

rung hatte für dieses Szenario eine halbe Mil- 

liarde Euro bereitgestellt - für den deutschen 

Wald. Eine Mitfinanzierung erfolgte durch die 

Länder.  

 

Nun stellt sich die drängende Frage: Was ist mit 

diesen Mitteln geschehen? Welchen Teil der 

Herausforderung des Problems Waldsterben 

haben wir angefangen zu lösen oder auch nicht? 

Welche Erfolge verzeichnen wir oder eben auch 

nicht? Fragen dazu im zuständigen Ausschuss in 

der letzten Legislaturperiode wurden von der 

Ministerin launig umschrieben. Die Erklärung, 

dass Satellitenbilder für die Schadensanalyse im 

Wald überhaupt nicht einsetzbar wären, war 

damals Teil der Taktik, aber nur die Spitze des 

Eisberges.  

 

Ein Jahr später erfuhren wir, dass genau solche 

Satellitenbilder von den ALFF genutzt würden, 

um Landwirte zu kontrollieren, die ihre Flächen 

bewirtschaften, und um nachzuvollziehen, ob 

das, was auf den zu bewirtschaftenden Flächen 

gemacht wird, mit den gemachten Angaben 

übereinstimmt. Es war also doch möglich.  

 

Für den Wald setzte man zu diesem Zeitpunkt 

immer noch auf hauseigene Schätzungen, deren  
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Quantifizierung immer denen anderer Bundes-

länder hinterherhinkte und mit den Schätzun-

gen der Waldbesitzer nicht in Einklang gebracht 

werden konnte. Die Schätzungen differierten 

stellenweise um den Faktor 10. Jeder, der sich 

im Wald auskennt, ihn ab und zu besucht oder 

auf den Brocken wandert, hat eigentlich ge- 

sehen, dass die bezifferten Schäden der Wald-

besitzer wohl eher der Realität entsprechen als 

das, was das Haus mitteilte.  

 
Sehr verehrtes Haus! Genau dieser Prozess be- 

ginnt jetzt wieder. Ein Ziel unseres Antrages ist 

es, dass man bei diesem Streit - ob nun Schäden 

da sind oder nicht, die man vielleicht sieht oder 

auch nicht, die Schäden ermittelt bzw. geschätzt 

werden - alle Protagonisten dauerhaft an einen 

Tisch holt; denn die nationale Aufgabe der 

Waldrettung kann nur zusammen umgesetzt 

werden.  

 
Der Minister hatte kürzlich ein Treffen mit den 

Verbänden. Es gab viele fröhliche Bilder und 

auch hier optimistische Nachrichten. Aber das 

reicht mittlerweile leider nicht mehr aus; denn 

unsere Bürger sind voller Sorge darüber, dass 

weiterhin nicht nur Bäume, sondern ganze 

Waldstücke verschwinden. Sie wollen weiterhin 

helfen und sich einbringen, aber vor allem wol-

len sie Informationen haben. Sie wollen Ziele 

haben, sie wollen wissen, wohin die Reise geht. 

Die Wildnis, die wir einst in Mitteleuropa hat-

ten, ist seit geschichtlicher Zeit schon der sekun-

dären Kulturlandschaft gewichen und kann als 

Begriff nicht mehr dienen. Wir haben eine Kul-

turlandschaft und die ist in allen Ecken unseres 

Landes zu finden. Wir können sie nur bearbeiten 

und hoffen, dass wir durch unsere Arbeit im 

Wald die Grundlagen dafür schaffen, um mit 

den Herausforderungen der kommenden Zeit 

zurechtzukommen.  

 
Vor ein paar Tagen hat die Bundesregierung 

wieder Geld für den Waldgipfel bereitgestellt.  

 

Dieses Mal war es knapp 1 Milliarde €. Laut 

Pressemitteilung der Familienbetriebe der 

Forst- und Landwirtschaft ist dies allerdings nur 

ein Tropfen auf den heißen Stein. Diese schätz-

ten den Finanzbedarf zum Beräumen der alten 

und bereits wieder durch neue Stürme verur-

sachten Schäden zum Umbau des Waldes in 

Deutschland auf mehr als 50 Milliarden €. Diese 

Summe können die Waldbauern überhaupt 

nicht aufbringen. Die Landeskasse ist dafür auch 

nicht geeignet. Auch die Bundeskasse wird den 

Anteil niemals in dieser Höhe stemmen können, 

wenn wir einfach so weitermachen.  

 
Deshalb ist es unabdingbar, die Dimensionen 

der Schäden im Land Sachsen-Anhalt genau zu 

kennen. Nur so können wir die begrenzten Mit-

tel auch effizient einsetzen. Wir haben mit dem 

Waldsterben ein Problem von nationalem Aus-

maß. Dieses Problem müssen wir schnell lösen. 

Dazu bedarf es Strategien, die von allen Akteu-

ren im Wald getragen werden. Die Grenzen zwi-

schen privatem, kommunalem, Landes- oder 

Bundeswald halten weder die Kalamitäten auf 

noch das Wasser in der Fläche. Deshalb müssen 

wir zusammen zu einer Strategie zur Rettung 

der Wälder finden.  

 
Lassen Sie uns dabei nicht weiter über die Höhe 

von Schäden spekulieren und streiten, sondern 

diese mit den vorhandenen Möglichkeiten er-

mitteln. Lassen Sie nicht über den Weg streiten, 

unseren Wald zu retten, sondern lassen Sie uns 

heute mit der Zustimmung zu unserem Antrag 

einen weiteren Schritt gehen, unseren Wald zu 

retten. - Danke schön.  

 
(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Herr Loth, einen Moment bitte. Falls Sie die Ge-

legenheit nutzen wollen, um weitere Ausfüh- 
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rungen zu machen, könnte Ihnen Frau Freder-

king noch eine Frage stellen. Wollen Sie diese 

beantworten? -Offensichtlich ja. - Dann, Frau 

Frederking, Sie haben die Möglichkeit, diese 

jetzt zu stellen. Denken Sie bitte daran: eine  

Minute! Sie haben das Wort.  

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Herr Loth, Sie haben wieder auf die letzte Legis-

laturperiode reflektiert. Meine Frage ist: Ken-

nen Sie den Waldzustandsbericht, den der neue 

Minister Herr Schulze - der jetzt gar nicht mehr 

so neu ist - am 15. November 2021 vorgestellt 

hat? Was steht ganz grob gefasst darin? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie können antworten, Herr Loth.  

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Frederking, natürlich kenne 

ich den Waldzustandsbericht. Sie haben ihn  

sicherlich auch selbst gelesen, sonst würden Sie 

mich jetzt nicht fragen. Ich bin mir sicher, dass 

die Zeit dafür jetzt nicht ausreicht, das grob  

zusammenzufassen. - Danke.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dann steigen wir in die Debatte ein, drei Minu- 

ten Redezeit je Fraktion. Für die Landesregie-

rung spricht zuerst Herr Minister Schulze.  

 

(Der Minister steht an der Regierungsbank 

und hat ein Mobiltelefon in der Hand) 

 

- Es wäre zumindest mein Wunsch, dass er jetzt 

spricht. Handys sollte man grundsätzlich auf 

lautlos stellen. Das trifft aber jetzt nicht nur auf  

 

den Minister zu. Wir hatten in den letzten zwei 

Tagen des Öfteren mal peinliche Momente. - 

Dann, Herr Schulze, haben Sie das Wort.  

 

 

Sven Schulze (Minister für Wirtschaft, Touris-

mus, Landwirtschaft und Forsten): 

 

Lieber Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Ich hoffe, die Stimmung hier drin hat 

sich wieder ein wenig abgekühlt, alle haben gut 

gegessen und getrunken. Ich habe das zu- 

mindest gemacht.  

 

Kollege Gallert hat vorhin gesagt, dass ich des 

Öfteren im Krisenmodus bin. Ich muss Ihnen  

sagen: Beim Wald müssen wir das auch sein; 

denn dem Wald in Sachsen-Anhalt - darüber 

hinaus auch, aber wir reden hier über den Wald 

in Sachsen-Anhalt - geht es nicht nur nicht gut, 

sondern sogar schlecht.  

 

Frau Frederking, Sie haben zu Recht den Wald-

zustandsbericht angesprochen. Den habe ich in 

einer größeren Runde vorgestellt, damit die 

Medien darüber berichten können, damit aber 

auch jeder mitbekommt, welchen Status der 

Wald hat, und sieht, wie es ihm geht. Der Vor-

redner hat es bereits gesagt, dass es regelmäßig 

Runden gibt. Natürlich werden dort auch Bilder 

gemacht. Aber am Ende des Tages geht es auch 

darum, dass man Ergebnisse erzielt.  

 

Ich möchte kurz anreißen, was wir in den letzten 

Monaten neu aufgelegt bzw. wiederbelebt  

haben: zum einen den Krisenstab Wald im Harz, 

bei dem es vonseiten des damaligen Ministe- 

riums keine Beteiligung mehr gab, weil man das 

von der Hausleitung nicht wollte. Ich habe na-

türlich sofort dafür gesorgt, dass auch die Fach-

leute aus meinem Haus im Harz mit dabei sind, 

wenn Thomas Balcerowski als Landrat einlädt.  

 

(Zustimmung von Angela Gorr, CDU, und von 

Olaf Feuerborn, CDU) 
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Zum anderen haben wir den Landesbeirat Holz 

wieder ins Leben gerufen. Auch den gab es nicht 

mehr. Jetzt treffen sich Experten aus meinem 

Haus mit Experten der privaten Waldbesitzer 

und all denjenigen, die in irgendeiner Form be-

teiligt sind, um darüber zu reden und dann 

Handlungsempfehlungen zu geben, was man 

machen kann und was man machen sollte.  

 

Dann habe ich noch etwas gemacht. Ich habe 

mir als Vorsitzender der Agrarministerkonfe-

renz herausgenommen - dabei geht es ja nicht 

nur darum zu leiten, sondern auch Ideen einzu-

bringen -, eine Agrarministerkonferenz aus-

schließlich zum Thema Wald durchzuführen. 

Das gab es so noch nie oder zumindest seit mehr 

als zehn Jahren nicht mehr. Wir haben am Mon-

tag dieser Woche sehr viel und sehr intensiv 

darüber diskutiert - das kam eben auch schon -, 

weil vieles, was wir machen müssen, wir als 

Land Sachsen-Anhalt allein nicht hinbekommen 

werden.  

 

Ich will ein kurzes Schadensbild nennen, das sich 

aktuell abzeichnet und widerspiegelt, wo wir 

gerade stehen. Wir haben für das erste Quartal 

2022 Blößen in einem Umfang von 1 500 ha und 

eine Schadholzsumme von rund 800 000 Fest-

metern durch die Betriebe genannt bekommen. 

Wir hatten Stürme, das ist bekannt gewesen; ich 

habe darüber im Landtag berichtet. Fakt ist 

aber, dass das eine hohe Zahl ist. Natürlich nut-

zen wir die Satelliten- und Luftbilder. Sie sind ja 

vorhanden. Es für mich wichtig, das so umzu- 

setzen. Warum soll man die moderne Technik, 

die vorhanden ist, nicht auch dafür nutzen? Es 

ist für mich wichtig in allen Bereichen, auch 

wenn es um das Thema Brandbekämpfung geht, 

dass man auf moderne Technik setzt, die am 

Ende schnell hilft. 

 

Deutschland hat viele Herausforderungen, was 

das Thema Wald angeht, aber Sachsen-Anhalt 

gehört weiterhin zu den sechs am stärksten be-

troffenen Bundesländern, was die Schäden an- 

 

geht. Ich möchte an der Stelle - das muss auch 

einmal gesagt werden; schade, dass nicht alle 

hier sind - auch einmal den Forstleuten, den 

Waldbesitzern, den Forstunternehmern dan-

ken. Sie sind seit Jahren im Ausnahmezustand 

und sie machen für unseren Wald enorm viel.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

 

Ich möchte aber auch dem Landtag danken. Sie 

haben gestern den Haushalt beschlossen. Die 

Kolleginnen und Kollegen, die mit dem Thema 

befasst sind, werden gesehen haben, dass wir 

eine Menge Geld investieren. Es sind, um es 

konkret zu sagen, 9,9 Millionen € für die Besei-

tigung von Schadflächen bzw. für die Wieder-

aufforstung. Damit können wir 1 500 ha pro 

Jahr aufforsten. Das ist keine Riesensumme. 

Aber das ist das Doppelte von dem, was in den 

letzten Jahren aufgeforstet worden ist. Das 

heißt, der Landtag sorgt mit Geld dafür, dass wir 

in den Regionen, auf die wir Zugriff haben, eini-

ges machen können.  

 

Am Ende meiner Rede möchte ich etwas platzie-

ren, was ich in dieser Woche auch bei Agrarmi-

nisterkonferenz gesagt habe: Wir brauchen ein 

Stück weit mehr Unterstützung aus Berlin. Dies-

bezüglich möchte ich auf die Ökosystemleistun-

gen des Waldes zu sprechen kommen, die aus 

meiner Sicht besser und stärker honoriert wer-

den müssen.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der FDP, bei der SPD 

und bei den GRÜNEN) 

 

Wenn wir das hinbekommen, dann können wir 

den mehr als 50 000 Privatwaldbesitzern in 

Sachsen-Anhalt viel stärker helfen. Sie brauchen 

diese Hilfe nämlich auch, also nicht nur wir im 

staatlichen Wald, sondern auch sie.  

 

Das sollten wir gemeinsam machen. Deswegen 

danke ich Ihnen, dass wir hierüber eine Debatte 

führen; genauso wie wir es im Ausschuss  
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machen werden. - Vielen Dank für die Aufmerk-

samkeit.  

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ich sehe keine Fragen. - Die SPD-Fraktion eröff-

net die Debatte der Fraktionen. Frau Pasbrig ist 

schon auf dem Weg nach vorn. - Sie haben das 

Wort.  

 

Frau Pasbrig, warten Sie bitte. - Das Problem be-

steht jetzt darin, dass ich nicht rechtzeitig ange-

sagt habe, dass der Minister seine Redezeit um 

zwei Minuten überzogen hat, was der Minister 

nicht wusste, weil wir die Uhr zu spät gestartet 

haben. Deswegen haben jetzt alle Rednerinnen 

inklusive Ihrer Person eine Redezeit von fünf 

Minuten. Aber mein alter Hinweis bleibt be- 

stehen: Niemand ist gezwungen, die Redezeit 

auszuschöpfen. - Jetzt haben Sie das Wort.  

 

 

Elrid Pasbrig (SPD): 

 

Alles klar. - Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Kürz-

lich wurde im „Deutschlandfunk“ von einem 

rosa Elefanten gesprochen. Dieser rosa Elefant 

ist die Erderwärmung und der Klimawandel. Bei-

des ist evident, aber wir reden noch immer zu 

wenig darüber bzw. ziehen wir noch immer 

nicht die richtigen Schlussfolgerungen daraus.  

 

Schaut man sich den Antrag der AfD an, wird in 

der Begründung vom Ausmaß der Katastrophe 

gesprochen. Der Bericht des Deutschen Zen- 

trums für Luft und Raumfahrt wird mit „besorg-

niserregend“ zitiert, aber ich fühlte mich eben 

beim Lesen Ihres Antrags an den rosa Elefanten 

erinnert. Sie beschreiben den Zustand des Wal-

des in unserem Bundesland, aber bei der Be-

nennung der Ursachen kürzen Sie ab. Warum? - 

Weil es Ihnen nicht ins Weltbild passt.  

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung von Kerstin 

Eisenreich, DIE LINKE, und von Dr. Katja 

Pähle, SPD) 

 

Ob Hochwasser, die häufiger eintreten, ob  

extreme Trockenheit, die auch unsere Land-

wirte vor wirtschaftliche Probleme stellt, oder 

eben die Schäden in unserem Wald - das, was 

wir sehen, ob nun durch eigene Augen oder 

durch die Auswertung von Satellitenbildern, ist 

das Ergebnis des menschengemachten Klima-

wandels.  

 

(Zuruf von Daniel Rausch, AfD) 

 

Zu einer ehrlichen und vertrauensvollen Politik 

gehört eben auch, die Ursachen von Zuständen 

klar zu benennen.  

 

Unser Wald ist der Lebensraum für zahlreiche 

Tier- und Pflanzenarten, ist mit dem nachwach-

senden Rohstoff Holz auch wirtschaftlich wich-

tig für unser Bundesland und als wichtiger CO2-

Speicher auch für den Klimaschutz unverzicht-

bar. Ich erinnere deshalb gern an das Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts zum Klimaschutzge-

setz. Wir müssen bei allem, was wir entschei-

den, auch die zukünftigen Generationen im 

Auge haben. Wir müssen unseren Kindern und 

Kindeskindern unsere Wälder erhalten.  

 

Unser Wald braucht unsere volle Aufmerksam-

keit. Genau das passiert, und zwar sowohl auf 

Landes- als auch auf Bundesebene. Auf der  

Agrarministerkonferenz haben der Bundesmi-

nister und die Landesminister darüber beraten 

und verabredet, das Bundeswaldgesetz zu  

novellieren, die Ökosystemleistungen der Wäl-

der angemessen zu honorieren, das Forstschä-

denausgleichsgesetz zu novellieren und eine 

Holzbauinitiative zu starten.  

 

Der Minister hat soeben auf die verschiedenen 

Landesinitiativen hingewiesen. Außerdem bie-

tet unser Bundesland mit dem Landeszentrum 

Wald umfassende Angebote sowohl für Wald- 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 19.05.2022 | Stenografischer Bericht 8/21 

 

 

109 

besitzerinnen und Waldbesitzer und den Wald-

schutz als auch sehr gut nachgefragte Angebote 

im Bereich Waldpädagogik und Bildung für 

nachhaltige Entwicklung an.  

 

(Zustimmung von Dorothea Frederking, 

GRÜNE) 

 

Durch die Beteiligung an der Nordwestdeut-

schen Forstlichen Versuchsanstalt, die unter an-

derem den Waldzustandsbericht erarbeitet, 

stehen uns aktuelle Forschungsergebnisse und 

Beratungsangebote zur Verfügung. Sie sehen 

also, dass Bund und Land an dem Thema aktiv 

arbeiten. Aber sowohl der Antragstitel als auch 

der Antrag selbst tun gerade so, als würden wir 

unseren Wald vernachlässigen. Das ist nicht der 

Fall. Aber um dem nachzugehen und dafür zu 

sorgen, dass Sie das demnächst auch honorie-

ren, schlage ich vor, den Antrag in den Landwirt-

schaftsausschuss zu überweisen. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Frau Pasbrig, wollen Sie eine Frage von Herrn 

Loth beantworten?  

 

 

Elrid Pasbrig (SPD): 

 

Ich kann es gern versuchen.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dann hat er jetzt die Chance, die Frage zu  

stellen. - Bitte, Herr Loth.  

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Es ist keine Frage, sondern ich wollte mich für 

eine Intervention an das Rednerpult stellen.  

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dafür ist es zu spät, Herr Loth. Sie hätten nach 

vorn kommen müssen.  

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Dann frage ich. - Frau Pasbrig, ich habe mich bei 

den Menschen, die im Wald arbeiten, dafür be-

dankt, dass sie alles dafür tun, um den Wald um-

zubauen, damit es funktioniert. Ich habe also 

niemanden kritisiert. Erstens. 

 

Zweitens. Ich habe die Mittel, die bisher geflos-

sen sind, gewürdigt, indem ich gesagt habe: 

Eine halbe Milliarde Euro wurde ausgegeben 

und jetzt wollen wir sehen, wie diese Mittel ge-

wirkt haben. Denn wenn man Geld ausgibt, 

dann muss man gucken, was dabei für uns  

direkt herausgekommen ist. Darüber wollen wir 

uns im Ausschuss berichten lassen und so steht 

es auch im Antrag. Ich habe wenig Kritik geübt. 

Ich habe großes Vertrauen in den Minister, dass 

die Sachen, die anstehen, erledigt werden  

können.  

 

 

Elrid Pasbrig (SPD): 

 

Deswegen lehnen wir Ihren Antrag nicht ab, 

sondern überweisen ihn an den Ausschuss, da-

mit wir genau das fortführen, was wir in den 

letzten Monaten begonnen haben, nämlich uns 

weiter um unseren Wald zu kümmern.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Damit sind wir am Ende des Debattenbeitrages 

angelangt. Wir kommen nun zum Debattenbei-

trag der Fraktion DIE LINKE, den die Abg. Frau 

Eisenreich hält. - Frau Eisenreich, Sie haben das 

Wort.  
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Kerstin Eisenreich (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Ja, der Wald leidet, die 

Menschen leiden, die Erde leidet. Zahlreiche  

Kalamitäten machen dem Wald zu schaffen und 

alle gehen letztendlich auf die deutlich spür- 

baren Klimaveränderungen zurück.  

 

Bereits in der vergangenen Legislaturperiode 

haben wir angesichts von Sturmschäden, Dürre 

und Schädlingsbefall immer und immer wieder 

über den Zustand des Waldes und über Wege 

heraus aus dieser Krise diskutiert. Fördermaß- 

nahmen wurden aufgelegt. Der Handlungsdruck 

bleibt jedoch immens hoch. Denn es ist für jede 

und jeden angesichts teilweise riesiger kahler 

Flächen und zahlloser umgestürzter Bäume sehr 

deutlich sichtbar, wie der Wald leidet und letzt- 

endlich in Gefahr ist.  

 

Mit den aktuellen Daten des Deutschen Zen- 

trums für Luft- und Raumfahrt wurden unsere 

bisherigen Vorstellungen über das Ausmaß der 

Zerstörungen sicherlich weit übertroffen und 

damit die Dringlichkeit unterstrichen, ent-

schlossen vorzugehen und die entwaldeten  

Flächen aufzuforsten, zugleich jedoch den  

bestehenden Wald umzubauen, damit er den 

veränderten klimatischen Bedingungen trotzen 

kann.  

 

Wie die Forstleute darum in der aktuellen Situ-

ation ringen, welche Ideen sie angesichts von 

Saatgutknappheit und Trockenheit entwickeln, 

davon konnten wir uns als Fachpolitikerinnen in 

den letzten Wochen überzeugen. Daher geht 

von unserer Seite ein herzlicher Dank an die  

Akteure, die sich vor Ort dafür einsetzen, dass 

unser Wald erhalten bleibt.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Aber neben ausreichend Geld und ausreichend 

Personal bedarf es einer engen und umfassen- 

 

den Zusammenarbeit von Praxis, Wissenschaft 

und Politik.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Insofern sind der runde Tisch vom vergangenen 

Wochenende und - der Minister hat es ange-

sprochen - die Agrarministerkonferenz, bei der 

dieses Thema bewusst auf die Tagesordnung 

gekommen ist, zu begrüßen. Denn klar ist, dass 

die Bewältigung dieser Herausforderung weder 

allein lokal noch regional erfolgreich sein kann. 

Da der Wald nur über sehr lange Zeiträume auf-

wächst, wird dies, meine sehr geehrten Damen 

und Herren, wohl kein Sprint, sondern ein  

Marathon werden.  

 

Das heißt, was lange braucht, braucht sehr viel 

Voraussicht über lange Zeiträume. Das ist leider 

in der Politik nicht besonders ausgeprägt, wenn 

wir immer nur in Wahlperioden denken. Aber 

das schulden wir dem Wald, dem Erhalt seiner 

Gemeinwohl- und Klimaschutzfunktion, jenen, 

die ihn bewirtschaften, und allen nachfolgen-

den Generationen.  

 

Klar ist aber auch: Wer den Klimaschutz und die 

Reduzierung von menschenverursachten klima-

schädlichen Emissionen nicht endlich angeht, 

der wird zum Totengräber unserer Wälder. Des-

sen müssen wir uns bewusst sein, meine sehr 

geehrten Damen und Herren. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. - Jetzt geht schon Herr Hauser für die 

FDP-Fraktion an das Rednerpult.  

 

 

Johannes Hauser (FDP):  

 

Herr Präsident, ich habe mich auch diesmal be-

reits auf den Weg gemacht.  
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Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Das habe ich mit Zufriedenheit bemerkt. 

 

 

Johannes Hauser (FDP):  

 

Die Waldschäden in vielen Regionen Sachsen-

Anhalts sind dramatisch, und zwar nicht nur im 

Harz und im Fläming, sondern auch anderen-

orts. Wenn wir wollen, dass sich die Anwohner 

und Besucher in absehbarer Zeit wieder an den 

Waldlandschaften erfreuen können, dann kön-

nen wir nicht warten, bis der Wald von allein 

nachwächst, Herr Loth. Es geht um den Kultur-

wald, den Erholungswald und den Wirtschafts-

wald. Der Wald ist ein Wirtschaftsfaktor und ein 

Erholungsfaktor. Wir wollen nicht, dass sich ein 

Durcheinander von Dornen usw. entwickelt, 

sondern wir wollen einen Kulturwald. Das  

haben unsere Vorfahren ebenso gemacht.  

 

Die Forstwirte von heute leben davon, dass ihre 

Großeltern Bäume angepflanzt haben und sie 

tun das Gleiche für ihre Enkel. Daher kommt der 

Begriff Nachhaltigkeit. Der Begriff Nachhaltig-

keit stammt aus der Forstwirtschaft.  

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Wir müssen aufforsten und das selbstverständ-

lich mit klimaangepassten Arten. Dafür ist viel 

Geld notwendig. Die Waldeigentümer können 

dies aus laufenden Erträgen unmöglich erwirt-

schaften. Dazu wird auch das Land nicht dauer-

haft zu 100 % in der Lage sein.  

 

Der Wald bietet unserer Gesellschaft nicht nur 

einen Erholungsraum, sondern auch ein Bild von 

kaum abschätzbarem Wert. Über einen CO2-

Marktpreis ließe sich die Klimaschutzleistung 

des Waldes honorieren.  

 

(Zustimmung von Dorothea Frederking, 

GRÜNE)  

 

 

Den Waldeigentümern wird auf diesem Wege 

zukünftig ein regelmäßiges Einkommen ver-

schafft.  
 

Bei den Umtriebszeiten von Laubhölzern von 

etwa 150 Jahren - etwa alle 150 Jahre kann ein 

Baum eingeschlagen werden - liegt der Ertrag 

ohnehin so weit in der Zukunft, dass es ohne  

solche Anreize womöglich nicht mehr geht.  
 

Vor dem Aufforsten steht die Beräumung der 

Flächen an.  
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Anderenfalls wird aus der Anpflanzung ganz 

schnell eine Kahlfläche. Das Aufräumen und Be-

räumen ist ein Knochenjob. Dies ist nicht überall 

maschinell möglich, sondern es muss von Hand 

gemacht werden. Es ist also eine Aufgabe, die 

der Mensch übernehmen muss. Wo sind die 

Leute, die das machen?  
 

Einen Waldgipfel zur Wiederaufforstung kön-

nen wir erst machen, wenn wir dafür eine prak-

tische Lösung gefunden haben. Abgesehen da-

von hat die neue Hausleitung, Herr Minister, 

den Gesprächsfaden mit den Waldbesitzern 

wieder aufgenommen. Dafür danke ich Ihnen.  
 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU) 
 

Ihre Vorgängerin hat die Waldbesitzer in die 

Schmuddelecke gestellt. Gott sei Dank haben 

wir das wieder ausgebügelt.  
 

Ich beantrage, diese Problematik in den Forst-

ausschuss zu überweisen. Ich freue mich auf die 

Diskussionen. - Vielen Dank.  
 

(Beifall bei der FDP) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Herr Hauser, es gibt keine Fragen. - Damit kön-

nen wir zum nächsten Debattenbeitrag kom- 
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men. Dieser kommt von Frau Frederking von der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. - Frau  

Frederking, Sie haben das Wort, bitte.  

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Ab-

geordnete! Ich möchte vorweg sagen: Für uns 

ist dieser Antrag ein Schaufensterantrag;  

 

(Zuruf von der AfD) 

 

denn er beschreibt Maßnahmen, die von allen 

für den Wald Verantwortlichen bereits in den 

Blick genommen werden. Wir lehnen den An-

trag deshalb ab.  

 

Die menschengemachte Klimakatastrophe ist 

die Hauptursache für das Waldsterben. 

 

(Zuruf von der AfD) 

 

Extreme Wettersituationen, wie Stürme und 

Trockenheit, werden zum neuen Normal und sie 

setzen dem Wald mit nie dagewesenen Schäden 

zu. Genau das steht nämlich auch im Waldzu-

standsbericht, den Minister Schulze am 15. No-

vember 2021 für Sachsen-Anhalt vorgestellt 

hat.  

 

Der Klimawandel vollzieht sich extrem schnell. 

Global gesehen möchte ich ganz aktuell erwäh-

nen, dass die Temperaturen in Indien bei mehr 

als 50°C liegen; dort kann kein Mensch mehr  

leben.  

 

In Südfrankreich bringen die Menschen für ihre 

Tiere Wasser in die Berge. Das sind die Aus- 

wirkungen des Klimawandels. Damit es nicht 

noch schlimmer wird, müssen wir endlich an die  

Ursache heran. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung bei 

der SPD) 

 

 

Wir brauchen endlich den gesellschaftlichen 

Schulterschluss, um die CO2-Emissionen dras-

tisch zu reduzieren. Wenn das nicht gelingt, 

dann können wir uns alle Anstrengungen zur 

Rettung des Waldes sparen. Das ist nicht ideolo-

gisch. Das ist logisch. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Wer den Klimaschutz blockiert und nicht bereit 

ist, den eigenen CO2-Ausstoß einzuschränken, 

der trägt eine Mitschuld am Waldsterben. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Guido Kosmehl, 

FDP: Aha!) 

 

- Das sage ich zum ersten Mal in dieser Deutlich-

keit, Herr Kosmehl. Wir können nicht immer 

Scheuklappen tragen. Wir dürfen nicht nur  

sehen, dass der Wald zu den Leidtragenden der 

Klimakatastrophe gehört; wir müssen an die  

Ursachen heran. Das müssen alle in dieser Ge- 

sellschaft, alle Akteure, auch wir als Privatleute, 

tun.  

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 

 

Selbst die Fachleute sagen, dass es schon jetzt 

keine Blaupause mehr gibt für Waldumbaumaß-

nahmen, bei denen man mit hoher Wahrschein-

lichkeit davon ausgehen kann, dass sie erfolg-

reich sein werden. Es gibt große Unsicherheiten. 

Die Unsicherheiten nehmen zu. Man weiß es 

nicht mehr.  

 

Die Wissenschaftlerinnen gehen bei ihren Bau-

mempfehlungen von hohen Unwägbarkeiten 

aus. Dennoch heißt das nicht, dass wir jetzt  

kapitulieren müssen. Ganz im Gegenteil: Es gibt 

richtigerweise ernsthafte Bemühungen um den 

klimaresilienten Wald. Die Nordwestdeutsche 

Forstliche Versuchsanstalt, die Versuchsanstalt 

für Sachsen-Anhalt, sieht sich die Bodenprofile, 

die Bodenbeschaffenheit, das Mikroklima und 

die Klimaveränderungen an und gibt dann  
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standortgenau Bestandszieltypen für die Haupt-

baumarten an. 

 
Auch die nächste Tagung des Waldbesitzerver-

bandes widmet sich dem klimastabilen Wald. 

Herr Minister hat es erklärt: Es gibt die Sonder-

AMK. Es ist ganz klar: Der Wald braucht Wasser 

und standortgerechte Bäume. Für die Bäume 

gibt es zwei Strategien: zum einen einen geziel-

ten Umbau, also weg von den alten Nadelholz-

monokulturen hin zu den Mischwäldern; zum 

anderen aber auch die Naturverjüngung ohne 

menschlichen Eingriff, z. B. beim Nationalpark 

Harz. Der Leiter des Nationalparks Harz Herr 

Dr. P. beschrieb jüngst als seine Beobachtung, 

dass es zwischen den Fichtenmonokulturen 

blüht und grünt. Zurzeit entwickelt sich dort 

eine vielfältige Vegetation. Deshalb möchten 

wir bis auf Weiteres am Nationalparkgesetz 

festhalten und in der Kernzone keinen mensch-

lichen Eingriff sehen.  

 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

 
So sollen sich auf natürliche Art und Weise die 

Bäume durchsetzen, die an die neuen Bedin-

gungen des Klimawandels am besten angepasst 

sind.  

 
Weil ich den Harz schon erwähnt habe: Es gab 

kürzlich die Brände dort. Das waren Boden-

brände. Wir wissen, wenn einmal ein Brand aus-

gebrochen ist und wenn es trocken ist, dann 

kann sich dieser Brand besser ausbreiten. 

 
(Zuruf von Daniel Roi, AfD) 

 
Namens meiner Fraktion begrüße ich ausdrück-

lich, dass mehr für den Brandschutz getan wer-

den soll, mehr für die Brandbekämpfung. Ich be-

grüße auch ausdrücklich das von Minister 

Schulze erwähnte KI-basierte - also auf künst- 

licher Intelligenz basierte - Waldmonitoring. 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Das ist schön Frau Frederking. Das Problem  

besteht nur darin, dass Sie jetzt die zusätzliche 

Redezeit überzogen haben. Deswegen müssen 

Sie leider zum Ende kommen. Sie haben aber 

noch eine Chance. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Ich bin fertig. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Frau Tarricone möchte Ihnen eine Frage stellen. 

Möchten Sie diese beantworten? 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Ja, gern. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dann bitte, Frau Tarricone. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Ganz herzlichen Dank für die Chance, Ihnen die 

Frage zu stellen. Sind Sie damit einverstanden, 

dass wir in allen Festlegungen, die den Wald 

künftig betreffen, weg von den heimischen 

hinzu den standortangepassten Baumarten  

gehen? 

 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie haben das Wort, Frau Frederking. 
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Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

An allen Standorten nicht, Frau Tarricone. 

„Standortgerecht“ heißt nicht unbedingt 

„standortheimisch". „Standortgerechte Baum-

arten“ habe ich in meiner Rede gesagt. Weil sich 

der Klimawandel so rasend schnell vollzieht, 

wird es nicht mehr reichen, überall auf die 

standortheimischen Bäume zu setzen. Aber weil 

ich das Beispiel Nationalpark Harz erwähnte: 

Dort soll eine Naturverjüngung passieren. Das 

werden standortheimische Bäume sein.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. - Dann kommen wir zum nächsten Rede-

beitrag. Für die CDU-Fraktion spricht der Abg. 

Herr Feuerborn.  

 

 

Olaf Feuerborn (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ge- 

ehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

Werte Gäste! Die Situation im Wald ist genug 

beschrieben worden. Ich denke, die Herausfor- 

derungen, die vor uns stehen, sind enorm groß. 

 

Ich denke, wir haben die Größe der betroffenen 

Flächen in Sachsen-Anhalt noch nicht genau be-

ziffert: Sie liegt bei ungefähr 50 000 ha für unser 

Land. Wenn wir die Zahl 50 000 ha in den Mund 

nehmen, dann müssen wir auch darüber spre-

chen, was wir schon mit den Waldbesitzer- 

verbänden oder mit unseren Forstleuten be-

sprochen haben: Das wird uns in den nächsten 

zehn Jahren beschäftigen.  

 

Für den Landeswald wird uns das ungefähr Mit-

tel 750 Millionen € kosten. Hinzu kommt der 

Privatwald, der auch geschädigt ist. Gehen wir 

einmal von Kosten in Höhe von 900 Millionen €  

 

bis 1 Milliarde € aus. Die Strategie, wie wir dies 

finanzieren müssen, ist eine zentrale Frage, die 

uns hier im Parlament beschäftigen wird. 

 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU, und von 

Johannes Hauser, FDP) 

 

Wir müssen dafür Lösungen suchen. Wenn wir 

uns auf die Bundesseite verlassen, dann sind wir 

verlassen. 

 

(Zustimmung von Guido Heuer, CDU) 

 

Die Haushaltsmittel, die bis jetzt dort eingestellt 

worden sind, nämlich 200 Millionen € für ganz 

Deutschland, sind ein Witz. Wir wissen, dass bei 

uns eine Fläche von 50 000 ha betroffen ist.  

Allein Nordrhein-Westfalen redet von einer  

Fläche von mehr als 120 000 ha.  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Wie viel waren es vor-

her im Durchschnitt?) 

 

- Gar nichts. Das ist so. - Deswegen ist die Frage: 

Wie machen wir das? Mit welchen Lösungen ge-

hen wir dort heran? Wir müssen über Vor-

schläge diskutieren. Wir müssen uns vielleicht 

auch über erneuerbare Energien unterhalten.  

 

Wie gesagt, das ist eine Diskussion, die wir im 

Ausschuss vorbereiten werden, die wir dann 

auch in unseren Fraktionen führen müssen. 

Aber es ist eine Herausforderung, die uns alle 

betrifft.  

 

Eines müssen wir sagen: In den letzten fünf Jah-

ren ist zu wenig getan worden. Wir haben zwar 

die Schäden kommen sehen. Aber wir haben 

nichts in die Wege geleitet, wie es hätte sein 

müssen. 

 

(Zustimmung von Anne-Marie Keding, CDU) 

 

Noch eines zum CO2-Ausstoß: Selbst wenn wir 

uns hier darauf einstellen, weniger CO2 auszu- 
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stoßen, müssen wir zur Kenntnis nehmen: Wir 

sind nicht allein auf dieser Welt. 

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Das ist rich-

tig!) 

 

Ich erinnere mich gut an einen Ausspruch von 

Hans-Dietrich Genscher, der mir einmal gesagt 

hat: Wissen Sie, Herr Feuerborn, wenn ich in  

Indien bin, dann fragt mich der indische Außen- 

minister: Wo liegt Deutschland? - Ach, dieser 

kleine Nadelkopf da oben im Nordwesten, das 

ist Deutschland. - Dann weißt du, wie groß du 

bist in der Welt und welchen Einfluss du hast.  

 

(Zuruf von Ulrich Siegmund, AfD) 

 

Wir sind also nicht die Emittenten, die den Aus- 

stoß von CO2 allein zu verantworten haben.  

Sicherlich müssen wir mit gutem Beispiel voran- 

gehen - das ist überhaupt keine Frage -, aber das 

doch bitte mit Augenmaß.  

 

Das hilft uns aber nicht in der Frage, wie wir  

unseren Wald aufbauen wollen. Wir müssen 

ganz strategisch vorgehen. Wir wissen, was wir 

heute für Schäden haben. Wir wissen, welche 

Baumarten wir brauchen und welche wir viel- 

leicht für die Zukunft brauchen - Baumarten, die 

dem Klimawandel etwas besser standhalten 

können. Frau Frederking hat es bereits gesagt, 

wir haben mittlerweile wissenschaftlich die ge- 

naue Aussage, in welcher Klimazone wir mit 

welchen Bäumen einen Zukunftswald aufbauen 

können. An diesem Punkt müssen wir ansetzen, 

müssen das voranbringen und dann entspre- 

chend vertreten, meine Damen und Herren. 

 

Deshalb wollen wir das im Ausschuss beraten. 

Aber das geht nicht von heute auf morgen. Das 

ist ein Prozess. Damit werden wir uns länger- 

fristig beschäftigen müssen. Daher freue ich 

mich auf die Diskussion im Ausschuss. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Zustimmung von 

Guido Kosmehl, FDP) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Frederking hat eine Frage. Ich sehe, Herr 

Feuerborn, Sie bleiben am Rednerpult stehen. 

Dann erwarten Sie diese wahrscheinlich auch 

schon. - Dann, bitte, Frau Frederking. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Herr Feuerborn, wir sind nicht allein auf der 

Welt - schön, dass Sie das hier noch einmal fest- 

stellen. Das hat die Staatengemeinschaft der 

Welt bereits im Jahr 2015 in Paris gewusst und 

hat sich deshalb darauf verständigt, das 1,5-

Grad-Ziel einzuhalten. Das wollen alle, nicht nur 

Deutschland. 

 

Sie sprachen von den Herausforderungen, von 

den Schäden. Meine Frage ist: Wie ist es mit der 

Ursache? Müssen wir nicht auch an die Ur- 

sachen heran, also den CO2-Ausstoß redu- 

zieren? 

 

 

Olaf Feuerborn (CDU): 

 

Selbstverständlich, Frau Frederking. Aber - das 

habe ich bereits versucht zu erklären - wir sind 

ja nur ein kleines Rad in dem Riesengetriebe, 

wenn es um den CO2-Austoß geht. 

 

(Dorothea Frederking, GRÜNE: Das machen 

die anderen ja auch! - Unruhe) 

 

- Wir können gern mit gutem Beispiel voran- 

gehen, aber wir müssen das mit Augenmaß tun. 

 

(Dorothea Frederking, GRÜNE: Die anderen 

machen das ja auch! - Zuruf: Ach, Frau Fre-

derking! - Zuruf von Matthias Büttner, 

Staßfurt, AfD - Zuruf: Oh! - Weitere Zurufe) 

 

- Welche anderen meinen Sie denn? - Also, wie 

gesagt, wir werden das entsprechend disku- 
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tieren und ich freue mich auf die Diskussion. - 

Vielen Dank. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Herr Feuerborn. - Es spricht ab- 

schließend für die antragstellende Fraktion der 

Abg. Herr Roi. 

 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen 

und Herren! Ich denke, beim Thema Wald sind 

wir uns darin einig, dass wir uns alle um den 

Wald kümmern müssen und dass der Wald in 

großer Not ist.  

 

Damit bin ich gleich bei Frau Frederking. Sie  

sagen immer, wir leugnen das Klima. Das Klima 

kann man nicht leugnen. 

 

(Dorothea Frederking, GRÜNE: Ich habe das 

nicht gesagt!) 

 

Das Klima hat sich immer verändert. Die Frage 

ist nur: Wodurch verändert es sich und welchen 

Einfluss hat der Mensch darauf? Wenn wir über 

Indien reden, dann denke ich an hohe Bevölke-

rungszahlen. Ich schaue auch nach Afrika. Ich 

will Ihnen nur eines mit auf den Weg geben,  

worüber Sie nie reden. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Haben Sie sich 

mal die CO-Verbräuche pro Kopf ange-

schaut!) 

 

Sie müssen einfach einmal schauen: Die Be- 

völkerungszahl in Nigeria lag im Jahr 1950 bei 

37 Millionen. Jetzt liegt sie bei 200 Millionen. In 

50 Jahren wird sie bei 400 Millionen liegen. Das 

ist eine Verzehnfachung. Wenn sich in  

Afrika - das können Sie im Übrigen in fast allen 

Ländern feststellen - die Bevölkerungszahl so  

 

weiterentwickelt, dann haben Sie schon allein 

dadurch einen niedrigeren Grundwasserstand, 

weil Sie diese Menschen erst einmal alle ernäh-

ren müssen. Darüber müssen wir eine gesell-

schaftliche Debatte führen. Aber für die Be- 

völkerungsentwicklung ist nicht der Klimawan-

del ursächlich. 

 

Wenn 400 Millionen Leute essen, trinken und 

anbauen, dann haben sie einen anderen Grund-

wasserentzug als bei 40 Millionen Menschen 

wie vor 50 Jahren. Darüber müssen Sie einmal 

nachdenken. Ihre Lösung ist, die Leute alle nach 

Europa zu holen. Aber ich kann Ihnen sagen, das 

funktioniert nicht.  

 

(Zuruf: Haben Sie die richtige Rede?) 

 

Aus diesem Grund müssen Sie sich ein wenig mit 

der Realität auseinandersetzen.  

 

(Zuruf: Es geht um Wald!) 

 

Wir sagen, wir können den Klimawandel, den es 

schon immer gibt, 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie wollen nur 

Rassismus machen! - Unruhe - Zurufe bei der 

AfD) 

 

- mit Rassismus hat das jetzt nichts zu tun - 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Doch! - Cornelia 

Lüddemann, GRÜNE: Es geht um deutschen 

Wald!) 

 

nicht dadurch bekämpfen, indem Sie einen 

Green Deal machen, unsere Landwirtschaft  

kaputt machen. Der Green Deal wirkt sich selbst 

auf Wohnungsgesellschaften aus. Sie können 

nicht eine CO2-Steuer einführen, die alles in  

unserem Land betrifft, auch übrigens die Woh-

nungsgesellschaft. Ich war erst vor Kurzem im 

Aufsichtsrat; dort wurden die Zahlen genannt. 

Es trifft unsere gesamte Wirtschaft, die wir  
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damit kaputt machen, während wir glauben, wir 

könnten den Klimawandel retten - oder das 

Klima retten, wie Sie das sagen - und schauen 

aber nicht, was in Afrika und in Indien wirklich 

vor sich geht. 

 

Wir haben ganz andere Aufgaben in Afrika und 

in Indien zu lösen, als hier eine CO2-Steuer ein-

zuführen. 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf) 

 

Jetzt kommen wir auf Ihre Politik zu sprechen, 

die Sie gemacht haben, für die Sie die Verant-

wortung getragen haben. Sie haben doch die 

Gespräche mit den Waldbesitzern gar nicht ge-

führt - das hat zum Glück Herr Minister Schulze 

gesagt. Die Einzigen, die seit dem Jahr 2016 An-

träge zum Thema Wald gestellt haben, waren 

wir. Wir haben auf die Schäden hingewiesen. 

Wir haben - - 

 
(Guido Heuer, CDU: Ha ha ha!) 

 
- Ja, ja, natürlich.  

 
(Guido Heuer, CDU: Ja, ja, ja!) 

 
Wenn Sie sich heute als CDU hinstellen und  

sagen, Frau Dalbert hat nicht mit den Waldbe-

sitzern gesprochen - Herr Schulze hat erst jetzt 

den runden Tisch und, ich habe es aufgeschrie-

ben, den Landesbeirat Holz wieder zum Leben 

erweckt -, dann frage ich mich: Wo waren Sie als 

CDU denn in den letzten fünf Jahren? Das war 

doch Ihre Landesregierung. 

 
(Beifall bei der AfD) 

 
Da hätten Sie doch mal wach werden müssen.  

 
(Guido Heuer, CDU: Jetzt machst du Populis-

mus! Ihr wart die Einzigen, die Anträge ge-

stellt haben! - Zuruf: Jawohl!) 

 

 

Ich weiß nicht, ob der Ministerpräsident dieses 

Thema vielleicht zur Chefsache macht. Im Übri-

gen, apropos Chefsache, jetzt kommen wir ein-

mal zu einer Sache, in der wir uns einig sind. Wir 

brauchen eine Aufforstung. Herr Feuerborn hat 

die Zahlen genannt. Wir reden von ca. 1 Mil- 

liarde € nur für Sachsen-Anhalt, was den  

Landeswald betrifft. Der Wald der privaten 

Waldbesitzer kommt noch hinzu.  

 

Wir brauchen also die Hilfe aus Berlin - darin 

sind wir uns einig -, aber wir müssen in Berlin 

dafür sorgen, dass diese Problematik zur natio-

nalen Aufgabe erklärt wird. Wir können nicht 

nur zur nationalen Aufgabe erklären, dass wir 

jetzt überall Fotovoltaikanlagen auf den Acker 

stellen  

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

und dass wir jetzt noch Windräder in den Wald 

bauen und den Wald noch mehr schädigen. Das 

soll jetzt alles geändert werden; es sollen sämt-

liche Verordnungen erleichtert werden.  

 

(Olaf Meister, GRÜNE: Sie haben das Prob-

lem nicht verstanden!) 

 

Das können Sie alles machen, aber den Wald-

schutz an sich zur nationalen Aufgabe zu er- 

klären,  

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

dafür scheint es in Berlin mit Frau Lemke keine 

Mehrheit zu geben. Das müssen wir aber  

machen. 

 

Dann reden wir noch einmal über den Wald-

schutz im Harz. Frau Dalbert wusste z. B. 

nicht - doch, sie wusste es, aber sie hat nichts 

dagegen getan -: Wie sieht es denn beim Thema 

Brandschutz mit der Brandlast aus? Das Totholz 

liegt noch immer im Harz. Sie haben in Ihrer  

Regierung mit Minister Stahlknecht die Brand- 
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schutzmittel für die Kommunen gekürzt. Die  

Zuweisungen aus der Feuerschutzsteuer wur-

den von 5 Millionen € auf 3 Millionen € abge-

senkt. Die Kommunen wurden also mit weniger 

Mitteln ausgestattet. Sie reden aber jetzt davon, 

dass wir den Brandschutz stärken wollen. All 

das, was Sie hier gerade erzählt haben, haben 

Sie als GRÜNE nicht gemacht. 

 
(Beifall bei der AfD) 

 
Deswegen haben wir auch Anträge gestellt, um 

die Zuweisungen aus der Feuerschutzsteuer an 

die Kommunen wieder zu erhöhen. Das haben 

Sie alles abgelehnt. Also erzählen Sie hier nicht 

irgendeinen Quatsch, was Sie jetzt alles machen 

müssen, da Sie wieder in der Opposition sind. 

Sie haben versagt in den fünf Jahren.  

 
(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: Ja-

wohl!) 

 
Sie haben nichts für den Wald getan. 

 
Herr Räuscher hat es beim letzten Mal ange-

sprochen: Sie haben sogar noch die Gelder für 

den Wald umgewidmet, um den Ökolandbau zu 

fördern. Das haben Sie gemacht. Sie haben dem 

Wald also noch zusätzlichen Schaden zugefügt, 

indem sie ihm die Gelder entzogen haben. Das 

gehört auch zur Wahrheit dazu. Ich sehe, das  

Nicken in der CDU-Fraktion gibt mir darin recht. 

All das ist die Wahrheit, die man an dieser Stelle 

sagen muss.  

 
(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

 
Vizepräsident Wulf Gallert: 

 
Ja, Herr Roi, das ist jetzt bereits passiert. Sie sind 

20 Sekunden über der Zeit. Letzter Satz! 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Vielen Dank. - Ich freue mich auf die Ausschuss-

überweisung. Dann diskutieren wir hoffentlich 

weiter. - Vielen Dank, für die Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Roi, Sie hätten sogar die Chance weiterzu-

reden, weil Frau Frederking Ihnen eine Frage 

stellen möchte.  

 

(Markus Kurze, CDU: Mensch! - Unruhe bei 

der CDU) 

 

Wenn Sie sie zulassen, dann wäre es so. 

 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Aber sehr gern doch. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Frederking, Sie haben das Wort. - Bitte 

sehr. 

 

 

Dorothea Frederking (GRÜNE): 

 

Sie sprachen die Brandlast an. Wussten Sie, dass 

bei den Bränden - Sie sprachen das Totholz an -, 

die jetzt stattgefunden haben, gar kein Totholz 

gebrannt hat? 

 
(Zuruf von der AfD: Das ist doch noch unge-

klärt! - Unruhe bei der AfD) 

 
Das ist die erste Frage.  
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Die zweite Frage. Der Wald muss unterstützt 

werden. Hier in der Runde und auch bei der  

Sonder-AMK am Montag wurde gesagt, die Bio-

diversitätsleistungen sollen honoriert werden. 

Das kann doch wunderbar von der CO2-Steuer 

bezahlt werden. Es macht doch Sinn zu sagen: 

Wo emittiert wird, dort generieren wir die Ein-

nahmen, und mit diesen Einnahmen werden 

dann die CO2-Bindung und andere Biodiver- 

sitätsleistungen im Wald honoriert. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können antworten. 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Dass der Wald CO2 bindet, darin sind wir uns  

einig. Ja, in Ihrer Denkweise wird es hoffentlich 

dazu führen, dass die Waldbesitzer und Forst-

wirte dafür auch entlohnt werden. Das wäre, 

wenn Sie über Klima reden, etwas Sinnvolles, 

das von den GRÜNEN in der Ampelkoalition 

kommen könnte. Darin gebe ich Ihnen sogar 

recht. Aber eine CO2-Steuer, mit der Sie die 

komplette Bevölkerung belasten, z. B. an der 

Zapfsäule, oder, wie ich eben schon sagte, die 

Wohnungsgesellschaften, die das übrigens nicht 

auf die Mieter umlegen dürfen - damit müssen 

Sie sich einmal befassen, mit dem Miet-

recht - funktioniert so nicht. Sie können nicht 

den kleinen Mann mit Ihrer CO2-Steuer belas-

ten. Das ist das, was ich Ihnen vorwerfe, was Sie 

immer wieder machen, sich das Geld an der  

falschen Stelle zu holen. 

 

Dass das Geld in den Wald fließen muss, darin 

sind wir uns einig. - Das ist der erste Punkt. 

 

(Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Es fließt 

aber nicht in den Wald!) 

 

 

Der zweite Punkt. Was haben Sie gefragt? Ob 

ich weiß, dass bei den letzten Bränden, die es 

jetzt gab, kein Totholz gebrannt hat? - Also, ich 

komme aus Anhalt-Bitterfeld. Ich war bei diesen 

Einsätzen nicht dabei. Ich kann Ihnen aber  

sagen, wir hatten hier Fachanhörungen in der 

vorigen Legislaturperiode. Auch im Innenaus-

schuss war ich des Öfteren dabei. Ich habe mich 

auch mit mehreren Kreisbrandmeistern unter-

halten. Der Kreisbrandmeister aus dem Harz ist 

gleichzeitig der Chef des Landesfeuerwehrver-

bandes. Ich bin selbst in der Feuerwehr und 

weiß, was im Harz in welchen Dimensionen in 

den letzten Jahren gebrannt hat - ich rede von 

Jahren. Es mag sein, dass in der letzten Woche 

irgendwo eine Böschung und kein Totholz  

gebrannt hat. Ich war nicht dabei. Das weiß ich 

nicht. 

 

Fakt ist aber eines: Wir alle, mit Ausnahme der 

GRÜNEN, sind uns darin einig, dass die hohe 

Brandlast im Nationalpark und im Harz insge-

samt eine große Gefahr darstellt. Darin sind sich 

alle Experten einig, außer die GRÜNEN, die  

natürlich immer an der Realität vorbei reden. 

Das ist eben das Problem an der Sache. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Gut. Ich glaube, das war es. Dann sind wir mit 

der Debatte durch und können zur  

 

Abstimmung  
 

kommen. Es geht um den Antrag in der 

Drs. 8/1131. Dazu ist eine Überweisung an den 

Landwirtschaftsausschuss beantragt worden. 

Gibt es darüber hinaus weitere Überweisungs-

wünsche? 

 

(Markus Kurze, CDU: Nein!) 
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- Nein, gibt es nicht. Dann stimmen wir darüber 

ab. Wer für die Überweisung an den Landwirt-

schaftsausschuss ist, den bitte ich um das Kar-

tenzeichen. - Das sind die AfD-Fraktion und die 

Koalitionsfraktionen. Wer ist dagegen? - Die 

Fraktionen DIE LINKE und der GRÜNEN. Damit 

ist der Antrag mehrheitlich an den Landwirt-

schaftsausschuss überwiesen worden und wir 

beenden den Tagesordnungspunkt 17. 

 

Wir kommen nun zu dem 

 

 

Tagesordnungspunkt 18 

 

Beratung 

 

Einrichtungsbezogene Impfpflicht gegen  

Covid-19 aufheben 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/1133 

 

 

Der Antrag wird eingebracht von Herrn Sieg-

mund. Er steht bereits am Rednerpult und kann 

deswegen jetzt anfangen. - Bitte sehr. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! Unsere Regierung 

kann es aktuell kaum erwarten, endlich wieder 

freiheitseinschränkende Coronamaßnahmen zu 

erlassen, bzw. es wird - das sehen wir, wenn wir 

die Berichterstattung verfolgen - medial alles 

dafür vorbereitet. Es wird von neuen Wellen, 

von neuen Varianten fabuliert, obwohl wir uns 

aktuell in der Sommerphase befinden. 

 

Bis heute hält Deutschland im Gegensatz zu  

vielen oder den meisten anderen Ländern die-

ser Welt trotzdem, auch wenn wir es gar nicht 

merken, an vielen ethisch fragwürdigen Maß-

nahmen fest. Auch wenn wir das aktuell gar  

 

nicht spüren, sie bestehen aber weiterhin. Eine 

dieser ethisch fragwürdigen Maßnahmen ist die 

Impfpflicht für medizinische Berufe und für die 

Bundeswehr. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Haben Sie schon 

einmal in das Urteil des Bundesverfassungs-

gerichts geschaut?) 

 

- Ruhe bitte, Herr Striegel! 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Haben Sie schon 

einmal in das Urteil des Verfassungsgerichts 

geschaut? - Oliver Kirchner, AfD: Striegel!) 

 

Das Surreale ist, dass es inzwischen so was von 

klar ist, dass diese Impfpflicht völlig sinnlos ist 

und unser aller Versorgung gefährdet. Aus die-

sem Grund ist sie so gut wie möglich auszuset-

zen und so schnell wie möglich abzuschaffen. 

Genau das beantragen wir heute, meine sehr 

verehrten Damen und Herren. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Die Impfpflicht wurde damals mit folgenden  

Argumenten eingeführt: Geimpfte seien weni-

ger ansteckend und könnten Patienten somit 

weniger gefährden und diese schützen; außer-

dem solle durch eine Impfpflicht eine Über- 

lastung des Gesundheitswesens minimiert  

werden, indem das Risiko der Ansteckung be-

grenzt werde.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 

möchte heute wirklich mit reinen Sachargu-

menten versuchen aufzuzeigen, dass diese 

Impfpflicht eine absolute Katastrophe ist, dass 

sie jeglicher Grundlage entbehrt und dass diese 

Pflicht sofort abzuschaffen ist, weil sie uns alle 

gefährdet, worauf ich noch zurückkommen 

werde. 

 

Erstens. Fakt ist inzwischen, es gibt keinen rele-

vanten Schutz vor einer Ansteckung und auch  
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nicht vor einer Weitergabe des Coronavirus 

durch die Impfung, auch nicht durch den Boos-

ter, auch nicht durch eine vierte Impfung. Das 

wurde jetzt endlich in aktuellen Studien aus 

Norwegen, aus Israel aus dem Februar 2022 

mehr als deutlich.  

 

Die Engländer werden noch ein bisschen deut- 

licher. Die britische Gesundheitsbehörde UK 

Health Security Agency stellte in Langzeitunter-

suchungen nämlich fest, dass geimpfte und ge-

boosterte Menschen nach einem längeren Zeit-

raum sogar ansteckender und infektiöser sein 

können als ungeimpfte Menschen. 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Kompletter Un-

sinn!) 
 

- Herr Striegel, ich habe eine Quelle zitiert. Wen-

den Sie sich bitte an die Briten.  
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Ja, ja!) 
 

Überall hier wird aber genau das Gegenteil be-

hauptet, z. B. von Herrn Striegel, der alles bes-

ser weiß. Ich habe mir genau angeschaut, woher 

das eigentlich kommt, was eigentlich Ihre Quel-

len sind, was auch die Frau Ministerin hier im-

mer sagt, seitdem ich frage: Worauf beziehen 

Sie denn Ihre wissenschaftlichen Erkenntnisse? 

Es wird immer und immer wieder das RKI zitiert. 

Überall wird das RKI für alles als Begründung 

herangezogen. 

 

Ich habe mir gestern die Quelle von Ihnen, aus 

der Sie zitieren, genau angeschaut, nämlich das 

RKI. Das RKI behauptet bis heute auf seiner 

Website - das kann jeder nachlesen; letzter 

Stand 18. Mai, 18 Uhr, also gestern Abend -, 

dass Geimpfte weniger ansteckend sind als Un-

geimpfte. Das RKI bezieht sich auch auf zwei 

Studien, nämlich aus dem Juli und Oktober 

2021. Es bezieht sich bis heute auf völlig ver- 

altete Studien,  

 

(Dr. Falko Grube, SPD, lacht) 

 

 

die jeglicher wissenschaftlichen Grundlage ent-

behren. Damals gab es Omikron noch nicht ein-

mal, Herr Dr. Grube. Sie lachen jetzt.  

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Ja!) 

 

Darauf bezieht sich das RKI heute. 

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Das Datum hat mit der 

Qualität der Studien gar nichts zu tun, Herr 

Siegmund! Das ist wirklich peinlich!) 

 

Übrigens wurde die Seite zuletzt im Februar 

2022 aktualisiert. Das heißt, all das passiert auf-

grund völlig veralteter Einstellungen, meine 

sehr verehrten Damen und Herren.  
 

(Dr. Falko Grube, SPD: Das ist noch peinlicher 

als sonst! Wirklich!) 
 

Das gehört zur Wahrheit dazu. 
 

(Beifall bei der AfD - Oliver Kirchner, AfD: So 

ist es!) 
 

Zweitens. Die Überlastung des Gesundheitswe-

sens wird maximal gefährdet, indem das be-

troffene Personal immer weiter aus dem Beruf, 

immer weiter aus dem System gedrängt wird. Es 

gibt Einrichtungen - auch das gehört zur Wahr-

heit dazu -, in denen gibt es mehr als 20 % un-

geimpftes Personal. Was passiert, wenn diese 

Menschen wirklich rausgeschmissen werden, 

wie es das Gesetz vorsieht, oder wenn diese 

Menschen sagen: Wir machen das nicht mehr 

mit, wir lassen uns nicht mehr als Menschen 

zweiter Klasse abstempeln, wir werden rausge-

mobbt? Dann geben sie ihren Beruf auf. Was 

machen Sie dann? Auch wenn es nur 5 % oder 

10 % sind - wer soll diese Defizite auffangen?  

 

Mit Ihrer Politik haben Sie es schon seit Jahren 

völlig versäumt, für Nachwuchs zu sorgen. Das 

ist eine absolute Versorgungskatastrophe für 

uns alle. Das fällt, wie ich es gerade schon ge-

sagt habe, allen in diesem Land auf die Füße. 
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Übrigens waren es während der Impfkampag-

nen damals oft die ungeimpften Mitarbeiter, die 

eingesprungen sind, die Doppelschichten  

geschoben haben, weil sich viele geimpfte Mit-

arbeiter aufgrund von Impfkomplikationen für 

einige Tage krankschreiben lassen mussten. 
 

(Susan Sziborra-Seidlitz, GRÜNE: Unsinn! - 

Weitere Zurufe) 
 

Fragen Sie einmal, was auf den Stationen teil-

weise los war. In Hessen wurden ganze Kitas ge-

schlossen, weil das Personal geboostert und 

aufgrund von Impfkomplikationen krankge-

schrieben war. Das ist Fakt und das kann man 

nicht leugnen, wie es die GRÜNEN gerade  

wieder versuchen. 
 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von Susan  

Sziborra-Seidlitz, GRÜNE) 
 

Drittens. Ich möchte betonen: Natürlich können 

Impfstoffe, Coronaimpfstoffe, vor einem schwe-

ren Verlauf schützen. Das stellt niemand in-

frage. Das stellen auch wir nicht in Abrede. 
 

(Olaf Meister, GRÜNE: Aha!) 
 

Es lässt sich aber - ich betone es hier noch ein-

mal; hören Sie einfach zu, Herr Meister; ich be-

tone es- einfach nicht mehr leugnen, dass es 

auch schwere Nebenwirkungen geben kann. 

Dass dieses Thema aber gesellschaftlich uner-

wünscht ist, gesellschaftlich ein Tabu ist, das 

zeigt, wie mit jedem umgegangen wird, der ver-

sucht, sachlich darüber zu sprechen. 
 

(Olaf Meister, GRÜNE: Nein, nein!) 
 

Erinnern Sie sich an den Umgang mit dem Vor-

standschef der BKK Provita, der anhand von Ab-

rechnungscodes, von Abrechnungsdaten dar-

legte, dass er vermutet, dass die wahre Zahl der 

Impfkomplikationen viel höher sein muss  
 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE - Un-

ruhe) 

 

 

als die vom Paul-Ehrlich-Institut offiziell bekannt 

gegebene, und der dann aus dem Beruf ge-

drängt wurde. 
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Was erzählen 

Sie für einen Unsinn! Mann, Mann! - Oliver 

Kirchner, AfD: Dafür sind Sie doch zuständig, 

Herr Striegel, für Unsinn!) 
 

Dann Prof. Matthes von der Charité, der bei 

mehreren Zehntausend Befragten feststellte, 

dass Impfkomplikationen in der Praxis 40-mal 

häufiger auftreten, als vom Paul-Ehrlich-ver-

lautbart. Das kann man doch nicht einfach leug-

nen. Bei jedem verantwortungsvollen Politiker 

müssten doch die Alarmlampen angehen und er 

müsste der Sache genau nachgehen. Übrigens 

hat sogar der MDR darüber berichtet. 
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Herzmuskelentzündungen, Hirnvenenthrombo-

sen, Nervenlähmungen und vieles mehr - Fakt 

ist: Mit jeder Coronaimpfung kann eine solche 

Nebenwirkung einhergehen. Es kann aber auch 

der Schutz vor einem schweren Verlauf damit 

einhergehen. Genau diese Diskrepanz, meine 

sehr verehrten Damen und Herren, zeigt, dass 

die persönliche und ganz individuelle Abwägung 

anhand dieser Datenlage jeder Mensch einfach 

selbst treffen muss. 
 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: Ja-

wohl!) 
 

Eine Pflicht, wie sie gerade besteht, trotz dieser 

Umstände, verletzt die Würde des Pflegers, ver-

letzt die Würde des Arztes, verletzt die Würde 

des Soldaten. Sie verletzt die Würde des Men-

schen, meine sehr verehrten Damen und  

Herren. 

 

Viertens: das Grundrecht auf körperliche Unver-

sehrtheit, das Grundrecht auf das Leben, der all-

gemeine Gleichheitssatz. Eine Impfpflicht, je-

denfalls auf der aktuellen Datenbasis, greift tief  
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in diese Grundrechte ein. Ein Eingriff in Grund-

rechte muss immer verhältnismäßig sein. Eine 

Verhältnismäßigkeit hat es bei diesem Thema 

noch nie gegeben. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Haben Sie denn 

das Verfassungsgerichtsurteil gelesen?) 

 

Fünftens. Es wird argumentiert, dass die Patien-

ten vor dem Pfleger geschützt werden müssen. 

Stand März 2022 ist laut Presseberichten kein 

Fall in Deutschland bekannt, bei dem nachweis-

lich ein ungeimpfter Mediziner einen Corona-

ausbruch in einer Einrichtung zu verantworten 

hat. Stattdessen findet man bei der Recherche 

schnell Schlagzeilen wie damals aus Ham-

burg - Zitat -: Coronaalarm im Krankenhaus. Ge-

boosterter Pfleger steckt acht Patienten an.  

 

Außerdem beträgt die Impfquote bei den vul-

nerablen Gruppen weit mehr als 90 %. Das 

heißt, wenn die allermeisten Menschen, die vor 

den Pflegern geschützt werden sollen, geimpft 

sind, dann stelle ich mir doch ganz klar die 

Frage, womit diese dann überhaupt durch den 

Pfleger gefährdet werden. 

 

Sechstens. Dieses Gesetz ist ein unfassbarer bü-

rokratischer Popanz. Jeder einzelne Ungeimpfte 

muss in einem zweistufigen Anhörungs- und Be-

wertungsverfahren individuell betrachtet wer-

den. Allein bei mir im Landkreis Stendal, 

110 000 Einwohner, laufen 427 Bewertungsver-

fahren. Ich frage mich ganz ehrlich: Wer soll das 

alles machen? Was kostet das? Ich persönlich 

hätte diese Mittel viel lieber in unser Gesund-

heitswesen investiert als in dieses bürokratische 

Monster. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Dann frage ich mich: Was machen Sie mit den 

Pflegern, bei denen der Impfstatus abläuft, bei 

denen der Genesenenstatus abläuft? Wer soll 

das kontrollieren? Wer ist da hinterher? Ganz zu  

 

schweigen von der politischen Willkür, dass 

man Impfstatus und Genesenenstatus jederzeit 

einfach ändern kann, wie es die politische Groß-

wetterlage vorgibt oder wie es die Pharmalobby 

wieder einmal empfiehlt. 

 

Siebentens. Mit der Impfpflicht wird eine Über-

lastung unseres Gesundheitswesens riskiert. 

Wenn nämlich ungeimpfte Mitarbeiter oder 

auch nur ein Teil davon vor die Tür gesetzt wird, 

dann müssen die anderen Mitarbeiter das auf-

fangen. Dadurch wird ihre Arbeitsmotivation  

reduziert, sie haben auch keine Lust mehr auf 

ihren Job und verlassen diese Branche, wie es 

gerade vielen Pflegern in Deutschland geht. Das 

ist ein Teufelskreis.  

 

Diese katastrophale Entwicklung - das wissen 

wir alle - war seit Jahren absehbar, aber nicht 

nur in der Pflege. Schauen Sie in die Antwort auf 

meine Kleine Anfrage in der Drs. 8/892. Die gan-

zen anderen Bereiche, die ganzen anderen me-

dizinischen Berufe, die dazugehören, werden 

überhaupt nicht betrachtet. Ergotherapeuten: 

Im Jahr 2010 hatten wir noch 727 Auszubil-

dende, zehn Jahre später nur noch 370. Physio-

therapie: Im Jahr 2010 waren es 1 000 Auszubil-

dende, zehn Jahre später 573 - die Hälfte. Wer 

soll denn in Zukunft diesen steigenden Bedarf 

überhaupt noch bewältigen können?  

 

Wir steuern im gesamten medizinischen Be-

reich auf eine Katastrophe zu. Doch anstatt das 

Ruder herumzureißen, in Personal zu investie-

ren und die Grundursachen zu bekämpfen, wird 

hier noch richtig Öl ins Feuer gekippt. 

 

Achtens. Die Einzelheiten für die Impfpflicht 

entbehren jeglicher Logik. So gilt z. B. die Pflicht 

auch für Mitarbeiter in der Küche oder in der 

Technik, die überhaupt keinen Patientenkon-

takt haben. Diese pauschale Behandlung zeigt, 

dass alles Mögliche Grundlage für die Impf-

pflicht war, aber ganz sicher nicht wissenschaft-

liche Erkenntnisse. 
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Neuntens. Abschließend noch ein Satz zu den 

Soldaten, ganz wichtig: Mit Stand von heute gibt 

es bei der Bundeswehr keinerlei Anlass für diese 

Pflichten. Die gleiche Unlogik, die gleichen Argu-

mente, die ich hier die ganze Zeit angeführt 

habe, gelten auch für unsere Kameraden bei der 

Bundeswehr. Auch dort ist die Impfpflicht un-

verzüglich abzuschaffen. 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 

möchten, dass alle im Infektionsschutzgesetz 

vorgesehenen Möglichkeiten genutzt werden, 

um von Betretungs- und Beschäftigungsverbo-

ten abzusehen. Das Gesetz gibt diese Möglich-

keiten vor, man müsste sie nur nutzen wollen. 

 
(Beifall bei der AfD) 

 
Außerdem müssen wir uns auf der Bundes-

ebene dafür einsetzen, dass die Impfpflicht so 

schnell wie möglich abgeschafft wird. Grund-

sätzlich müssen auch deutschlandweit die Be-

fehle zur Duldung von Coronaimpfungen bei der 

Bundeswehr abgeschafft werden. Anhand die-

ser Fakten und Argumente gebietet es der ge-

sunde Menschenverstand, unserem Antrag zu-

zustimmen. Die betroffenen Menschen leisten 

jeden Tag einen selbstlosen und unschätzbaren 

Dienst an unserer Gesellschaft. Sie selbst kön-

nen anhand ihres medizinischen Wissens wohl 

selbst abwägen, ob es gut oder richtig für sie 

selbst ist.  

 
Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. - Lassen 

Sie es uns nicht beim Beklatschen und Loben 

bleiben. Lassen Sie uns diesen Menschen eine 

Planungssicherheit zurückgeben. Lassen wir 

diesen Menschen die Unterstützung und Wert-

schätzung zukommen, die ihre harte Arbeit ver-

dient. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-

keit. 

 
(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Striegel will Ihnen eine Frage stellen. Wol-

len Sie die beantworten? 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD): 

 

Natürlich, von Herrn Striegel gern. 

 

(Lachen) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann, bitte, Herr Striegel.  

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Na ja. - Dann frage ich Sie, Herr Siegmund, ein-

mal, ob Ihnen das Aktenzeichen 1 BvR 2649/21 

etwas sagt. Falls nein: Es ist das Aktenzeichen 

der heutigen Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts zum Thema der einrichtungsbe-

zogenen Impfpflicht. Ich darf daraus wie folgt  

zitieren:  

 

„Die angegriffenen Vorschriften verletzen 

die Beschwerdeführenden nicht in ihren 

Rechten insbesondere aus Artikel 2 Abs. 2 

Satz 1 GG und Artikel 12 Abs. 1 GG. 

 

Trotz der hohen Eingriffsintensität […] müs-

sen die grundrechtlich geschützten Interes-

sen der im Gesundheits- und Pflegebereich 

tätigen Beschwerdeführenden letztlich zu-

rücktreten.“  

 

Ich würde Sie gern fragen: Gelten Entscheidun-

gen des Bundesverfassungsgerichts für Sie nicht 

mehr? Sind die nicht mehr zur Kenntnis zu neh-

men? Wie gehen Sie mit denen um? Denn all 

das, was Sie hier vorgetragen haben, wider-

spricht dem vollständig.  
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Vielen Dank. - Sie haben das Wort. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Vielen Dank für die Frage, Herr Striegel. Zu-

nächst stelle ich auf persönlicher Ebene fest, 

dass ich beeindruckt bin, dass diese Frage von 

Ihnen kommt. Vor wenigen Jahren haben Sie 

noch illegale Hausbesetzungen befürwortet, Sie 

sind fahrerflüchtig gewesen. Das heißt, dass Sie 

sich mit der Rechtslage jetzt so widerspiegeln 

wollen, wundert mich persönlich sehr. 

 

(Starker Beifall bei der AfD - Sebastian Strie-

gel, GRÜNE: Sind Sie völlig daneben? - Zuruf: 

Das ist schon wieder so peinlich! - Zurufe von 

der AfD - Unruhe)  

 

Ich möchte aber trotzdem auf das aktuelle Ur-

teil eingehen. Ich habe mir natürlich heute - -  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Was ist das 

denn? Sie haben doch keine Argumente! - Zu-

ruf: Die haben Sie doch auch nicht, Herr Strie-

gel! - Lachen) 

 

- Hören Sie mir zu? Ich möchte es doch ausfüh-

ren, ich habe mir nur eine Vorbemerkung er-

laubt, Herr Striegel.  

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Ich habe mir das Urteil heute natürlich ange-

schaut, Herr Striegel. Ich bezweifle, dass Sie es 

in Gänze aufgenommen haben, sonst hätten Sie 

mir vielleicht nicht diese Frage gestellt. Denn 

das Urteil argumentiert genau mit dem, was ich 

gerade entkräftet habe. Das Urteil bezieht sich 

nämlich auf die RKI-Richtlinien zum Schutz der 

gefährdeten Gruppen,  

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE - Wei-

tere Zurufe) 

 

die ich hier in meiner Rede entkräftet habe, Herr 

Striegel. Das heißt, das Urteil ist absolut frag-

würdig. Das Urteil empfiehlt den Pflegern eines: 

Wenn ihr euch nicht impfen lassen wollt, dann 

müsst ihr halt den Beruf verlassen. - Das ist für 

meine Begriffe ein sehr fragwürdiges Rechtsver-

ständnis. - Vielen Dank, meine sehr verehrten 

Damen und Herren. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Jetzt sind wir mit der Einbringung durch und 

können in die Dreiminutendebatte eintreten. 

Diese wird von der Ministerin eröffnet. - Minis-

terin Frau Grimm-Benne, Sie haben das Wort. 

Bitte sehr. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Danke schön. - Sehr geehrter Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abge-

ordneten! Die Landesregierung beabsichtigt, 

keine von den im Antrag der AfD geforderten 

Punkte umzusetzen. 

 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der AfD: 

Was? - Das geht nicht!) 

 

Die einrichtungsbezogene Impfpflicht ist kein 

Werkzeug, um dem Krankenhaus- und Pflege-

personal das Leben schwer zu machen. 

 

(Zurufe von der AfD: Doch!) 

 

Vielmehr geht es darum, die besonders Gefähr-

deten unter uns zu schützen.  
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(Zurufe von der AfD: Schön wär‘s!) 

 

Nicht nur der Eigenschutz von Beschäftigten im 

medizinischen Bereich aufgrund des erhöhten 

Expositionsrisikos, sondern insbesondere der 

Fremdschutz von Vulnerablen, von Vorerkrank-

ten oder Älteren steht dabei im Fokus. 

 

(Zuruf von der AfD) 

 

Dies bestätigt auch die heutige Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts. Das Gericht hat 

die anhängigen Beschwerden gegen die einrich-

tungsbezogene Impfpflicht endgültig abgewie-

sen. Damit hat es die Maßnahmen insbeson-

dere auf der Grundlage der Schutzpflichten des 

Staates als gerechtfertigt eingestuft. Ich darf  

zitieren: Der Schutz sogenannter vulnerabler 

Gruppen wiege verfassungsrechtlich schwerer 

als die Beeinträchtigung der Grundrechte für 

Mitarbeitende im Pflege- und Gesundheitsbe-

reich. Die Abwägung des Gesetzgebers, dem 

Schutz vulnerabler Menschen den Vorrang vor 

einer in jeder Hinsicht freien Impfentscheidung 

zu geben, sei nicht zu beanstanden. Auch die 

weitere Entwicklung des Pandemieverlaufs sei 

kein Grund, von dieser Beurteilung abzu- 

weichen. - So unser höchstes Gericht.  

 

Diesen Aussagen habe ich nichts hinzuzufügen. 

- Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Ministerin, es gibt eine Frage von Herrn 

Siegmund. - Bitte sehr. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Vielen Dank. - Frau Ministerin, Sie haben das 

jetzt natürlich sehr schön abgelesen, entspre-

chend vorbereitet. Ich habe jetzt im Prinzip bei  

 

der Einbringungsrede auch die Argumente, die 

Sie gerade aufführten, anhand aktuellerer  

Studien wissenschaftlich entkräftet. 

 

(Lachen bei den GRÜNEN - Zuruf von der AfD: 

Das ist so!) 

 

Sie beziehen sich jetzt ausschließlich auf dieses 

Urteil. Würden Sie bitte auch auf wissenschaft-

liche Erkenntnisse eingehen und sagen, worauf 

genau Sie sich jetzt beziehen, wenn Sie sagen, 

dass Sie an diesem aktuellen Verfahren festhal-

ten wollen, unabhängig von diesem Urteil? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie haben das Wort. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Ich habe in meinen Eingangsworten bereits ge-

sagt, dass die Landesregierung nicht von diesem 

Weg abweichen wird. Sie wird weder eine  

Bundesratsinitiative in den Blick nehmen,  

 

(Zuruf von der AfD: Schande!) 

 

noch sozusagen das Verfahren, das wir hier im 

Lande entwickelt haben, ändern. 

 

(Zuruf von der AfD: Warum?) 

 

Ich will es noch einmal sagen: Das höchste Ge-

richt, das alle Grundrechte von beiden Seiten 

abgewogen hat,  

 

(Zurufe von der AfD) 

 

hat diesen § 20a des Infektionsschutzgesetzes 

für rechtmäßig erkannt. Ich habe gesagt: Ich als 

Landesregierung bin gehalten, diese Gesetze 

umzusetzen.  
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(Zuruf von der AfD: Das ist doch kein Beweis!) 

 

Und ich muss Ihnen sagen: Ihre rechtliche Ein-

schätzung werte ich nicht so hoch wie die des 

Bundesverfassungsgerichtes. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Roi, wir sind in einer Dreiminutendebatte, 

da haben wir - das wissen Sie - die Regel: eine 

Nachfrage pro Fraktion. 

 

(Daniel Roi, AfD: Das ist die Landesregierung, 

ich dachte, da zählt das nicht!) 

 

- Ja, die Landesregierung, für die trifft das auch 

zu. 

 

(Daniel Roi, AfD: Dann müssen Sie das aber 

auch immer so machen!)  

 

- Ja, das mache ich ja auch immer so.  

 

(Daniel Roi, AfD: Nein! - Unruhe bei der AfD)  

 

- Ich mache das immer so,  

 

(Zuruf: Nein! - Lachen bei den GRÜNEN) 

 

wir müssen das nicht alle so machen. Aber es ist 

okay. - Jetzt spricht für die CDU-Fraktion der 

Abg. Herr Krull. - Bitte sehr. 

 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren des Hohen 

Hauses! Anders als die öffentliche Wahrneh-

mung suggeriert, sind die Gefahren und Heraus-

forderungen durch das Covid-19-Virus noch 

nicht vorbei. Vor allem die Impfung hat einen  

 

maßgeblichen Anteil daran, dass wir die Situa-

tion bewältigen können und unser Gesundheits-

system stabil bleibt. 

 

Diejenigen, die von uns den 71. Wissenschaft- 

lichen Kongress der Ärztinnen und Ärzte sowie 

Zahnärztinnen und Zahnärzte im öffentlichen 

Gesundheitsdienst verfolgt haben, der in der 

vergangenen Woche in Magdeburg stattgefun-

den hat, konnten dort auch den Ausführungen 

von Prof. Dr. Christian Karagiannidis  

 

(Zuruf von der AfD: Wie hieß der?) 

 

vom DIVI-Intensivregister verfolgen. Er machte 

dort unter anderem deutlich, dass uns ein Ab-

sinken der Zahl der Covid-19-Patienten, die in-

tensivmedizinischer Betreuung bedürfen, nicht 

in falscher Sicherheit wiegen darf. 

 

(Zuruf von der AfD: Nein!) 

 

Das Grundanliegen der einrichtungsbezogenen 

Impfpflicht war der Schutz derjenigen, die eines 

besonderen Schutzes bedürfen - aus meiner 

Sicht der richtige Ansatz. Niemand hat behaup-

tet, dass eine Impfung einen absoluten Schutz 

vor Ansteckung bietet und die Weitergabe der 

Erkrankung an Dritte verhindert. Deshalb ist die 

Einhaltung weiterer Schutz- und Hygieneregeln 

unabdingbar. Die falsche Sicherheit, die teil-

weise suggeriert worden ist, hat nämlich dazu 

geführt, dass die Zahlen wieder angestiegen 

sind. Die Zahlen machen eines ganz deutlich: 

Eine Impfung schützt vor einem schweren Ver-

lauf, vom Grundsatz her. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Zuruf von der 

AfD: Na klar!) 

 

Selbstverständlich sind mir die Forderungen aus 

unterschiedlichen Kreisen zur Abschaffung der 

einrichtungsbezogenen Impfpflicht bekannt. 

Diese beziehen sich vor allem auf die Annahme, 

dass die einrichtungsbezogene Impfpflicht nur  
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eine Vorstufe für die Einführung einer allgemei-

nen Impfpflicht gewesen wäre. Diese allge-

meine Impfpflicht ist gescheitert, unter ande-

rem daran, dass sich die Ampelkoalition im 

Bund nicht auf einen einheitlichen Vorschlag 

verständigen konnte und deswegen die parla-

mentarischen Mehrheiten einfach gefehlt  

haben. Andere sehen die Notwendigkeit für 

eine solche einrichtungsbezogene Impfpflicht, 

sehen aber Nachrüstungsbedarf, z. B. bei der 

Umsetzung arbeitsrechtlicher Fragestellungen.  
 

Auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 

ist bereits eingegangen worden. Herr Siegmund, 

wieder einmal, wenn Ihnen etwas nicht passt, 

eine Studie, ein Gerichtsurteil, dann wird das ins 

Lächerliche gezogen. Das nennt man, glaube 

ich, Rosinenpickerei. 
 

(Zustimmung - Zuruf: Das stimmt doch gar 

nicht! - Daniel Rausch, AfD: Da ändern Sie die 

Gesetze! - Zuruf von der FDP) 
 

Anders als im Antrag suggeriert, ist nicht das 

Land in der Verantwortung, die Regelungen des 

Infektionsschutzgesetzes umzusetzen, sondern 

die Landkreise und kreisfreien Städte. Das Land 

bzw. das Ministerium hat hierzu Vorschläge zur 

einheitlichen Verfahrensweise vorgelegt. Nach 

allem, was ich aus den Medien und aus persön-

lichen Kontakten auch zu Einrichtungen und 

Mitarbeitern aus dem Gesundheitswesen 

kenne, wird hierbei mit Augenmaß und Sensibi-

lität vorgegangen. Es geht in vorderster Linie 

auch darum, die Versorgung von Patientinnen 

und Patienten und von zu Pflegenden sicherzu-

stellen. Das hat oberste Priorität.  
 

Die damalige Inhaberin der Befehls- und Kom-

mandogewalt in Friedenszeiten hat festgelegt, 

dass die Covid-19-Schutzimpfung der Duldungs-

pflicht unterliegt. Das trifft übrigens auf weitere 

zahlreiche Impfungen zu. Hierbei geht es so-

wohl um den Eigenschutz als auch um den ka-

meradschaftlichen Schutz von Dritten. Es gibt 

auch ganz praktische Beispiele, warum diese  

 

Impfung notwendig ist. Wenn z. B. eine fah-

rende Einheit der deutschen Marine in Norwe-

gen auf Landgang gehen wollte, mussten alle an 

Bord geimpft sein. War nur einer nicht geimpft, 

so war der Landgang nicht möglich. 
 

Sehr geehrte Antragsteller, Sie werden mit die-

sem Antrag heute im Hohen Haus scheitern, wie 

Sie bereits mit ähnlichen Anträgen in anderen 

Landtagen, z. B. in Sachsen, gescheitert sind. 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Kommen Sie zum Ende. 
 

 

Tobias Krull (CDU): 

 

Die AfD bleibt sich wieder selbst treu und setzt 

auf Populismus statt auf eine sachliche Aus- 

einandersetzung.  

 

(Zuruf: Was?) 

 

In diesem Sinne bitte ich um Ablehnung des An-

trages. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Zurufe von der 

AfD: Jawohl! - Buh! - Unruhe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Krull, Herr Roi, würde Ihnen gern eine 

Frage stellen. Wollen Sie die beantworten? 
 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Ja. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann haben Sie jetzt die Chance dazu, Herr Roi. 
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Daniel Roi (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Krull, dass Sie die Frage beant-

worten wollen. Es ist die gleiche, die ich auch 

Frau Grimm-Benne gestellt hätte. Es geht nicht 

um Studien, es geht nicht um die Impfungen an 

sich, sondern es geht um die Umsetzung des Ge-

setzes. Denn Sie sind ja Experte, und beinahe 

wären Sie in die Verlegenheit gekommen, das 

Gesetz umsetzen zu müssen, wenn Sie bei der 

Oberbürgermeisterwahl nicht 12 % der  

Stimmen bekommen hätten. 
 

(Unruhe) 
 

Aber ich will ganz ernsthaft fragen: Die Gesund-

heitsamtsleiterin in Anhalt-Bitterfeld hat vor 

Kurzem zu diesem Gesetz gesagt: Die Umset-

zung ist einfach nicht leistbar. Sie hat auch kon-

krete Zahlen genannt. Sie sagte, dass sich von 

den 700 Einrichtungen im Landkreis Anhalt-Bit-

terfeld eben nur 126 gemeldet haben; das sind 

ganz genau 18 %.  
 

(Zuruf von der SPD) 
 

- Ja, jetzt kann man natürlich davon ausgehen, 

dass die anderen alle geimpft sind. Das glauben 

aber auch nur Sie, Herr Erben.  
 

(Zuruf von Rüdiger Erben, SPD)  
 

Sie hat gesagt, es geht um Stichproben und es 

geht darum, die Leute, die sich gemeldet haben, 

anzuschreiben und herauszufiltern. Sie sagte 

auch ganz klar, sie hat kein Personal, dieses Ge-

setz ist nicht umsetzbar.  

 

Müsste das nicht eigentlich die Politik dazu ver-

anlassen, das zu überdenken und dieses Gesetz 

zurückzunehmen, wenn es vor Ort ohnehin  

niemand umsetzen kann? Das ist meine ernst 

gemeinte Frage an Sie. 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können antworten. 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Dann meine ernst gemeinte Antwort eines Kan-

didaten, der bei der Oberbürgermeisterwahl 

immerhin doppelt so viele Stimmen bekommen 

hat wie der AfD-Kandidat. - Erster Punkt. 

 

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der AfD: Das 

war sein bester! - Ein Punkt!) 

 

Zweiter Punkt. Die sachliche Antwort auf Ihre 

Fragestellung: Deswegen gibt es ja den Pakt für 

den öffentlichen Gesundheitsdienst, mit dem 

Mittel in Höhe von 4 Milliarden € zur Verfügung 

gestellt werden, damit in den Gesundheitsäm-

tern das Personal vorhanden ist, damit die Tech-

nik vorhanden ist, damit sie ihren Aufgaben 

nachkommen können. 

 

Wenn sich der Ausschussvorsitzende und die 

Obleute Ihrer Fraktion einmal die Mühe ge-

macht hätten, den Kongress zu besuchen, hät-

ten Sie auch mit den entsprechenden Vertre-

tern des öffentlichen Gesundheitsdienstes spre-

chen können, die es ausdrücklich begrüßt  

haben, dass hier Unterstützungsmaßnahmen 

geleistet werden. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. Ich sehe keine weiteren Fragen. - Somit 

können wir an dieser Stelle zu dem nächsten 

Debattenbeitrag kommen, dem der Fraktion DIE 

LINKE. Es spricht Frau Anger. 

 

 

Nicole Anger (DIE LINKE):  

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 

haben es heute hier erneut mit einem populisti-

schen Empörungsschauspiel zu tun. Die AfD: im-

mer auf der Suche nach öffentlicher Aufmerk-

samkeit und immer wieder dieselbe Leier. Spä- 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 19.05.2022 | Stenografischer Bericht 8/21 

 

 

130 

testens nach der Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichtes von heute Morgen wäre es 

klug gewesen, diesen Antrag zurückzuziehen. 

Wäre! 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der AfD: 

Nein!) 

 

Aber noch einmal zum Merken - Kollege Krull 

hat es auch schon gesagt -: eine Impfung 

schützt. Eine Impfung schützt vorrangig einen 

selbst vor schweren Krankheitsverläufen  

 

(Zurufe von der AfD) 

 

und vor dem sogenannten Long- und Post-Co-

vid.  

 

(Daniel Rausch, AfD: Aber das muss doch je-

der für sich entscheiden! Mensch!)  

 

Die Risiken werden minimiert. Eine Impfung 

schützt aber auch das Gesundheitssystem; denn 

jeder Coronakrankheitsverlauf, der nicht in der 

Klinik landet, schützt auch das Personal dort vor 

Überlastung und hält Kapazitäten für andere 

Fälle frei.  

 

Meine Damen und Herren! Insofern erachten 

wir eine Coronaimpfung nach wie vor als eine 

wichtige Impfung und als eine Notwendigkeit. 

Es gibt keinen Grund, Coronaschutzimpfungen 

in Gänze anzuzweifeln. 

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Macht auch keiner!)  

 

Außerdem: Ungeimpft in der Pflege bedeutet 

nicht sofort ein Betretungs- und ein Beschäfti-

gungsverbot. Beschäftigte können auch einen 

Genesenennachweis vorlegen, eine Kontraindi-

kation vorweisen oder sich einfach auch noch 

impfen lassen. Wenn dies nicht erfolgt, wird in 

Abstimmung mit den jeweiligen Einrichtungen 

geklärt, ob und wie eine Weiterbeschäftigung 

unter Schutzmaßnahmen erfolgen kann.  

 

Aber faktenbasierte Argumente passen nicht in 

das Empörungsschauspiel der AfD. Das zeigt 

auch die Begründung des Antrags. Die AfD  

zitiert den Studienleiter Harald Matthes, der 

stark anzuzweifelnde Behauptungen in den 

Raum stellte. Dem widerspricht der Direktor der 

Klinik für Infektiologie und der Impfstoff- 

forscher der Charité Leif Erik Sander deutlich. 
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Unter politischem 

Druck!) 
 

Sander kritisiert die unsauber abgegrenzten Be-

grifflichkeiten und die Vermengung der aufge-

führten Studien. Dadurch seien von Matthes 

auch Nebenwirkungen berücksichtigt worden, 

die in keinem klaren Zusammenhang mit der 

Coronaimpfung standen. Neben der Methodik 

wurde auch die Zielgruppenauswahl kritisiert. 

 

So wie Herr Matthes Behauptungen aufstellt, 

meine Damen und Herren, so generiert man 

Fake News, so agiert die AfD. Die Charité hat 

sich im Übrigen deutlich von dieser Studie dis-

tanziert. 
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Wegen der For-

schungsgelder!)  
 

Noch ein paar Worte zum Hauptproblem, das 

die antragsstellende Fraktion ignoriert. Es gibt 

Berufe, die eine besondere Verantwortung an 

gesundheitlichen Voraussetzungen haben. Ich 

persönlich wünsche mir, dass das Personal des 

Gesundheitssystems sensibel und verantwor-

tungsbewusst mit der eigenen Gesundheit um-

geht und damit alle Patienten und Patientinnen 

entsprechende Sorgfalt erfahren. Dass dem so 

ist, zeigt sich ganz klar; denn die deutliche 

Mehrheit der Beschäftigten im Gesundheitssys-

tem hat sich impfen lassen, doch das wird mit 

keinem Wort in diesem Antrag erwähnt.  
 

(Zustimmung bei der LINKEN und bei der SPD 

- Ulrich Siegmund, AfD: Durch Druck und 

nicht freiwillig!) 
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Der Antrag macht einmal mehr deutlich, der AfD 

geht es allein um die Aufrechterhaltung ihres 

Narratives der Impfgegnerschaft. Nachdem nun 

niemand mehr Lust hat, mit der AfD montags 

spazieren zu gehen, versucht man die Empö-

rung einmal mehr im Hohen Haus aufleben zu 

lassen. Das ist verantwortungslos, schafft nur 

Verunsicherung gegenüber der wichtigen 

Schutzimpfung gegen Corona und diskreditiert 

alle, die sich bis dato solidarisch zeigten. 

 

Daher - das ist ganz klar - ist der Antrag abzu-

lehnen.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Ulrich Siegmund, 

AfD: Ersatzreligion!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. Ich glaube, keine Wortmeldungen ge- 

sehen zu haben. - Somit können wir mit der  

Debatte fortfahren. Als nächster Redner spricht 

Herr Pott für die FDP, der sich bereits auf den 

Weg macht.  

 

Bevor Herr Pott beginnt, begrüßen wir unsere 

zumindest nach der mir vorliegenden Liste 

letzte Besuchergruppe für heute. Das sind Da-

men und Herren der Städtischen Volkshoch-

schule Magdeburg. - Herzlich willkommen bei 

uns! 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Herr Pott, Sie haben das Wort. 

 

 

Konstantin Pott (FDP): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Bereits in der 7. Sit-

zungsperiode am 24. Februar 2022 debattierten 

wir unter anderem über das Thema der einrich-

tungsbezogenen Impfpflicht. Schon damals 

habe ich Ihnen gesagt, dass das ein bundespoli- 

 

tisches Thema ist, über das wir an dieser Stelle 

gar nicht entscheiden können. 

 

Nach allem, was ich gehört habe, lassen sich die 

verschiedenen Gesundheitseinrichtungen ange-

messen Zeit bei der Beurteilung der Situation. 

Sie führen Gespräche mit den Mitarbeitern und 

wägen ihre Entscheidungen ab. Gleiches gilt für 

die Gesundheitsbehörden. Ich denke, damit 

wird man der schwierigen Lage auch gerecht 

und geht sehr sensibel vor. 

 

Die Landesregierung und ihre nachgeordneten 

Behörden sind selbstverständlich dafür verant-

wortlich, geltendes Recht umzusetzen. Auch 

das wissen Sie, weil ich es Ihnen im Februar be-

reits erklärt habe. Das ist auch die Grundlage 

des Handelns in einem demokratischen und  

föderalen Staat. Deshalb macht Ihr Antrag aus 

meiner Sicht wenig Sinn.  

 

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch etwas an-

deres anführen. Ich freue mich, dass sich die 

Bundesregierung dazu entschieden hat, die 

Coronabeschränkungen weitestgehend zu be-

enden. Es freut mich auch, dass die Landesregie-

rung keine Hotspot-Regelungen in einzelnen 

Landesteilen oder Bereichen eingeführt hat. Wir 

haben gelernt, mit dem Virus zu leben. Seit zwei 

Monaten geben uns die Zahlen auch darin recht, 

dass es richtig war, die Maßnahmen zu be- 

enden.  

 

Es freut mich auch, dass der Bundesverkehrs- 

minister Volker Wissing vor einigen Tagen den 

Vorstoß gewagt hat und die Debatte darüber 

angestoßen hat, die Maskenpflicht in den  

öffentlichen Verkehrsmitteln zu beenden. Ich 

glaube, das ist eine Diskussion, die wir mit der 

gebotenen Sachlichkeit in Zukunft führen  

müssen. 

 

Meine Damen und Herren von der AfD, Ihren 

Antrag lehnen wir ab. - Vielen Dank.  

 

(Zustimmung bei der FDP - Zuruf von der AfD)  
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Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ich sehe keine Wortmeldungen. Für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht die Abg. Frau 

Susan Sziborra-Seidlitz. - Sie haben das Wort. 

 

 

Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE):  

 

Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Impfen schützt wirksam vor Infek-

tionskrankheiten, sowohl vor der eigenen An-

steckung als auch von der Infektion Dritter. Dass 

Impfungen wegen des Variantenreichtums und 

des Mutationspotenzials einiger Erreger nicht 

immer vollständige Sicherheit bedeuten, wissen 

wir von den jährlichen Grippeschutzimpfungen 

und das sehen wir auch bei der aktuellen  

Variante des SARS-CoV-2-Virus. Trotzdem bleibt 

das Impfen sowohl bei der Grippe als auch bei 

Corona ein wichtiger und relevanter Baustein 

zur Reduktion des eigenen Ansteckungs- und  

Erkrankungsrisikos und damit zur Reduzierung 

der Virusausbreitung. 

 

Impfungen können wie alle Medikamente unan-

genehme vorübergehende Reaktionen und 

auch ernsthafte Nebenwirkungen hervorrufen. 

Diese werden durch das Paul-Ehrlich-Institut 

systematisch erfasst. Voraussetzung dafür ist 

die Meldung der unerwünschten Impffolgen an 

das PEI. Treten solche Impffolgen auf, haben die 

Betroffenen Anspruch auf finanzielle Unterstüt-

zung und medizinische Rehabilitation. Für die 

Bereitstellung entsprechender Angebote  

brauchen sie unser aller Unterstützung.  

 

Medial stark beachtet, konnte in den letzten 

Wochen der Eindruck entstehen, dass einzelne 

Fälle ungemeldeter oder unerkannter schwerer 

Folgen einer Coronaschutzimpfung Rück-

schlüsse auf ein Massenphänomen geben wür-

den. Dass Ärzte systematisch Impffolgen nicht 

melden würden und jeden Fitzel Halbinforma- 

tionen nutzend befeuern Sie von der AfD diesen  

 

Eindruck stetig und versuchen sogar, den Ein-

druck zu erwecken, dieses Nichtmelden sei  

politisch oder gesellschaftlich so gewollt,  
 

(Ulrich Siegmund, AfD: Es wird nicht bezahlt!) 

 

und zwar nicht, weil es Ihnen um die Betroffe-

nen oder diejenigen geht, die berufsbedingt  

einer Impfpflicht unterliegen, nein, einzig und 

allein, weil es Ihnen politisch nutzt.  
 

(Zuruf von Ulrich Siegmund, AfD) 
 

Sie instrumentalisieren Ängste und persönliches 

Leid, um Ihre Agenda mit Misstrauen gegen die 

Regierung, gegen unsere Demokratie und gegen 

die Wissenschaft zu füttern,  
 

(Tobias Rausch, AfD: Na klar!)  
 

weil Demokratiefeinde genau das tun.  

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Ich möchte es noch einmal ganz deutlich sagen: 

Ärzte sind angehalten, unerwünschte Neben-

wirkungen an das Paul-Ehrlich-Institut zu mel-

den. Dass das in Einzelfällen nicht passiert, ist 

inakzeptabel und muss behoben werden. Aber 

die Tatsache, dass in Internetforen unzählige 

Impfschäden behauptet werden, sind kein 

Nachweis für das massenhafte Auftreten  

solcher Schäden. 

 

Zu den von Ihnen in der Antragsbegründung als 

Nachweis ins Feld geführten Studien möchte ich 

stellvertretend für die grundsätzliche Qualität 

Ihrer Argumentation einmal ein paar Worte ver-

lieren. Sie ist hoch umstritten und in ihrer  

Methodik - es handelt sich bei der Datenerhe-

bung um eine offene Befragung im Internet, 

also nicht um ein echtes Studiendesign - so un-

geeignet, dass sich inzwischen selbst die Charité 

von dieser sogenannten Stunde distanziert.  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Nach Druck!) 
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Eine Forderung nach der Beendigung der ein-

richtungsbezogenen Impfpflicht hat übrigens 

selbst Prof. Matthes nicht erhoben. Und warum 

nicht? - Weil nur wenige bestreiten, dass Impfen 

ein wirksames Instrument gegen Infektions-

krankheiten ist, weil nur wenige ignorieren, 

dass gerade Menschen in den Einrichtungen, in 

denen sie sich der Fürsorge und der Behandlung 

beruflich Helfender anvertrauen, einen beson-

deren Schutz benötigen. 

 

Aus diesem Grund gibt es Impfpflichten im Ge-

sundheitswesen und bei der Bundeswehr schon 

lange und in jüngerer Zeit auch dort, wo Kinder 

betreut werden. Wie alle Medikamente und 

Impfungen - damit wiederhole ich mich - kön-

nen auch die Impfungen gegen die Hepatitiden, 

gegen Masern, gegen Grippe usw. unange-

nehme vorübergehende Impfreaktionen und 

ernsthafte Nebenwirkungen hervorrufen. Das 

hat Sie noch nie interessiert, und wir alle wis-

sen, warum. - Weil es bisher nicht für Ihre Ver-

hetzung taugte. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der SPD - Tobias Rausch, AfD: Das 

stimmt doch gar nicht! Sie können nicht Äpfel 

mit Birnen vergleichen!)  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ich sehe auch hierzu keine Fragen. Deswegen 

kann jetzt für die SPD-Fraktion Frau Richter- 

Airijoki nach vorn kommen. - Sie haben das 

Wort.  

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Ab-

geordneten! Seit Mitte März müssen Beschäf-

tigte von Kliniken, Pflegeheimen, Arztpraxen, 

Rettungsdiensten ihrem Arbeitgeber einen 

Nachweis über eine Impfung, einen Genesenen-

status oder ein ärztliches Attest, dass nicht ge- 

 

impft werden kann, vorlegen. Vieles ist dazu 

schon gesagt worden.  

 

Ich möchte das nur kurz zusammenfassen: Mit 

einer hohen Impfquote beim Personal wird das 

Risiko gesenkt, dass sich das Virus in den Ein-

richtungen ausbreitet, dort betreute Menschen, 

die in der Regel besonders gefährdet sind, er-

kranken und daran versterben. Das ist immer 

noch der Stand der Wissenschaft, Body of Evi-

dence. Das entspricht immer noch diesem 

Stand.  

 

Was passiert, wenn der Nachweis einer Impfung 

oder einer Genesung nicht vorliegt? - Wir haben 

schon gehört, dass es dann einen Prozess der 

Beratung oder die Möglichkeit eines ärztlichen 

Attestes gibt. Es gibt auch die Möglichkeit für 

die Beschäftigten, anders eingesetzt zu werden 

usw. Also, im Endeffekt sind Fälle, bei denen 

ernsthaft eine Entlassung droht, nach meinen 

Recherchen in Sachsen-Anhalt bisher nicht be-

kannt. 

 

(Zuruf von Ulrich Siegmund, AfD) 

 

- Nein. Es gibt wirklich viele Möglichkeiten,  

damit umzugehen, und die Dialoge in den  

Krankenhäusern unterstützen das sehr. 

 

Die Regelung ist natürlich begrenzt bis zum 

Ende dieses Jahres. Das ist auch vernünftig; 

denn trotz der Anzeichen, dass Omikron eine 

positive Wendung bringt, können auch Entwick-

lungen in die andere Richtung jederzeit noch 

eintreten.  

 

Die besagte Studie des Homöopathieprofessors 

Matthes wurde schon mehrfach kommentiert. 

Auf Einzelheiten hierzu gehe ich nicht ein. Sie 

gibt auf keinen Fall die Schlussfolgerungen her, 

die daraus gezogen wurden. Ich habe mir das 

auch selber angesehen. Auch andere Quellen, 

die Sie sich jetzt genannt haben, Herr Siegmund, 

sind zum Teil nur in deutschen telegramähn- 
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lichen Quellen zu finden. Die Originalstudien 

dazu habe ich gar nicht finde können.  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Beim MDR war die! - 

Zuruf von Tobias Rausch, AfD) 

 

- Ja, ich weiß, der MDR hat auch Dinge aufge- 

griffen, die nachher - -  

 

(Tobias Rausch, AfD: Fake News!) 

 

- Ist egal. Nein, es wurde zu undifferenziert dar-

gestellt. Aber es erinnert mich an eine Formulie-

rung, die gestern in diesem Hause gefallen ist: 

Herauspicken von Halbwahrheiten. Das kam 

von Ihnen, Herr Siegmund. Sie meinten damit 

natürlich nicht den Argumentationsstil der AfD, 

aber beschrieben ihn damit sehr treffend. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Immer das gleiche Muster: Irgendwelche Bot-

schaften, irgendwelche Studien, Nachrichten-

fragmente, die zu den zu vermittelnden Bot-

schaften zu passen scheinen, werden selektiv 

herausgepickt und werden in einer Weise ver-

wendet - - 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Richter-Airijoki, wir haben das alte Prob-

lem. Ihre Redezeit ist vorbei.  

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Ja. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Und Sie können jetzt nicht noch einmal sagen, 

was Sie noch gern sagen würden, wenn Sie noch 

Redezeit hätten. Aber Sie haben noch die  

 

Chance - Herr Siegmund oder Herr Scharfenort, 

Sie müssen sich einigen -, auf eine Intervention 

von Herrn Scharfenort zu antworten.  

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Sehr schön. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Scharfenort, bitte. 

 

 

Jan Scharfenort (AfD):  

 

Vielen Dank. - Es wird immer wieder diese Stu-

die kritisiert. Wenn man die strengen wissen-

schaftlichen Maßstäbe ansetzt, ist das durchaus 

richtig. Ich würde mir in der Debatte aber wün-

schen, dass Sie die gleichen Maßstäbe auch an 

andere Studien anlegen würden. Darüber 

würde ich mich sehr freuen.  

 

Unser Gesundheitsminister - in diesem Fall geht 

es um die Evaluierung der Coronamaßnahmen - 

ist noch nicht einmal bereit zu evaluieren und 

argumentiert damit, dass nicht genügend Zah-

len vorliegen würden usw. Aber aufgrund der 

nicht vorhandenen Zahlen und der Belastbar-

keit dieser Zahlen werden Maßnahmen be-

schlossen. Das ist schon sehr interessant.  

 

Ich würde Folgendes empfehlen: Bleiben wir 

einmal konkret in Magdeburg. Sehr fleißig, sehr 

offen und sehr transparent war immer unserer 

Bürgermeister Trümper mit seinem Chef des 

Gesundheitsamtes. Wir haben eigentlich alles 

an Zahlen, Daten und Fakten vorliegen. Die  

Datenbasis ist groß genug, um das gesamte  

Narrativ zu widerlegen. - Danke.  

 

(Beifall bei der AfD) 
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Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Dann kann ich kurz darauf antworten. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie können natürlich darauf antworten. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Um kurz darauf zu antworten. Politische Ent-

scheidungen zur öffentlichen Gesundheit sollen 

evidenzbasiert sein. Das heißt, sie sollen auf der 

Gesamtheit der vorliegenden geprüften Infor-

mationen nach dem Stand der Wissenschaft be-

ruhen. Dafür haben wir Strukturen und Pro-

zesse. Verbesserungsbedarf zu sehen ist eine 

Sache; den gibt es immer. 
 

(Zuruf von der AfD: Aber!) 
 

Aber  

 

(Lachen bei der AfD) 

 

das methodische Schüren von Dauerempörung 

und Misstrauen gegen wissenschaftliche und 

demokratische Institutionen ist eine andere Ka-

tegorie, und das entspricht übrigens auch dem, 

was in einer Schrift des Instituts für Staatspolitik 

zu finden ist, das gestern auch von Herrn Mol-

denhauer positiv genannt wurde. Das Institut 

für Staatspolitik schreibt in einer seiner Bro-

schüren zum Thema Populismus, dass es darum 

gehe, Unbehagen zu mobilisieren. Nach diesem 

Muster werden tatsächlich Fragmente heraus-

gesucht und interpretiert.  

 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der AfD)  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Damit sind wir am Ende dieses Redebeitrags an-

gelangt. Wir kommen noch einmal zu der AfD- 

 

Fraktion, zu Herrn Siegmund. - Bitte sehr, Sie  

haben das Wort.  

 

 

Ulrich Siegmund (AfD): 

 

Vielen Dank. - Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich habe heute anhand von neuen  

Argumenten versucht aufzuzeigen, warum die 

einrichtungsbezogene Impfpflicht und die Impf-

flicht für Soldaten politisch fragwürdig sind,  

wissenschaftlich fragwürdig sind und warum sie 

abzuschaffen sind. Ich habe das wirklich sachlich 

gemacht. Man kann mir das heute wirklich nicht 

anders unterstellen. 
 

(Hendrik Lange, DIE LINKE, lacht) 
 

Ich habe neun Argumente, neun Fakten vorge-

tragen. Ich stelle fest, anhand dieser Debatte 

wurde wieder deutlich, dass hier wirklich mit  

einer Aggression, mit Gefühlen, mit Emotionen 

dagegen vorgegangen wurde, ohne sich ein-

fach - - 

 

(Zurufe von den GRÜNEN: Oh! - Cornelia Lüd-

demann, GRÜNE: Ich werd gleich aggressiv! - 

Sebastian Striegel, GRÜNE: Gleich müssen 

wir heulen!) 

 

- Es ist doch schon wieder das Gleiche. Es ist wie 

im Kindergarten mit Ihnen. Ich frage mich wirk-

lich, was Sie für eine Kinderstube haben. Das er-

klärt aber auch, warum Sie in den jeweiligen 

Fraktionen sitzen, aber das ist eine andere 

Frage. 

 

Ich habe heute wirklich festgestellt, dass es in 

diesem Haus nicht möglich ist, wirklich einmal in 

einer Debatte einzelne Sachargumente darzu- 

legen. Besonders eindrucksvoll hat das wieder 

die Ministerin bewiesen. Sie haben sich einfach 

hinter dem Gerichtsurteil versteckt. Dabei muss 

man doch auch einmal differenzieren. 

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Das war auch ein-

drucksvoll!) 
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Ein Gerichtsurteil,  
 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Des Verfas-

sungsgerichts!) 
 

ein Verfassungsgerichtsurteil ist etwas ganz an-

deres als eine grundsätzliche politische Frage, 

ob etwas richtig ist für unser Versorgungs- 

system. Dabei ging es auch in unserem Antrag.  
 

(Beifall bei der AfD) 
 

Das sind zwei völlig verschiedene Paar Schuhe. 

Es wäre doch eine politische Entscheidung, 

wenn man sich dieser Argumente annehmen 

würde und anhand neuer Erkenntnisse und 

neuer Fakten politisch anders entscheiden 

würde. Sie alle haben doch bewiesen: Sie haben 

sich doch wieder ausschließlich auf die Daten-

lage bezogen, die ich in meiner Eingangsrede 

entkräftet habe. Das RKI argumentiert bis heute 

mit völlig veralteten Studien aus dem Juli und 

Oktober 2021. Das ist eine völlig veraltete Da-

tenlage. Trotzdem haben Sie diese heute wieder 

in den Mittelpunkt gerückt - auch Sie, Frau Rich-

ter-Airijoki. Sie sind nicht auf die Argumentation 

diesbezüglich eingegangen. Das stelle ich erst 

einmal so fest. 
 

(Dr. Heide Richter-Airijoki, SPD: Doch, bin 

ich!) 
 

Niemand ist auf meine individuelle Risikobe-

wertung eingegangen. Nebenwirkungen lassen 

sich nicht leugnen. Es ist völlig unabhängig und 

unerheblich, wie hoch deren Anzahl ist. Das ist 

doch völlig egal. Es muss doch trotzdem in An-

betracht der potenziellen Nebenwirkungen je-

dem Menschen selbst überlassen sein, erst 

recht in medizinischen Berufen, für sich selbst 

abzuwägen, ob es für einen selbst richtig ist. 
 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von Dr. Falko 

Grube, SPD) 
 

Niemand ist auf die drohende Pflegekatas- 

trophe eingegangen. Ich sage Ihnen ganz ehr- 

 

lich: Wenn die Menschen, die jetzt trotzdem 

noch aufopferungsvoll durchziehen und alles 

aushalten, was Sie machen, von heute auf mor-

gen abhauen würden, dann hätten wir alle hier 

ein riesengroßes Problem.  

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

Es ist nur diesen fleißigen und tapferen Men-

schen zu verdanken, dass wir überhaupt noch 

eine stabile Versorgung in diesem Land haben. 

 

(Beifall bei der AfD - Sebastian Striegel, 

GRÜNE: Die Allermeisten lassen sich impfen 

und jammern nicht so wie Sie!) 

 

Aber ich stelle fest - ich habe es, wie gesagt, 

wirklich sachlich versucht -, insbesondere der 

Argumentationsstand der SPD, der Ministerin, 

beruht auf einer Perspektive aus dem Elfenbein-

turm herab auf diese Menschen. Sie wissen gar 

nicht, wie das ist und in welcher Situation sich 

diese Menschen befinden. Man meint aus  

einem Parlament heraus zu wissen, was richtig 

für diese Menschen ist.  

 

(Zuruf von Olaf Meister, GRÜNE) 

 

Das ist die Grundursache für alle politischen 

Schieflagen in diesem Land. Das ist eine riesen-

große Schweinerei. Wir brauchen in diesem Par-

lament viel stärker die Stimme von den Men-

schen, die das alles ausbaden müssen. Dann 

hätten wir hier viel mehr richtige Entscheidun-

gen zu treffen. Das gehört auch zur Wahrheit 

dazu. 
 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der AfD: Ja-

wohl!) 
 

Für mich hat sich heute bestätigt: Diese Regie-

rung verfährt bei der gesamten Coronapolitik 

wie bei einer Religion und nichts anderes. - Vie-

len Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der AfD) 
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Siegmund, es gibt eine Frage von Frau  

Sziborra-Seidlitz. Möchten Sie die beantwor-

ten? 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD): 

 

Gern, natürlich. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann haben Sie die Chance, sie zu stellen. 

 

 

Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE): 

 

Als Erstes möchte ich feststellen, dass Sie mir ja 

wohl nicht zusprechen können, in Bezug auf 

Pflegende im Elfenbeinturm zu sitzen. Als je-

mand, der das explizit nicht tut, möchte ich das 

eher Ihnen zuschreiben. Wie Sie argumentieren, 

ist Elfenbeinturm und Rosinenpickerei. 

 

Aber jetzt zu meiner Frage. Ich habe Ihnen auf-

merksam zugehört bei Ihrer Behauptung, wir 

hätten uns mit Ihren Argumenten nicht aus- 

einandergesetzt. Ich habe das explizit getan und 

habe Ihnen stellvertretend für die gesamte  

Argumentation - denn in drei Minuten Redezeit 

kann man nicht alles auseinandernehmen - die 

Einschätzungen, die nicht ausschließlich meine 

sind, zu der sogenannten Studie von 

Prof. Matthes genannt. Darauf gehen Sie nicht 

mehr ein. Sie behaupten also, wir würden uns 

nicht auseinandersetzen, und behaupten in  

Ihrer Erwiderung wieder, niemand hätte sich 

auseinandergesetzt. Aber an der Stelle, an der 

Sie auseinandergenommen worden sind, gehen 

Sie nicht darauf ein. Können Sie dazu etwas  

sagen? 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 
 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Natürlich. - Darf ich? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Natürlich. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD): 

 

Zu dem Begriff „auseinandernehmen“ haben 

wir, glaube ich, zwei völlig verschiedene Vorstel-

lungen. 

 

(Olaf Meister, GRÜNE, lacht) 

 

Das muss man einmal ganz klar so sagen. Die 

Studie von Prof. Matthes betraf 40 000 Teilneh-

mer. Er hatte eine 40-fach höhere Impfkompli-

kationsrate festgestellt, als vom Paul-Ehrlich-

Institut angegeben. Sie war 40-fach höher! 

Selbst wenn - - 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie haben die 

Kritik an seiner Methode gehört? - Zuruf von 

Katja Pähle, SPD) 

 

- Lassen Sie mich doch einmal ausreden, Herr 

Striegel! Haben Sie keinen Respekt vor einer  

politischen Debatte? - Haben Sie nicht!  

 

Selbst wenn diese Studie methodische Fehler 

hat und nicht wissenschaftlich valide ist, was 

auch immer, ist die Komplikationsrate 40 Mal so 

hoch. 

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Das Ergebnis ist falsch! 

- Sebastian Striegel, GRÜNE: Haben Sie die 

Kritik gehört? - Weitere Zurufe - Unruhe) 

 

- Lassen Sie mich doch einmal ausreden! Lassen 

Sie mich doch bitte einfach einmal ausreden! 

Haben Sie keinen Anstand? 
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(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE - Wei-

tere Zurufe) 

 

Haben Sie keinen Anstand? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Warten Sie einmal; ganz ruhig. Ich gehe davon 

aus, dass die Abg. Sziborra-Seidlitz eine Frage 

gestellt hat, weil sie eine Antwort erhalten 

möchte. Insoweit müssten wir dem Kollegen 

hier vorn einmal die Gelegenheit geben, diese 

Antwort zu geben. Ich wäre sehr interessiert  

daran. Das würde es uns ermöglichen, in der  

Sitzung fortzufahren. 

 

Versuchen Sie es jetzt noch einmal, Herr Sieg-

mund. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD): 

 

Selbst wenn nur eine doppelt so hohe Kompli-

kationsrate festgestellt würde - - Also, unab-

hängig davon, wie hoch sie ist, würde ich als ver-

antwortungsvoller Politiker immer genauer hin-

schauen und - wie mein Kollege Scharfenort 

sehr richtig gesagt hat - selbst evaluieren, wis-

senschaftlich gern auf einer anderen Ebene. 

Aber man müsste doch erst einmal dieses 

Alarmzeichen erkennen: Mensch, da stimmt  

irgendetwas nicht; es gibt wissenschaftlich  

erwiesen eine deutliche Erhöhung. Wie exakt 

das ist, ist doch die zweite Frage. 

 

(Dr. Falko Grube, SPD, lacht)  

 

Aber als verantwortungsvoller Regierungspoli- 

tiker müsste man sich der Herausforderung stel-

len, das genau zu hinterfragen. Und das möch-

ten Sie einfach nicht. Das ist das Problemfeld. - 

Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Nun sind wir mit der Debatte fertig. Wir können 

zum Abstimmungsverfahren kommen.  

 

Abstimmung 
 

Es liegt nur der Antrag der AfD-Fraktion in der 

Drs. 8/1133 vor. Ich weiß nicht, ob jemand eine 

Überweisung beantragt hat. Wir haben den 

Wunsch danach nicht gehört. - Nein? - Gut. 

Dann führen wir eine Direktabstimmung durch. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung erteilt, 

den bitte ich um das Kartenzeichen. - Das ist die 

AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? - Das sind alle 

anderen Fraktionen im Haus. Gibt es Stimment-

haltungen? - Stimmenthaltungen gibt es nicht. 

Deswegen können wir diesen Tagesordnungs-

punkt beenden. Der Antrag ist mehrheitlich ab-

gelehnt worden. 

 

Vor dem Aufruf des nächsten Tagesordnungs-

punktes führen wir hier vorn einen Wechsel 

durch. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Meine Damen und Herren! Auf ein Weiteres, 

auf einen neuen Tagesordnungspunkt. Ich rufe 

auf den 

 

 

Tagesordnungspunkt 19 

 

Erste Beratung 

 

Bekenntnis zum Wiederaufbau der Klinik für 

Frauenheilkunde und Geburtshilfe in Bitter-

feld-Wolfen 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 8/1136 

 

Alternativantrag Fraktion DIE LINKE - 

Drs. 8/1166 
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Alternativantrag Fraktionen CDU, SPD und FDP - 

Drs. 8/1171 

 

Alternativantrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN - Drs. 8/1177 

 

 

Einbringen wird den Antrag der AfD-Fraktion 

Herr Roi. - Bitte. 

 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen 

und Herren! Krankenhäuser sind keine Geld-

druckmaschinen, Geburtenstationen sind es 

schon gar nicht. Die Frauenklinik und die Gebur-

tenstation in Bitterfeld-Wolfen müssen erhalten 

bleiben. Deshalb stemmt sich eine ganze Region 

seit zwei Jahren gegen die Kahlschlagpolitik der 

Landesregierung im Gesundheitswesen. Denn 

wie seit dem Jahr 2000 bereits an zwölf anderen 

Standorten in unserem Bundeslandland wurde 

die Geburtenstation in Bitterfeld-Wolfen im 

März 2020 geschlossen. 

 

Der willkommene Anlass hierfür war Corona. Im 

April 2020 beschloss der Aufsichtsrat, dass die 

Klinik für Frauenheilkunde und Gynäkologie mit 

der Geburtenstation geschlossen bleiben soll. 

Ein breiter Widerstand formierte sich. Das  

äußerte sich nicht nur in Ratsbeschlüssen der 

betroffenen kreisangehörigen Städte und Ge-

meinden oder Positionierungen aller Bürger-

meister im Altkreis Bitterfeld. Es äußerte sich 

auch auf Kundgebungen und in einer Petition, 

die innerhalb weniger Wochen mehr als 2 000 

Unterstützer fand. Zusammen mit anderen  

Aktionen stimmten innerhalb von acht Wochen 

mehr als 3 000 Bürger schriftlich für den  

Wiederaufbau der Frauenklinik in Bitterfeld mit 

der Geburtenstation - dies insbesondere auch 

wegen einer drohenden Unterversorgung im 

Bereich Bitterfeld-Wolfen mit seinen Nachbar-

kommunen. 

 

Doch das alles juckt weder die Landesregierung 

noch das Landesverwaltungsamt. Das ist an der 

Stelle bezeichnend. Warum ich das sage, hat fol-

genden Grund: Die aktuelle Situation ist die, 

dass der Landkreis beschlossen hat, eine Klage 

einzureichen, und parallel dazu mit dem Lan-

desverwaltungsamt verhandelt. Jetzt hören wir, 

dass die Ministerin bisher keine Stellungnahme 

dazu abgegeben hat. Ich erwarte, wenn Sie 

heute dazu sprechen, dass Sie sagen, wie die 

Landesregierung dazu steht. Deswegen habe ich 

das hier ausdrücklich gesagt. 

 

Denn man muss sich eines vorstellen: Der Kreis-

tag beschließt den Wiederaufbau der Frauenkli-

nik, nachdem Landrat Schulze im Juli im Auf-

sichtsrat zunächst den Antrag eingebracht 

hatte, dass sie geschlossen werden soll. Auf-

grund des Widerstandes nahm er diesen zurück. 

Im September 2020 beschloss der Kreistag, dass 

wieder aufgebaut werden soll, und gab die  

finanziellen Mittel frei. Daraufhin gab es noch 

einmal einen Beschluss und noch einmal einen 

Widerspruch.  

 

Der Kreistag hat es immer wieder bestätigt, bis 

der Bescheid des Landesverwaltungsamtes 

kam, der mit sofortiger Wirkung untersagt, wei-

tere Maßnahmen zu ergreifen. Dies geschah, 

nachdem ein neuer Geschäftsführer vorhanden 

war, der heute übrigens anwesend ist, und 

nachdem ein neuer Chefarzt und eine neue 

Oberärztin gefunden wurden, die gerade dabei 

waren, Hebammen für die Geburtenstation ein-

zustellen und dafür zu werben. Es gab eine groß 

angelegte Kampagne mit einem großen Plakat 

zum Frauentag: Ab 1. April 2022 wird in der 

Frauenklinik wieder operiert. Das Landesver-

waltungsamt untersagt uns jetzt mit sofortigem 

Vollzug, weitere Schritte zu unternehmen. Das, 

meine Damen und Herren, ist aus meiner Sicht 

ein Skandal. Wenn ein Kreistag beschließt, das 

Geld zur Verfügung zu stellen, wenn ein neuer 

Geschäftsführer vorhanden ist, der den Wieder-

aufbau will und gut umsetzt, wenn Leute gefun- 
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den werden und Fachkräfte in die Region geholt 

werden, dann kommt das Landesverwaltungs-

amt und sagt: Ihr dürft nicht weitermachen. Das 

kann so nicht sein, meine Damen und Herren! 

 

Genau deshalb braucht es den Antrag der AfD-

Fraktion. Genau deshalb braucht es uns. Wir 

stellen uns an die Seite der Bürger in unserem 

Kreis und kämpfen für deren Interessen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Insbesondere die Regierungsparteien CDU, SPD 

und FDP müssen endlich begreifen, dass  

Krankenhäuser ein wichtiger Teil der sozialen 

Daseinsvorsorge sind. Gerade in unserem länd-

lich geprägten Bundesland muss die Grundver-

sorgung in der Fläche erhalten werden. Denn 

sonst blutet der ländliche Raum noch weiter 

aus. Doch dafür braucht es eine Politik der kla-

ren Haltung. Diese Politik der klaren Haltung 

darf sich nicht nur ausdrücken durch irgendwel-

che Reden im Wahlkampf. Vielmehr braucht sie 

auch Taten. Wenn man die Gelder nicht zur Ver-

fügung stellt und die Haltung hat, dass man 

diese Krankenhäuser und Geburtenstationen 

nicht erhalten will, dann braucht es eben eine 

Opposition, die das anspricht. Deswegen 

braucht es auch den Antrag der AfD-Fraktion. 

 

Deshalb beantragen wir heute ein klares Be-

kenntnis zum Wiederaufbau der Frauenklinik in 

Bitterfeld inklusive der Geburtenstation, so wie 

es - das habe ich gerade angesprochen - der 

Wille des Kreistages ist. Denn leider ist diese De-

batte bitter nötig, da es um Finanzen geht.  

 

Wir haben in der letzten Legislaturperiode hier 

sehr oft die Diskussion über die Situation der 

Krankenhauslandschaft in Sachsen-Anhalt ge-

führt. Mein Kollege Ulrich Siegmund hat hier 

sehr oft die Zahlen genannt. Ich erinnere an der 

Stelle an die Studie des Instituts für Strukturpo-

litik und Wirtschaftsförderung. Demnach betrug 

das Volumen an fehlenden Investitionen in  

 

Krankenhäuser in Sachsen-Anhalt in den Jahren 

2006 bis 2017 etwa 1,5 Milliarden €. Allein im 

Jahr 2017 waren eigentlich 169 Millionen € er-

forderlich, die in die Kliniken hätten fließen 

müssen. Die Krankhäuser bekamen damals 

ganze 26 Millionen € für Investitionen. Das be-

deutet eine Lücke in Höhe von 143 Millionen €, 

die in nur einem Jahr im investiven Bereich zu 

verzeichnen war.  

 

In Bezug auf Bitterfeld kann man das auch auf 

einer Internetseite lesen. Das steht in unserem 

Antrag in der Begründung. Allein in einem Jahr 

fehlten 3,3 Millionen €, um nötige Investitionen 

zu tätigen. Ich erinnere an die Diskussion über 

das Herzkatheterlabor. Das hat der Kreistag 

auch schon finanzieren müssen, weil Land und 

Bund sich schrittweise aus der Finanzierung der 

Krankenhäuser zurückgezogen hatten. Auch 

deshalb braucht es unseren Antrag. Denn wir 

wollen insgesamt eine flächendeckende Versor-

gung im ländlichen Raum erhalten. Deshalb for-

dern wir in Punkt 4 unseres Antrages, endlich 

eine auskömmliche Finanzierung aller Kranken-

häuser im Land sicherzustellen. Das ist uns sehr, 

sehr wichtig. Denn wie gesagt: Der ländliche 

Raum blutet anderenfalls aus. 

 

In den letzten Jahren mussten wir allerdings er-

leben, wie die CDU und die SPD vor allem im 

Bund und im Land genau das Gegenteil betrie-

ben haben. Nicht nur haben sie Gelder systema-

tisch gekürzt, wie ich eben skizziert habe, und 

die Krankenhäuser dadurch kaputt gespart. 

Vielmehr kamen zahlreiche Gesetzesänderun-

gen von Ex-Gesundheitsminister und Pharma- 

lobbyist Jens Spahn hinzu. Auch diese befeuer-

ten den enormen Investitionsstau in den Kran-

kenhäusern. Ich erinnere an die Einführung des 

DRG-Systems - darüber haben wir hier auch 

sehr oft diskutiert - und damit einhergehend 

das Verbot der Querfinanzierung innerhalb der 

Kliniken zwischen den verschiedenen Be- 

reichen. Damit wurde bewusst eine Schieflage 

in den Krankenhäusern erzeugt. Zu dieser  
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Thematik kann ich Ihnen nur eines sagen: Für 

mich ist eine Geburtenstation kein Renditeob-

jekt. Es darf nicht Sinn und Zweck der Politik 

sein, dass wir das verlangen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Die Folgen all dieser Reformen von Herrn Spahn 

sind, dass es immer weniger kommunale  

Krankenhäuser gibt, ein erhöhter Investitions-

stau vorherrscht - ich habe es gerade ge-

sagt - und Liegedauern verkürzt werden. Es gibt 

viele andere Faktoren, über die Ulrich Siegmund 

hier gesprochen hat. 

 

Das Ergebnis auch dieser Reform ist nicht etwa 

eine gestärkte Versorgung in der Fläche. Es geht 

aus meiner Sicht, wenn man das alles einmal 

nüchtern betrachtet, um etwas ganz anderes: Es 

geht vor allem um Geld. Das Geld folgt nicht 

mehr der Leistung, sondern die Leistung folgt 

dem Geld. Das ist fatal, aber das ist politisch so 

gewollt. Das muss man an der Stelle einmal  

sagen. Das ist eben eine falsche Richtung, die 

die Politik eingeschlagen hat. 

 

Jetzt kommen wir zurück zu Bitterfeld. Parallel 

dazu, zu diesen Entwicklungen, schlägt die 

große Stunde der Gutachter, die uns akribisch 

vorrechnen, ab wann sich eine Geburtenstation 

angeblich nicht mehr rechnet. So war es auch in 

Bitterfeld, wo übrigens im Jahr 2019 mehr Kin-

der geboren wurden als in so manchem privaten 

hochprofitablen Krankenhaus. 

 

Der beauftragte Gutachter ist in den meisten 

Fällen die WRG Consulting GmbH; auch darüber 

hat Ulrich Siegmund in einigen Debatten schon 

gesprochen. Ist dieser beauftragte Gutachter in 

den kommunalen Kliniken erst einmal da, folgt 

immer dasselbe Spiel: Die Abnicker - meistens 

von den großen Parteien, die schon länger hier 

sitzen - in den Aufsichtsräten beschließen dann 

artig die Schließung ganzer Stationen und ebnen 

damit den Weg zu Übernahmen durch private  

 

Großkonzerne. Dahinter steckt System. Das 

müssen wir stoppen, meine Damen und Herren. 

 

(Beifall bei der AfD)  

 

Eines ist klar, wenn die erste Station wegbricht 

oder gar ganze Fachkliniken schließen müssen, 

aus finanziellen Gründen, dann wirkt sich das 

natürlich immer auf das gesamte Haus aus. Das 

fängt beim Image an und hört beim Patienten 

auf. Und es hört auch damit auf, dass man in der 

Zukunft die Patienten in andere Kliniken treibt, 

um es einmal so zu sagen, und dann auch in den 

anderen Fachkliniken finanzielle Einbußen hat. 

 

Genau das dürfen wir nicht machen. Wir wollen 

unsere Heimat entwickeln und den Trend 

durchbrechen. Das ist unser Auftrag. Ohne  

Kinder gibt es keine Zukunft. Aber es braucht 

Geburtenstationen in der Fläche, um eine  

Region zukunftsfest zu machen. 

 

Über die demografische Katastrophe mit all  

ihren Folgen über die Jahrzehnte hinweg will ich 

jetzt gar nicht sprechen. Diese ist natürlich poli-

tisch verursacht. Die Region Bitterfeld-Wolfen 

mit seinen Nachbargemeinden Sandersdorf-

Brehna, Raguhn-Jeßnitz, Muldestausee und  

Zörbig stemmt sich gegen diesen Trend. 

 

Ich habe das schon einmal an anderer Stelle im 

Kreistag gesagt: Die Kitas sind voll; der Zuzug 

aus der Region Leipzig ist spürbar. Er ist auch 

messbar. Ich glaube, der neue Chefarzt kommt 

sogar aus der Region. Im Übrigen haben wir dort 

in den Kommunen überall starke AfD-Fraktio-

nen, die sich dafür einsetzen und die sich, wie 

gesagt, an dem Widerstand beteiligen und  

parteiübergreifend - auch das will an der Stelle 

sagen - diesen Widerstand organisiert haben. 

 

Wir haben in vielen Kommunen neue Bauge-

biete, wir haben ganze Stadtteile ausgewiesen, 

ob das nun in Muldestausee oder in Bitterfeld 

ist. Die Geburtenrate je Frau ist gestiegen, nicht  
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nur in Bitterfeld, sondern auch in Sachsen-An-

halt, entgegen den Landesprognosen. Auch das 

muss man einmal zur Kenntnis nehmen. Wir 

brauchen eine ganzheitliche Politik. Man kann 

nicht nur sagen, wir müssen Familien stärken, 

sondern man muss auch die Grundvorsorge er-

halten und darf sie nicht abwickeln. Genau das 

wollen wir mit unserem Antrag erreichen. Wir 

brauchen die flächendeckende Versorgung. 

 

Vielleicht noch ein Punkt zum Thema Hebam-

men.  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Herr Roi, aber kurz bitte, ja. 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Ja, ganz kurz: Anhalt-Bitterfeld ist nach dem 

Saalekreis der Landkreis mit dem höchsten 

Mangel an Hebammen. Ich will eine Zahl nen-

nen: Dort gibt es 1 800 Frauen im gebärfähigen 

Alter je freiberufliche Hebamme - 1 800! Der 

Landesdurchschnitt liegt bei 995. Das heißt, wir 

haben dort ein erhebliches Problem im Bereich 

der Geburtshilfe. Deswegen müssen wir uns als 

Landtag klar zu dieser Geburtenstation beken-

nen. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der AfD)  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Herr Roi. - Jetzt nimmt die Landes-

regierung Stellung in Person von Frau Ministerin 

Grimm-Benne. - Frau Grimm-Benne, bitte. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren Abgeordneten! Mit  

 

dem Koalitionsvertrag in der achten Legislatur-

periode haben die regierungstragenden Par-

teien ein klares Bekenntnis zu einer flächende-

ckenden Krankenhausversorgung auf hohem 

Niveau abgegeben. Konkret heißt es darin:  

 

„Eine Diskussion über die Schließung einzel-

ner Krankenhäuser wird vonseiten des  

Landes nicht geführt. Die Trägervielfalt 

bleibt erhalten. Auf der Basis der existieren-

den Standorte wird die medizinische Grund-

versorgung gesichert.“  

 

- Dazu steht die Landesregierung nach wie vor.  

 

Wir alle wissen um die Herausforderungen, die 

unser Gesundheitssystem in der stationären 

Versorgung in den nächsten Jahren zu meistern 

hat. Unser Land verändert sich, und das nicht 

nur in demografischer Hinsicht. 

 

Um die bestehenden Standorte der medizini-

schen Grundversorgung zu sichern, sind wir des-

halb bereit, sehr viel Geld in die Hand zu neh-

men. Bis zum Jahr 2026 sind das voraussichtlich 

und einschließlich der pauschalen Fördermittel 

mehr als 700 Millionen €. Damit dieses Geld 

aber tatsächlich dorthin fließt, wo es den meis-

ten Nutzen stiften kann, wird ein Gutachten zur 

Krankenhauslandschaft in Auftrag gegeben. 

Auch das haben wir so im Koalitionsvertrag be-

schlossen. 

 

Daneben - Sie haben es schon angespro-

chen - setzt die Bundesregierung eine Kommis-

sion insbesondere zur Zukunft der Kranken-

hauslandschaft - hierbei geht es vor allen Din-

gen um deren Finanzierung - ein. Dennoch 

möchte ich jetzt in der Debatte um die nationa-

len Strukturen der stationären Versorgung nicht 

viele Worte verlieren, sondern konkret zum 

Standort Bitterfeld-Wolfen sprechen.  

 

Dazu will ich deutlich machen, dass es nicht eine 

Entscheidung des Landes war, im Jahr 2021, 

während der Pandemie, den Krankenhaus- 
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standort hinsichtlich der Geburtsstation und der 

Frauenstation zu schließen; vielmehr war 

es - Herr Roi, Sie haben es schon ausge-

führt - eine Entscheidung des damaligen Land-

rates und des Landkreises. 

 

Sie wissen so gut wie ich, dass die Landkreise 

nach § 2 Abs. 1 unseres Krankenhausgesetzes 

die Sicherstellung der Krankenhausversorgung 

als Aufgabe des eigenen Wirkungskreises  

haben. Als der Landkreis sich entschieden hat, 

die Fachklinik situationsbedingt zu schließen, 

musste er gegenüber dem Land und auch dem 

Landesverwaltungsamt anzeigen, dass es nicht 

zu einer Unterversorgungssituation in der  

Region kommt, wenn diese Schließung ansteht. 

Sie war zum damaligen Zeitpunkt vonnöten, 

weil insbesondere kein Personal vorhanden 

war. Deshalb musste man so handeln.  

 

Deswegen besteht nun ein Streit mit dem Lan-

desverwaltungsamt. Der Landkreis hat versi-

chert, dass die Versorgung durch die Schließung 

der Fachklinik am Standort Bitterfeld nicht ge-

fährdet ist. Insoweit kommt der Landkreis auch 

ohne die Wiedereröffnung der Fachklinik seiner 

gesetzlichen Sicherstellungsaufgabe nach. 

 

Nach dem großen Protest im Kreistag wurde 

nun die Argumentation umgedreht. Jetzt geht 

der Streit um die Frage: Besteht eine Unterver-

sorgung, bei der das Land einschreiten muss,  

oder besteht sie nicht? Es ist versichert worden, 

dass neben der Fachklinik in Bitterfeld-Wolfen 

die Städte Köthen, Dessau-Roßlau und Halle mit 

entsprechenden Leistungen zur Verfügung  

stehen. Insbesondere hat der Landrat damals 

die Universitätsklinik Halle in die Kooperation 

einbezogen, die die Geburtshilfe übernehmen 

sollte. - Das alles lassen Sie hierbei völlig weg.  

 

Deswegen sage ich hier noch einmal ganz deut-

lich: Ich glaube, die Kliniken haben nur eine Zu-

kunft, wenn im Kreistag tatsächlich ernsthaft 

über die Kooperationen befunden wird, die wir  

 

als Land schon zu prüfen erbeten haben - sei es 

mit Wittenberg, sei es mit Dessau; die Universi-

tätsklinik Halle z. B. macht das mit Merseburg -, 

um dort sowohl eine Geburtsstation als auch 

eine Frauenstation zu erhalten.  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Frau Grimm-Benne. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Ja, ich weiß, ich muss zum Schluss kommen.  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Ja, bitte. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Aber jetzt zu sagen: Das Land muss handeln, das 

Land muss das wieder aufbauen - so einfach ist 

die Situation nicht. Ich denke, der Landkreis hat 

noch Hausaufgaben zu machen; er hat insbe-

sondere mit uns darüber zu sprechen, wie man 

bei solchen Kooperationen auch genügend 

Fachpersonal und - Sie haben es gerade ange-

sprochen - genügend Hebammen hat, damit 

man das qualitätsgerecht dort wieder aufbauen 

kann. - So weit von mir. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Damit hat Frau Grimm-Benne ihre Redezeit um 

mehr als eine Minute überzogen. Ich stelle die 

Überschreitung um eine Minute fest. - Herr Roi, 

bitte. 
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Daniel Roi (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Ministerin 

Grimm-Benne, der Kreistag hat nicht beschlos-

sen, dass die Klinik zugemacht wird. Sie ist, noch 

bevor der Aufsichtsrat einen knappen Beschluss 

gefasst hat, geschlossen worden; das wollen wir 

erst einmal festhalten. Unmittelbar nachdem 

der Aufsichtsrat das beschlossen hatte, gab es 

diesen großen Protest. Der Landrat hat seine  

eigene Beschlussvorlage im Kreistag zurückge-

zogen und der Kreistag hat mit großer Mehrheit 

den Wiederaufbau beschlossen. Nicht mehr und 

nicht weniger. 

 

Das heißt, wenn Sie von   d e m   Landkreis spre-

chen, dann müssen Sie richterweise auch sagen, 

dass die politischen Gremien, die den Landkreis 

dort vertreten, sich alle für den Erhalt des  

Krankenhauses ausgesprochen haben. 

 

Das, was Sie jetzt hier wiedergeben, ist ein Satz.  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Herr Roi, Sie wollten eine Frage stellen. Sie woll-

ten nicht ein Korreferat halten. 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Ja, ich stelle eine Frage, und zwar ist es aktuell 

so - ich hatte es skizziert -, dass der Kreis per 

Kreistagsbeschluss gegen die Entscheidung des 

Landesverwaltungsamtes klagt. Parallel dazu 

will er aber ein Gespräch mit Ihnen führen.  

Gestern wurde im Finanzausschuss des Kreis- 

tages eindeutig gesagt: Das Landesverwaltungs-

amt wartet seit vier Wochen auf eine Stellung-

nahme aus Ihrem Haus. Können Sie heute hier 

sagen, wie Sie nun dazu stehen oder wie Sie 

nicht dazu stehen? Die Leute warten darauf. 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Herr Roi, jetzt reicht es. Es hat lange gedauert, 

bis Ihre Frage kam. - Frau Grimm-Benne, bitte. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 
In der Tat habe ich aus dem Widerspruchsbe-

scheid zitiert. Es gibt nicht nur eine mündliche 

Aussage, sondern der Landkreis hat mit Schrei-

ben vom 22. April gegenüber der Kommu-

nalaufsicht eingeschätzt, dass es keine Unter-

versorgung in der Region gibt. Daraus wurde ge-

schlussfolgert, dass die Schließung des Fach- 

klinikums am Standort Bitterfeld die Versorgung 

nicht gefährdet. Das ist eine schriftliche Aus-

sage, die der Landrat getroffen hat, um die Ent-

scheidung zu der Schließung, die er damals ge-

troffen hat, zu begründen. Nicht mehr und nicht 

weniger habe ich gesagt.  

 
Diese Begründung wird nun einer Überprüfung 

durch den Kreistag unterzogen. Hierbei geht es 

um die Frage: Ist eine Unterversorgung gegeben 

- ja oder nein? Zu diesem Streit ist jetzt ein Kla-

geverfahren eingeleitet worden. Es gilt, dessen 

Ausgang erst einmal abzuwarten. Eine Mittelbe-

hörde wird nicht ein Ministerium zur Stellung-

nahme auffordern; vielmehr haben wir uns mit 

Blick auf die heutige Debatte den Vorgang noch 

einmal selber gezogen. Wir sind im Augenblick 

noch nicht zur Stellungnahme aufgefordert 

worden. 

 
Ich hätte mir gewünscht - das ist mit dem neuen 

Geschäftsführer leider noch nicht passiert -, 

dass er sich bei uns gemeldet hätte, um diese 

Problematik zu erörtern, insbesondere die  

Kooperationsmöglichkeiten mit anderen Kli- 

niken. 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Frau Grimm-Benne. - Die nächste 

Frage hat der Abg. Herr Loth angemeldet. 

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Grimm-Benne, der Kollege 

Roi hat zwei Themen behandelt. Das eine war 

das Krankenhaus Bitterfeld. Das andere war die 

Krankenhauslandschaft. Die Krankenhausland-

schaft ist unterfinanziert. Darüber brauchen wir 

uns nicht weiter zu unterhalten. Das ist so. Das 

wissen auch Sie. 

 

Sie haben jetzt aber darauf abgezielt, dass Sie 

gerade zu Bitterfeld nichts sagen können, weil in 

Bitterfeld wohl die Finanzierung noch nicht ge-

klärt ist. Es ist nun aber so: Der Kreistag hat be-

schlossen, Geld für die Frauenklinik zur Ver- 

fügung zu stellen, für die Geburtenstation. Dann 

hat das Landesverwaltungsamt gesagt, ihr 

könnt das nicht, ihr dürft das nicht, wir verbie-

ten euch sofort, hier weitere Investitionen zu 

machen. 

 

Es gibt also von der kommunalen Ebene - - 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Herr Loth, auch Sie bitte ich, eine Frage zu stel-

len und nicht ein Korreferat zu halten. 

 

 

Hannes Loth (AfD):  

 

Ja. - Es gibt also von der kommunalen Ebene, 

vom Kreistag, der immer so autark handeln darf, 

wegen dieser Trennung von allem Möglichen, 

den Wunsch, das zu machen. Jetzt kommt Ihr 

Landesverwaltungsamt und sagt: Nein, das geht  

 

nicht. Wieso verbietet das Landesverwaltungs-

amt dem Landkreis, diesen Beschluss umzuset-

zen, der die Frauenklinik mit eigenem Geld  

retten möchte?  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Frau Grimm-Benne, bitte. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Ich habe schon einmal zitiert, dass das nach un-

serem Krankenhausgesetz eine Aufgabe des  

eigenen Wirkungskreises ist, aber nur dann, 

wenn es notwendig zur Versorgung der Be- 

völkerung ist - in diesem Zusammenhang mit 

Leistungen der Geburtshilfe und der Frauenheil-

kunde. Diese Versorgung, so hat der Landkreis 

selber eingeschätzt, ist mit der Schließung nicht 

gefährdet, weil er zu dem damaligen Zeitpunkt 

das Krankenhaus schließen wollte. Das wissen 

auch Sie. 

 

Es gab eine Kooperation mit Dessau, die hat 

man einseitig aufgekündigt. Man wollte in der 

Pandemie diesen Standort schließen und das an 

die Universitätsklinik nach Halle geben. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Frau Grimm-Benne, vielen Dank. - Herr Hövel-

mann. 

 

 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Ministerin, 

erst einmal Danke, dass Sie noch einmal die  

Widersprüchlichkeiten des gesamten Verfah- 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 19.05.2022 | Stenografischer Bericht 8/21 

 

 

146 

rens der letzten Jahre dargestellt haben. Ich 

glaube, das gehört zur Wahrheitsfindung tat-

sächlich dazu.  

 

Dennoch meine Frage: Nun ist es so, dass der 

Landkreis sich bekannt hat, mit eigenen Haus-

haltsmitteln mitzuhelfen, diese Station wieder 

zu errichten, und das Landesverwaltungsamt 

sagt: Nein. Können Sie nachvollziehen, dass das 

vor Ort nicht nachvollziehbar ist, in dem Wissen, 

dass wenige Kilometer weiter entfernt, nämlich 

im Burgenlandkreis, genau dasselbe passiert, 

 

(Zuruf von der AfD: Es ist passiert!) 

 

nämlich dass der Kreistag beschlossen hat, mit 

eigenen Haushaltsmitteln eine Klinik im Land-

kreis zu unterstützen, die zudem noch in priva-

ter Trägerschaft ist? Können Sie nachvollziehen, 

dass das vor Ort zu Widerspruch führt? 

 

(Zustimmung von Daniel Roi, AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Frau Grimm-Benne, bitte. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Natürlich kann ich das nachvollziehen. Ich habe 

mich damals in Naumburg und in Zeitz sehr da-

für eingesetzt, dass der Standort dort erhalten 

bleibt. Dabei ging es auch darum, gerade auch 

bei der Versorgung im ländlichen Raum die Ge-

burtshilfe wohnortnah anzubieten. Rein poli-

tisch ist unsere Forderung bis hin zum Bund, 

dass Geburtshilfe zur Grundversorgung gehört, 

dass man sozusagen eine Vorhaltung finanziert 

und dass man das nicht nur rein nach Fällen be-

urteilt. Das kennen Sie. Aber das würde jetzt in 

der Situation in Bitterfeld-Wolfen nicht helfen. 

Jetzt befindet sich das Verfahren bereits im Kla- 

 

geverfahren. Es ist auch kein Vorgang, den wir 

als Fachaufsicht behandelt haben, sondern die 

Kommunalaufsicht. Dabei wird natürlich immer 

darauf geachtet, wie ein Landkreis tatsächlich in 

finanzieller Hinsicht aufgestellt ist und ob er sich 

dieser freiwilligen Aufgabe stellen kann. 

 

Ich habe versucht, die Widersprüchlichkeit noch 

einmal deutlich zu machen, warum das Landes-

verwaltungsamt zu dieser ablehnenden Ent-

scheidung gekommen ist. Der Landkreis selbst 

hat diese Schließung zunächst unterstützt.  
 

(Zuruf von der AfD) 
 

Jetzt wird die Argumentation auf Druck des 

Kreistages, der Bevölkerung berechtigterweise 

umgedreht, und es wird gesagt, dass es dort na-

türlich eine Unterversorgung gibt. Das ist im  

Augenblick der Streitpunkt.  

 

Ich habe mich bislang vermittelnd eingesetzt. 

Ich habe auch gegenüber den Kreistagsfraktio-

nen, die mich gefragt haben, gesagt, dass die  

Lösung im Grunde genommen wäre, dass man 

sich nicht allein auf den Weg des Wiederauf-

baus macht, sondern dass man gucken sollte, 

wie man entweder die alte Kooperation mit 

dem Krankenhaus in Dessau wieder aufleben 

lassen könnte - da hat es sehr gute, auch ärzt- 

liche Verbindungen gegeben - oder aber, wenn 

man es neu aufbaut, dennoch in Kooperation zu 

gehen. Das ist auch, glaube ich, das, was das 

Landesverwaltungsamt empfohlen hat, mög-

licherweise mit Wittenberg Kooperationen auf-

zubauen. Investitionen und das Geld sind das 

eine. Das Personal ist das andere. Wir müssen 

tatsächlich die Qualitätsanforderungen erfül-

len. Deswegen brauchen wir das notwendige 

Fachpersonal.  
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Jetzt noch eine kurze Nachfrage und eine kurze 

Antwort. 
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Holger Hövelmann (SPD): 

 

Frau Ministerin, wären Sie bereit, den Konflikt 

zwischen der fachlichen Bewertung und der 

kommunalaufsichtlichen Bewertung mit Ihrer 

Kabinettskollegin Frau Dr. Zieschang zu bespre-

chen? 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Bitte. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Natürlich besprechen wir das. Ich möchte gern 

einladen. Ich würde es gern sehen, wenn der 

Landrat und der neue Geschäftsführer zu uns ins 

Haus kommen würden, um ihre Vorstellungen 

darzustellen. Vielleicht können wir mit anderen 

Verbindungen, anderen Krankenhäusern eine 

Unterstützung leisten. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Sie haben es insgesamt sehr ausführlich darge-

legt. Vielen Dank, Frau Ministerin Grimm-

Benne. - Wir steigen in die Debatte ein. Es 

wurde eine Redezeit von drei Minuten je Frak-

tion vereinbart. Da allerdings überzogen wor-

den ist, können wir jedem Redner eine Redezeit 

von bis zu vier Minuten zugestehen. Frau 

Dr. Schneider hat das Wort. 

 

 

Dr. Anja Schneider (CDU): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen der Fraktionen! Wir wissen, 

dass wir in Sachsen-Anhalt über eine sehr mo-

derne und anpassungsfähige Krankenhausland-

schaft verfügen. Das wissen wir nicht erst seit  

 

der Bewältigung der Coronakrise, der pandemi-

schen Lage in den letzten zweieinhalb Jahren, 

sondern wir finden landein landaus viele her-

vorragende Beispiele für die Leistungsfähigkeit 

in Medizin und Pflege. Dazu tragen nicht nur die 

Universitätskliniken bei, sondern es tragen alle 

Krankenhäuser in den Kreisen dazu bei, und 

zwar von der Grund- bis zur Maximalversor-

gung, und auch weitere Strukturen in den länd-

lichen Räumen und in den städtischen Zentren. 

 

Ziel unserer Politik muss es sein, dass das beste-

hende Netz gefestigt wird und dass sinnstif-

tende und strukturelle Weichen für die Zukunft 

gestellt werden. Es ist bereits angesprochen 

worden. Natürlich ist die Finanzierung ein Dreh- 

und Angelpunkt, aber andere Faktoren stehen 

genauso im Fokus: die Leistungsfähigkeit des 

Gesundheitssystems, und zwar im landesweiten 

Verbund - die Ministerin hat es bereits ange-

sprochen -, die Fachkräftegewinnung - darüber 

sprechen wir fast jedes Mal im Landtag -, die  

Attraktivität der Arbeitsplätze und der  

Arbeitsumgebung, insbesondere auch in den 

ländlichen Räumen, der Aufbau von digitalen 

Strukturen usw. 

 

Für die Entwicklung von einzelnen Standorten 

vor Ort stehen wir als Regierung deshalb in en-

ger Abstimmung mit unseren Kommunen, um 

die Daseinsvorsorge zu sichern. Denn Land-

kreise und kreisfreie Städte spielen für die  

Sicherung der Daseinsvorsorge und insbeson-

dere auch im Gesundheitswesen die entschei-

dende Rolle. Sie sind Träger des Sicherstellungs-

auftrages für die stationäre medizinische Ver-

sorgung des öffentlichen Gesundheits- wie auch 

des Rettungsdienstes. Ganz oft sind sie darüber 

hinaus auch selbst Träger von Krankenhausein-

richtungen. 

 

Bezugnehmend auf den Antrag der AfD-Fraktion 

können wir feststellen, dass die Daseinsvor-

sorge der Frauenheilkunde und Gynäkologie im 

Gesundheitszentrum Bitterfeld-Wolfen durch  

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 19.05.2022 | Stenografischer Bericht 8/21 

 

 

148 

die Entscheidungen des Kreistages bereits 

grundlegend gesichert ist. Sowohl das statio-

näre als auch das ambulante Angebot der Frau-

enklinik gehen weit über ein 08/15-Angebot 

hinaus. Unser Dank gilt dem Engagement der 

Vertreter in Bitterfeld-Wolfen für die Erfüllung 

ihrer kommunalen Verantwortung und Auf-

gabe.  

 

Deshalb bitten wir Sie um Unterstützung und 

Zustimmung zum Alternativantrag der Koali-

tion. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD und 

bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Dr. Schneider. - Es folgt Frau 

Buchheim für die Fraktion DIE LINKE. - Frau 

Buchheim, bitte. 

 

 

Christina Buchheim (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank. - Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Gesundheit ist 

keine Ware. Unter diesem Slogan hat meine 

Partei im Jahr 2020 Kundgebungen und Mahn-

wachen zum vollständigen Erhalt der Fachklinik 

für Frauenheilkunde und Geburtshilfe im Ge-

sundheitszentrum Bitterfeld-Wolfen abgehal-

ten, nachdem die dauerhafte Schließung dieser 

Fachabteilung im letzten verbliebenen kommu-

nalen Krankenhaus in Anhalt-Bitterfeld zur  

Debatte stand. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Zur Unterstützung wurden mehr als 1 200 Un-

terschriften gesammelt und dem damaligen 

Landrat überreicht. Im September stimmte der 

Kreistag der Bewilligung entsprechender finan-

zieller Mittel für die Wiedereröffnung der  

 

Frauenklinik, um die ortsnahe Versorgung  

sicherzustellen. Das wiederum brachte die SPD 

in der Kreisstadt Köthen auf den Plan, die mit 

Zustimmung von CDU und FDP per Stadtratsbe-

schluss die Rechtmäßigkeit des Kreistagsbe-

schlusses beim Landesverwaltungsamt prüfen 

ließ. 

 

Anfang Juli 2021 beanstandete dieses schließ-

lich den Beschluss des Kreistages. Dieser ging in 

Widerspruch und muss nun gegen die Beanstan-

dungsverfügung des Landesverwaltungsamtes 

klagen. Dem Landkreis wird vorgeworfen, mit 

der Beschlussfassung eine zusätzliche freiwillige 

Leistung übernommen zu haben, welche un-

wirtschaftlich und deren Übernahme während 

der Haushaltskonsolidierung unzulässig sei. 

 

Meine Damen und Herren! Krankenhäuser sind 

nicht dafür da, Profite zu machen, sondern den 

Menschen als Teil der Daseinsvorsorge zu  

dienen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Das Gesundheitssystem ist auf Kante genäht. 

Krankenhäuser sind auf Effizienz und Gewinn 

getrimmt, mit dem Effekt, dass Personal redu-

ziert wurde und immer mehr Fachabteilungen 

geschlossen wurden. Daneben wurde nicht ge-

nug in die Ausbildung von medizinischem Perso-

nal und in die Ausstattungen der Kliniken inves-

tiert. Deshalb gehört die Krankenhausfinanzie-

rung auf den Prüfstand und nicht das Engage-

ment der Ehrenamtlichen im Kreistag, die für 

eine gute Gesundheitsversorgung im ländlichen 

Raum kämpfen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Der Kreistag hat die finanziellen Weichen für die 

Wiedereröffnung der Geburtsklinik gestellt. Mit 

der Einstellung eines neuen Geschäftsführers, 

der heute hier anwesend ist - das wurde schon 

gesagt - hat sich das Gesundheitszentrum mitt- 
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lerweile strategisch neu aufgestellt und neue 

Perspektiven eröffnet, die durch das Agieren 

des Landesverwaltungsamtes nun konterkariert 

werden. Hierbei bedarf es dringend eines poli- 

tischen Umdenkens. 

 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es darf 

nicht so weitergehen. Die Menschen in den 

Kommunen brauchen Versorgungssicherheit 

und wir brauchen einen gemeinwohlorientier-

ten Wiederaufbau des Gesundheitssystems. 

 
(Beifall bei der LINKEN) 

 
Die Bevölkerung hat ein Recht auf eine öffent-

lich organisierte, wohnortnahe, kosten- 

deckende und bedarfsgerechte Krankenhaus- 

finanzierung. Der Protest der Menschen aus Bit-

terfeld-Wolfen gegen die Schließung der Fach-

kliniken war wichtig. An dieser Stelle möchte ich 

all denjenigen danken, die diesen Protest unter-

stützt und damit dazu beigetragen haben, diese 

Fachbereiche als Teil der Grundversorgung im 

Gesundheitswesen, die in einer Kommune wie 

Bitterfeld-Wolfen vorgehalten werden müssen, 

zu erhalten. 

 
(Zustimmung bei der LINKEN - Beifall bei der 

AfD) 

 
Deshalb fordern wir den Stopp der Privatisie-

rungen und einen Schutzschirm für die verblie-

benen kommunalen Krankenhäuser. 

 
(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 

Hannes Loth, AfD) 

 

 
Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 
Frau Buchheim, Sie achten auf die Uhr? - Das 

war jetzt schon die eine zusätzliche Minute län-

ger. 

 

Christina Buchheim (DIE LINKE): 

 

Ja, aber auch bei mir gilt, dass ich länger reden 

kann, weil die Ministerin länger geredet hat. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war der Fall. Es war schon eingepreist. Das 

waren schon die vier Minuten. 

 

 

Christina Buchheim (DIE LINKE): 

 

Der Antrag der AfD-Fraktion trägt dem Gebot 

der Gewaltenteilung nicht Rechnung. Sie haben 

immer das Problem, dass Sie das missachten. 

Deswegen ist der Antrag nicht zustimmungs- 

fähig. Der Alternativantrag der Koalitionsfrak- 

tionen ist nichtssagend. Ich werbe daher um Zu-

stimmung zu unserem Antrag. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Jetzt spricht Herr Pott für die FDP-Fraktion. 

 

Um Irritationen vorzubeugen, weise ich darauf 

hin: Wir haben die Redezeit schon auf vier Mi-

nuten eingestellt wird. Wenn es gelb und rot 

wird, dann ist das durchaus ernst zu nehmen. 

 

(Marco Tullner, CDU: Aber bei rot mehr als 

bei gelb!) 

 

 

Konstantin Pott (FDP): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Generell ist das 

Thema der medizinischen Versorgung in den 

ländlichen Regionen eines, welches wir in der  
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Vergangenheit bereits häufiger diskutiert haben 

und welches uns mit Sicherheit auch in den 

kommenden Monaten noch das eine oder an-

dere Mal beschäftigen wird. Das ist auch richtig 

so; denn es ist ein Thema, das die vor Ort be-

troffenen Menschen beschäftigt. 

 

Bei diesem speziellen Fall der Klinik für Frauen-

heilkunde und Geburtshilfe in Bitterfeld-Wolfen 

ist die Situation etwas komplizierter. Die aktuel-

len rechtlichen Streitigkeiten, die bereits ge-

nannt wurden, sind welche, in die sich das Land 

nicht einfach so einmischen sollte. Vielmehr 

sollten wir den Ausgang abwarten. 

 

Unsere FDP-Kreistagsfraktion hat sich vor Ort 

dem Einspruch gegen die Entscheidung des Lan-

desverwaltungsamtes angeschlossen. Genau 

das zeigt, dass sich der Kreis selbst verwalten 

und eigenständig diese Entscheidung treffen 

möchte. Wir sollten nicht leichtsinnig ein- 

greifen. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

Genau das greift der Alternativantrag der Koali-

tionsfraktionen auf. 

 

Lassen Sie mich zum Abschluss noch zwei Dinge 

dazu sagen. Wir brauchen keine Doppelstruk- 

turen. 

 

(Zustimmung von Andreas Silbersack, FDP) 

 

Wir wissen, dass in der Vergangenheit das An-

gebot der Frauenheilkunde und der Geburts-

hilfe am Standort Bitterfeld-Wolfen nicht in 

dem Maße angenommen wurde, wie man sich 

das vielleicht gewünscht hat. Deswegen muss 

man bei solchen Angeboten immer schauen, 

wie sinnvoll sie sind. Ebenfalls muss für solche 

Angebote das Personal vorhanden sein. Auch 

das war in der Vergangenheit für diesen Stand-

ort schwer zu finden. Das wird in Ihrem Antrag 

nicht aufgegriffen. 

 

Deshalb ist es aus unserer Sicht wichtig, die ge-

samte Situation zu betrachten. Das leistet der 

Alternativantrag der Koalitionsfraktionen. Des-

halb bitte ich Sie, diesem zuzustimmen. - Vielen 

Dank. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Pott, Sie waren richtig präzise und schnell. 

- Jetzt ist Frau Sziborra-Seidlitz für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an der Reihe. - „Prä-

zise und schnell“ war keine inhaltliche Bemer-

kung, sondern es war eine rein auf die Rede-

dauer bezogene Bemerkung. - Frau Sziborra-

Seidlitz. 

 

 

Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE): 

 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und  

Herren! Lassen Sie mich zu Beginn mit zwei, drei 

Fakten anfangen, um der Legendenbildung der 

AfD an dieser Stelle entgegenzutreten, das Land 

hätte die hiesigen Kliniken vorsätzlich kaputtge-

spart. 

 

Schauen wir einmal auf die Krankenhausförde-

rung der letzten Jahre. Im Jahr 2016 waren es 

24,1 Millionen €. Mit der Kenia-Koalition ging es 

dann stetig aufwärts. Im Jahr 2020 waren es 

55 Millionen €. Im Jahr 2021 waren es 62 Millio-

nen € und im Jahr 2022 sind es 81 Millionen €. 

 

(Hannes Loth, AfD: Und wie hoch ist der Be-

darf?) 

 

Es gab und gibt also einen stetigen Aufwuchs 

der Mittel. Ich will an dieser Stelle nicht falsch 

verstanden werden. Natürlich ändern auch 

diese steigenden Mittel nichts daran, dass die 

Investitionsförderung für die Kliniken chronisch 

zu niedrig ist. Wir alle führen hier seit Jahren  
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ehrliche Debatten darüber, dass wir als Land 

einfach nicht in der Lage sind, den Investitions-

bedarf, den die Krankenhausgesellschaft nach-

vollziehbar anmeldet, nachhaltig zu decken. Wir 

brauchen dazu Lösungen auf der Bundesebene, 

um die duale Krankenhausfinanzierung an die-

ser Stelle fortzuentwickeln. 

 

Was mich an Ihrem Antrag wirklich auf die 

Palme bringt, ist das übliche Verfahren, die 

Frechheit, mit der Sie hier Honig saugen wollen. 

 

Da machen sich Akteurinnen vor Ort darum ver-

dient, die Frauenheilkunde und wohl auch die 

Geburtshilfe in Bitterfeld-Wolfen wieder zum 

Leben erweckt zu haben,  

 

(Tobias Rausch, AfD: Das ist einfach nur der 

Neid, weil Sie es verpennt haben! Weil Sie 

schlafen!) 

 

und Ihr erster Impuls ist: Instrumentalisierung.  

 

(Zuruf von der AfD: Jetzt reicht es aber mal! 

Das kann doch nicht wahr sein!) 

 

Statt Populismus und Zuschreibung brauchte es 

eine Anerkennung der komplexen Situa-

tion - aber das ist Ihnen ja nicht gegeben - und 

kluge politische Weichenstellungen, um Ge-

burtshilfe überall im Land flächendeckend und 

vor Ort zu sichern. Wenn wir das wollen, und 

zwar überall im Land - ich spreche z. B. nicht nur 

über Bitterfeld-Wolfen, sondern ich spreche 

z. B. auch über Quedlinburg -, wenn wir überall 

im Land flächendeckend vor Ort Geburtshilfe  

sichern wollen - das ist absolut geboten -, dann 

braucht es eine grundsätzliche Herangehens-

weise. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

 

Dann müssen wir darüber nachdenken, Ge-

burtshilfe als Teil der Basisversorgung zu defi-

nieren. Dazu machen wir in unserem Antrag  

 

einen Vorschlag: Wenn wir die natürliche und 

selbstbestimmte Spontangeburt weiter stärken 

wollen, dann gilt es, das Erfolgsmodell des Heb-

ammenkreißsaals auszubauen und in der Kran-

kenhausplanung zu verankern. Es gilt als Land-

tag die Umsetzung des Nationalen Gesundheits-

ziels „Gesundheit rund um die Geburt“ in den 

Blick zu nehmen. Dies betrifft dann auch Ge-

walterfahrungen unter der Geburt. Wir wollen 

eine wohnortnahe Geburtshilfe sichern, damit 

alle Frauen überall im Land selbstbestimmt und 

bestens betreut Kinder entbinden können 

und - das ist an dieser Stelle nicht zu vernach- 

lässigen - gut vor- und nachbetreut werden kön-

nen. 

 

Sachsen-Anhalt hat mit dem runden Tisch „Ge-

burt und Familie“ in der vorherigen Legislatur-

periode wichtige erste Schritte unternommen. 

Lassen Sie uns in dieser Legislaturperiode  

weitere unternehmen. Bitte stimmen Sie für un-

seren Alternativantrag. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Herr Roi steht für eine Kurzintervention am  

Mikrofon. - Herr Roi, bitte. 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Es ist wirklich unerträglich, was Sie hier gesagt 

haben: Wir würden hier irgendetwas instru-

mentalisieren. Ich möchte Sie vielleicht einmal 

ein wenig informieren, was in Anhalt-Bitterfeld 

überhaupt an der politischen Tagesordnung ist. 

Die AfD-Fraktion ist die zweitstärkste Fraktion 

im Kreistag und auch im Stadtrat Bitterfeld-Wol-

fen. Ich persönlich habe die Petition gestartet, 

die 2 225 Menschen unterschrieben haben. Ich 

bin in Bitterfeld teilweise von Haus zu Haus ge-

laufen und habe auf Marktplätzen gestanden,  
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und Sie erzählen jetzt hier, wir würden irgend-

jemanden instrumentalisieren, der sich dafür 

eingesetzt hat.  

 

Sie müssen sich einmal mit der Sachlage vor Ort 

beschäftigen. Rufen Sie doch einmal Ihren grü-

nen Parteikollegen Herrn Hennicke an. Er hat im 

Kreistag sogar für unsere Anträge gestimmt. 

Was Sie hier erzählen, das ist wirklich blind vor 

Hass gegen die AfD. Können Sie sich nicht ein-

mal - einmal! - sachlich um ein Thema küm-

mern, bei dem es um die Menschen in der  

Region geht, anstatt hier so einen Quatsch zu  

erzählen? 

 

(Beifall bei der AfD - Zurufe) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Frau Sziborra-Seidlitz. 

 

 

Susan Sziborra-Seidlitz (GRÜNE):  

 

Genau das ist es, was ich mit Instrumentalisie-

rung meine. 

 

(Lachen bei der AfD) 

 

Sie haben gerade selbst dargestellt, dass es ein 

breites demokratisches Bündnis gab. Sie haben 

gerade selbst dargestellt, dass viele Menschen 

in der Region sich des Problems bewusst sind 

und sich des Problems annehmen. Und Sie ste-

hen hier und futern gegen die Landesregierung,  

 

(Zuruf von der AfD: Was machen wir?) 

 

futern gegen andere Parteien, diese würden 

Ihnen irgendwelche Steine in den Weg werfen. 

Das ist Instrumentalisierung.  

 

(Zuruf) 

 

Wenn es Ihnen um die Sache ginge, dann hätten 

wir das hier gehört. 

 

(Zustimmung von den GRÜNEN - Zuruf von 

der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Vielen Dank, Frau Sziborra-Seidlitz. - Es folgt für 

die SPD-Fraktion Frau Dr. Richter-Airijoki. - Bitte 

schön. 

 

(Zurufe von der AfD: Meine Güte! - Jetzt sag 

doch mal ganz ehrlich: Wo holen sie die alle 

her? - Unruhe) 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Ab-

geordneten! Vieles ist schon gesagt worden. Ich 

versuche, möglichst wenig zu wiederholen und 

mich auf einige Aspekte zu konzentrieren. Es ist 

klar, dass eine gute Gesundheitsversorgung in 

allen Teilen des Landes, ob in der Stadt oder auf 

dem Land, uns allen am Herzen liegt, quer durch 

alle Fraktionen, was sich auch im Kreistag be-

züglich der Geburtsklinik gezeigt hat. 

 

Gewiss vergessen wir nicht: Wir verfügen noch 

immer über eines der besten Gesundheits- 

systeme und eine der leistungsfähigsten Kran-

kenhauslandschaften der Welt. Aber die neuen 

Herausforderungen stellen sich nicht erst nach 

der Pandemie. Der demografische Wandel, die 

Bevölkerungsdichte, die Altersstruktur in weni-

ger dicht besiedelten Regionen wurden bereits 

genannt.  

 

Ich möchte aber auch die in den letzten Jahr-

zehnten drastisch gestiegenen medizinischen 

und technischen Möglichkeiten erwähnen, die 

auch dazu beitragen, dass bestehende Kranken-

häuser weniger genutzt werden. Dort wohnen  
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weniger Menschen, und viele fahren zudem lie-

ber in den nächsten Ort, um die allerbesten 

technischen Möglichkeiten zu nutzen. Auch das 

hat sich geändert. Das müssen wir im Auge be-

halten. Die medizinischen Notwendigkeiten  

decken sich nicht immer eins zu eins mit dem 

Standortfaktor, also damit, dass der Ort auch 

eine Lebensqualität erhalten soll. Das ist eben-

falls sehr wichtig. Beides muss unter einen Hut 

gebracht werden.  

 

Diese Herausforderungen haben wir bundes-

weit, deshalb gibt es jetzt auch die Regierungs-

kommission für eine moderne und bedarfsge-

rechte Krankenhausversorgung. Wichtig ist da-

bei, dass auch die kritisierten Finanzierungseng-

pässe angegangen werden, indem zusätzlich zu 

den Fallpauschalen eine Vorhaltepauschale ein-

geführt werden soll, wobei auch Erreichbarkeit 

und demografische Entwicklung einbezogen 

werden, und das ist gut für dünn besiedelte  

Regionen. 

 

Auch in Sachsen-Anhalt stellen wir uns diesen 

Fragen und Herausforderungen, bspw. mit der 

Initiative für ein innovatives intersektorales Ge-

sundheitszentrum in Havelberg. Dabei sind wir 

auch mit den Herausforderungen konfrontiert: 

wohnortnah einerseits, aber auch genügend ge-

nutzt und gut genug ausgestattet anderer-

seits - das müssen wir zusammenbringen - so-

wie die Berücksichtigung der Personalsituation. 

 

Eine gute Gesundheitsversorgung vor Ort ist 

eben auch das Ziel des Engagements des Kreis-

tags Anhalt-Bitterfeld. Der Alternativantrag der 

Koalitionsfraktionen macht deutlich: Die Land-

kreise und kreisfreien Städte sind Träger des  

Sicherstellungsauftrags für stationäre Versor-

gung in ihrer Region. Diese wichtige Fusion ist 

zu respektieren und zu unterstützen. Dies be-

trifft im Sinne der Gewaltenteilung, ohne Ein- 

mischung in einen anhängigen Rechtsstreit - das 

ist schon gesagt worden -, die Situation in Bit-

terfeld-Wolfen. Sie ist aber nicht darauf  

 

beschränkt, sondern umfasst auch Landes- 

strategien, die über diese spezifische Situation 

hinausgehen. 

 

Ich denke, dass der Alternativantrag sehr ausge-

wogen ist, was die spezifischen Herausforde-

rungen und Detailfragen, aber auch den größe-

ren Blick auf das Ganze betrifft. - Ich bitte des-

halb um Zustimmung zu dem Alternativantrag. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Frau Dr. Richter-Airijoki, vielen Dank. 

 

 

Dr. Heide Richter-Airijoki (SPD): 

 

Keine Fragen? 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Es gibt keine Fragen oder Interventionen. - So-

mit ist als letzter Debattenredner Herr Roi auf-

gerufen, ans Pult zu kommen. 

 

(Daniel Roi, AfD: Ich möchte zunächst zu § 66 

unserer Geschäftsordnung sprechen und 

bitte um das Wort. - § 66 besagt, dass jedem 

Abgeordneten zum Ablauf der Debatte jeder-

zeit das Rederecht zu erteilen ist! Dazu 

möchte ich gern etwas sagen!) 

 

- Die Rede darf dadurch jedoch nicht unter- 

brochen werden,  

 

(Daniel Roi, AfD: Das habe ich ja nicht getan!) 

 

aber nach § 66 Abs. 1 können Sie sich jederzeit, 

auch nach Schluss der Aussprache, mit dem Zu-

ruf zur Geschäftsordnung zu Wort melden. - 

Herr Roi, Sie möchten zur Geschäftsordnung 

sprechen. - Bitte. 
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Daniel Roi (AfD):  

 

Genau. Ich möchte nämlich nicht, dass das von 

meiner Redezeit abgezogen wird. - Frau Präsi-

dentin, wir hatten heute einmal den Fall - da 

war Herr Gallert sitzungsleitender Präsident -, 

dass in einer Dreiminutendebatte nicht erlaubt 

wurde, dass zwei Abgeordnete aus einer Frak-

tion nachfragen. Dann hatten wir das jetzt noch 

einmal: Sie haben eben, obwohl ich hier stand, 

meine Nachfrage nicht zugelassen, und Sie  

haben auch Herrn Zimmer nicht zu Wort kom-

men lassen, obwohl er sich gemeldet hat; ich 

habe es gesehen. Deshalb bitte ich darum, dass 

Frau Grimm-Benne die beiden Fragen von Herrn 

Zimmer und von mir, die wir uns ordnungs- 

gemäß, entsprechend der Geschäftsordnung, 

gemeldet hatten - noch beantwortet. Das wäre 

mein Wunsch. - Vielen Dank. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding:  

 

Herr Roi, dazu kann ich vielleicht grundsätzlich 

etwas sagen. Erstens gibt es bei einer Dreiminu-

tendebatte die Regel: nur eine Nachfrage pro 

Fraktion. Ich mache es in aller Regel so, dass ich 

zwei Nachfragen pro Fraktion zulasse. Wenn Sie 

noch eine weitere Nachfrage gestellt hätten, 

wäre Herr Loth nicht mehr an die Reihe gekom-

men. - Das ist das Erste. 

 

Das Zweite: Es ist Usus - und so steht es auch in 

der Geschäftsordnung -, dass man sich zu Nach-

fragen während der Rede zu melden hat. Aber 

man kann nicht Antworten, die auf Nachfragen 

gegeben wurden, oder Interventionen zum An-

lass nehmen, eine neue, eigenständige Nach-

frage zu stellen. Eine Zwischenbemerkung oder 

eine Nachfrage sind nur zu dem Inhalt einer 

Rede zulässig. Das ist geübte Praxis und Sie 

selbst haben das hier auch schon häufiger er-

lebt. Insofern ist das Verfahren hier völlig regel-

konform, und es gibt keinen Anlass, dies zu  

ändern. - Ich rufe Sie nun als letzten Debatten-

redner ans Pult. Bitte, Herr Roi. 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Gut, dann sehen 

wir jetzt einmal darüber hinweg. Ich stand vor-

hin zwar am Mikrofon; aber egal, ich bin jetzt 

noch einmal dran. 

 

Ich habe vorhin darauf hingewiesen, dass ges-

tern der Kreis- und Finanzausschuss tagte. Ich 

möchte noch einmal auf das zurückkommen, 

was Sie, Frau Grimm-Benne, hier versuchen zu 

verbreiten. Nicht der Landkreis hat festgestellt, 

dass es eine Unterversorgung gab. Ja, ich gebe 

Ihnen recht - jetzt gebe ich Ihnen recht -, es gibt 

einen Satz in diesem Schreiben vom Landrat, 

der jetzt nicht mehr im Amt ist und damals Auf-

sichtsratsvorsitzender war. Er hat in einem Satz 

geschrieben: Es konnte keine Unterversorgung 

festgestellt werden. Dafür ist er auch kritisiert 

worden und hat deswegen seinen Beschlussan-

trag zurückgezogen. Im September haben wir 

dann im Kreistag mit großer Mehrheit - das 

wurde dann auch mehrfach bestätigt - als Gre-

mium Kreistag den Beschluss gefasst, dass wir 

diese komplette Frauenklinik mit Geburtensta-

tion wieder eröffnen wollen und dafür auch das 

Geld zur Verfügung stellen wollen. Das ist die 

Meinung des Landkreises Anhalt-Bitterfeld. 

 

(Beifall bei der AfD und von Guido Kosmehl, 

FDP)  

 

Die Unterschriften, die insgesamt gesammelt 

wurden - DIE LINKE hat gesammelt, und es gab 

andere, die gesammelt haben, auch ich habe ge-

sammelt -, beliefen sich auf mehr als 3 000 Un-

terschriften von Bürgern, die sich ebenfalls auf-

grund dieser Unterversorgung geäußert haben. 

Es waren auch Leute im Kreistag und in den Aus-

schüssen. Und es haben sich Stadträte, Gemein-

deräte und alle Bürgermeister des Altkreises ge-

äußert - alle, egal von welcher Partei. Das müs-

sen Sie doch einmal zur Kenntnis nehmen. 

 

Gestern wurde im Kreis- und Finanzausschuss 

ganz klar gesagt, dass Herr Dr. R. und die Klinik  
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neue Zahlen geliefert haben, ihre Vorstellung 

geliefert haben. Es gibt jetzt nämlich einen 

neuen Geschäftsführer, und der hat seine Ver-

sion auch dem Landkreis gegenüber dargelegt. 

Der Landrat des Landkreises Anhalt-Bitterfeld 

Andy Grabner hat diese Unterlagen auch an das 

Landesverwaltungsamt weitergereicht. Das ist 

die offizielle Sachlage, wie sie im Landkreis An-

halt-Bitterfeld ist.  

 

Und dann wird uns gesagt: Das Landesverwal-

tungsamt wartet jetzt auf Ihre Stellungnahme, 

weil es wohl vor vier Wochen eine Videokonfe-

renz gab. Deshalb meine Frage: Wo ist Ihre Stel-

lungnahme zu den neuen Fakten? 

 

Nun haben Sie heute hier gesagt - jetzt wird es 

richtig interessant -, Herr Dr. R. hätte sich bei 

Ihnen nicht gemeldet. - Das mag ja sein, aber er 

hat beim Landkreis alles eingereicht - zumindest 

nach dem, was man uns erzählt hat - und man 

hat das auch an das Land weitergereicht.  

 

Nun möchte ich von Ihnen bitte, dass Sie sich 

a) - Herr Hövelmann hat es schon angespro-

chen - mit der Innenministerin, mit dem Landrat 

und mit dem Geschäftsführer zusammensetzen, 

damit hierfür eine Lösung gefunden wird. Es 

kann doch wohl nicht sein, dass jetzt ein einzel-

ner Satz eines Landrates, der gar nicht mehr im 

Amt ist, und ein Beschluss, der gekippt wurde, 

das Fundament für die Entscheidung sein sollen, 

dass man verhindern will, dass eine ganze Klinik 

wieder öffnet.  

 

Im Burgenlandkreis - das Beispiel ist genannt 

worden - darf der Kreis für zehn Jahre jährlich 

einem Privaten Geld geben, damit die Gebur-

tenstationen bleiben, aber in Anhalt-Bitterfeld 

dürfen wir das für das eigene kommunale Kran-

kenhaus nicht. Das müssen Sie den Bürgern in 

Anhalt-Bitterfeld und in ganz Sachsen-Anhalt 

einmal erzählen, was das für eine Politik ist. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Außerdem will ich Sie darauf hinweisen: Es gibt 

einen Krankenhausplan, in dem alles enthalten 

ist: die Geburtenstation und die Klinik für  

Frauenheilkunde mit der Gynäkologie. Das soll-

ten Sie doch vielleicht 

 

(Zustimmung von Guido Kosmehl, FDP)  

 

- Herr Kosmehl stimmt zu - einmal zur Kenntnis 

nehmen. Wenn Sie dann Ihren eigenen Koali- 

tionsvertrag lesen - - Sie reden immer davon, 

die natürliche Geburt zu stärken, den Bedarf an 

Geburtshilfe zu decken und die Qualität zu  

sichern, schließen dann aber eine Geburtensta-

tion nach der anderen. Sie müssen den politi-

schen Willen jetzt doch auch auch gegenüber 

dem Landesverwaltungsamt deutlich machen 

und respektieren, was der Kreistag mehrfach 

beschlossen hat. Nichts anderes erwarten wir 

von Ihnen. Ich möchte wirklich herzlich darum 

bitten, dass Sie das in den nächsten Tagen tun, 

dass die Telefone heiß laufen, damit man dafür 

schnell eine Lösung findet. - Vielen Dank für die 

Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Ministerin Frau Grimm-Benne bittet um das 

Wort und erhält es.  

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Ich erkenne an, dass es eine sehr emotionale 

und schwierige Entscheidung ist, die hier heute 

im Landtag dargestellt wird. Aber ich verwahre 

mich vor Folgendem: Das Landesverwaltungs-

amt hat eine Entscheidung getroffen mit Wider-

spruchsbescheid. Das ist eine Entscheidung der 

Kommunalaufsicht. Die zuständige weitere Be-

hörde ist das Innenministerium, das die Ent-

scheidung überprüfen müsste. Es hat mit unse- 
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rem Haus weder eine Videokonferenz gegeben, 

noch sind wir zur Stellungnahme aufgefordert 

worden. Wir sind in dem Bereich die Fachauf-

sicht. 

 

Das eine, was ich Ihnen angeboten habe - das 

kann ich jetzt hier noch einmal tun -, ist, dass ich 

sozusagen eine Hilfestellung zu der Frage gebe, 

wie man es möglicherweise schaffen kann,  

einen Wiederaufbau hinzubekommen. Denn 

das, was Sie bisher ausgenommen haben, weil 

Sie sich nur auf diesen einen Satz konzentrieren, 

ist Folgendes: Es hat sich bisher zum Wiederauf-

bau, jedenfalls nach der schriftlichen Sache, die 

ich gelesen habe, bisher nicht eine einzige Heb-

amme auf den Weg gemacht, um mit ihnen  

einen Vertrag hinsichtlich der Geburtshilfe ab-

zuschließen.  

 

Im Augenblick ist es nur ein Chefarzt. - Wenn Sie 

dazu jetzt den Kopf schütteln, dann ist das im 

Augenblick eben nicht der Fall. Aber wir sind als 

Fachaufsichtsbehörde nicht diejenigen, die über 

den Widerspruchsbescheid zu entscheiden  

haben. 

 

Jetzt will ich einen Punkt sagen, der hier über-

haupt noch nicht angesprochen worden ist. Die 

Kommunalaufsicht hat das gerügt, weil es wirt-

schaftlich erst einmal geboten sein muss, tat-

sächlich noch zusätzlich Geld aufzunehmen. 

Denn die Haushaltssituation im Landkreis An-

halt-Bitterfeld ist nicht die allerbeste - um es 

vorsichtig auszudrücken. Deswegen sollte mit 

einer sparsamen Haushaltsführung geguckt 

werden, dass im Kreistag tatsächlich auch nur 

das Nötigste umgesetzt wird. 

 

Ich werde hier immer verantwortlich gemacht 

für alle Punkte, für alles, was geschlossen und 

beschlossen wird. Es gibt Zuständigkeiten in un-

serem Bereich. Dies ist eine Sache, die die Kom-

munalaufsicht entschieden hat. Deshalb muss 

man jetzt noch einmal gucken, wie man das tat-

sächlich gestaltet. 

 

Bei dem Fall im Kreistag des Burgenlandkreises 

hat die Kommunalaufsicht das nicht bean-

standet. Ich möchte aber auch sagen, dass der 

Landkreis bisher nicht mitfinanzieren musste. 

Der neue Träger muss erst darstellen, dass er 

die Bereiche Geburtshilfe und Frauenstation 

wirtschaftlich nicht aufrechterhalten kann. Er 

konnte bisher aber immer darstellen, dass das 

im Augenblick wirtschaftlich zu tragen ist. Das 

ist auch ein Unterschied zwischen der Stadt Bit-

terfeld-Wolfen und dem Burgenlandkreis.  

 

Ich möchte mich dagegen verwahren, dass ich 

für all diese Punkte Verantwortung tragen soll, 

obwohl sie gar nicht in meinem Entscheidungs-

bereich liegen. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war Frau Grimm-Benne mit einem Redebei-

trag. Damit wird jetzt allen ermöglicht, ent- 

weder noch einmal ihrerseits Fragen zu stel-

len - das ist mir jetzt nicht ganz klar - oder hier 

vorn am Pult als Fraktion noch einmal Stellung 

zu nehmen.  

 

Herr Kosmehl, Sie haben sich als Erster gemel-

det. Wollen Sie eine Frage stellen oder wollen 

Sie hier noch einen Redebeitrag bringen?  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Eine Frage!)  

 

- Eine Frage? - Gut. Das steht jetzt jedem frei. 

 

 

Guido Kosmehl (FDP): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Dann nehme ich 

die Chance wahr. - Frau Grimm-Benne, ich be-

danke mich ausdrücklich für Ihre Darstellung 

zum Ende hin. Ich will Sie ausdrücklich unter-

stützen. 

 

Zunächst ist das ein Verfahren, das kommu-

nalaufsichtsrechtlich zu führen ist. Aber der  
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Landkreis Anhalt-Bitterfeld und die Menschen 

im Landkreis Anhalt-Bitterfeld brauchen für das 

weitere Verfahren auch die fachliche Expertise 

Ihres Hauses. Deshalb bin ich Ihnen - das 

möchte ich hier festhalten - ausdrücklich dank-

bar dafür, dass Sie in Ihrem ersten Redebeitrag 

deutlich gemacht haben, dass Sie bereit sind, 

dem Landrat und dem Geschäftsführer, wenn 

sie sich bei Ihnen melden, ein Gespräch mit der 

Fachabteilung Ihres Hauses zu ermöglichen.  

 

Es geht um die Menschen im Landkreis Anhalt-

Bitterfeld, und es geht auch darum, dass wir das 

kommunalrechtlich sauber machen. Dafür ist 

das Innenministerium zuständig. Wenn Sie be-

reit sind, das fachlich zu begleiten, dann sage ich 

erst einmal: Herzlichen Dank. Ich bin sicher, 

dass der Landrat und die Geschäftsführung das 

Angebot wahrnehmen werden. - Vielen Dank.  
 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Kosmehl. - Jetzt hat sich Herr 

Zimmer gemeldet. Ist das eine Frage oder ein 

Redebeitrag für die CDU-Fraktion? Das muss er 

jetzt entscheiden. 
 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Wen könnte 

man denn jetzt noch fragen?) 
 

- Na, Frau Grimm-Benne, sie hat doch geredet. 

Die Wortmeldungen erfolgten während der 

Rede.  
 

(Unruhe)  
 

Herr Roi hat sich gemeldet. Es haben sich auch 

gemeldet Herr Kosmehl, Herr Zimmer und Herr 

Roi, und zwar während der Rede. Das wären die 

Nachfragen. 

 

Auf der anderen Seite ist es so: Wenn ein Mit-

glied der Landesregierung erneut das Wort ge- 

 

nommen hat, kann auch jede Fraktion noch ein-

mal vom Pult aus reden. Das muss jetzt ent-

schieden werden. Herr Kosmehl hat sich dann 

für einen Redebeitrag entschieden.  

 

Herr Zimmer bleibt am Saalmikrofon stehen. 

Das nehme ich dann als Frage wahr.  

 

Herr Roi muss sich auch überlegen, ob er eine 

Frage stellen will oder ob er noch einen Rede-

beitrag für die AfD-Fraktion leisten will. Die an-

deren Fraktionen, die sich während der Rede 

nicht gemeldet haben, könnten jetzt einen Re-

debeitrag hier vorn abliefern. - Aber jetzt ist 

Herr Zimmer mit einer Frage an Frau Grimm-

Benne an der Reihe. 

 

 

Lars-Jörn Zimmer (CDU): 

 

Ja, genau so ist das. Vielen Dank, Frau Präsiden-

tin. - Ich habe seit dem Beginn der Debatte das 

Gefühl, wir versuchen, den Schwarzen Peter im-

mer hin und her zu schieben. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Ich glaube, das hat dieses hoch emotionale 

Thema nicht verdient. Es ist ein hoch emotiona-

les Thema, über das vor Ort weitreichend disku-

tiert wird und das im Kreistag erörtert worden 

ist. Es gibt nur diesen einen Kreistagsbeschluss, 

der besagt, dass diese Klinik bleibt. Der ist mit 

übergroßer Mehrheit gefasst worden. Ich darf 

ich an dieser Stelle auch daran erinnern: Auf der 

Grundlage dieses Beschlusses sind bereits 

Ärzte, Krankenschwestern und Hebammen ein-

gestellt worden. Das Personal ist da und wartet 

darauf, loslegen zu können. 

 

Das, was nicht funktioniert, ist die Genehmi-

gung. Mir ist es herzlich egal, wer in der Landes-

regierung dafür verantwortlich ist. Fakt ist: Sie 

sitzen dienstags im Kabinett und haben gemein-

sam zu klären, dass das läuft. 
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Der zweite Punkt. Frau Ministerin, Sie haben in 

Ihrer Anfangsrede das Thema Kooperation und 

Zusammenarbeit unterschlagen. Natürlich gab 

es Absprachen und Gespräche zur Kooperation 

und zu anderen Zusammenarbeiten. Diese sind 

aber entweder abgelehnt worden, oder es ist 

die Forderung aufgemacht worden, dass der 

Landkreis die Mehrheit an seinem Krankenhaus 

verlieren soll.  

 

(Zuruf von der AfD: Richtig!)  

 

Das ist so nicht gewollt gewesen, zu Recht nicht 

gewollt gewesen. 

 

Wenn Sie sagen, Sie kennen die Anfragen nicht 

und Sie kennen die Videokonferenzen nicht, 

dann kann ich Ihnen nur sagen, dass seit vier 

Wochen die Anfragen bei Ihnen im Hause vor-

liegen und dass es sehr wohl Gespräche in  

Ihrem Hause gab, auch zwischen dem Landes-

verwaltungsamt und Ihrem Haus. Ich bitte Sie 

darum, in Ihrem Hause nachzufragen, wann und 

warum diese Anfragen des Landesverwaltungs-

amtes bisher nicht beantwortet worden sind. 

 

(Beifall bei der CDU - Zuruf von der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war jetzt eine nachdrückliche Frage von 

Herrn Zimmer. - Frau Grimm-Benne, Sie müss-

ten als Mitglied der Landesregierung bitte  

darauf antworten. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung): 

 

Ich habe während der Debatte natürlich in mei-

nem Haus nachgefragt, sowohl bei der Abtei-

lung 2 als auch bei denjenigen, die für die Kran-

kenhausversorgung da sind. Dazu gab es weder 

eine Videokonferenz noch eine Stellungnahme.  

 

Ich muss jetzt erst einmal darauf vertrauen, 

dass mir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

während so einer Debatte nicht die Unwahrheit 

sagen. 

 

(Zuruf von der AfD: Und wenn sie es machen, 

müssen Sie sie rausschmeißen! - Zurufe: Oh!) 

 

Ich habe eher den Verdacht, dass es eine kom-

munalaufsichtliche Entscheidung ist und dass 

diese Videokonferenzen und diese Absprachen 

im Innenministerium stattgefunden haben, und 

nicht im Gesundheitsministerium. 

 

(Unruhe) 

 

Ich kann es noch einmal sagen: Wir sind nur die 

Fachbehörde, die Empfehlungen dazu abgeben 

kann, mit welchen Qualitätskriterien, mit wel-

chem Personal und mit welchen Konditionen 

eine Fachklinik wiederaufgebaut werden kann. 

 

(Unruhe) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Bitte. - Vielen Dank, Ministerin Frau Grimm-

Benne. - Wenn hier Fragen an die Ministerin ge-

stellt werden und sie nochmals nach vorn an das 

Pult geht, weil sie als Mitglied der Landesregie-

rung verpflichtet ist, zu antworten, dann bitte 

ich um entsprechende Ruhe, damit man diese 

Antwort dann auch verstehen kann.  

 

Herr Roi hat sich gemeldet, und zwar nicht als 

Fragesteller, sondern er kommet jetzt nach vorn 

und spricht als Redner der Fraktion. Des Weite-

ren hat sich - ich sage das nur, damit die ande-

ren das auch wissen - Frau von Angern mit ei-

nem Redebeitrag für die Fraktion gemeldet. 

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Dann 

hat es damit sein Bewenden. Es sprechen noch 

Herr Roi und Frau von Angern. - Bitte, Herr Roi. 
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Daniel Roi (AfD): 

 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Grimm-

Benne, ich nehme Sie jetzt sogar einmal in 

Schutz. Ich muss aber sagen, ich habe nicht be-

hauptet, dass Sie an einer Videokonferenz teil-

genommen haben. Was ich gesagt habe, ist Fol-

gendes - das ist das, was man uns im Kreis- und 

Finanzausschuss und auch im Kreistag gesagt 

hat -: dass es eine Videokonferenz mit dem Lan-

desverwaltungsamt gab, in der man über alles 

diskutiert hat. 

 
Der neue Stand - jetzt erkläre ich das noch ein-

mal - ist der, dass das Landesverwaltungsamt 

sich seit vier Wochen nicht dazu geäußert hat, 

weil es auf eine Stellungnahme aus Ihrem Hause 

wartet. Das ist die Sache, die man uns erzählt 

hat. Ob das stimmt, weiß ich nicht, aber das ist 

das, was uns die Landkreisverwaltung gesagt 

hat. 

 
Wenn Herr Zimmer eben sagte, dass es Gesprä-

che in Ihrem Haus gab, dann sollten Sie 

sich - das ist jetzt meine Forderung - auf den 

Weg machen und nachfragen, wer wo mit wem 

gesprochen hat. Denn für die Menschen vor Ort 

ist das von Bedeutung. 

 
Ich kann Ihnen sagen - ich wiederhole mich 

jetzt -: Die Leute haben wegen der Unterversor-

gung unterschrieben. Dieser eine kleine Satz des 

Alt-Landrates - ich nenne ihn Alt-Landrat, weil 

er nicht mehr im Amt ist - ist doch völlig obsolet. 

Der Kreistag hat nicht nur einmal beschlossen, 

sondern er hat mehrfach beschlossen, auch in 

Widerspruch zu gehen, sogar per Eile zu klagen. 

Das geschah bei zwei Stimmenthaltungen. Es 

gab nicht einmal eine Gegenstimme, nicht ein-

mal aus Köthen, nicht einmal aus Zerbst, in die-

sem großen Landkreis. Noch nie war die Einig-

keit so groß für eine Sache in unserem Land-

kreis. 

 

(Beifall bei der AfD - Zurufe: Genau! - Ja-

wohl!)  

 
Deswegen erwarte ich von Ihnen, dass Sie 

jetzt - das mache ich auch ganz ruhig - Ihre Ver-

antwortung wahrnehmen und dieser nachkom-

men, dass Sie sich mit der Innenministerin zu-

sammensetzen und endlich klären, wer mit 

wem gesprochen hat, und dass Sie jetzt zu den 

neuen Dingen - vielleicht auch direkt gegenüber 

dem Geschäftsführer und dem Landrat - Stel-

lung nehmen zu der Frage, wie wir in Bitterfeld 

uns das vorstellen. 

 
Eines ist übrigens falsch: Es gibt bereits Hebam-

men, die zugesagt haben. Aber wenn die Bot-

schaft vom Landesverwaltungsamt kommt: „ist 

nicht“, dann hat das natürlich auch Einfluss auf 

diejenigen, die sich dort bewerben. Das ist doch 

wohl völlig klar. Aus dem Grund wollen wir eine 

schnelle Entscheidung. Wir dürfen das nicht 

weiter hinausschieben.  

 
Wir wollen als Landkreis - ich spreche jetzt als 

Kreistagsmitglied - eigentlich auch nicht vor den 

Richter ziehen und uns dazu juristisch auseinan-

dersetzen. Wir wollen unsere Geburtenstation 

zurück. Nichts anderes wollen wir. Deswegen 

sage ich: Geben Sie dem neuen Chef eine 

Chance, geben Sie dem neuen Chefarzt eine 

Chance, geben Sie der neuen Oberärztin eine 

Chance und geben Sie der Region Bitterfeld-

Wolfen eine Chance. - Herzlichen Dank, meine 

Damen und Herren. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungs-

punkt spricht Frau von Angern von der LINKEN. 

- Bitte. 
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Eva von Angern (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielleicht bin ich 

doch nicht die letzte Rednerin; denn eben ist die 

Innenministerin in den Saal gekommen. 

 

Ich sage einmal, Frau Ministerin, Sie haben das 

Pech - nein, nicht das Pech, sondern das Glück; 

das ist Ihr Themenbereich -, dass Sie zu diesem 

Debattenbeitrag reden. Ich war bereits Anfang 

April im Gesundheitszentrum der Stadt Bitter-

feld-Wolfen. Nicht erst seit Anfang April ist die-

ses Problem bekannt. Es ist präsent. Es gab auch 

schon weitere Gespräche mit der Innenministe-

rin. Der Ministerpräsident soll schon einbezo-

gen worden sein. Ich gehe natürlich grundsätz-

lich davon aus, dass Sie allumfassend informiert 

werden, bevor hier so eine Debatte stattfindet.  

 

Es zeigt sich, dass diese Debatte heute tatsäch-

lich notwendig war. Wir haben nun einmal die 

absurde Situation - das ist nicht absurd, sondern 

das ist, glaube ich, auch ein Erfolg von Herrn 

Dr. R. -, dass die Fachkräfte schon da sind. Das 

ist also das, was wir uns wünschen, dass eine 

Geburtshilfestation, eine Frauenheilkundesta-

tion tatsächlich aufrechterhalten werden kann, 

weil die Fachkräfte dafür da sind. Meiner Kennt-

nis nach sind übrigens auch die Hebammen da. 

Meine erste Frage vor Ort war: Wie ist es denn 

mit den Hebammen angesichts des Hebammen-

mangels, den wir haben? - Nein, auch das ist ge-

schafft worden.  

 

Ich ziehe auch erst einmal den Hut davor, dass 

das so gelungen ist. Ich kann Ihnen sagen: Aus 

der Sicht einer Gebärenden ist es sehr gut, dass 

man nicht in den Zug steigen und noch 30 Minu-

ten bis nach Leipzig fahren muss, sondern dass 

man vor Ort eine Klinik hat, 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

in der man sein Kind zur Welt bringen kann. 

Deswegen erwarte ich von Ihnen jetzt tatsäch-

lich - - Dabei geht es jetzt gar nicht um mich per-

sönlich oder um meine Fraktion, sondern um 

die Frauen vor Ort. Die Frauen vor Ort erwarten 

von Ihnen, dass die Ärzte nicht wieder entlassen 

werden müssen, die dort tätig sind. Ich blicke 

jetzt zwar Sie, Frau Ministerin, an, aber ich er-

warte dafür tatsächlich eine gemeinsame Lö-

sung dieser Landesregierung. Ich erwarte, dass 

mit den Aktiven vor Ort, mit dem Landrat und 

selbstverständlich auch mit dem Gesundheits-

zentrum eine Lösung gefunden wird. 
 

Zur Koalition bzw. zu Herrn Zimmer und zu 

Herrn Kosmehl kann ich nur sagen: Ihrem eige-

nen Antrag können Sie nicht zustimmen.  
 

(Zuruf) 
 

Nach dem, was Sie hier gesagt haben, müssen 

Sie unserem Antrag zustimmen; denn in Ihrem 

Antrag steht nichts dazu, dass eine Lösung im 

Gesundheitszentrum in Bitterfeld-Wolfen her-

beigeführt werden soll. Deswegen stimmen Sie 

unserem Antrag zu, wir nehmen Ihre Stimmen 

gern mit. 
 

(Beifall bei der LINKEN) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 
 

Vielen Dank, Frau von Angern. - Damit sind wir 

am Schluss der Debatte angelangt und treten in 

das Abstimmungsverfahren ein.  
 

Abstimmung 
 

Eine Überweisung ist nicht beantragt worden. 

Wünscht jemand doch eine Überweisung? - 

Nein, es ist keine Überweisung beantragt wor-

den. 
 

(Siegfried Borgwardt, CDU, meldet sich zu 

Wort) 
 

- Herr Borgwardt. 
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Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Frau Präsidentin, ich würde vorschlagen, dass 

wir alle Anträge, die es dazu gibt, überweisen. 

Wir müssen dann zwei Ausschüsse nehmen. Das 

würde ich hier gern beantragen. 

 

(Zuruf von Eva von Angern, DIE LINKE - Rüdi-

ger Erben, SPD, meldet sich zu Wort)  

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Erben. 

 

 

Rüdiger Erben (SPD):  

 

Ich möchte das konkretisieren. Wir bitten um 

Überweisung in den Ausschuss für Arbeit, So- 

ziales, Gesundheit und Gleichstellung zur feder-

führenden Beratung und wegen kommunalauf-

sichtlicher Fragen zur Mitberatung in den Aus-

schuss für Inneres und Sport. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Genau! Vielen Dank! - 

Zustimmung von Sandra Hietel, CDU) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Meine Damen und Herren, das ist jetzt eindeu-

tig gewesen. Es ist eine Überweisung des  

Ursprungsantrags - - 

 

(Unruhe) 

 

- Ich bitte, jetzt auch bei der AfD aufmerksam zu 

sein. Es geht um Ihren Antrag und darum, wie 

wir damit weiter verfahren.  

 

Es ist die Überweisung des Ursprungsantrages 

samt der drei Alternativanträge beantragt wor-

den, und zwar zur federführenden Beratung in 

den Ausschuss für Arbeit, Soziales, Gesundheit  

 

und Gleichstellung und zur Mitberatung in den 

Ausschuss für Inneres und Sport. Wer damit ein-

verstanden ist, den bitte ich jetzt um sein Kar-

tenzeichen. - Das ist Zustimmung von den Koali-

tionsfraktionen, vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und von der LINKEN. Gegenstimmen? - Die AfD. 

Enthaltungen? - Sehe ich keine. Damit ist der 

Antrag mit seinen Alternativanträgen überwie-

sen worden. Wir sind am Ende dieses Tagesord-

nungspunktes angelangt.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wir setzen fort. Ich rufe auf den 

 

 

Tagesordnungspunkt 20  

 

Beratung 

 

Ausgleich für Feiertage an Wochenenden - Zu-

sätzliche Erholung von den Belastungen durch 

Arbeit und Pandemie 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 8/1107 

 

 

(Unruhe) 

 

- Hallo! - Ich würde gern fortsetzen. Einbringer 

ist für die Fraktion DIE LINKE der Abg. Herr Lipp-

mann. - Herr Lippmann, Sie haben das Wort. 

Bitte.  

 

 

Thomas Lippmann (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Fast zum Ende eines anstrengen-

den und emotional aufgeladenen Tages kommt 

jetzt noch ein angenehmes Thema. Es geht um 

Feiertage, wenn auch um einen unangenehmen 

Effekt; denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, Ar-

beitgeberinnen und Arbeitgeber freut es, die  
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abhängig Beschäftigten nervt es, wenn Feier-

tage auf ein Wochenende fallen.  

 

Allein in diesem Jahr passiert das gleich dreimal. 

Schon gleich der 1. Januar war ein Samstag, 

dann fiel vor Kurzem der 1. Mai auf einen Sonn-

tag, und auch zum Jahresende ist mit dem 

25. Dezember wieder ein Sonntag gleichzeitig 

ein Feiertag. Drei von unseren elf Feiertagen lie-

gen in diesem Jahr auf einem Wochenende.  

 

Für die Beschäftigten sind da nicht nur die zu-

sätzlichen freien Tage verloren, sondern es ent-

fällt auch die Möglichkeit, durch den Einsatz von 

sogenannten Brückentagen aus wenig Urlaub 

möglichst viel freie Zeit zu gewinnen. Die Be-

schäftigten verlieren damit Freizeit, Ruhe und 

Erholungszeit. Für die Arbeitgeberinnen und Ar-

beitgeber sind es dagegen schlicht zusätzliche 

Arbeitstage, und zwar Arbeitstage, die sie in an-

deren Jahren nicht haben, wenn sich der Kalen-

derverlauf anders gestaltet. Es sind praktisch 

Geschenke der Beschäftigten an die Arbeitgebe-

rinnen und Arbeitgeber durch eine unfreiwillige 

Verlängerung der jährlichen Arbeitszeit.  

 

Das Szenario von 2022, also diesem Jahr, wie-

derholt sich im Abstand von einigen Jahren; 

denn sieben unserer elf Feiertage sind soge-

nannte datumsfeste Feiertage. Sie wandern 

praktisch schrittweise durch die Wochentage, 

mit jedem Jahreswechsel um einen Tag und in 

Schaltjahren um zwei Tage. Mehrere dieser da-

tumsfesten Feiertage sind miteinander verbun-

den, weil sie jeweils auf den gleichen Wochen-

tag fallen; sie wandern also im Block durch die 

Wochentage. Den kleineren dieser Blöcke erle-

ben wir in diesem Jahr mit dem 1. Mai und dem 

25. Dezember. Den größeren Block bilden dann 

die Feiertage 3. Oktober, 31. Oktober und 

26. Dezember.  

 

Weil diese beiden Blöcke immer auch auf be-

nachbarten Wochentagen liegen, gibt es Jahre, 

in denen diese fünf von elf Feiertagen alle  

 

gleichzeitig auf ein Wochenende fallen. Das war 

z. B. im letzten Jahr so und kommt im Jahr 2027 

wieder auf die Beschäftigten zu. Dazwischen lie-

gen Jahre, in denen drei Feiertage oder auch 

mal nur ein Feiertag auf ein Wochenende fallen. 

Was selten vorkommt, sind Jahre - -  

 

(Unruhe) 

 

- Das stört mich! 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ja, Herr Lippmann, es ist schwierig heute, ich 

weiß. - Könnten Sie einmal versuchen, den Ge-

räuschpegel ein bisschen runterzudrehen? 

 

 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

Was selten vorkommt, sind Jahre, in denen kei-

ner unserer Feiertage auf ein Wochenende fällt. 

Aber auch diese gibt es. Das ist aber nur dann 

der Fall, wenn das neue Jahr an einem Mittwoch 

beginnt und es kein Schaltjahr ist.  

 

(Unruhe) 

 

Das werden die Beschäftigten z. B. im Jahr 2025 

und dann wieder im Jahr 2031 genießen dürfen. 

In allen anderen Jahren werden die Beschäftig-

ten aber an einem, an drei oder sogar an fünf 

Tagen um wesentliche Effekte der Feiertags-

ruhe geprellt. Das ist ein gravierendes Defizit in 

unseren Feiertagsregelungen.  

 

Gesetzliche Feiertage sind grundsätzlich freie 

Tage. Sonn- und Feiertage und die damit ver-

bundene Arbeitsruhe unterliegen in Deutsch-

land einem besonderen Schutz durch das 

Grundgesetz. So schreibt Artikel 140 des Grund-

gesetzes fest - ich zitiere -:  

 

„Der Sonntag und die staatlich anerkannten 

Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe  
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und der seelischen Erhebung gesetzlich ge-

schützt.“ 

 

Fallen solche datumsfesten Feiertage auf ein 

Wochenende, dann gibt es in Deutschland - an-

ders als in anderen Mitgliedsländern der EU und 

in vielen Drittstaaten - bislang keine Regelung, 

die grundgesetzlich geschützte Arbeitsruhe zu-

sätzlich zu den freien Tagen des Wochenendes 

nachzuholen.  

 

Solche Kompensationsregelungen für Feiertage, 

wie wir sie mit unserem Antrag fordern, gibt es 

in vielen unserer Nachbarländer, z. B. in Belgien, 

in den Niederlanden, in Luxemburg oder in Po-

len, aber auch in Italien, in Spanien, in Großbri-

tannien, in Irland oder in Japan, in Singapur und 

in Australien.  

 

Eine Diskussion darüber, ob Feiertage ausge- 

glichen werden sollten, wenn sie auf ein  

Wochenende fallen, gab es auch in Deutschland 

bereits mehrfach. Eine Ausgleichsregelung 

konnte dabei bisher nicht durchgesetzt werden. 

Deutschland muss endlich das nachholen, was 

unsere europäischen Nachbarn längst vorge-

macht haben.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Wir als LINKE sehen die Zeit dafür als reif und 

längst überfällig, schnellstmöglich ein soge-

nanntes Montagsfeiertagsgesetz zu erarbeiten. 

Ein solches Gesetz über den Ausgleich von  

Wochenendfeiertagen wollen wir mit dem vor-

liegenden Antrag initiieren. Zwei Jahre Pande-

mie haben zu lange andauernden Einschränkun-

gen bei der Gestaltung individueller Freizeit, zu 

Arbeitsverdichtung und zu zusätzlichen Belas-

tungen, besonders für Familien, geführt. Des-

halb wäre genau jetzt der richtige Zeitpunkt, 

den Feiertagsausgleich auf den Weg zu bringen.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN)  

 

Die Festlegung der Feiertage ist zwar überwie-

gend Ländersache, allerdings sind die Feiertags-

regelungen in den Ländern weitgehend ver-

gleichbar, und den Feiertagsausgleich gibt es 

bundesweit nirgendwo.  

 

Deshalb fordern wir unsere Landesregierung 

auf, sich auf der Bundesebene für eine einheit-

liche Ausgleichsregelung einzusetzen. Wenn 

dies nicht gelingt, fordern wir die Landesregie-

rung auf, selbst aktiv zu werden und eine ent-

sprechende landesgesetzliche Regelung zu 

schaffen.  

 

Bis zu einer bundesweiten oder landesweiten 

gesetzlichen Regelung sollten Arbeitgeberinnen 

und Arbeitgeber auf freiwilliger Basis ihren Be-

schäftigten im Sinne eines Coronabonus zeitnah 

einen zusätzlichen arbeitsfreien Tag gewähren; 

denn die Beschäftigten werden es mit besserer 

Gesundheit, erhöhter Motivation und Leis-

tungsfähigkeit und einer stärkeren Verbunden-

heit danken.  

 

Der kontinuierliche Anstieg an psychischen und 

physischen Belastungen im Arbeitsleben ist ein 

Alarmzeichen, nach der Pandemie mehr für den 

Arbeitsschutz der Beschäftigten zu unterneh-

men. Der Feiertagsausgleich kann hierfür einen 

Beitrag leisten.  

 

Ökonomische Argumente gegen die Gewährung 

des Feiertagsausgleichs können nicht wirksam 

Geltung beanspruchen; denn unsere Feiertage 

sind lange tradiert und sie sind nicht darauf aus-

gerichtet, dass sie nicht zu einer echten Arbeits-

ruhe führen. Es gibt sie ja, die Jahre, in denen 

keiner der Feiertage auf ein Wochenende fällt. 

Es hat noch nie jemand ernsthaft behauptet, 

dass dann die Wirtschaft in die Knie geht. Das 

Gegenteil ist der Fall: Die Wirtschaft profitiert 

einseitig davon, wenn der Kalenderverlauf 

durch weniger Ausfall an Feiertagen für die zu-

sätzliche Wertschöpfung günstig ist.  
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Dass man auf diesen zusätzlichen Gewinn nicht 

gern verzichten will, ist leicht zu verstehen.  

 

(Zuruf von der AfD) 

 

Es ist aber kein Grund dafür, den Beschäftigen 

den Feiertagsausgleich weiterhin zu verwei-

gern.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Die mit den Feiertagen verbundene Arbeitsruhe 

und zusätzliche Freizeit sollen nicht länger dem 

Kalenderverlauf ausgeliefert sein. Deshalb muss 

im Interesse der Beschäftigten gesetzlich gere-

gelt werden, dass Feiertage an Wochenenden 

verlässlich nachgeholt werden.  

 

Wir bitten um Zustimmung zu diesem Antrag. - 

Vielen Dank.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ich sehe eine Intervention von Frau Dr. Schnei-

der. Herr Lippmann, vielleicht lohnt es sich, 

gleich hier vorn stehen zu bleiben. - Frau 

Dr. Schneider, Sie haben das Wort.  

 

 

Dr. Anja Schneider (CDU): 

 

Es ist wirklich eine Intervention und keine Frage. 

Ich bin doch sehr erstaunt über Ihre Argumen-

tation, dass die Feiertage zur Ruhe und zur Er-

holung beitragen. Warum geben wir nicht ent-

sprechend mehr Urlaubstage? Denn dann 

würde die Argumentation stimmen. Für mich 

sind Feiertage, die überwiegend auch kirchlich 

hinterlegt sind, deshalb frei, damit ich die  

Rituale und Bräuche an diesen Feiertagen wahr-

nehmen kann, und nicht deshalb, damit ich eine 

Ruhezeit habe.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der AfD)  

 

Ihre Ausführungen haben eine völlig falsche Ar-

gumentation. Am 1. Mai, den Tag der Arbeit, an 

dem es auch heute noch entsprechende Bekun-

dungen zur Arbeit usw. gibt, könnte ich nicht 

teilnehmen, wenn ich arbeiten muss. Dafür gibt 

es diese Feiertage und nicht dafür, dass ich  

einen zusätzlichen Urlaubstag habe.  
 

(Beifall bei der CDU und bei der AfD) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Sie haben das Wort, Herr Lippmann.  
 

 

Thomas Lippmann (DIE LINKE):  

 

Das ist schon eine heftige Argumentation, die 

aber einen wahren Kern hat. Ich bin in meinem 

Redebeitrag etwas gehüpft, weil ich auf die Zeit 

geschaut habe, sonst wäre ich darauf auch ein-

gegangen. Es geht natürlich um die Pflege von 

religiösen und anderen Traditionen, aber auch 

um die Pflege der familiären Verbindungen. Es 

sind aber nicht alle Feiertage kirchlich hinter-

legt.  
 

(Andreas Silbersack, FDP: Die meisten aller-

dings schon!) 
 

- Allerdings die meisten schon. - Wir haben 

Glück, dass von den elf Feiertagen immerhin 

vier Feiertage nicht datumsfest sind: Karfreitag, 

Ostermontag, Christi Himmelfahrt und Pfingst-

montag. Diese Feiertage bleiben uns in jedem 

Jahr erhalten. Nach Himmelfahrt kann man also 

immer einen Brückentag nehmen, um ein ver-

längertes Wochenende zu machen.  

 

(Anne-Marie Keding, CDU: Abschaffen für 

alle, die aus der Kirche ausgetreten sind!) 
 

- Wie bitte? 
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(Anne-Marie Keding, CDU: Abschaffen für 

alle, die aus der Kirche ausgetreten sind! - 

Thomas Lippmann, DIE LINKE, lacht) 
 

- Sagen Sie es ruhig ein bisschen lauter, sozusa-

gen für das Protokoll. Das macht sich gut in der 

Außendarstellung.  
 

(Zuruf von Anne-Marie Keding, CDU) 
 

Nein, ich finde, man kann hierbei nicht von  

einem Extrem in das andere fallen. Der Umgang 

der Menschen im Land mit den Feiertagen ist so 

breit gefächert wie die Mentalität der Men-

schen. Natürlich schaffen wir damit einen An-

lass, uns auch des Anlasses des Feiertages be-

wusst zu werden. Sie wissen aber so gut wie ich, 

dass das längst nicht auf alle Menschen zutrifft. 

Ich weiß nicht einmal, ob man sagen kann, dass 

es auf den größten Teil der Menschen zutrifft; 

wahrscheinlich bei Weihnachten und Ostern 

schon.  
 

Aber wenn ich bspw. den 6. Januar nehme  
 

(Guido Kosmehl, FDP: Oh!) 
 

und ich sage einmal selbstkritisch auch den 

1. Mai - -  

 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 

 

- Also, ich erspare es euch, dass wir jetzt vertieft 

über die Rolle des 6. Januar in Sachsen-Anhalt 

reden, 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Das wäre übrigens angebracht, Herr Lippmann. 

Versuchen Sie einmal, zum Ende zu kommen! 

 
 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

weil das nicht das Thema ist. Ich nehme auch 

den 1. Mai gar nicht aus. Sie unterschätzen die  

 

Rhythmisierung von intensiver Arbeit und Ruhe-

phasen. Natürlich unterstützen die Feiertage, 

gerade wenn sie nicht an Wochenenden liegen 

- in vielen Jahren ist ja auch der Fall - das, was 

wir ansonsten natürlich durch die Urlaubsrege-

lungen haben. Diesbezüglich sind wir nicht so 

schlecht aufgestellt. Die Feiertags 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Herr Lippmann.  
 

 

Thomas Lippmann (DIE LINKE):  
 

ruhe sollte den Beschäftigten schon zustehen. 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  
 

Danke. - Wenn Herr Lippmann auf Fragen rea-

giert, dann fällt mir immer auf, dass wir Lücken 

in der Geschäftsordnung haben.  
 

(Lachen bei allen Fraktionen)  
 

Wir haben die Dauer der Frage zeitlich begrenzt, 

aber nicht die Dauer der Antwort. - Herr Stehli, 

ich verstehe Ihre emotionale Betroffenheit bei 

diesem Thema, weise aber darauf hin, dass Sie 

Herrn Lippmann keine Frage stellen können und 

auch keine Intervention machen können; denn 

Sie haben sich erst gemeldet, als er auf eine 

Frage von Frau Schneider reagiert hat. Es ist vor-

hin bereits erklärt worden: Wir konzentrieren 

Fragen immer auf den Ursprungsbeitrag; denn 

ansonsten werden wir nie fertig. Es tut mir leid.  
 

(Stephen Gerhard Stehli, CDU: Ich finde 

schon noch eine Möglichkeit! - Lachen bei  

allen Fraktionen) 
 

- Ich könnte es jetzt so sagen: Keine Gewalt! 
 

Jetzt kommen wir zu der Dreiminutendebatte 

der Fraktionen. Zunächst hat jedoch Frau Minis-

terin Grimm-Benne das Wort.  
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Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren Abgeordneten! Die 

Fraktion DIE LINKE strebt mit ihrem Antrag in 

Punkt 1 an, die Landesregierung aufzufordern, 

sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass 

im Arbeitszeitgesetz eine Kompensationsrege-

lung für gesetzliche Feiertage, die auf ein  

Wochenende fallen, festgeschrieben wird. Es 

soll die Gewährung eines Ersatzruhetages am 

nächsten Werktag, der auf den Feiertag folgt, 

vorgesehen werden.  

 

(Unruhe) 

 

- Ich bitte darum, genau zuzuhören. - Wir kön-

nen dieses Ansinnen schon aus rein rechtlich 

formalen Gründen nicht unterstützen; denn das 

Arbeitszeitgesetz ist nicht dazu geeignet, die 

Lage von Feiertagen oder Ersatzfeiertagen zu 

bestimmen. Es dient auch nicht dazu, zusätz- 

liche freie Tage für Arbeitnehmerinnen und  

Arbeitnehmer zu generieren oder die Jahres- 

arbeitszeit der Beschäftigten zu reduzieren. 

 

Zweck des Arbeitszeitgesetzes ist es in erster  

Linie, die Sicherheit und den Gesundheitsschutz 

der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu 

gewährleisten. Soweit an einem Feiertag, der 

auf einen Sonntag fällt, nicht gearbeitet wird, ist 

dieser Schutzzweck nicht gefährdet.  

 

Insoweit ist materiellrechtlich der Regelungsbe-

reich des Arbeitszeitgesetzes nicht eröffnet, da 

ja gerade keine Arbeit stattgefunden hat und 

ohne Arbeit hat auch keine physische und  

psychische Belastung stattgefunden, die aus 

Gründen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 

ausgeglichen werden müsste.  

 

Im Übrigen geht durch diese Kombination auch 

der grundgesetzliche Feiertagsschutz nicht ver-

loren, da sowohl die Arbeitsruhe als auch die  

 

Gelegenheit zur seelischen Erhebung an einem 

Feiertag an einem Sonntag ermöglicht werden.  

 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Auch 

der weitere Zweck des Arbeitszeitgesetzes, den 

Sonntag und die staatlich anerkannten Feier-

tage als Tage der Arbeitsruhe und der see- 

lischen Erhebung der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer zu schützen, wird durch eine 

Kombination aus einem Feiertag und einem 

Sonntag nicht beeinträchtigt und löst daher kei-

nen Regelungsbedarf im Arbeitszeitgesetz aus.  

 

Hinsichtlich des Sonn- und Feiertagsschutzes 

vollzieht das Arbeitszeitgesetz lediglich die 

durch die Sonn- und Feiertagsgesetze der Län-

der angeordnete Arbeitsruhe nach und regelt 

Ausnahmetatbestände. Frau Dr. Schneider hat 

es gesagt. Deshalb ist darin geregelt, dass, so-

bald ausnahmsweise an Sonn- und Feiertagen 

gearbeitet wird, ein Ausgleich - - 

 

(Ministerin Petra Grimm-Benne hustet) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ganz ruhig. Ich halte gedanklich die Uhr an, Frau 

Ministerin.  

 

Frau Ministerin, wir machen es anders. Herr 

Stehli steht schon ganz diszipliniert am Mikro-

fon. Dann lassen wir ihn jetzt reden und Sie hus-

ten aus und hören ihm zu. Dann machen wir 

weiter. - Herr Stehli, Sie haben jetzt das Wort.  

 

 

Stephen Gerhard Stehli (CDU):  

 

Vielen Dank. - Ich will eine Frage an die Frau  

Ministerin stellen. Diese Frage wird vielleicht 

durch ein Nicken beantwortet werden können.  

 

(Lachen bei allen Fraktionen) 
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Frau Ministerin, stimmen Sie mir darin zu, dass 

der Ansatzpunkt des Antrags, den der Kollege 

Lippmann vorgetragen hat, ein scheinbar rein 

utilitaristischer ist, welcher auf eine mehr oder 

minder Vollkasko-Mentalität im Umgang mit 

der Feiertagskultur abzielt und dabei auch die 

astronomischen Grundlagen unseres Kalender-

systems in Verbindung mit dem religiösen  

Herkommen unserer Feiertage ignoriert? 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke, Herr Stehli. - Jetzt haben wir nach wie 

vor das Problem, dass die Frau Ministerin nicht 

vollumfänglich sprechfähig ist, so würde ich es 

sagen.  

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Scharade! - Un-

ruhe) 

 

 

Stephen Gerhard Stehli (CDU):  

 

Frau Ministerin, können Sie mit dem, was ich ge-

sagt habe, ein bisschen mitgehen? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Brauchen Sie noch ein bisschen? 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung):  

 

Ich versuche es.  
 

(Unruhe) 
 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Dann versuchen wir es jetzt. Vielleicht hilft uns 

ein bisschen Ruhe im Publikum.  

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Du wolltest uns doch 

schon immer etwas husten! - Oh! bei der 

CDU) 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-

ziales, Gesundheit und Gleichstellung):  

 

Vielleicht brauche ich etwas Arbeitsruhe, insbe-

sondere nach der Debatte vorhin.  

 

(Zuruf von der CDU) 

 

Ich weiß, dass die Regierungsfraktionen von die-

sem Antrag der LINKEN nichts halten. Ich wollte 

nur juristisch begründen, warum das Ansinnen 

über das Arbeitszeitgesetz nicht zu machen ist. 

Ich habe es ein bisschen pointiert dargestellt. 

Herr Meister hat dazu schon etwas gesagt. Der 

Schutzgedanke des Arbeitszeitgesetzes ermög-

licht so etwas nicht.  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: So ist es!) 

 

Punkt 2 des Antrages besagt, dass man, wenn 

wir es nicht schaffen, es im Bund zu regeln, dann 

eine Kompensationsregelung für die ausgefal-

lene Arbeitsruhe eines gesetzlichen Feiertages 

auf Landesebene regelt. An dieser Stelle käme 

nur das Sonn- und Feiertagsgesetz des Landes 

infrage. Auch dort ist der Zweck jedoch allein 

der Schutz des Feiertages selbst, und nur aus 

diesem Schutzgedanken heraus kann die Anord-

nung einer allgemeinen Arbeitsruhe, die ein Be-

schäftigungsverbot im Arbeitszeitgesetz nach 

sich zieht, gerechtfertigt werden. Wir drehen 

uns also im Kreis.  

 

Ich komme auf die Stelle zurück, an der ich vor-

hin wegen meines Hustens abgestorben bin, 

nämlich auf den Einwand, den Frau Dr. Schnei-

der gebracht hat. Es soll gerade für diejenigen 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die ins-

besondere an den Wochenenden und an ge-

setzlichen Feiertagen arbeiten müssen, ein Aus- 
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gleichstag geschaffen werden, damit die Ge-

sundheit geschützt wird und der Arbeitsschutz 

gewährleistet ist. Das wird durch diesen Antrag 

nicht unterstützt. Deswegen, so denke ich, wer-

den die Regierungsfraktionen dieses Ansinnen 

ablehnen.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. - Das war eine Intervention, auf die nun-

mehr reagiert worden ist. Dann sind wir jetzt 

fertig.  

 

 

Stephen Gerhard Stehli (CDU):  

 

Vielen Dank, Frau Ministerin.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Jetzt können wir in die Debatte der Fraktionen 

eintreten. Für die SPD-Fraktion spricht - - 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Wir verzichten!) 

 

- Die SPD verzichtet. - Für die AfD-Fraktion 

spricht Herr Tobias Rausch. - Sie haben das 

Wort.  

 

 

Tobias Rausch (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident.- Sehr geehrte Kol-

legen Abgeordnete! Der Antrag der Fraktion DIE 

LINKE mit dem Titel „Ausgleich für Feiertage an 

Wochenenden - Zusätzliche Erholung von den 

Belastungen durch Arbeit in der Pandemie“ ist 

ein reiner Schaufensterantrag, der den Arbei-

tern Sand in die Augen streuen soll: Seht her, 

wir kümmern uns um euch! 

 

(Lachen bei der AfD, bei der CDU und bei der 

FDP)  

 

Wir haben gerade gehört, dass er rechtlich 

überhaupt nicht zulässig ist; die Ministerin hat 

es eben gesagt. Nun kann man durchaus sagen, 

dass es drei Blickwinkel auf diesen Antrag gibt. 

Der Arbeitnehmer wird sich sagen, das ist eine 

schöne Sache, wenn ich mehr Feiertage habe. 

Allerdings betrifft es nicht alle Arbeitnehmer, 

weil diejenigen, die in systemrelevanten Beru-

fen arbeiten, in der Regel sowieso an Sonn- und 

Feiertagen arbeiten müssen und Ausgleichstage 

bekommen, wie auch die Arbeitnehmer, die im 

Vierschichtsystem arbeiten. Bei ihnen werden 

die Wochenenden sozusagen in die Woche ver-

legt. Das heißt, die Regeln zur Erholung be- 

stehen schon, weshalb es absurd ist, was Sie in 

Ihrem Antrag schreiben.  

 

Der zweite Blickwinkel betrifft den Arbeitgeber. 

Es ist wieder das Märchen von den Arbeitge-

bern, die zu viel verdienen und sich bereichern 

und von den bösen Kapitalisten. Ich frage mich, 

in welchem Land Sie leben.  

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE - 

Unruhe) 

 

In Sachsen-Anhalt sind ca. 95 % der Betriebe 

KMU, in denen keine Milliardengewinne erwirt-

schaftet werden. Ich frage mich, wo Sie sich wie-

derfinden.  

 

Der dritte Blickwinkel betrifft die Ethik und die 

Werte. Nun stelle ich mir vor, der erste Weih-

nachtsfeiertag ist ein Sonntag, der zweite Weih-

nachtsfeiertag ist ein Montag. Nach Ihrer Logik 

wollen wir den ersten Weihnachtsfeiertag am 

Dienstag nach dem zweiten Weihnachtsfeiertag 

wiederholen.  

 

(Lachen bei der AfD) 

 

So ungefähr stellen Sie sich das vor. Dazu muss 

ich Ihnen sagen, dass Feiertage - so verstehe ich 

es - jährlich wiederkehrende Gedenktage sind, 

an denen man innehält, Zeit mit der Familie ver- 
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bringt. Einmal fallen sie auf das Wochenende 

und einmal fallen sie in die Woche; über- 

wiegend aber in die Woche.  

 

Sie verstehen Feiertage so, dass man sich einen 

Lenz machen kann. Herr Lippmann will sich vor 

der Arbeit drücken und sich vergnügen.  

 

(Lachen und Zustimmung bei der AfD) 

 

So verstehen Sie Feiertage. Wir lehnen Ihren 

Antrag ab, weil er inhaltlich und moralisch eine 

völlige Katastrohe ist. - Danke.  

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: Ge-

nau!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ich habe gehört, dass die Koalitionsfraktionen 

mit Blick auf die Rede der Ministerin keinen Re-

debedarf mehr haben. Dann spricht für die FDP 

niemand, aber für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN spricht Herr Meister.  

 

 

Olaf Meister (GRÜNE):  

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und  

Herren! Der vorliegende Antrag sieht vor, Feier-

tage, die auf ein Wochenende fallen, quasi 

nachzuholen. Das ist menschlich verständlich, 

verkennt aber, so meine ich, den Sinn von Feier-

tagen. Feiertage dienen in ihrem Kern der ge-

meinsamen Begehung des jeweiligen Anlasses. 

Natürlich kann man sich darüber unterhalten, 

ob das immer noch zeitgemäß ist, ob das so ge-

lebt wird - der 6. Januar war bereits ein 

Thema - und ob es die richtigen Feiertage sind. 

Der Sinn ist aber der gemeinsame konkrete An-

lass.  

 

Keineswegs sind die Feiertage - davon geht der 

Antrag scheinbar aus - auch etwas rein Positi- 

 

ves. Sie greifen vielmehr tief in die Alltagsgestal-

tung der Menschen ein und damit auch in ihre 

Rechte. Wenn man nicht zur Arbeit muss, dann 

werden dies viele als positiv empfinden. Wenn 

die Geschäfte, die Ärzte, die Apotheke geschlos-

sen sein müssen, ist das die andere, eher unan-

genehme Seite der Medaille. Fahrverbote an 

Feiertagen und viele andere Einschränkungen, 

die man aufzählen könnte, gehen damit einher. 

Ich erspare Ihnen die Darstellung der Situation, 

wenn eine Rentnerin am 8. Januar zur Apotheke 

kommt und Sie sagen, wir feiern Heilige Drei  

Könige. Verstehen Sie? - Sie stellen nur die eine 

Seite der Medaille dar, freuen sich über diesen 

positiven Effekt und sehen die andere Seite 

nicht. Über die wirtschaftlichen Aspekte, die  

damit natürlich einhergehen, habe ich gar nicht 

geredet; das muss finanziert werden. 

 
Was DIE LINKE aber eigentlich meint - das ist 

durchaus aller Ehren wert -, ist die Frage, ob es 

nicht mehr Freizeit geben sollte, ob also eine an-

dere Work-Life-Balance mit mehr Zeit für Fami-

lie und Privates nicht besser wäre. Es mag etwas 

dran sein; da ist etwas dran. Das erreicht man 

aber nicht durch nach dem Zufallsprinzip im Ka-

lender zugeteilte freie Montage, die ein-, zwei- 

oder dreimal im Jahr stattfinden. Vielmehr ist 

dies eine Aufgabe der Tarifpartner und, wenn 

ein gesetzliches Eingreifen tatsächlich erforder-

lich wäre, des Bundesurlaubsgesetzes, in dem 

die Mindeststandards festgeschrieben sind.  

 
Mit der angestrebten Regelung laufen Sie sogar 

Gefahr, dass die Tarifpartner das bewusst oder 

unbewusst einpreisen und es am Ende gar nicht 

mehr Freizeit gibt, sondern die Freizeit nur an 

blöden Tagen, also z. B. am 8. Januar, für alle 

zwangsmäßig ist, obwohl sich die Leute viel-

leicht über mehr Urlaub im Sommer freuen wür-

den. Deswegen macht das deutlich mehr Sinn. 

Der Antrag sollte abgelehnt werden. 

 
(Zustimmung bei den GRÜNEN)  
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Die CDU verzichtet ebenfalls auf einen Redebei-

trag. Zum Abschluss der Debatte ist Herr Lipp-

mann für DIE LINKE noch einmal an der Reihe. - 

Bitte. Herr Lippmann, Sie haben das Wort.  

 

 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es war schon 

ein kleines bisschen abzusehen und zu erwar-

ten, wie die Debatte läuft. Ich will nur eines  

sagen: Alles das, was Sie uns und mir an den 

Kopf werfen, werfen Sie mit genau der gleichen 

Argumentation den 85 Ländern - ich habe mir 

das zuarbeiten lassen -, von denen ich nur  

einige in der Rede erwähnt habe, an den Kopf. 

 

(Zuruf von der FDP: Die haben auch weniger 

Feiertage und keine 30 Urlaubstage!)  

 

Also ganz so absurd ist das nicht; das gibt es 

auch in unseren Nachbarländern.  

 

Es ist natürlich Quatsch, dass die Herkunft der 

Feiertage ignoriert würde. Feiertage wie der 

25. Dezember und der 26. Dezember bleiben 

erhalten. Dass dadurch, dass es am Montag da-

nach noch einen freien Tag gibt, um dem ande-

ren Aspekt Rechnung zu tragen, dem Feiertag 

nicht Rechnung getragen wird, ist natürlich Un-

sinn. Darüber wird draußen niemand so disku-

tieren.  

 

Zu der Aussage, dass das rechtlich alles völlig 

unmöglich ist, auch wenn die Verordnung ge-

mäß dem Arbeitszeitgesetz möglicherweise 

nicht passend ist, kann man nur sagen: Wenn 

ein Wille da wäre, wäre auch ein Weg da. Inso-

fern bleibt Deutschland an dem Punkt, dass die 

datumsfesten Feiertage an den Wochenenden 

ein Stück weit verloren gehen, im Kontext euro-

päischer Nachbarländer zurück. Wir werden das 

vermitteln. 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ich sehe hierzu keine Fragen. Ich habe keinen 

Überweisungsantrag gehört. 
 

(Tobias Rausch, AfD: Ablehnen!) 
 

Deswegen werden wir direkt über den Antrag 

abstimmen. 

 

Abstimmung 
 

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE in der 

Drs. 8/1107 zustimmt, den bitte ich um das Kar-

tenzeichen. - Das ist die Fraktion DIE LINKE. Wer 

ist dagegen? - Das sind alle anderen Fraktionen. 

Gibt es Stimmenenthaltungen? - Die gibt es 

nicht. Damit ist der Antrag mehrheitlich abge-

lehnt worden. Wir haben den Tagesordnungs-

punkt 20 beendet. 

 

Ich komme zu einem Komplex, den ich vorhin 

bereits angekündigt habe. Inzwischen habe ich 

eine vorläufige Fassung des Protokolls zu der 

Rede von Herrn Kirchner und einige andere Aus-

züge zu Tagesordnungspunkt 8 erhalten. Ich 

konzentriere mich erst einmal auf die Aussage 

von Herrn Kirchner in dem Kontext mit Frau  

Sziborra-Seidlitz. Darin geht es um das Anti- 

faschistische Infoblatt 31 von September/Okto-

ber 1995. Daraus kommt ein Zitat. Anschließend 

folgt:  
 

„Der Kollege S. ist der Mann von Frau 

Seidlitz“  
 

- dann gibt es einige Erläuterungen - 
 

„[…] und diese Frau mit einem waschechten 

Neonazi verheiratet ist und das Bett teilt.“ 
 

Herr Kirchner, ich erteile Ihnen dafür einen Ord-

nungsruf, weil es hierbei nicht nur um eine  

extrem fragwürdige Zuschreibung für eine Per-

son auf der Basis einer 27 Jahre alten Quelle 

geht - ich weiß noch nicht einmal, ob die Person  

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 19.05.2022 | Stenografischer Bericht 8/21 

 

 

171 

volljährig war; keine Ahnung - und Sie jemanden 

als Neonazi bezeichnen, der sich selber nicht 

wehren kann. Vor allen Dingen erteile ich Ihnen 

einen Ordnungsruf, weil zum wiederholten 

Male familiäre Bindungen und Beziehungen von 

Abgeordneten in diesem Landtag instrumentali-

siert worden sind. Das überschreitet eine 

Grenze. - Punkt 1. 

 
(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei der 

SPD, bei der FDP und bei den GRÜNEN) 

 
Punkt 2. Es geht um die Bezeichnung von Frau 

Quade als „Terror-Queen“. Dazu war es wichtig, 

noch einmal nachzuschauen, wie die Dinge bis-

her bei uns im Landtag bewertet worden sind. 

Es ist ausdrücklich so gewesen, dass wir eine 

Vielzahl von Zuschreibungen für die politische 

Verantwortung von terroristischen Tendenzen, 

Bewegungen und Ereignissen im Landtag ge-

habt haben. Eine Fraktion - das will ich an dieser 

Stelle ganz klar sagen -, die in diesem Bereich 

sehr aktiv gewesen ist, ist unter anderem die 

AfD-Fraktion, die mehreren anderen Fraktionen 

unterstellt hat, verantwortlich zu sein, terroris-

tischer Arm von Linksextremen zu sein. 

 
(Tobias Rausch, AfD: „Terroristischer Arm“ 

ist nie gefallen!) 

 
Das gab es auch umgekehrt. Die AfD-Fraktion ist 

als Arm von terroristischen Bewegungen, vom 

Rechtsextremismus bezeichnet worden. Das 

hatten wir alles. Das haben wir nicht mit Ord-

nungsrufen bewertet. 

 
Wir haben es in dem Augenblick mit einer 

neuen Qualität zu tun, wenn ein Mitglied des 

Landtages explizit als Terrorakteur bezeichnet 

wird. Dies ist eine neue Qualität. Nachdem es 

dazu im Ältestenrat die Verständigung gegeben 

hat, diese Dinge wieder stringenter anzufassen, 

erteile ich Ihnen auch dafür einen Ordnungsruf, 

Herr Kirchner. 

 

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 
 

Punkt 3. Wir haben bei dieser Ältestenratssit-

zung festgestellt, dass bei persönlichen Bezeich-

nungen - also nicht politischen Zuschreibungen, 

sondern persönlichen Beleidigungen - in diesem 

Kontext von uns als Präsidium inzwischen eine 

stringentere Bewertung zu erwarten ist, als dies 

vorher der Fall gewesen ist.  
 

Auch Herr Striegel, der mehrfach „Sie sind ein 

Hetzer!“ geäußert hat, wird von mir mit einem 

Ordnungsruf belegt,  
 

(Zustimmung) 
 

weil auch dies aus meiner Perspektive, wenn wir 

so herangehen wollen, das Kriterium der per-

sönlichen Beleidigung erfüllt und nicht mehr 

Gegenstand von politischen Auseinanderset-

zungen ist. - So weit dazu.  
 

(Zuruf von Tobias Rausch, AfD) 
 

Dazu, wie mit Ordnungsrufen und möglicher-

weise auch mit Kritik gegenüber Ordnungsrufen 

umzugehen ist, haben wir eine Regelung in der 

Geschäftsordnung, die im Ältestenrat auszudis-

kutieren sein wird. - Ich bedanke mich bei Ihnen. 

Wir führen im Präsidium einen Wechsel durch. 
 

(Zuruf: Was ist mit der „Vogel“-Beleidigung? 

- Tobias Rausch, AfD: Was ist mit der Beleidi-

gung von Frau Seidlitz? Was ist mit „Nazis“ 

und „Verfassungsfeind“? Nur allein Herr 

Striegel! Das ist schon wieder typisch! - Rüdi-

ger Erben, SPD: Früher hieß das Kritik an der 

Sitzungsleitung! - Zuruf: Dass man „Sie  

Vogel“ sagt? - Tobias Rausch, AfD: Die Sit-

zungsleitung lässt den Fraktionsvorsitzenden 

nicht sprechen! Was ist das hier eigentlich? - 

Weitere Zurufe: Was ist das? - Scheinbar 

nicht! - Tobias Rausch, AfD: Drei, vier von 

Herrn Striegel wurden nicht geahndet! Erst 

danach ist das hier eskaliert! - Weitere Zu-

rufe - Unruhe) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Wer sich als Fraktionsvorsitzender meldet, der 

kann jederzeit das Wort erteilt bekommen, es 

sei denn, wir befinden uns in einer Aussprache, 

einer Abstimmung oder einer Rede. - Herr Kirch-

ner, Sie haben sich als Fraktionsvorsitzender  

gemeldet. Bitte. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich nehme die 

Ordnungsrufe gern zur Kenntnis und nehme 

diese auch an. Das ist kein Problem. Ich möchte 

aber eines feststellen: Der Kollege Herr Büttner, 

der diesen Antrag eingebracht hat, hat sich voll-

kommen konform verhalten und hat nieman-

den beleidigt oder Ähnliches. 

 

Herr Striegel war der Erste, der damit anfing. Ich 

wiederhole: rechtsextreme und verfassungs-

feindliche AfD.  
 

(Unruhe)  
 

Die verbreiten Hass und Hetze. Die haben Ras-

sismus salonfähig gemacht. - Das alles sind Aus-

sagen von Herr Striegel. Daher muss man mir 

auch einmal zugestehen, dass ich darauf etwas 

antworte. Wir haben uns darauf geeignet, das 

nicht zu tun. Er hat damit angefangen.  
 

(Rüdiger Erben, SPD: Deswegen hat er auch 

einen Ordnungsruf erhalten! - Unruhe) 
 

Ich habe damit weitergemacht.  

 

Zu dem Kollegen S. ist zu sagen: Er kann sich hier 

nicht wehren.  
 

(Unruhe) 
 

- Ich bitte hier einmal ein bisschen um Ruhe.  

 

(Zuruf von Sandra Hietel, CDU - Unruhe) 

 

Unsere Mitarbeiter, auf die in dieser Runde  

abgehoben wurde, können sich auch nicht  

wehren. 
 

(Zuruf von Matthias Redlich, CDU - Weiterer 

Zuruf: Das ist ihr Mitarbeiter! - Unruhe) 
 

- Wo können sich unsere Mitarbeiter denn weh-

ren, wenn hier ein Vorwurf fällt, der zu bespre-

chen ist? Sie können sich auch nicht wehren. 

Also braucht der sich auch nicht zu wehren. So 

einfach ist das.  
 

(Unruhe) 
 

Wenn das so ist, wie es ist, und ich mich auf ein 

Blatt beziehe, wo Antifaschisten im Jahr 1995 

recherchiert haben und die den Kollegen genau 

da verordnet haben, wo er ist, als Neonazi, dann 

werde ich das wohl so sagen dürfen. Oder ver-

trauen Sie den Antifaschisten nicht mehr,  
 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 
 

denen Sie sonst immer vertrauen, wenn es ge-

gen die AfD geht?  
 

(Beifall bei der AfD - Hendrik Lange, DIE 

LINKE: Es ist einfach widerlich! - Cornelia Lüd-

demann, GRÜNE: Sie haben einfach eine Aus-

sage wiederholt! - Olaf Meister, GRÜNE: Sie 

haben es gerade wiederholt! - Zuruf von 

Tobias Krull, CDU) 
 

Da ist Ruhe, da ist plötzlich Ruhe. So ist es ein-

fach. 
 

(Unruhe) 
 

Wie gesagt, ich nehme das an, kein Problem. 

Aber ich sage auch eines: Herr Striegel hätte für 

die Sachen auch noch einen zweiten Ordnungs-

ruf verdient. So einfach ist das. 
 

(Beifall bei der AfD - Cornelia Lüddemann, 

GRÜNE: Sie haben gerade eine Aussage wie-

derholt! - Zuruf: Jawohl!) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war jetzt die Äußerung von Herrn Kirchner 

als Vorsitzender der AfD-Fraktion. Ich denke, 

dieser gesamte Komplex bedarf noch einmal ei-

ner Erörterung im Ältestenrat, insbesondere um 

sich über den Standard und über die Grenzen 

der politischen Auseinandersetzung im Plenum 

zu verständigen. 

 

Wir kommen damit zum letzten Tagesordnungs-

punkt. Ich rufe auf den 

 

 

Tagesordnungspunkt 21 

 

Beratung 

 

Mobilität in Stadt und Land durch autonomes 

Fahren auch in Zukunft gewährleisten 

 

Antrag Fraktionen CDU, SPD und FDP - 

Drs. 8/1158 

 

 

Einbringen wird den Antrag Frau Tarricone. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrtes 

Hohes Haus! Ich freue mich - - 

 

(Unruhe) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Einen Augenblick noch. Sie sollten zwar schon 

reden, aber ich möchte zuvor noch etwas sagen: 

Wir behandeln jetzt noch diesen einen Tages-

ordnungspunkt. Dann findet eine zweitägige  

Sitzungsperiode des Landtages ihren Abschluss. 

Auch der letzte Tagesordnungspunkt und insbe-

sondere die Einbringerin verdienen noch Auf-

merksamkeit. - Frau Tarricone. Bitte. 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Ganz herzlichen Dank dafür. - Ich beginne noch 

einmal - weil es mir wirklich wichtig ist, damit 

anzufangen -: Ich freue mich, dass ich mit dem 

letzten Tagesordnungspunkt unseren gemein-

samen Blick auf die Zukunft richten darf. 

 

(Zustimmung bei der FDP - Zustimmung von 

Sandra Hietel, CDU) 

 

Nach all den Debatten, die wir heute geführt  

haben, finde ich es besonders angenehm, dass 

wir das Plenum mit einem hoffnungsvollen Blick 

in die Zukunft abschließen können.  

 

Für ein Land mit einer alternden Bevölkerung 

kann es keine Option sein, beim Einsatz moder-

ner Technologien nicht ganz vorn dabei zu sein. 

Angesichts des demografischen Wandels gilt 

das für ganz Deutschland, aber im Besonderen 

auch für Sachsen-Anhalt.  

 

Unter den Zukunftstechnologien dürfte das  

automatisierte und autonome Fahren eine  

besondere Chance darstellen, zentralen Her-

ausforderungen für unser Land erfolgreich zu 

begegnen.  

 

Zu den Herausforderungen gehört das gewich-

tige Thema Fachkräftemangel. Laut Kraftfahrt-

bundesamt gab es im Jahr 2016 in Deutschland 

1,1 Millionen Personen mit der Befähigung zum 

Berufskraftfahrer. Das klingt zunächst sehr viel. 

Allerdings rechnet die Logistikbranche damit, 

dass etwa ein Drittel der Berufskraftfahrer im 

Straßen- und Güterverkehr das 55. Lebensjahr 

bereits überschritten hat. 30 000 Berufskraft-

fahrer gehen demnach jedes Jahr in Rente. Neu 

in den Beruf steigen aber nur 17 000 ein. 

 

Richtig beunruhigend sieht es bei den Busfah-

rern aus. 44 % von ihnen sind über 55 Jahre alt, 

ein Viertel bereits über 60 Jahre alt. Sonderlich 

viele sind es schon jetzt nicht. Zu Beginn des Jah-

res verfügten 5 207 Sachsen-Anhalterinnen und  
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Sachsen-Anhalter über eine Fahrerlaubnis für 

Busse. Das sind 2,7 % weniger als im Jahr davor. 

In einer Umfrage des Bundesverbands Deut-

scher Omnibusunternehmen e. V. aus dem 

Herbst vergangenen Jahres, gaben, wenig über-

raschend, 67 % der Unternehmen an, derzeit 

nicht genügend Fahrerinnen und Fahrer be-

schäftigen zu können. 

 

Wenn wir aber wollen, dass der ÖPNV auch im 

ländlichen Raum Menschen verleitet, das  

eigene Auto des Öfteren stehen zu lassen,  

brauchen wir entweder mehr Busse und damit 

mehr Fahrer oder mehr Busse ohne Fahrer, aber 

dafür mit modernster Technologie.  

 

Machen wir uns nichts vor. Den Wunsch, Bus-

fahrer zu werden, haben vielleicht noch ein paar 

Jungs im Kindergartenalter. Danach sinkt die  

Attraktivität des Berufes rapide. Zum Tätigkeits-

profil von Berufskraftfahrern gehört es nun ein-

mal, zu Zeiten unterwegs zu sein, die sie nicht 

bestimmen können, sondern die sich an den Be-

dürfnissen von Kunden und Fahrgästen orien-

tieren. Dass ein Busführerschein hierzulande 

10 000 € kostet, trägt ganz sicher nicht dazu bei, 

dass sich junge Leute in dem Beruf einfach ein-

mal ausprobieren wollen. - Also investieren wir 

in Technologie.  

 

Werte Kollegen! Selbstbestimmte Mobilität ist 

ein Grundbedürfnis der Menschen. Im länd- 

lichen Raum ist aktuell der Garant dafür der  

motorisierte Individualverkehr - vom ersten 

Moped bis zur Familienkutsche. Der herkömm-

liche ÖPNV wird auch nicht jede Ortschaft so an-

binden können, dass er den Individualverkehr 

ersetzen kann. Ein autonomes Fahrzeug, in dem 

kein Busfahrer auf Fahrgäste warten muss, kann 

allerdings die letzten Meilen zum nächsten 

Bahnhof oder zur nächsten öfter fahrenden Bus-

linie überwinden.  

 

Im Februar 2022 hat das Bundeskabinett der 

vom Bundesminister für Digitales und Verkehr  

 

vorgelegten Verordnung zur Regelung des Be-

triebs von Kraftfahrzeugen mit automatisierter 

und autonomer Fahrfunktion zugestimmt. Mor-

gen wird sich der Bundesrat damit befassen. 

 

Damit entsteht weltweit erstmals ein Rechts-

rahmen für die Genehmigung und den Betrieb 

von Fahrzeugen auf dem sogenannten Level 4; 

das ist bis zum autonomen Fahren die vorletzte 

von fünf Stufen. Bei Level 4 ist in kontrollierten 

Bereichen ein vollautomatisierter Betrieb mög-

lich. Automatische Lkw fahren derzeit in Hafen-

anlagen. Bald wird es Parkhäuser geben, an  

denen wir nur noch vorfahren müssen, unser 

Auto aber selbstständig einparkt. - Das be- 

geistert mich schon jetzt. 

 

Später wird der Betrieb auf der Autobahn mög-

lich sein; inklusive Auf- und Abfahrt. Bei Level 4 

ist kein Passagier verantwortlich, jederzeit in 

der Lage sein zu müssen, durch manuelles Ein-

greifen, einen sicheren Fahrtzustand herzustel-

len. Es muss überhaupt niemand mehr an Bord 

sein. - Auch das zaubert mir, wie beim Thema 

Einparken, ein Lächeln ins Gesicht. 

 

Damit das Fahrzeug sich selbst jederzeit in einen 

sicheren Zustand bringen kann - -  

 

(Unruhe) 

 

- Darf ich Sie noch einmal ganz kurz für das Zu-

kunftsthema begeistern? 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Frau Tarricone, Sie haben recht. - Der heutige 

Sitzungstag dauert nicht mehr lange. Es gibt hier 

Gesprächsinseln, wenn ich in die Fraktionen, 

wenn ich in diese Richtung schaue. Ich verstehe 

ja, dass Diskussionsbedarf besteht; besonders 

nach den letzten Geschehnissen hier.  

 

(Zuruf) 
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Aber gehen Sie dann doch bitte aus dem Plenar-

saal.  

 

(Zustimmung) 

 

Es ist für Frau Tarricone ausgesprochen schwie-

rig, den Antrag ordnungsgemäß einzubringen. - 

Frau Tarricone. Bitte. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Danke schön. - Ich fange mit dem Gedanken 

noch einmal an: Damit das Fahrzeug sich selbst 

jederzeit in einen sicheren Zustand bringen 

kann, egal ob auf der Autobahn oder in der 

Rushhour in der Innenstadt, bedarf es einer 

Reihe technischer Voraussetzungen sowohl im 

Fahrzeug als auch außerhalb.  

 

Für das autonome Fahren brauchen wir ein gan-

zes Ökosystem an digitaler Infrastruktur, Infra-

struktur, die eigene Sensordaten an die Fahr-

zeuge übermitteln und dem Fahrzeug damit 

eine Schutzhülle hinzufügen kann. 

 

Nach jahrelangem Streit zwischen den Automo-

bilherstellern zeichnet sich die Tendenz ab, dass 

die notwendige Kommunikation mit der Fahr-

zeugumgebung per Mobilfunk und nicht per 

WLAN vonstattengehen wird. Eine sichere  

Mobilfunkabdeckung ist also erforderlich, wenn 

wir zu einem großflächigen Einsatz des autono-

men Fahrens kommen wollen. 

 

Der Standard Cellular-Vehicle-to-Eeverything 

beruht derzeit auf LTE. Etwa ab dem Jahr 2024 

rechnen die Hersteller mit dem breiten Über-

gang zur automobilen Konnektivität über einen 

5G-Standard. 

 

Wenn wir die Chance nutzen wollen, dann kom-

men auf viele Akteure im Land enorme Heraus-

forderungen zu. An vielen Ecken gehen sie diese 

bereits an. Diese Akteure wollen wir miteinan- 

 

der vernetzen, damit sie untereinander von  

ihren Erfahrungen lernen können, 

 

(Zustimmung von Andreas Silbersack, FDP) 

 

aber auch, damit wir als Landespolitik unsere 

Schlüsse daraus ziehen können, welche Rah-

menbedingungen wir schaffen müssen, damit 

das autonome Fahren so schnell und so sicher 

wie möglich ein Erfolg für Sachsen-Anhalt wird. 

 

Das Straßenverkehrsnetz ist ein höchst kompli-

ziertes Konstrukt. Ein Fahrzeug, das auf der klei-

nen Dorfstraße nicht fahren kann, kann mich 

dort auch nicht abholen. Ich meine, ein auto-

nom fahrendes Fahrzeug. Damit wäre es also 

auch nicht zielführender als der Bus, der wegen 

Fahrermangels nicht kommt. 

 

Dafür und für viele andere Herausforderungen 

müssen wir Lösungen in nicht allzu ferner Zu-

kunft finden. Dafür brauchen wir eine Strategie 

mit ganzheitlichem Ansatz. Wir als Koalition 

werben dafür, in einem ersten Schritt die  

Akteure in unserem Land zusammenzubringen. 

Auf einer Konferenz sollen die bestehenden Er-

fahrungen ausgetauscht werden. Dafür wollen 

wir einen Impuls setzen.  

 

Damit beschäftigt sich der vorliegende Antrag 

der Koalitionsfraktionen. Er schiebt an, dass wir 

Sachsen-Anhalt modern machen. Lassen Sie uns 

mit einem kraftvollen Votum Ihrerseits, diesen 

gemeinsam auf den Weg bringen. - Herzlichen 

Dank. 

 

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei der 

CDU und bei der SPD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Frau Tarricone, einen Augenblick, bitte. Es gibt 

eine Nachfrage von Herrn Rausch. Wollen Sie 

diese zulassen? 
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Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Ja. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Ja. - Dann, bitte, Herr Rausch. 

 

 

Tobias Rausch (AfD):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 

Frau Kollegin. Ich finde, es ist nicht alles 

schlecht, was Sie gesagt haben. Ich bin selber 

Nutzer eines Autos, das teilautonomes Fahren 

beherrscht. So möchte ich es einmal nennen. 

Ich habe jetzt eine Frage an Sie zur realen Um-

setzung. 

 

Also, mir ist auch bekannt, dass Mercedes-Benz 

jetzt eine Genehmigung für Lkw bekommen hat, 

um das auf Autobahnen zu testen. Das ist Ihnen 

wahrscheinlich auch alles bekannt. 

 

Ich frage mich jetzt, wenn ich durch meinen 

Landkreis fahre, den Salzlandkreis, und die  

Straßen zu 60 %, 70 % keine richtigen Kenn-

zeichnungen haben, also an den Straßenrän-

dern und Mittelstreifen - dann erkennt nämlich 

jedes Mal der Spurhalteassistent die Grenzen 

nicht mehr -, wie wir sicherstellen wollen, wenn 

wir den Weg gehen würden, dass wir so viel 

Geld zur Verfügung stellen, dass die Straßen 

erst einmal in den Zustand gebracht werden, 

dass autonomes Fahren überhaupt möglich ist.  

 

Das Problem ist ja, es gibt die Systeme. Sie funk-

tionieren auch. Sie stehen zurzeit aber nur tem-

porär zur Verfügung. Das heißt, das Auto erin-

nert einen immer einmal daran, dass man das 

Lenkrad berühren muss oder dass man aktiv 

eingreifen sollte. 

 

Ich sehe den großen Mangel darin, dass die  

Infrastruktur - auf jeden Fall im ländlichen 

Raum; für Städte weiß ich es nicht genau - nicht 

gegeben ist. Ich frage Sie jetzt, wie Sie dafür 

Sorge tragen wollen - Sie tragen ja auch das Res-

sort Landesentwicklung und Verkehr, Infra-

struktur und Digitales -, dass wir im Salzland-

kreis Hoffnung haben können, dass unsere  

Straßen besser werden. Wie wollen wir das 

schaffen? 

 

(Marco Tullner, CDU: Das macht Frau  

Hüskens alles!) 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Ich danke Ihnen ganz ausdrücklich dafür, dass 

Sie diese Brücke zum Ressort schon geschlagen 

haben; denn in der Konferenz, die wir vorschla-

gen möchten, sammeln wir all die Sachen: Was 

brauchen wir? Auf welchem Stand sind wir? 

Was müssen wir herstellen?  

 

(Ministerin Dr. Lydia Hüskens: Genau!) 

 

Dann macht sich das Ressort Gedanken. Das ist 

wirklich sinnvoll.  

 

Ob von heute auf morgen auf jeder Straße so  

etwas möglich ist: Ich meine, wir sind uns doch 

darin einig, dass wir nicht so machen 

 

(Kathrin Tarricone, FDP, schnippst mit den 

Fingern) 

 

und einen großen Sack Geld ausschütten  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Richtig!) 

 

und dann funktioniert alles, aber wir müssen 

das Thema angehen. Wir müssen es angehen! 

 

(Zustimmung bei der FDP - Tobias Rausch, 

AfD, tritt an ein Saalmikrofon) 
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Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Rausch, aber wirklich kurz. Wir sind in einer 

Dreiminutendebatte. Wir hatten dieses Thema 

eben schon. 

 

 

Tobias Rausch (AfD): 

 

Jawohl, ganz kurz. Ich hatte die eine Minute 

nicht ausgeschöpft.  

 

(Zurufe von der CDU: Doch! - Es waren drei 

Minuten! - Zwei Minuten!)  

 

Also, meine Frage ist: Welchen zeitlichen Hori-

zont sehen Sie denn, wann wir uns dahin be- 

wegen? 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Nicht heute 

Abend! - Lachen bei der LINKEN) 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Den zeitlichen Horizont kann ich Ihnen jetzt hier 

vom Pult aus nicht nennen, sondern das denken 

wir uns aus, wenn wir wissen, welche Heraus-

forderungen vor uns stehen. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Tarricone. - Für die Landes- 

regierung nimmt Ministerin Frau Dr. Hüskens 

Stellung. 

 

 

Dr. Lydia Hüskens (Ministerin für Infrastruktur 

und Digitales): 

 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Von dem Begriff autonomes Fahren haben die  

 

meisten von uns sofort eine Vorstellung, sie  

haben ein Bild davon, bei vielen immer noch ab-

geleitet von dem einen oder anderen Science-

Fiction-Film. Es kommen Fahrzeuge, wenn man 

sie haben möchte. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Knight Rider!) 

 

Sie parken sich selber ein. Sie fahren wieder 

weg, wenn man ausgestiegen ist, und ver-

schwinden dahin, wohin sie gehören. Das ist in 

der Praxis natürlich noch nicht so. Wir sind in  

einem deutlich früheren Stadium von autono-

mem Fahren.  

 

(Zuruf von Hendrik Lange, DIE LINKE) 

 

Die andere Frage ist jetzt: Warum machen wir 

das überhaupt? Was gibt es eigentlich für einen 

Grund, sich damit zu beschäftigen? Warum wol-

len wir von dem fahrergesteuerten Fahren weg, 

was dem einen oder anderen von uns ja auch 

durchaus Spaß macht? 

 

Der eine Punkt ist definitiv die Möglichkeit,  

Infrastruktur besser auszulasten, z. B. im Be-

reich ÖPNV, aber auch im Bereich der Bahn. Wir 

haben darüber hinaus natürlich auch die Idee, 

die Fahrzeuge intensiver auszulasten. Wenn 

man sich einmal anschaut, wie lange individuell 

genutzte Fahrzeuge aktuell herumstehen, dann 

ist das definitiv eine Möglichkeit.  

 

Wir werden auch - das hat Frau Tarricone schon 

dargestellt - in eine ganze Reihe von Bereichen 

gehen, gerade in den gewerblichen Bereich, in 

dem wir überhaupt nicht mehr genügend Perso-

nal finden werden, wenn wir nicht damit an- 

fangen gegenzusteuern. 

 

Das Ziel ist also, die Infrastruktur maximal aus-

zulasten, auch die Verkehrsmittel maximal aus-

zulasten und dem Personalmangel, den wir  

sehen, zu begegnen. Gerade im Bereich des 

ÖPNV - Frau Tarricone hat es ausgeführt - wird  
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das ein Thema sein. Ich verzichte hier auf eine 

Vertiefung. 

 

Der andere Punkt ist die Frage: Wo stehen wir 

eigentlich aktuell,  

 

(Tobias Rausch, AfD: Das ist eine gute Frage!) 

 

und zwar sowohl was die Fahrzeugentwicklung 

selber anbelangt als auch bei der Frage der  

Infrastruktur?  

 

Ich bin den Regierungsfraktionen dafür dank-

bar, dass wir uns im Zuge einer Konferenz wirk-

lich einmal das Neueste vortragen lassen und 

dann aber daraus ableiten können: Was müssen 

wir in den kommenden Jahren - ich rede explizit 

von den kommenden Jahren - an Infrastruktur 

hinstellen? 

 

(Zustimmung bei der FDP) 

 

Dabei sind die Randstreifen, die dem Fahr-

spurassistenten bitte schön sagen, wo die 

Straße zu Ende ist, tatsächlich nur ein Punkt. 

 

Wir sind übrigens insgesamt in Sachsen-Anhalt 

bei dem Thema wissenschaftlich gar nicht 

schlecht aufgestellt. Die OvGU forscht in diesem 

Bereich. Ich kann jeden nur dazu einladen, sich 

das vor Ort einfach einmal anzuschauen. Spä-

testens dann, wenn man dort vor Ort ist, be-

kommt man ein Bild davon, was über das hin-

aus, was den Fahrspurassistenten oder den Ab-

standhalter anbelangt, an Infrastruktur voraus-

sichtlich erforderlich sein wird. Ich wage einmal 

die Prognose, dass wir in den nächsten Jahren 

tatsächlich eine ganze Reihe von Millionen in 

die Hand nehmen werden, um unsere Infra-

struktur zu ertüchtigen. 

 

Das Thema Mobilität, Vernetzung von entspre-

chenden Fahrzeugen untereinander, ist nur ei-

nes von vielen. Ich habe früher immer gelästert 

- das mache ich jetzt natürlich nicht mehr -:  

 

Wenn man in den Raum Köthen kommt, dann 

kommen wahrscheinlich fast alle mobil mit- 

einander vernetzten Fahrzeuge ganz langsam 

zum Stehen, weil dort bedauerlicherweise eines 

der größeren Funklöcher ist, die wir haben.  
 

(Oliver Kirchner, AfD: Die hat nichts ge-

bracht, die Funkloch-App von der CDU!) 
 

Das ist auch ein Punkt, den wir definitiv klären 

müssen. 
 

(Marco Tullner, CDU: Lösen! Lösen!) 
 

Das werden wir klären und - genau! - lösen. 
 

(Zustimmung von Guido Kosmehl, FDP) 
 

Es kommt natürlich noch ein Punkt hinzu und 

das greifen wir eben auch auf. Es ist nämlich ge-

nau die Aufgabe, in dem Fall, der öffentlichen 

Hand. Die Entwicklung von Fahrzeugen - For-

schung, klar: Universitäten, Forschungseinrich-

tungen - und die Umsetzung ist natürlich eine 

Aufgabe der Privaten, der großen Fahrzeugher-

steller. Aber in dem Moment, in dem wir in den 

Bereich Infrastruktur gehen müssen, in dem wir 

klären müssen, wie z. B. Signalampeln in einer 

Stadt mit den Fahrzeugen interagieren müssen, 

kommt die öffentliche Hand ins Spiel. Wir müs-

sen frühzeitig wissen, worauf wir achten müs-

sen, was wir auch vertraglich machen müssen - 

sei es das Land, sei es die Kommune -, um sicher 

sein zu können, 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Frau Dr. Hüskens, Sie achten darauf, dass wir 

uns in einer Dreiminutendebatte befinden. 
 

 

Dr. Lydia Hüskens (Ministerin für Infrastruktur 

und Digitales): 

 

dass wir dann auch wirklich so aufgestellt sind, 

wenn uns die Unternehmen die Fahrzeuge end- 
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lich zur Verfügung stellen können, von denen 

wir alle träumen. - Ich danke Ihnen. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Ich gucke jetzt einmal in die Runde. Besteht die 

Meinung, dass ich jetzt unbedingt eine Feststel-

lung treffen muss? 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Nein! - Matthias Bütt-

ner, Staßfurt, AfD: Nein! - Weitere Zurufe) 

 

- Nein, ich treffe keine Feststellung. Das finde 

ich auch. Sehr gut. Dann sind wir uns einig. - Ich 

rufe als ersten Debattenredner Herrn Scharfen-

ort für die AfD-Fraktion auf. 

 

 

Jan Scharfenort (AfD):  

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-

geordnete! Mich freut es, wenn wir in diesem 

Parlament auch einmal über Technologien de-

battieren. Heute geht es um das autonome Fah-

ren. Das ist in fünf Stufen eingeteilt, von Stufe 1, 

dem assistierten Fahren wie mit Spurhalteassis-

tenten, bis Stufe 5, dem vollkommen piloten- 

losen autonomen Fahren. Dazwischen liegt viel 

Technologie, deren Zuverlässigkeit noch über 

die nächsten Jahrzehnte überprüft werden 

muss. 

 

Insbesondere eine Anforderung ist beim Thema 

autonomes Fahren aber eine Grundvorausset-

zung. Das ist eine intakte Straßeninfrastruktur. 

Angesichts der maroden Straßen in Sachsen-An-

halt sehe ich aktuell nicht einmal ansatzweise 

die Voraussetzungen für flächendeckende auto-

nome Mobilität. 

 

Der Spurhalteassistent, der mittlerweile in vie-

len Fahrzeugen verbaut wird, funktioniert z. B.  

 

nicht, wenn keine Fahrbahnmarkierungen er-

kennbar sind. Wir scheitern also schon an  

Level 1, wie von Herrn Rausch in seiner Inter-

vention beschrieben. 

 

(Guido Kosmehl, FDP: Wenn wir uns nicht be-

mühen, dann kommen wir nicht bis Level 1!) 

 

Mir fallen sofort viele Straßen in der Region ein, 

bei denen das der Fall ist. Achten Sie einmal  

darauf! Insofern ist das eine rein akademische 

Debatte. Echtes autonomes Fahren geht über 

einen Spurhalteassistenten weit hinaus. 

 

Mercedes hat Ende letzten Jahres eine Zulas-

sung für autonomes Fahren der Stufe 3 erhal-

ten, und diese ist nicht umsonst nur auf be-

stimmte Autobahnstrecken begrenzt. Die Tech-

nologie ist noch in sehr weiter Ferne. Forschung 

und Modellversuche zu unterstützen und zu 

verwerten, halten wir für richtig, aber das ist Zu-

kunftsmusik. Es zeigt sich auch wieder, dass die 

Industrie natürlich deutlich weiter ist als der 

Staat. 

 

Wie wäre es damit, die Hausaufgaben zu  

machen und endlich unsere maroden Straßen 

zu erneuern  

 

(Tobias Rausch, AfD: Richtig!) 

 

oder die lang erwarteten Ortsumgehungen zu 

bauen, welche die Innenstädte Sachsen-Anhalts 

entlasten sollen? Angesichts dieser Defizite 

klingt eine Forderung wie - Zitat -, das Land 

sollte eine führende Rolle in der Entwicklung 

hochautomatisierter und autonomer Fahrtech-

nologien einnehmen, schon ziemlich realitäts-

fern. Genau das ist ein Problem bei Ihrem An-

trag. Es findet sich viel heiße Luft und nur wenig 

Substanz. Werden Sie doch einmal konkret! 

 
In Ihrem Antrag fordern Sie z. B. die Landes- 

regierung dazu auf, die Aufgabenträger bei der 

Errichtung der notwendigen technischen Infra- 
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struktur zu unterstützen. Welche Aufgaben- 

träger? Welche technische Infrastruktur sehen 

Sie denn als notwendig an? Von welchen Stufen 

des autonomen Fahrens sprechen Sie dabei? 

 

Dieser Antrag ist oberflächlich und wird einfach 

nicht konkret. Es bleibt also offen, ob Sie sich 

mit dem Thema überhaupt tiefer gehend be-

fasst haben  

 

(Guido Kosmehl, FDP: Ja!) 

 

oder ob Sie hier bloß politische Aktivität vor-

spielen. Aus diesem Grund lehnen wir den An-

trag ab. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Scharfenort. - Es folgt Herr 

Dr. Grube. 

 

 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Frau Präsidentin! Hohes Haus! Wir haben es 

jetzt kurz vor sieben, Donnerstagabend. 
 

(Guido Kosmehl, FDP: Schöne Zeit!) 
 

Draußen ist schönes Wetter, nicht mehr ganz 

sonnig, aber schön warm und schwül. Das ist 

eine Zeit, in der viele Leute in den Feierabend 

gehen oder im Feierabend sind oder in den letz-

ten Zügen einer Spätschicht sind. 
 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Wenn es nicht ge-

rade Lucky Luke ist!) 
 

Das sind ganz oft Menschen, die wie wir einen 

schweren Tag hatten, mit einigen Zumutungen. 
 

(Lachen und Zustimmung bei der SPD und bei 

der CDU - Sandra Hietel, CDU: Genau!) 

 

Dann müssen sie das tun, was die meisten Men-

schen in Sachsen-Anhalt machen müssen, wenn 

sie abends von der Arbeit nach Hause wollen, 

sie steigen in ihr Auto und fahren nach Hause. 

 

(Dorothea Frederking: GRÜNE: Ich nicht! - 

Hendrik Lange, DIE LINKE: Ich nehme den 

Zug! - Zuruf: Die meisten! - Guido Kosmehl, 

FDP: Oder auf das Lastenrad!) 

 

- Ich habe gesagt, die meisten. Diejenigen, die 

sich gemeldet haben, sind auch die Minderheit. 

Alles gut. - Das ist, wenn man solch einen zumu-

tungsvollen Tag hinter sich hatte, auch eine Zu-

mutung. Man hat den Kopf voll. Man will nach 

Hause. Dort sind dann Kinder. Dann muss man 

vielleicht noch bei den Hausaufgaben helfen.  

 

Jetzt stellen Sie sich vor, Sie müssten nicht  

selber fahren 

 

(Ministerin Dr. Lydia Hüskens, nickt) 

 

- die Ministerin braucht nicht zu nicken; sie 

braucht nicht selber zu fahren -, 

 

(Lachen bei der SPD - Ministerin Dr. Lydia 

Hüskens: Macht sie aber gern!) 

 

sondern das Auto fährt für Sie. Ja, das ist Zu-

kunftsmusik, aber keine, die wir, wie wir in die-

sem Raum sitzen, nicht mehr erleben werden. 

 

(Dorothea Frederking: GRÜNE: Taxi! - 

Matthias Büttner, Staßfurt, AfD: Das wär’s!) 

 

Deswegen ist es gut und richtig, dass sich diese 

Landesregierung, diese Koalition dem Thema 

autonomes Fahren widmet. 

 

Denn was kann das autonome Fahren für Sach-

sen-Anhalt tun? - Erstens. Autonomes Fahren ist 

eine Chance für den ländlichen Raum.  

 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Es ist eine große Chance für die Menschen. Es 

kommt dann nämlich ein Bus, und zwar nicht 

nur morgens und abends, sondern auch tags-

über, wenn man ihn ruft.  

 

(Zuruf: Ja!) 

 

Die Chance beim autonomen Fahren ist es, den 

Fachkräftemangel - wir haben über das Thema 

Logistik und Fachkräftemangel in diesem Hause 

schon diverse Male diskutiert - zu überwinden. 

Wenn Sie niemanden brauchen, der in der Stadt 

oder auf dem Land nachts den Bus fährt, dann 

kann der Bus auch fahren. Wenn Sie niemanden 

haben, der fährt, dann geht das eben nicht.  

 

Zweitens. Autonomes Fahren ist aber auch eine 

Chance für die Menschen in den Städten. Das ist 

nämlich eine Chance auf weniger Parkraum und 

dafür mehr Lebensraum. Denn Sie sind nicht 

mehr darauf angewiesen, das Auto vor die Tür 

zu stellen, um es zu parken. Es reicht, sich vor-

fahren zu lassen - man darf ja nicht mehr selbst 

fahren -, auszupacken und das Fahrzeug wegzu-

schicken. Wenn man es wieder braucht, ruft 

man es wieder.  

 

In einer Zeit, in der die Autoschlangen eben 

nicht vor den Türen stehen, hat man diesen 

Raum als Lebensraum. Ich denke, das ist ein Ge-

winn. 

 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der LINKEN: 

Das stimmt! - Zuruf von der AfD: Na!) 

 

Drittens. Autonomes Fahren ist eine Chance für 

mehr Verkehrssicherheit. 

 

(Zuruf: Ja!)  

 

Stellen Sie sich vor, 87 genervte Abgeordnete 

sitzen nicht mehr am Steuer,  

 

(Lachen) 

 

sondern werden nach Hause gefahren, können 

sich am Handy noch einmal angucken, was die 

anderen so gemacht haben, können sich über 

die Likes freuen oder über die Kommentare  

ärgern. Niemand kann umgefahren werden, 

keine Katze, kein Hund, kein Reh, keine Oma, 

kein Kind - alles gut. 

 

(Lachen - Zuruf: Und der Wolf?) 

 

Viertens. Das autonome Fahren ist auch eine 

Chance für die Wirtschaft - ich komme einmal 

von dem Spaßigen weg -, weil die Frage der Or-

ganisation von Lieferketten, übrigens auch die 

Frage der Ausnutzung von Infrastruktur, völlig 

andere Antworten mit sich bringt. Sie brauchen 

die Lkw nicht mehr tagsüber in Kolonne fahren 

lassen, wenn Sie selbst auf der Autobahn zur Ar-

beit fahren müssen oder nach Hause kommen 

möchten. Das kann nachts passieren, wenn die 

Straßen ohnehin nicht belegt sind. Sie haben an-

dere Möglichkeiten, im Übrigen auch den länd-

lichen Raum zu versorgen. Dann muss der 

Tante-Emma-Laden eben nicht mehr unbedingt 

im Dorf sein; er kommt dann direkt nach Hause. 

Deswegen, meine Damen und Herren, ist es gut, 

dass sich die Landesregierung diesem Thema 

widmet. 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Dr. Grube, Sie sollten jetzt langsam zum 

Ende kommen. 

 

 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Jawohl. - Wir sind an dieser Stelle übrigens nicht 

nur Konsumentenland, wir sind ein Zukunfts- 

labor. Das wollen wir auch bleiben. Deswegen 

bitte ich um Zustimmung zu unserem Antrag. 

 

(Beifall bei der SPD) 

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 19.05.2022 | Stenografischer Bericht 8/21 

 

 

182 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Lange, bitte. 

 

 

Hendrik Lange (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Wenn man sich 

mit Wissenschaftlerinnen unterhält, die zum  

autonomen Fahren forschen, erfährt man, dass 

voll autonomes Fahren wohl erst nach dem Jahr 

2030 einsatzreif sein wird. Dabei spielt natürlich 

die Sicherheit eine wesentliche Rolle. Aber auch 

der Datenschutz wird immer wieder kritisch hin-

terfragt. Es fallen eben sehr viele Daten an und 

damit auch Begehrlichkeiten. 

 

Derzeit ist die Stufe 3, also das hoch automati-

sierte Fahren, erreicht. Gleichwohl gibt es in vie-

len Bundesländern schon autonom fahrende 

Kleinbusse, etwa auf dem Gelände der Charité. 

Auch ich sehe das autonome Fahren als einen 

Beitrag zur Mobilitätswende, insbesondere im 

ländlichen Raum. Ich sehe es auch als einen Bei-

trag zur Zivilisierung des Verkehrs.  

 

Allerdings ist das noch ein langer Weg mit vielen 

Voraussetzungen. Eine davon ist nämlich, dass 

wirklich 5G, also Echtzeitinternet, an jeder 

Milchkanne erreichbar ist.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Das autonome Fahren ist nur ein Aspekt der 

Verkehrswende. Wir kommen auch in Sachsen-

Anhalt nicht umhin, jetzt ein modernes Mobili-

tätskonzept mit intelligenter Mobilität zu ent- 

wickeln. Zudem sind wir gezwungen, ressour-

censchonend zu leben. Daher wird es zukünftig 

nicht mehr so viele Autos geben können wie 

jetzt. Vielmehr müssen die Fahrzeuge gut aus-

gelastet werden. Am Ausbau des ÖPNV und der 

Fahrrad- und Fußverkehrsinfrastruktur führt 

kein Weg vorbei. 

Frau Hüskens, wenn Sie sagen, die Infrastruktur 

solle maximal ausgelastet werden, dann ist das, 

finde ich, der falsche Weg; denn das führt eher 

zu Staus. Wir müssen dazu kommen, dass sie 

optimal ausgelastet wird. Das muss der Weg 

sein. Dafür brauchen wir ein intelligentes Ver-

kehrskonzept.  

 

(Zuruf) 

 

Wir können auf die Forschung zum autonomen 

Fahren im Land durchaus stolz sein. Diese For-

schung gehört unterstützt und ausgebaut. Ihr 

Antrag greift auch das eine oder andere Richtige 

dazu auf. Ich sage es einmal so: Der tut nicht 

weh.  

 

(Zurufe: Oh!) 

 

Natürlich kann man auch eine Konferenz orga-

nisieren. Erstaunt bin ich aber beim Blick in den 

Haushalt, wo ziemlich wenig zur Finanzierung 

des autonomen Fahrens, der Forschung oder  

einer solchen Konferenz steht. Wie ernst ist es 

Ihnen also mit diesem Antrag?  

 

Meine Damen und Herren! Wir werden uns da-

her der Stimme enthalten. Ich bleibe dabei: Die 

Zukunft beginnt jetzt. Lassen Sie uns Forschung 

und Entwicklung voranbringen, aber beginnen 

wir mit der Mobilitätswende jetzt. - Danke. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Herr Lange, vielen Dank. - Es schließt sich Herr 

Czekalla an. Bitte, Sie haben das Wort.  

 

 

Sven Czekalla (CDU): 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich möchte in meinem Bei- 
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trag vor allem auf die Notwendigkeit autono-

men Fahrens für den ländlichen Raum einge-

hen. Denn wie aus dem Titel des Antrages her-

vorgeht, wollen wir Mobilität auch in Zukunft 

gewährleisten. 

 

Meine Kollegin Frau Tarricone ist bereits auf das 

Problem der letzten Meile eingegangen. Das, 

was wir im ländlichen Raum brauchen, sind 

selbst fahrende Kleinbusse, die Berufspendler 

dezentral im Ort einsammeln und zur nächstge-

legenen Bus- oder Bahnhaltestelle bringen. In 

Verbindung mit einem Pauschaltarif für Bus und 

Bahn bietet sich hier mittelfristig eine char-

mante Lösung, mit der man den ÖPNV für den 

ländlichen Raum attraktiver gestalten und als 

wichtiges Nebenprodukt einen Beitrag zur Er- 

reichung der Klimaziele leisten kann. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Die wissenschaftliche Expertise in Sachsen-An-

halt ist vorhanden. Hierzu kann unter anderem 

die Hochschule Merseburg mit ihrer ausgepräg-

ten Grundlagenforschung einen Beitrag leisten. 

Auch Sachsen-Anhalts Großinvestor Intel ist mit 

seinem Tochterunternehmen Mobileye am 

Thema autonomes Fahren dran. Das Unterneh-

men stellte Anfang des Jahres den Superchip 

„EyeQ“ vor, der die künstliche Intelligenz der  

Roboautos noch effizienter antreiben soll. Wei-

tere kleinere Unternehmen aus Sachsen-Anhalt, 

die sogenannten Hidden Champions, können 

Erfahrungen bspw. bei der Erfassung von Ver-

kehrswegen einbringen.  

 

Autonomes Fahren wird ab dem Jahr 2022 in 

wachsendem Maße die Realität in Deutschland 

werden. Stellen wir uns dieser Realität, ohne 

Zweifel an der Durchführbarkeit bzw. ohne die 

Kenntnis von Risiken beiseite zu wischen. 

 

Wie mit jeder neuen Technologie, so ist es auch 

mit dem autonomen Fahren. Wir werden nur 

über Trial and Error dazulernen. Dabei müssen  

 

wir die lokalen Verkehrsbetriebe, die Straßen-

verkehrsämter der Landkreise und die Landes-

straßenbaubehörde einbinden, vor allem mit 

dem Blick auf die notwendige Anpassung der 

Verkehrsinfrastruktur. 

 

Lassen Sie uns bei der im Antrag genannten 

Konferenz gemeinsam schauen, welche Exper-

tise in Wissenschaft und Forschung bereits vor-

handen ist, welche Hidden Champions und vor 

allen Dingen welche praktischen Erfahrungen es 

im Bereich des autonomen Fahrens in Sachsen-

Anhalt bereits gibt. Wir brauchen eine Lan-

desstrategie „Autonomes Fahren“ mit Fokus auf 

den ländlichen Raum.  

 

(Zustimmung) 

 

Ich bitte daher um Ihre Unterstützung für den 

Antrag. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Herr Czekalla. - Gibt es Fragen oder 

Interventionen? - Nein.  

 

(Zuruf: Das war sehr überzeugend!) 

 

- Es war sehr überzeugend. Es bleibt keine Frage 

offen. Das war die erste Rede.  

 

(Beifall) 

 

Frau Lüddemann folgt. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Autonomes Fahren 

ist wirklich eine gute Sache. Wir hatten Modell-

projekte in Magdeburg und in Stolberg hier bei  

 



LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT | 19.05.2022 | Stenografischer Bericht 8/21 

 

 

184 

uns im Land. Da konnte man sich das angucken. 

Das war quasi noch ein ganz kleiner Bus. Es geht, 

glaube ich, noch ein bisschen größer, damit man 

mehr Leute transportieren kann. Aber es ist tat-

sächlich großartig, was dort am Institut für  

Logistik geleistet wird. Das ist sehr empfehlens-

wert. Darin kann ich mich der Ministerin nur an-

schließen. 

 

Aber tatsächlich verstehe ich etwas nicht. Wenn 

ich mir diesen Antrag angucke - ich habe ihn 

wirklich mehrfach gelesen und auch meine 

Fraktion um Rat gebeten, damit ich nicht vorein-

genommen bin -, frage ich mich: Wenn dieser 

Antrag jetzt sozusagen das Niveau dieses Parla-

mentes ist,  

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Lachen) 

 

der im Endeffekt wirklich nur sagt: Bitte lassen 

Sie uns eine Konferenz durchführen - schon wie-

der eine Konferenz, das scheint der Hit in dieser 

Koalition zu sein -,  

 

(Zurufe) 

 

dann weiß ich nicht - - Wir haben an dieser 

Stelle wirklich kein Erkenntnisproblem. 

 

(Zurufe) 

 

Ich kann Ihnen, werte regierungstragende Frak-

tionen, auch empfehlen: Meine Fraktion hat be-

reits im Jahr 2019 eine Studie, die vom Wissen-

schaftszentrum für Sozialforschung Berlin erar-

beitet wurde, vorgelegt, die explizit für Sachsen-

Anhalt die Chancen und Möglichkeiten des  

autonomen Fahrens herausarbeitet. Herr Prof. 

Knie ist einigen sicherlich bekannt.  
 

(Zustimmung) 
 

Er ist ein ausgewiesener Experte für das The-

mengebiet. 
 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Lachen) 

 

Ich würde, ehrlich gesagt, keine Theorie mehr 

machen. Ich würde die Praxisprojekte, die wir 

haben, weiterführen. Dafür bietet sich an - dar-

über haben wir schon ein paarmal gespro-

chen - der Bahnhaltepunkt in Thießen, der ist 

von der Bahn aufgegeben worden. Einen Wei-

terbetrieb haben wir trotz politischer Interven-

tion - ich war auch mit dem Kollegen Sepp Mül-

ler vor Ort - nicht erreichen können. Dort könn-

ten wir eine neue, erweiterte Teststrecke schaf-

fen. Das ist eine gerade Strecke, dort ist wenig 

Publikumsverkehr. Warum lassen wir nicht zwi-

schen Thießen und Jeber-Bergfrieden - das ist 

nämlich der nächste Bahnhof - einen autono-

men Kleinbus im Modellbetrieb fahren, damit 

wir endlich vorwärtskommen? 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
 

Bei aller Liebe … Vielleicht laden Sie mich dann 

irgendwann zu diesem Kongress ein,  
 

(Zuruf von Guido Kosmehl, FDP) 
 

dann komme ich sogar und kann dort gern über 

meine Studie berichten. Lassen Sie uns doch die 

Praxis vorantreiben und nicht weiter Theorie 

machen. 
 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Das war Frau Lüddemann. - Frau Tarricone als 

letzte Rednerin, bitte. 

 

 

Kathrin Tarricone (FDP): 

 

Ich danke von dieser Stelle aus den Koalitions-

fraktionen ganz herzlich für das Unterstreichen 

der Chancen. Das war unser Ziel. 
 

(Beifall bei der FDP - Unruhe - Zuruf von der 

CDU: Bitte! - Cornelia Lüddemann, GRÜNE: 

Nicht nur unterstreichen! Machen!) 
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- Ja, auf das Machen komme ich gleich.  

 

Zu Frau Lüddemann. Frau Lüddemann, ich darf 

Sie kurz zitieren: Schon wieder eine Konferenz? 

Soll das das Niveau dieses Plenums sein?  

 

(Zuruf) 

 

Ja, Austausch mit Fachleuten soll das Niveau 

dieses Plenums sein. 

 

(Beifall bei der FDP - Zuruf von Cornelia Lüd-

demann, GRÜNE - Weitere Zurufe) 

 

- Jetzt muss ich natürlich noch einmal ganz kurz  

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

und ganz grimmig in diese Richtung gucken, 

liebe AfD-Fraktion. Sie haben sich - -  

 

(Zuruf: Gespalten!) 

 

- Nein, nicht gespalten. - Sie haben einen Zu-

stand beschrieben und beklagt. Wir schauen in 

die Zukunft, und zwar mutig und hoffnungsvoll,  

 

(Zurufe) 

 

und wollen einen Prozess mit Chancen für Sach-

sen-Anhalt anschieben. 

 

(Beifall bei der FDP - Zuruf: Jawohl! - Unruhe) 

 

Deswegen an dieser Stelle noch einmal die herz-

liche Bitte, jetzt mit einem starken Votum zu  

 

sagen: Chancen für Sachsen-Anhalt nutzen,  

modern machen! - Ganz herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der FDP) 

 

 

Vizepräsidentin Anne-Marie Keding: 

 

Vielen Dank, Frau Tarricone. - Ich habe keinen 

Antrag auf Überweisung vernommen. Des- 

wegen lasse ich jetzt über diesen Antrag ab- 

stimmen. 

 

Abstimmung 
 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 

kann, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Das 

sind die Koalitionsfraktionen. Wer ist dagegen? 

- Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich der 

Stimme? - BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die 

Fraktion DIE LINKE. Damit ist der Antrag ange-

nommen worden.  

 

 

Schlussbemerkungen 
 

 

Ich kann Ihnen mitteilen, wie Sie sicherlich freu-

dig erregt festgestellt haben, wir sind am Ende 

der Sitzung angelangt. Ich berufe den Landtag 

zu seiner 12. Sitzungsperiode für Mittwoch, 

Donnerstag und ggf. Freitag - bitte bedenken Sie 

das -, den 22., 23. und ggf. 24. Juni 2022 ein. Ich 

wünsche Ihnen allen einen schönen Abend. Die 

Sitzung des Landtages ist geschlossen. 

 

Schluss: 19:14 Uhr. 
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